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Vorwort. 


Einheit ist die Tendenz des katholischen Kirchenrechts, 
Besonderheit das Stigma des evangelischen. Diese Gegen- 
sätzlichkeit im Wesen bedingt eine Gegensätzlichkeit in der 
Methode. Dort kann man das Besondere nur aus dem All- 
gemeinen verstehen, hier ist das Allgemeine nichts als eine 
Abstraktion des Besonderen. Das allgemeine evangelische 
Kirchenrecht setzt die Kenntnis der einzelnen evangelischen 
Partikularkirchenrechte voraus. 

Das Bild der evangelischen Kirchenrechtswissenschaft ent- 
spricht dem nicht. Wohl gibt es eine ganze Anzahl von 
Lehr- und Handbüchern des allgemeinen Rechts; wir sind in- 
dessen noch weit davon entfernt, eine vollständige Darstellung 
des Kirchenrechts der einzelnen Landeskirchen zu haben. 
Und doch wird man erst, wenn das der Fall ist, an eine er- 
neute gründliche Durcharbeitung des evangelischen Gesant- 
kirchenrechts sich wagen dürfen. — In verstärktem Masse hat 
das zu gelten von der aus Gründen der Territorialentwicklung 
noch ärger zersplitterten kirchlichen Rechtsgeschichte. 

Dieser Gedankengang ist die Veranlassung, dass der Gegen- 
stand dieser Abhandlung örtlich und stofflich sehr beschränkt 
gewählt wurde. Wir müssen damit beginnen, in Einzelheiten 
klar und scharf zu sehen, wenn wir später einmal dahin ge- 
langen wollen, das Ganze einheitlich zu überblicken. 

Indessen begegnet die Uebertragung dieser Grundsätze 
auf die Praxis nicht geringen Schwierigkeiten, und zwar ist 
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das teils in den Dingen selbst, teils in dem gegenwärtigen 
Stande der Kirchenrechtswissenschaft begründet. 

Gerade wie das Ganze durch das Einzelne, so ist nicht 
minder das Einzelne durch das Ganze bedingt und kann nur 
aus ihm verstanden werden. Darum ist es auch nicht möglich, 
einen so beschränkten Gegenstand, wie ihn dieses Buch be- 
handelt, aus dem Zusammenhang herauszunehmen und für sich 
allein zu betrachten. In zeitlicher Hinsicht würden die ge- 
schichtlichen Zusammenhänge zerrissen, in systematischer Hin- 
sicht würde die Wechselwirkung der einzelnen Teile des Rechts 
nicht genügend herausgestellt werden können und dadurch 
die Darstellung zu einem dürren Schema logischer Ent- 
wicklungsreihen werden, statt ein farbiges Abbild des viel- 
gestaltigen Rechtslebens der Kirche zu sein. Ein Hinüber- 
greifen auf Teile des kirchlichen Rechts, die mit dem hier 
behandelten nur in losem Zusammenhange stehen, wird da- 
durch zur Notwendigkeit. Eine Monographie im strengsten 
Sinne des Wortes ist nicht möglich. Das liegt in den 
Dingen selbst. 

Im konkreten Fall kommt aber noch hinzu, dass es bei 
den Hinweisen auf das Rechtsleben der Kirche im allgemeinen 
und auf die Wechselbeziehungen der einzelnen Teile der 
Kirchenverfassung im besonderen nur selten möglich war, auf 
Bekanntes Bezug zu nehmen. Die Rechtsgeschichte der han- 
noverschen Landeskirche liegt noch vielfach im Dunkeln. 
Ein einfacher Hinweis war da nicht möglich. Sollte nicht 
ganz darauf verzichtet werden, so galt es, zu versuchen, auch 
hier, so gut es ging, Klarheit zu schaffen auf die Gefahr hin, 
damit Dinge in die Arbeit hineinzutragen, die gewissermassen 
nur an der Peripherie ihres Gegenstandes liegen, und die mit 
einem einfachen Hinweis hätten abgetan werden können und 
müssen, wenn der Stand der Wissenschaft es erlaubte. 

Hieraus erklären sich die beiden Hauptmängel der Arbeit: 
ihr grosser Umfang, der — äusserlich betrachtet — zu der 
geringen systematischen Bedeutung ihres Gegenstandes kaum 
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noch in einem angemessenen Verhältnis steht, und — inhalt- 
lich betrachtet — die besonders im ersten Teil nicht seltene 
Ueberschreitung der durch die enge Beschränkung des Themas 
gezogenen Grenzen. Ich verkenne diese Mängel nicht, über- 
sehe auch nicht, dass insbesondere der letztgenannte Umstand 
der Kritik die Wege ebnet, indem er die Angriffsflächen der 
Arbeit wesentlich vermehrt. Indessen: mag auch der Einzel- 
forscher hie und da Bedenken finden; ich bin doch der be- 
stimmten Hoffnung, dass dadurch das Ganze in seinen wesentlichen 
Ergebnissen nicht wird in Frage gestellt werden können. — 

Die Arbeit ist hervorgegangen aus dem kirchenrechtlichen 
Seminar an der Universität Bonn. Dessen Leiter, Herrn Ge- 
heimrat Stutz, verdanke ich die Anregung zur Behandlung 
dieses Themas; er verfolgte meine Arbeiten daran mit freund- 
lichem, wohlwollendem Interesse und regte mich immer wieder 
zum Weiterforschen und Weitersuchen an. Indessen ich ver- 
danke ihm mehr und Wichtigeres — und das an dieser Stelle 
hervorzuheben ist mir ein besonderes Bedürfnis. Er war es, 
der durch seinen von innerer Anteilnahme getragenen akade- 
mischen Unterricht und seinen fesselnden Vortrag mein Interesse 
für das kirchliche Recht und seine Entwicklung weckte und 
förderte und dadurch meinen Studien und meiner wissenschaft- 
lichen Neigung erst jene Richtung gab, deren Pflege mir die 
Arbeit zu einer Freude macht. 

Wenn ich weiter die Hoffnung glaube hegen zu dürfen, 
dass im Laufe der Ausführungen auch die praktische und 
wirtschaftliche Seite des abstrakten Rechts nicht ohne Berück- 
sichtigung geblieben ist, so gedenke ich dabei dankbar des- 
jenigen, der mir zuerst die Bahnen der praktischen Anwen- 
dung des Rechts wies, des Herrn Geheimrat Raven in Ottern- 
dorf. Seinem Vorbild und seiner Unterweisung verdanke ich 
das Verständnis dafür, wie weit die wahre Rechtsanwendung 
davon entfernt ist, ein Rechnen mit Formeln und Begriffen zu 
sein, wie sie vielmehr in ihrem besten Teil erwächst aus der 
Kenntnis des praktischen Lebens in der unabsehbaren Fülle 
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seiner Erscheinungen und sich so in den rechten Händen wandelt 
aus dem Wissen des Rechts zum Erkennen der Gerechtigkeit. 

Zahlreiche Winke aus der kirchlichen Praxis verdanke 
ich Herrn Superintendenten W ettwer in Wester-Wanna, dem 
geistlichen Kirchenkommissar des Landes Hadeln. Es waren 
diese Winke um so wertvoller für mich, als sie gegeben wurden 
auf Grund einer eingehenden, in langer Praxis erprobten 
Kenntnis unseres hannoverschen Kirchenrechts, und als sie 
getragen waren von einem feinen Verständnis für das Wesen 
und die Anschauungsweise des Rechts, einem Verständnis, das 
man bei Theologen nicht immer findet. Auch des freund- 
lichen Interesses seines weltlichen Konkommissars, des Herrn 
Landrat Bayer in Otterndorf, gedenke ich dankbar. 

Endlich will ich dieses Vorwort nicht schliessen, ohne des 
Entgegenkommens erwähnt zu haben, das ich bei meinen 
Arbeiten im Kgl. Konsistorium und im Kgl. Landeskonsistorium 
zu Hannover gefunden habe. 

Möchte das Buch dazu dienen, in immer weiteren Kreisen 
die Erkenntnis zu wecken und wach zu halten, welche mannig- 
faltigen und auch vom juristischen Standpunkt aus interessanten 
Fragen das Recht und die Rechtsgeschichte unserer hannover- 
schen Landeskirche in sich bergen. Möchte es aber auch zur 
Lösung dieser Fragen selbst sein Teil beitragen. Dann erfüllt 
es die Hoffnung, mit der ich es der Oeffentlichkeit übergebe. 


Einbeck, im Mai 1913. 


Ernst Martens. 
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— Art.: „Eigenkirche, Eigenkloster* inHauck-Herzogs Realenzy- 
klopädie® XXIII (Leipzig 1913), 363 ff. 

— Das habsburgische Urbar und die Anfänge der Landeshoheit. 
2.2 f. R.G. XXV (1904), 227 £. 


) Spittlers Geschichte wird im allgemeinen nach der Einzel- 
ausgabe zitiert. Mit Rücksicht darauf jedoch, dass die Neuherausgabe 
in den sämtlichen Werken einige neue Zusätze enthält, ist stets auch 
die dortige Stelle hinzugefügt. 
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von Joseph Kohler. Leipzig und Berlin 1904. II, 809 ff. 
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XIX (Leipzig 1906), 73 f£. 

— 3. auch u. Hinschius-Stutz. 

Sudendorf, H., Urkundenbuch zur Geschichte der Herzöge von Braun- 
schweig und Lüneburg und ihrer Lande. 10 Tle. Hannover 1859 ff. 
— Register von ©. Sattler (Teil 11). Göttingen 1883. 

Sugenheim, S,, Staatsleben des Klerus im Mittelalter. I. Berlin 
1839. 


Thimme, Friedrich, Die inneren Zustände des Kurfürstentums 
Hannover unter der französisch-westfälischen Herrschaft. 1806— 1813. 
2 Bde. Hannover und Leipzig 1893/95. 

(Thomasius), Ernsthafte, aber doch muntere und vernünftige Thoma- 
sische Gedanken und Erinnerungen über allerhand auserlesene 
juristische Händel. 4 Tle. Halle 1720 fi. 

Thudichum, Friedrich, Deutsches Kirchenrecht des XIX. Jahr- 
hunderts. 2 Bde. Leipzig 1877 f. 

Treuer, E., Chur-Braunschweig-Lüneburgisches Staatsrecht, mitgeteilt 
durch, v. Lenthe. ZHVNieders 1853, 283 ff. 

Tschackert, Paul, Die Epochen der niedersächsischen Kirchenge- 
schichte. ZGNKG I (1896), 1 ff. 

— Analecta Corviniana. Quellen zur Geschichte des niedersächsischen 
Reformators Antonius Corvinus. Quellen und Darstellungen aus 
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zur Geschichte Niedersachsens III. Hannover 1900. 
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Hannover 1900. 
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— Die Kastenordnung der Herzogin Elisabeth von Braunschweig- 
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Twele, E., Die hannoversche Konsistorialverfassung und deren Ent- 
wicklung. Monatsschrift für Theologie und Kirche, herausgegeben 
von Lücke und Wieseler. V, der neuen Folge I (Göttingen 
1849), 161 ff. 


Uhlhorn, Gerhard, Antonius Corvinus, ein Märtyrer des evangelisch- 
lutherischen Bekenntnisses. Schriften des Vereins für Reformations- 
Geschichte, Heft 37. Halle 1892. 
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(Zusammenstellung nach Karl Kunze, Systematisches Inhalts- 

verzeichnis zu den Jahrgängen 1819—1910 des „Vaterländi- 

schen Archivs“... Hannover 1911). 
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KABl = Kirchliches Amtsblatt für den Bezirk des Kgl. Landeskonsisto- 
riums in Hannover. Hannover 1885 ff. 

K.-G.- und Vdg.-Bl. = Kirchliches Gesetz- und Verordnungsblatt für die 
evangelisch-reformierte Kirche der Provinz Hannover. Aurich 
u I (1884—1891); IL (1891—1899); III (1900—1909); IV 
1910 fk.). 


(Lipperts) Annalen des katholischen, protestantischen und jüdischen 
Kirchenrechts, herausgegeben von Heinrich Ludwig Lippert. 
Frankfurt a. M. 1831. 


Monatsschrift für Theologie und Kirche, mit besonderer Berücksichtigung 
der hannoverschen Landeskirche, herausgegeben von Lücke und 
Wieseler. Göttingen 1845 ff. 


Neues vaterländisches Archiv, s. u. HVNieders. 
Niedersachsen. Halbmonatsschrift für Geschichte, Landes- und Volks- 
kunde, Sprache und Literatur Niedersachsens. Bremen 1895 ft. 
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1886. , 
Publikationen aus den Kgl. Preussischen Staatsarchiven. Leipzig 1878 ff. 


Quellen und Darstellungen aus der Geschichte des Reformationsjahrhun- 
derts, herausgegeben von Georg Berbig. Halle a. S. 1906 ft. 

Quellen und Darstellungen zur Geschichte Niedersachsens, herausgegeben 
vom HVNieders, Hannover 1883 ff. 


Reformationsgeschichtliche Studien und Texte, herausgegeben von Joseph 
Greving. Münster i. W. 1906 ft. 


Sammlung der Gesetze, Verordnungen und Ausschreiben für das König- 
reich Hannover. (Offizielle Sammlung.) Hannover 1818 ff. 

Schriften des Vereins für Reformationsgeschichte. Halle a. S. 1883 ff. 

Schriften des Vereins für schleswig-holsteinsche Kirchengeschichte. 2. Reihe 
(Beiträge und Mitteilungen). Kiel 1897 ft. 

Stutz, s. Abhandlungen. 


Vaterländisches Archiv, s. u. HVNieders. 
Veröffentlichungen des Vereins für Geschichte der Mark Brandenburg. 
Leipzig 1904 ff. 


Württembergische Jahrbücher für Statistik und Landeskunde, heraus- 
gegeben von dem Königlichen Statistischen Landesamt. Stutt- 
gart 1863 ff. 


ZGNKG = Zeitschrift der Gesellschaft für niedersächsische Kirchen- 
geschichte, herausgegeben von Karl Kayser. Braunschweig 
1896 ff. 

ZHarzV = Zeitschrift des Harzvereins für Geschichte und Altertums- 
kunde. Herausgegeben im Namen des Vereins von Eduard 
Jacobs. Wernigerode 1868 ff. 
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Zeitschrift für historische Theologie, herausgegeben von Illgen. Leipzig 
1832 ff. 

ZHVNieders = Zeitschrift des HVNieders, s. u. HVNieders. 

ZK Gesch = Zeitschrift für Kirchengeschichte, herausgegeben von Brieger. 
Gotha 1877 ff. 

ZKR = Zeitschrift für Kirchenrecht, herausgegeben von Dove. Berlin 
1861 ff. Später: „Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht,“ heraus- 
gegeben von Friedberg und Sehling; seit Bd. XLIII (1912) 
von Sehling allein. Freiburg 1892 ff. 

Zeitschrift für Rechtspflege im Herzogtume Braunschweig, herausgegeben 
von Ed. Gotthard und C. Koch, sp. a. von A. Dedekind. 
Braunschweig 1854 ff. 

Z? £. RG. = Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte. 
Germanistische Abteilung. Weimar 1880 ff. 

Zeitschrift der Gesellschaft für schleswig-holstein-lauenburgische Ge- 
schichte. Kiel 1870 ff. 


Quellennachweis. 


Die Abkürzungen der Titel der einzelnen Werke sind dem Literaturverzeichnis zu 

entnehmen. Die Zitate nach Willich und Fredersdorff verweisen stets nur 

auf den Abdruck eines grösseren Teils der Gesetze und Verordnungen oder auch nur 

auf den Abdruck eines wesentlichen Auszuges daraus, wie das dem besonderen 

Charakter dieser Sammlungen entspricht. Ungedruckte Quellen sind nicht angeführt, 
da dieser Nachweis nur kurz über die Literatur orientieren soll. 


1501 


Mittwoch nach Vocem Jucunditatis (19. Mai — nach Spittler 
17. Mai) — Herzog Erich I. von Calenberg — Privilegium für die Land- 
stände zwischen Deister und Leine — Spittler, Geschichte I, Bei- 
lage III, Anhang 18 ff.; Desselben, Sämtliche Werke VI, 348 ff. (Bei- 
lage III) — 33'. 


1523 


Mittwoch nach Blasii (4. Februar) — Münden — Herzogin Katharina 
von Calenberg — Erlass an alle Städte des Landes wider das Luthertum 
— Schlegel, Kirchengeschichte II, Beilage I, 581 f. — 32!. 


1526 


Am Tage Bernwardi Episcopi (20. November) — Herzog Erich I. 
von Calenberg — Privilegium für die Landschaft zwischen Deister und 
Leine — Kleinschmidt, Sammlung II, 14 ff. Auszugsweise: Spitt- 
ler, Geschichte I, Beilage IV, Anhang 22 ff.;, Desselben, Sämtliche 
Werke VI, 351 ff. (Beilage IV) — 33!. 


1527 


Ohne näheres Datum — (Kursächsische) Artikel, so durch die Räte, 
zur Visitation verordnet, und andere untertäniglich bedacht — Sehling 
I, 1, 37 £. Anm. 1 — 233°. 

Sonntag Trinitatis (16. Juni) — Torgau — Herzog Johann zu Sachsen 
— Instruktion und Befehl, darauf die Visitatores abgefertigt sein — 
Sehling I], 1, 142 ff.; Richter I, 77f. (An beiden Stellen die An- 
gabe weiterer Abdrucke) — 148" 


1529 


Ohne näheres Datum — Der ehrbaren Stadt Hamburg christliche 
Ordnung, zu Dienste dem Evangelio Christi, christlicher Liebe, Zucht, 
Friede und Einigkeit — Richter I, 127 ff. (Daselbst die Angabe wei- 
terer Abdrucke) — 124. 
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1533 

Freitags Antonii (17. Januar) — Ordnung der Gottes- und Almosen- 
Kasten durch ... Philipp, Landrafen zu Hessen ... Richter I, 213 ff. 
(Daselbst Angabe eines weiteren Abdrucks) — 133°, 134 £.°. 

Dienstag nach Luciae (16. Dezember) — Altenburg — Gemeine 
Verordnung und Artikel der Visitation in Meissen und “dem Vogtland 
— Sehling I, 1, 187 f£.; Richter (unter etwas abweichendem Titel) 
I, 226 ff. (An beiden Stellen die Angabe weiterer an — 2351. 


1535 


Kanzleiordnung Heinrichs des Jüngeren von Wolfenbüttel — Inhalt- 
lich bei Krusch, Entwicklung I, 201 fl. — 29?. 144. 


1536 


Ohne näheres Datum — Ulrich, Herzog von Württemberg — Ord- 
nung eines gemeinen Kastens für die Armen, wie der allenthalben im 
Fürstentum Württemberg angerichtet soll werden — Richter I, 261 
(Daselbst Angabe eines weiteren Abdrucks) — 134 £.?. 


1541 
Sonntag nach Laurentii (14. August) — Wulffenbeuttell — Unser 
von Gottes Gnaden Heinrichs des Jüngeren ... Amtsordnung. Wie es 


mit Einnehmen und Ausgeben soll gehalten werden — Gesenius, Meier- 
recht II, Beilage XXIII, 133 ff. — 29°. 


1542 

Ohne Angabe eines näheren Datums — Herzogin Elisabeth von 
Calenberg — Christliche Kirchenordnung, Ceremonien und Gesänge, für 
arme ungeschickte Pfarrherren ... gestellt und in den Druck gegeben 
— Richter I, 362 ff. — 83. 110, 113 £.%, 121". 

Kastenordnung der Herzogin Elisabeth von Calenberg — Tschackert 
in ZGNKG V (1900), 410 ff. 

10. Oktober — Wolfenbüttler Instruktion an die Visitatoren — 
Kayser, Reformationsvisitationen 56 — 123 ff.! 

Ohne Angabe eines näheren Datums — Johann Friedrich, Kurfürst 
von Sachsen — Constitution und Artikel des geistlichen Consistorii zu 
Wittenberg — Sehling I, 1, 200 fi; Richter I, 367 fi. — 234. 
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Ohne näheres Datum — Kurfürst von Sachsen und Landgraf zu 
Hessen — Christliche Kirchenordnung im Lande Braunschweig, Wolfen- 
büttelschen Teils — Richter II, 56 ff. (Daselbst Angabe eines.weiteren 
Abdrucks). 


1544 
Montags nach Misericordias Domini (28. April) Herzogin Elisabeth 
von Calenberg — Ober- und Hofgerichtsordnung in unserer Leibzucht 


Münden und unseres geliebten Sohnes Fürstentümern und Landen zwi- 
schen Deister und Leine und Oberwald, darin Göttingen gelegen — Grupen, 
Disceptationes forenses 614 ff. — 91 ff.? 

16. Juli — Constitutiones Synodales in Herzog Erichs Fürsten- 
tum zu Pattensen, beschlossen, angenommen und jedem Pastor über- 
geben — Kleinschmidt II, Bu 97. 
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1545 
Donnerstag nach Epiphaniae (8. Januar) — Etliche Satzung des 
andren Synodi in unser gnädigen Fürstin und F. Leibzucht und Herzog 


Erichs Fürstentum das Land zu Göttingen genannt, zu Münden ... ge- 
halten — Kleinschmidt II, 66 ff. — 97. 


1547 


1. August — Ulrich, Herzog von Württemberg — Württembergische 
Synodalordnung — Richter II, 93 ff. (Daselbst Angabe eines weiteren 
Abdrucks) — 130°, 131. 


1551 


Dienstag nach Vincula Petri (4. August) — Protestation, so Herzog 
Heinrich auf dem Landtage zu Elze hat tun lassen — Havemann, 
Elisabeth 133 ff. (Beilage XXV) — 86°. 


1555 


Mittwoch nach Martini Episcopi (13. November) — Cautio oder 
Revers wegen der Religion vom Herzog Erich dem Jüngeren von Calen- 
berg der Landschaft erteilt — Schlegel, Kirchengeschichte II, 597 ff. 
(Beilage VIID); Kleinschmidt, Sammlung II, 99 ff.; Pfeffinger, 
Historie I, 580 ff. — 86°. 

22. Oktober — Herzog Erichs des Jüngeren von Calenberg Privi- 
legium sowohl für sämtliche Calenbergische Landstände überhaupt als 
auch für die vier grossen Städte besonders — Spittler, Geschichte I, 


Beilage VI, Anhang 30 ff.; Desselben, Sämtliche Werke VI, 357 ff. 
(Beilage VI) — 86°. 
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Hofgerichtsordnung Heinrichs des Jüngern von Braunschweig- 
Wolfenbüttel — Arthur Kern, Deutsche Hofordnungen des 16. und 
17. Jahrhunderts. Denkmäler der deutschen Kulturgeschichte. II. Ber- 
lin 1907, 15 ff. — 144. 


1557 
8. Mai — Kurfürst August von Sachsen — Generalartikel und ge- 
meiner Bericht ... — Sehling], 1, 316 ff.; Richter II, 178 ff. — 235. 
1559 


15. Mai (so nach der Württembergischen Kirchengeschichte 388) 
— Christoph, Herzog von Württemberg — Summarischer und einfältiger 
Begriff, wie es mit der Lehre und Ceremonien in den Kirchen unseres 
Fürstentums ... bisher geübt und gebraucht, auch fürohin ... gehalten 
und vollzogen werden solle (Grosse württembergische Kirchenordnung) 
— Richter II, 198 ff. (Daselbst eine Angabe eines weiteren Abdrucks 
2175, 12158.°91241£.2,7129,51802,.181.51134 1.2237. 


1560 
8. Mai — Mandat Herzog Heinrichs des Jüngeren von Wolfen- 
büttel wegen Abstellung der Mängel bei Abhaltung des Gottesdienstes — 
Schlegel, Kirchengeschichte II, 618 ff. (Beilage XV) — 60. 
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1562 
25. Juni — Edikt Herzog Heinrichs des Jüngeren von Wolfenbüttel, 
die lutherische Lehre betreffend (bei Schlegl, Kirchengeschichte II im 
Verzeichnis der Beilagen als Kreistagsabschied des Niedersächsischen 
Kreises bezeichnet) — Schlegel, Kirchengeschichte II, 622 ff. (Bei- 
lage XVI) — 60. 
1566 


Montags nach Quasimodogeniti (22. April) — Herzog Heinrich der 
Jüngere von Wolfenbüttel — Ordnung den Amtleuten gegeben — 
Gesenius, Meierrecht II, Beilage XXIV, 146 ff. — 293, 144. 


1569 


Ohne näheres Datum — Kirchenordnung Unser von Gottes Gnaden 
Julii, Herzog von Braunschweig ... Wie es mit Lehre und Ceremonien 
unseres Fürstentums Braunschweig, Wolfenbüttelschen Teils, auch der- 
selben anhangenden Sachen und Verrichtungen hinfort ... gehalten 
werden soll — CCC p.Ic.INr.I, 1f.; Ebhardt, Kirchengesetze I, 1 ft. 
Auszugsweise: Richter II, 318 f£.; unter zahlreichen verschiedenen 
Stichworten: Willich — 111, 120 ff. 

Als Vorrede dazu: 


1. Januar — Verordnung des Herzogs Julius zu Braunschweig- 
Wolfenbüttel, die Einführung der Kirchenordnung betreffend — CCC 
p.Ic.INr.lL 1f.; Ebhardt, Kirchengesetze I, 1ff. — 111°, 141; 
142 2. 

1580 

1. Januar — Des durchlauchtigsten, hochgebornen Fürsten und 
Herrn, Herrn August, Herzog zu Sachsen u.s. w. Ordnung, wie es in 
seiner churf. &. Landen bei den Kirchen mit der Lehre und Ceremonien 

.. gehalten werden soll — Sehling I, 1, 359 ff.; Richter II, 401 ft. 
— 12275.1,1481,237. 
1586 

27. August — Gandersheimer Landtagsabschied — Spittler, Ge- 
schichte I, Beilage IX, Anhang 51fl.; Desselben, Sämtliche Werke 
VI, 374 ff. (Beilage IX) — 113 £.*, 114 £° 


1588 


91. Februar — Instruktion an die Wolfenbüttler Visitatoren für 
Calenberg — Kayser, Generalvisitation I, 110 — 113 £.%. 


1592 
14. Januar — Rezess des Herzogs Heinrich Julius von Calenberg- 
Wolfenbüttel mit denen von Uslar — Inhaltlich bei Schlegel, Kirchen- 
geschichte II, 356 ff. — 187 £.? 
2. Juli — Rezess des Herzogs Heinrich Julius von Calenberg- 
Wolfenbüttel mit denen von Oberg — Inhaltlich bei Schlegel, Kirchen- 
geschichte II, 358 — 187 £.? 


1593 
6. Januar — Fürstliches Ausschreiben, dass der Kirchenordnung 
in allem nachgelebet werden solle — CCC p.I c.INr.lD, 408 f.; 
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Fredersdorff II, 392; Ebhardt, Verordnungen II, 81ff.; Des- 
selben, Kirchengesetze I, 171 ff.; Kleinschmidt, Sammlung II, 237 ff. ; 
Cellische Gerichtsordnungen 902 £,; Willich 1, 537 £.; I, 698 f.; auch 
ee au Gandersheimer Landtagsabschied vom 10. Oktober 1601, 
s.d. — 113 £.: 


1594 
12. März — Rezess des Herzogs Heinrich Julius von Calenberg- 


Wolfenbüttel mit denen von Adelebsen — Inhaltlich bei Schlegel, 
Kirchengeschichte II, 358 f. — 171, 187 ?, 190 !. 


1595 


9. September — Rd. IlImi Henrici July ete. Constitutio, wie es 
mit den Mulcten, so in Fürstl. Braunschw. Consistorio erkannt und ge- 
setzt werden, zu halten, auch wohin solche zu verwenden — Schlegel, 
Kirchenrecht I, 502 ff. (Beilage VII) — 147°. 


1596 


22. Januar — Vergleich des Herzogs Heinrich Julius von Calenberg- 
Wolfenbüttel mit den Grafen von Gleichen wegen der geistlichen Ver- 
fassung der Grafschaft Spiegelberg — Inhaltlich bei Schlegel, Kirchen- 
recht II, 445 f. — 104! 


18. September — Verordnung des Herzogs Heinrich Julius von 
Calenberg-Wolfenbüttel, dass die Justizkanzlei, Hofgericht und Konsi- 
storium bei dem Exercitio Jurisdictionis in den angewiesenen Schranken 
sich behalten und keines dem anderen vorgreifen solle — CCC pp. II 
c. II Nr. V, 244 fi; Ebhardt, Kirchengesetze I, 654 ff.; Willich 
I, 538: II, 263 — 145’, 1631, 164, 180'. 


1597 
14. Juni — Verordnung des Herzogs Heinrich Julius von Calenberg- 
Wolfenbüttel wider die Simonie — Wörtlich wiederholt in den Verord- 
nungen vom 6. Mai 1675 und vom 31. Dezember 1734, s. d. — 64%, 170°. 


1601 

10. Oktober — Gandersheimer Landtagsabschied — CCC p. IV 
c. VII Nr. I, 1 ff.; Cellische Gerichtsordnungen 846 ff.; Ebhardt, Verord- 
nungen II, 64 ff.; Kleinschmidt, Sammlung II, 189 ff.; auszugsweise: 
Desselben, Kirchengesetze I, 174 ff. und II, 513 (nur die auf die 
Kirchenverfassung bezüglichen Stellen); Willich II, 64 ff. und 

10. Oktober — Herzog Heinrich Julius von Calenberg-Wolfenbüttel 
— Fürstliche Assekuration wegen der wahren christlichen Lehre — Klein- 
schmidt, Sammlung II, 244 ff.; Schlegel, Kirchengeschichte II, 651f. 
FBelaca a XV) 2,108 5.114&7., 117, 117271053 1370.88. 146. °,,147 
Dr 172,175%.110.,.1827.1,°188 17 


1619 

1. Oktober — Lüneburger Kirchenordnung — Uebereinstimmend 

die Lüneburger Kirchenordnung vom 16. August 1643; s. d. — 182 £.' 
1636 


14. Juni — KHann — Ausschreiben an die Beamten, die Teil- 
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nahme an den Spezialvisitationen betreffend — Schlegel, Kirchenrecht 
II, 606 £. (Beilage XXV); Ebhardt, Kirchengesetze I, 751 — 206 !, 210 £.? 


1637 
2. Dezember — Calenberger Hofgerichtsordnung — CCC p. II ec. II 
NreXlwsrztte nd, 


1639 


3. April — Hannoverscher Landtagsabschied — CCC p. IV c. VIII, 
71f.; Willich I, 435 ff.; der auf die Kirchensachen bezügliche Teil auch 
bei Ebhardt, Kirchengesetze I, 179ff. — 137£.°, 1381, 199°, 2091, 
211%. 

1640 


10. Juni — Edikt des Herzogs Georg von ÜCalenberg wegen rich- 
tiger Anmeldung derjenigen, die Kirchenbusse zu tun schuldig sind — 
CCC p.I cc. I Nr. XIII, 438 f. — 218. 


1643 
16. August — Kirchenordnung des Durchleuchtigen, Hochwürdigen 
und Hochgebornen Fürsten und Herrn, Herrn Friederich, Herzog zu 
Braunschweig und Lüneburg ... Wie es mit Lehre und Ceremonien, 
auch anderen geistlichen Sachen und Verrichtungen ... gehalten werden 
soll — CCLun p.Ic.INr.1, 1ff.; Ebhardt, Kirchengesetze I, 182 ft. 
— 146%. 
1646 
12. Mai — KHann — Ausschreiben, den Besuch der Katechismus- 
lehre betreffend — Zitat nach Schlegel, Kirchengeschichte II, 539 
— 212 £.? 


10. November — Landesherrliches Reskript wegen der geistlichen 
Rechte derer von Adelebsen — Schlegel, Kirchenrecht IV, 524 £. 
(Beilage XXVILII) — 171, 190!. 


1650 
9. Oktober — Herrn Herzogs Georg Wilhelm zu Braunschweig und 
Lüneburg renovierte und erneuerte Verordnung, wie es hinfüro in S.F.Gn. 


Landen mit der Katechismuslehre, ... wie auch mit der Visitation ... 
gehalten werden soll — Ebhardt, Kirchengesetze II, 628 ff. — 510. 


1656 
14. Oktober — Ordnung der sämtlichen Superintendenten des 
Fürstentums Calenberg zwischen Deister und Leine, wie dieselbige 
nach dero Antecessorum Seeliger Form und Weise bei dem auf jüngst 
ausgelassenen Fürstl. Befehl sub dato 3. Juni Ao. 1656 zu allererst 


zu Ronnenberg ... gehaltenen Convent ... renoviert, aufgesetzt und 
.. einhellig beliebet und subseribiertt worden — Kleinschmidt 
II, 295 ff. 
1671 


29. April — Verordnung des Herzogs Johann Friedrich von Calen- 
berg wegen des Huldigungseides der Geistlichen — Zitat nach Schlegel, 
Kirchenrecht II, 225 f. — 153, 216 *. 
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1674 
18. Juni — Erneuerte Amtsordnung des Herzogs Johann Friedrich 


von Oalenberg — CCC p. IV c. V, 17 ff.; CCLun p. IV e. V Nr. VI, 18 £f.; 
Willich I, 79. — 211 £.2, 242°. 
1675 
6. Mai — Constitutio ad mandatum Serenissimi proprium, wie 
sich Patroni mit Verleihung der Pfarren zu verhalten haben — CCO p. I 


c.1 Nr. LXVI, 797 f£.; CCLun p. I c. INr. CXXXVI, 977 f£.;, Ebhardt, 
Kirchengesetze I. 800 £.; Willich III, 189 ff. — 1702. 


1677 


14. Juni — KHann — Ausschreiben an sämtliche Superintendenten 
wegen richtiger Anmeldung derjenigen, welche Kirchenbusse zu tun 
schuldig sind — CCC p. 1 c.I Nr. XIV, 439; Willich I, 700 — 218. 


1679 
8. November — Verordnung des Herzogs Johann Friedrich von 
Calenberg wegen Begrenzung der Konsistorialrechte — Schlegel, 
Kirchenrecht I, 493 ff. (Beilage III) — 121°, 216 '. 
1680 


Ohne Angabe eines näheren Datums — Punktation des Regierungs- 
reglements, wonach Herzog Ernst August das Regiment der jüngst an- 
getretenen Fürstentümer Calenberg und Grubenhagen eingerichtet wissen 
wollte (Regimentsordnung E.A.) — Spittler, Geschichte II, Beilage XTI, 
Anhang 109 ff.; Desselben, Sämtliche Werke VII, 426 ff. (Beilage XIII) 
— 15 £.?, 121°. 


1681 
9. Oktober — Verordnung des Herzogs Ernst August von Calen- 
berg, wie es mit der Katechismuslehre ... gehalten werden soll — CCC 


p.I c. I Nr. OXIL, 863 ff.; Ebhardt, Kirchengesetze II, 133 £.; Wil- 
lich I, 487 ff. — 210', 212 £.? 

24. November — KHann — Reskript, den Rang der an den Kom- 
missionen und Visitationen teilnehmenden geistlichen und weltlichen 
Personen betreffend — Ebhardt, Kirchengesetze I, 740 f.; das Wesent- 
liche auch bei Schlegel, Kirchenrecht Il, 483 f. — 219 £.?, 244}. 


1682 
28. April — Resolutio und Landtagsabschied, ... So Unseren ge- 


treuen Prälaten, Rittern und Landschaft Unseres Fürstentums Lüneburg 
sowohl insgemein, als auch insonderheit denen vom Adel in den Dannen- 


bergischen Aemtern ... erteilet worden (Dannenbergischer Landtags- 
abschied) — Cellische Gerichtsordnungen 517 ff. — 219°. 
1702 


6. Dezember — Calenberger Armenordnung — CCC p.I ce. I 
NTIEOXTIVII, 943 f., Willich 1,'126 ff. — 138 


1704 


28. November — Verordnung Fürstlicher Regierung zu Celle wegen 
künftiger Administration der Kirchengüter — CCLun p.1c.INr. XXXIV, 
508 ff.; Ebhardt, Kirchengesetze II, 261 ff. — 182‘. 
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1706 
20. Mai — KHann — Denkschrift an den Kurfürsten wegen der 
Kirchenverfassung des Fürstentums Lüneburg — Schlegel, Kirchen- 


geschichte III, 673 ff. (Beilage XIII) — 222', 224°, 225°, 226£.”, 
259 ?. 
1709 
1. Mai 1709 — Kirchenordnung des Herzogtums Braunschweig- 


Wolfenbüttel (revidierte Ausgabe der Kirchenordnung von 1657) — Fre- 
dersdorff unter den einzelnen Stichworten; vgl. daselbst 391 — 120. 


1710 
10. Februar — KHann — Ausschreiben, dass die Pastores die 
öffentlichen Katechisationes jedesmal gehörig abhalten ... die Super- 
intendenten aber die Examina Katechetica in Visitatione ebenfalls mit 
Fleiss verrichten und sonst observanda observieren sollen — Willich 
II, 283; II, 286; II, 288 — 168', 250', 251°. 


1719 


31. August — KHann — Ausschreiben wegen Berechnung der 
Kirchenvorratsgelder, Einsendung der Register und Abhaltung der Visi- 
tationen — Ebhardt, Kirchengesetze II, 293 f. — 250 '. 


1727 


26. August — Monita Generalia, die Kirchen- und Kapellenrech- 
nungen in den Fürstentümern Calenberg und Grubenhagen und dazu 
gehörigen Grafschaften betreffend — CCC p.I c. I Nr. XVII, 444 ft. 
— 242', 249, 251°, 25218, 324°, 3451. 


1734 


6. April — KHann — Verordnung wegen der Spezial-, Kirchen- 
und Schulvisitationen, auch dabei vorfallenden Zehrungskosten, imgleichen 
wegen der Zehrungskosten bei der Präsentation und Introduktion der 
Pastorum — CCC p.1c.I Nr. XXV, 588 ff. — 211". 


20./31. Dezember — Renovation und Extension des Edicti vom 
6. Mai 1675 das Laster der Simonie betreffend — CCC p.I c.I 
Nr. LXXXVIL 825 f£.; Willich III, 190 f. — 170. 

Ohne näheres Datum — KHann — Visitationsdirectorium, nach 
welchem dle General- und Specialsuperintendenten bei den Special- 
Kirchen- und Schul-Visitationibus sich zu richten haben — CCC p. I 
c. I Nr. XXVI, 591 ff. — 249, 250 £.*, 251°. 


1736 


31. August — Monitorium, dass über die Schulordnung mit Ernst 
gehalten werden solle — CCC p. I c. I Nr. CXXXIII, 923 f. — 243 £.?, 


1739 
..22. Mai/2. Juni — KHann — Reskript über das Forum des Consi- 
storii — Schlegel, Kirchenrecht I, 500 f. (Beilage VI); Wagner 
I, 24 ff. —- 134, 145, 145°, 180. 


Quellennachweis. XXXIX 


1746 
28. Mai — Herzogtum Braunschweig-Wolfenbüttel — Landesherr- 
liche Verordnung, die Administration der Kirchengüter betreffend — 
Fredersdorff I, 384 ff. — 196°. 


1752 
6. April — KHann — Verordnung wegen der vorrätigen Kirchen- 
gelder — Wagner I, 100f.; Spangenberg I, 5l4ff.; Willich 
II, 278 f. — 296 !. 


1766 
9. April — Kgl. Preussisches Ostfriesisches Konsistorium zu Aurich 
— Inspektionsordnung für das Fürstentum Ostfriesland und das Harr- 
lingerland — Ulrichs I, 425 ff. (Anhang) — 260 '. 


1770 
1. Mai — Landesherrliche Verordnung wegen der Gerichtsbarkeit 
über den Olerus Minor — WagnerI, 150 ff.; Spangenberg II, 343 ff. 
— 159?, 2581. 
1775 
8. Dezember — Regiminalreskript an das KHann, den Rang eines 
Interims-Superintendenten bei Kommissionen mit einem Beamten be- 
treffend — Ebhardt, Kirchengesetze I, 741; auszugsweise bei Schle- 
gel, Kirchenrecht II, 436 und Spangenberg I, 575 — 287". 


1776 
15. Juni — Regierungsreskript, dass der landesherrliche Kommissa- 
rius dem Gerichtsherrn und dessen Beamten vorgehe — Ebhardt, 


Kirchengesetze I, 742; auszugsweise bei Schlegel, Kirchenrecht II, 487 
und Spangenberg II, 605 — 229. 


1777 
Näheres Datum nicht angegeben — Konsistorialregulativ, den Rang 
des weltlichen Kirchenkommissars betreffend — Zitat nach Schlegel, 
Kirchenrecht II, 484 — 287!. 


1779 
14. Oktober — KHann — Ausschreiben wegen der Verordnung 
vom 6. April 1752, die Verwahrung und Sicherstellung der Kirchen- 
und Kapellengelder, auch abzuhaltenden Kirchenvisitationen betreffend 
— Ebhardt, Kirchengesetze II, 300 f. — 296 !. 


1784 


22. April — KHann — Ausschreiben, das Verfahren gegen die 
Restanten der Kirchen betreffend — Ebhardt, Kirchengesetze II, 303 £.; 
auszugsweise bei Spangenberg III, 162 — 296. 


1801 
8. Dezember — KHann — Ausschreiben wegen jährlicher Monierung 
der von den Visitatoribus unterschriebenen Kirchen-, Kapellen-, Legaten- 
und Armenrechnungen — Ebhardt, Kirchengesetze II, 344 — 252°. 
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1815 


14. Dezember — KHildesheim — Reskript, die Zuziehung der welt- 
lichen Kirchenkommissarien in kirchlichen und geistlichen Angelegen- 
heiten betreffend — Ebhardt IV, 28 — 297 £.* 


1817 


7. August — KAurich — Bekanntmachung, das Dienstverhältnis 
der Kgl. Aemter und Superintendenten zu dem Konsistorium betreffend 
— Ulrichs I, 18 — 260°. « 


Seit 1818 sind alle wichtigeren Gesetze und Erlasse, auch soweit 
sie ausschliesslich auf Kirchensachen Bezug haben, in der offiziellen 
Gesetzessammlung des Königreiches Hannover veröfientlicht (auch die 
wichtigeren Erlasse der Konsistorien). Ausser dieser naturgemäss chro- 
nologischen Sammlung besteht das systematisch geordnete Werk Eb- 
hardts und das wichtige, unentbehrliche Werk von Lohmann, in 
dem allerdings nur wenige Verordnungen, dagegen alle wichtigeren Ge- 
setze von etwa 1348 an abgedruckt und kommentiert sind. Daneben gibt es 
Sammlungen für die einzelnen Konsistorialbezirke, die weder an Voll- 
ständigkeit noch an Uebersichtlichkeit etwas zu wünschen übrig lassen: 
für Aurich das mehrbändige Werk von Ulrichs, für Stade Ruperti 
und an ihn anschliessend Rechtern. Nur für die ehemaligen Konsi- 
storialbezirke Osnabrück und Otterndorf besteht eine Sammlung nicht. 
Es ist jedoch an den wenigen Stellen, wo Ausschreiben der dortigen 
Konsistorien zitiert sind, stets ein genaues Quellenzitat gegeben. Seit 
der Annexion von 1866 kommt (allerdings nicht wie zu hannoverschen 
Zeiten auch für die Konsistorialerlasse) die Preussische Gesetzessamm- 
lang hinzu. Gleichfalls nur (Kirchen-)Gesetze enthält die weniger be- 
deutende Sammlung Stegemanns. Seit 1885 sind alle Gesetze, Ver- 
ordnungen und Ausschreiben, die auf die hannoversche Landeskirche 
Bezug haben, in dem Kirchlichen Amtsblatt abgedruckt. Da die vor- 
genannten grösseren Sammlungen bis dahin fortgesetzt sind (für Stade 
fehlen 2 Jahre), so ist das Auffinden der zitierten Quellen nicht weiter 
schwierig, zumal auch bei Lohmann sich überall genaue Quellen- 
angaben finden. 

Für die reformierte Kirche orientieren vollständig Ulrichs, Giese 
und das amtliche Gesetz- und Verordnungsblatt (seit 1884). 
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Der Gegenstand der Untersuchung. 


I. In der evangelischen Kirchenverfassung bilden die 
Superintendenten die unterste Instanz des Kirchenregiments. 
Sie unterstehen den Konsistorien, sie sind übergeordnet den 
Pfarrern und den Gemeinden. Ihre Selbständigkeit ist jedoch 
in verschiedenen Landeskirchen in so fern eingeschränkt, als 
sie zur Erledigung bestimmter Angelegenheiten der Mitwirkung 
weltlicher Regierungsbeamten bedürfen. Verschiedentlich sind 
sie mit diesen sogar zu Behörden vereinigt: so in Sachsen und 
einigen thüringischen Staaten zur Kircheninspektion, in Würt- 
temberg zum gemeinschaftlichen Oberamt, in Hannover zur 


) Karl Friedrich Eichhorn, Grundsätze des Kirchenrechts 
der katholischen und der evangelischen Religionspartei in Deutschland. 
2 Bde. Göttingen 1831—33. I, 747 ff. — Otto Mejer, Lehrbuch des 
deutschen Kirchenrechts®. Göttingen 1869. 178 f. — Aemilius Lud- 
wig Richter, Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchen- 
rechts®, bearbeitet von Dove und Kahl. Leipzig 1886. 523 f. — Emil 
Friedberg, Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchen- 
rechts ®. Leipzig 1909. 238 f. — Derselbe, Das geltende Verfassungs- 
recht der evangelischen Landeskirchen in Deutschland und Oesterreich. 
Leipzig 1888. 181 ff. — Ulrich Stutz, Kirchenrecht in v. Holtzen- 
dorffs Enzyklopädie der Rechtswissenschaft ®, herausgeg. von Josef 
Kohler. Leipzig und Berlin 1904. II, 961. — Paul Schoen, Das 
evangelische Kirchenrecht in Preussen. 2 Bde. Berlin 1903, 1906—10. 
I, 274 ff. — Johann Karl Fürchtegott Schlegel, Churhannöver- 
sches Kirchenrecht. 5 Bde. Hannover 1801—1804. 1I, 459 ff. — C. Bau- 
staedt, Handbuch für die kirchliche Verwaltung in der hannoverschen 
Landeskirche. Teil I: Die Geschäftsführung des Kirchenvorstandes?. Han- 
nover 1907. 10 ff. 
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Kirchenkommission !). Geschichte und Recht dieser hannover- 
schen Kirchenkommission bilden den Gegenstand dieser Arbeit. 

II. In Hannover gibt es also eine doppelte kirchliche In- 
stanz zwischen dem Konsistorium einerseits und dem Pfarrer, 
der Gemeinde und ihren Organen anderseits: den Superinten- 
denten, der die rein geistlichen Angelegenheiten erledigt, und 
die Kirchenkommission, deren Zuständigkeit sich auf die kirch- 
lichen Angelegenheiten mehr weltlicher Art erstreckt. Die 
Zweiteilung ist jedoch unvollkommen: gerade der Superinten- 
dent ist das hervorragendste Mitglied der Kirchenkommission. 

III. Die Kirchenkommission besteht aus zwei Mitgliedern: 
dem Superintendenten als geistlichem und dem Landrat als 
weltlichem Kommissar. Der Patron gehört nicht dazu. In 
den kirchlich selbständigen Städten der Provinz gilt Besonderes. 

IV. Trotz ihrer Zusammensetzung aus einem geistlichen 
und einem weltlichen Mitgliede ist die Kirchenkommission eine 
rein kirchliche Behörde. Ja, die Tatsache, dass ein weltlicher 
Beamter kraft seines weltlichen Amtes Mitglied einer kirch- 
lichen Regimentsbehörde ist, bildet gerade ihre hervorstechendste 
Eigentümlichkeit; soll doch der Landrat als Kirchenkommissar 
nicht staatliche, sondern kirchliche Interessen wahrnehmen; hat 
er doch in so weit den Weisungen der kirchlichen Oberen und 
nicht denen seiner sonstigen Vorgesetzten zu folgen. 

V. Die wesentlichsten Befugnisse der Kirchenkommission 
bestehen in der Aufsicht über die Verwaltung des Pfarr- und 
Kirchengutes, der Abhaltung der Kirchenvisitationen und der 
Einführung der Geistlichen in ihr Amt, ausserdem neuerdings 
in der Wahrnehmung der Rechte des Kirchenregiments gegen- 
über den unteren Organen kirchlicher Selbstverwaltung. Früher 


!) Die Ausdrücke „Kirchenkommissariat“, „Kirchenkommission“ und 
„Kirchenkommissarien“ sind im Text promiscue gebraucht, wenn auch 
die Bezeichnung als Kommissariat mehr das Rechtsinstitut, die als Kom- 
mission mehr die geschlossene Behörde und die als Kommissarien mehr 
die Zusammensetzung aus zwei gleichberechtigten Mitgliedern in den 
Vordergrund rückt. 


Gegenstand der Untersuchung. 5 


hatte sie auch teil an der Ausübung geistlicher Gerichts- 
barkeit. 

VI. Gegenstand der Untersuchung ist die Kirchenkomnis- 
sion in der evangelisch-lutherischen und in der evangelisch- 
reformierten Landeskirche der Provinz Hannover. In den 
niedersächsisch konföderierten Gemeinden gibt es kein Kirchen- 
regiment und daher auch kein Kirchenkommissariat, 

VI. Die Arbeit zerfällt in einen geschichtlichen und in einen 
dogmatischen Teil, von denen sich der erstere jedoch nur mit 
der Geschichte der evangelisch-lutherischen Kirchenkommission 
befasst. Die evangelisch-reformierte Landeskirche Hannovers, 
welche als solche erst seit wenigen Jahrzehnten besteht, hat das 
Kirchenkommissariat als fertiges Institut aus ihrer evangelisch- 
lutherischen Schwesterkirche herübergenommen. Das reformierte 
Kirchenkommissariat ist nichts als ein Abklatsch des lutheri- 
schen und bietet daher vielleicht dogmatisches, keinesfalls aber 
historisches Interesse. 

VIII®). Ausgeschieden wird im Folgenden das Kirchen- 
kommissariat in den kirchlich selbständigen Städten?). Dort 
war die historische Entwicklung von der auf dem Lande 
durchaus verschieden. Ihre Grundlage bilden die städtischen 
Kirchenordnungen, deren Festsetzung ebenso wie ihre Weiter- 
bildung in der Praxis sich im wesentlichen ohne Zutun der 
Landesherrschaft vollzog; denn von ihr waren die Städte zu- 
zeiten der Reformation und noch etwa ein Jahrhundert weiter 
fast gänzlich unabhängig. Erwägt man ferner, dass nicht nur 


!) Hierzu ferner: Ludowieg, Die Stellung der Kirchenkommissarien 
in den Städten. Vortrag auf dem hannoverschen Städtetage zu Hameln 
am 21./22. Juni 1886. Prot. der ersten Sitzung. 22 ff. — Auch Adolf 
Frantz, Die evangelische Kirchenverfassung in den Städten des 16. Jahr- 
hunderts. Leipzig 1878. — Johannes Niedner, Die Entwicklung des 
städtischen Patronats in der Mark Brandenburg. Ein Beitrag zur Ge- 
schichte der kirchlichen Lokalverwaltung. Stutz, Kirchenrechtliche 
Abhandl. H. 73/74. Stuttgart 1911. 

2) Siehe Schoen I, 263 Anm. 1. 
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die formell massgebenden Instanzen verschieden waren — ab- 
gesehen von dem in so weit wenig einflussreichen Konsi- 
storium —, sondern dass auch die für den Fortgang der Ent- 
wicklung entscheidenden Verhältnisse in den Stadtrepubliken 
ganz andere sein mussten als in den der Landesherrschaft un- 
mittelbar untergebenen Teilen des Landes, so wird man nicht 
verkennen können, dass die städtische Kirchenverfassung — 
besonders im 16. und 17. Jahrhundert — gegenüber derjenigen 
des übrigen Territoriums in vielfacher Hinsicht eine Sonder- 
stellung einnehmen musste. Die Folgen dieser Sonderstellung 
hat auch die Gesetzgebung des 19. Jahrhunderts, die eine Gleich- 
förmigkeit des Kirchenrechts — wenigstens in den Grundzügen — 
anstrebte, nicht zu beseitigen vermocht. Man spricht zwar 
heute auch von einem Kirchenkommissariat in den Städten, 
gewisse Grundsätze der einschlägigen Gesetzgebung finden 
auch in den Städten Anwendung; aber nichtsdestoweniger wäre 
es verfehlt, die Rudimente des ehemaligen städtischen Kirchen- 
regiments auf eine Stufe zu stellen mit einem Institut, das — 
wie die Arbeit darlegen soll — als das Ergebnis eines jahr- 
hundertelangen Gegensatzes zwischen landesherrlichem Kirchen- 
regiment und landesherrlichem weltlichem Beamtentum anzu- 
sehen ist!). 


‘) Ferner ist ausgeschieden das Recht der Personalgemeinden wie 
der Militär- und Anstaltsgemeinden. Die dortigen besonderen Verhält- 
nisse bedingen die mannigfachsten Abweichungen vom gemeinen Recht, 
deren Angabe im einzelnen die Arbeit unnütz belasten und ihre Ueber- 
sichtlichkeit wesentlich beeinträchtigen würde. 


Erster Teil. 


Geschichte der Kirchenkommission. 
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I. Die hannoversche Kirchenkommission ist nicht durch 
obrigkeitliche Anordnung geschaffen. Es gibt kein Gesetz, 
das sie eingeführt hätte. Als in amtlichen Schriftstücken zum 
ersten Male von einer Kirchenkommission, von Kirchenkom- 
missarien gesprochen wurde, erwähnte man sie als etwas Vor- 
handenes. 

Im Laufe der Zeit hatte sich bei verschiedenen Ange- 
legenheiten ein Zusammenwirken von Superintendent und 
Amtmann herausgebildet, aber für jede Angelegenheit selb- 
ständig, bald auf dem Wege des Gesetzes, bald auf dem der 
Gewohnheit. 

Man brachte nun in der zweiten Hälfte des 17. Jahr- 
hunderts alle diese in ihrer Entstehung wie in ihrer damaligen 
Gestaltung durchaus nicht gleichartigen Fälle unter einen ein- 
heitlichen Gesichtspunkt, indem man sagte, Superintendent 


') Die 8.1 Anm. 1 angeführten Werke enthalten zumeist auch 
kurze Bemerkungen über die Entstehung der Kirchenkommission. Siehe 
ausserdem noch: Johann Karl Fürchtegott Schlegel, Kirchen- 
und Reformationsgeschichte von Norddeutschland und den hannoverschen 
Staaten. 3 Bde. Hannover 1828—832. — Ludowieg, Stellung der Kir- 
chenkommissarien. Ferner (ungedruckt): 

Bericht des Kgl. Konsistoriums zu Hannover an das Kgl. Kultus- 
ministerium daselbst vom 10. Januar 1854 in den Akten des Kgl. Konsi- 
storiums zu Hannover: Acta generalia K 18 ii; 

Eingabe der Bezirkssynode Göttingen an das Kgl. Konsistorium 
zu Hannover, betreffend das weltliche Kirchenkommissariat — verfasst 
von dem Superintendenten Hildebrand zu Göttingen. 1860. Acta 
generalia, ebenda, K 18 i. 
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und Amtmann handelten vi commissionis consistori. Damit 
war aus dem gelegentlichen Zusammenwirken ein einheit- 
liches Rechtsinstitut geworden. Und es dauerte nicht lange, 
da fand man auch eine einheitliche Bezeichnung dafür: Kirchen- 
kommissarien, später Kirchenkommissariat und Kirchenkom- 
mission. 

II. Eine Geschichte der Kirchenkommission kann sich 
demnach weder an das Wort noch ausschliesslich an das In- 
stitut halten. Das Wort entstand erst, als das Institut in den 
Grundzügen fertig war. Das Institut aber brachte praktisch 
nichts Neues. Es bedeutete nichts als eine dogmatisch mög- 
liche, historisch unmögliche Konstruktion des geltenden Rechts, 
eine Konstruktion, die um so bereitwilliger Eingang fand, als 
sie geeignet, wenn vielleicht auch nicht von vornherein be- 
stimmt war, kirchenpolitischen Zwecken des Konsistoriums zu 
dienen. 

Damit wäre jedoch nur die Frage gelöst, wieso aus den 
tatsächlichen Verhältnissen, dadurch dass man sie unter einem 
bestimmten juristischen Gesichtspunkt begriff, die Kirchen- 
kommission als Institut erwuchs. Es bleibt noch die weitere 
Frage, wieso es denn kommen konnte, dass die einzelnen 
kirchenregimentlichen Funktionen de facto schon vorher von 
Superintendent und Amtmann gemeinsam erledigt wurden, wie 
jene äussere Gleichheit entstand, welche zur Grundlage der 
juristischen Konstruktion wurde. Kurz, es bleibt die Ermitt- 
lung der tatsächlichen Grundlagen der Kirchenkommission. 
Es gilt, das Charakteristikum des Tatbestandes der Kirchen- 
kommission zu ermitteln im Gegensatz zu dem bereits aufge- 
zeigten Charakteristikum der juristischen Konstruktion, der 
commissio consistori. Das aber war die Tätigkeit der niederen 
weltlichen Obrigkeit innerhalb der Kirche, die Erledigung inner- 
kirchlicher Angelegenheiten durch staatliche Beamte, und zwar 
in Gemeinschaft mit den Dienern der Kirche, mit den Super- 
intendenten. Der Eintritt der niederen weltlichen Obrigkeit 
in das Regiment der Kirche bildet den ersten Anstoss zur 
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Entstehung der hannoverschen Kirchenkommission. Hier liegt 
der Beginn der Arbeit. 

Aber auch damit ist kein fester Grundstein gefunden. 
Jener Eintritt des Amtmanns ins Kirchenregiment geschah 
nicht uno actu. Es handelt sich dabei nicht so sehr um Ge- 
setz und Recht, um grosse Staatsereignisse, als vielmehr um 
Herkommen und Gewohnheit, die in den kleinen Geschäften 
des Alltags mehr bedeuten als alle papierne Gesetzesmacherei. 
Darum gibt es auch keinen festen Zeitpunkt des Eintritts der 
weltlichen Beamten in das Regiment der Kirche. Seit alters 
war die weltliche Obrigkeit der Kirche Schützerin und 
Schirmerin; sie stand ausserhalb der Kirche. An der Kirchen- 
kommission aber hat sie teil als ihre Leiterin, sie steht in der 
Kirche. Hier dient das weltliche Schwert der Kirche nicht 
mehr, es regiert sie. (Gewiss ein scharfer Gegensatz in der 
Theorie! Aber welch langsames Hinübergleiten in der Praxis! 
Wer könnte im einzelnen Fall sagen, hier habe der weltliche 
Beamte als Ortsobrigkeit eingegriffen, hier ‘als Beauftragter 
des Kirchenregiments? War sich der Handelnde doch selbst 
am allerwenigsten darüber im klaren. Wer da einen Ausfluss 
sinnreich erdachter Regimentsgrundsätze ermitteln wollte, der 
würde in die Dinge etwas hineintragen, was ihnen fern lag, 
unterlegen statt auslegen. Fest steht nur der Anfang und 
das Ende; was dazwischen liegt, aber lässt sich nicht nach den 
Grundsätzen der Logik zergliedern und zerkleinern. Es kann 
nur versucht werden, aus der grossen Zahl der einzelnen Ge- 
schehnisse allgemeine Entwicklungstendenzen abzuleiten, die zu 
erkennen es nicht nur der Betrachtung eines einzelnen Zeit- 
punktes, als vielmehr auch der früherer und späterer Zeiten 
bedarf. 

Jene Verhältnisse, welche dem Amtmann seine Stellung 
in der Kirche verschafien sollten, sind bereits gegeben zuzeiten 
der Entstehung unserer evangelischen Landeskirchen, zuzeiten 
der Reformation. Und deshalb hätte die Arbeit mit einer 
Darlegung der rechtlichen und tatsächlichen Stellung der welt- 
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lichen Obrigkeit zur Kirche im Reformationszeitalter zu be- 
ginnen. 

Es ist jedoch erforderlich, noch weiter zurückzugehen, 
Wer nur die Kirchenordnungen liest, sollte meinen, die Re- 
formation habe alle Brücken, die von der katholischen Ver- 
gangenheit herüber führten, ohne weiteres abgebrochen. Das 
alte Kirchengebäude sei von Grund auf zerstört, ein neues an 
seiner Stelle aufgerichtet. Die Wissenschaft hat das längst 
als unrichtig erwiesen. Vieles, sehr vieles wurde neu ge- 
schaffen, aber noch mehr blieb mehr oder weniger unangefochten 
bei seinem Bestande. Dieses die grosse Umwälzung Ueber- 
dauernde aber waren naturgemäss in erster Linie die mehr 
weltlichen Angelegenheiten der Kirche. Mit ihnen beschäftigt 
sich die Arbeit vorzugsweise. Es wäre daher unrichtig, sie 
mit der Reformation zu beginnen, das Vorhergehende aber 
gänzlich auszuschalten. Ein kurzer Ueberblick über die Stel- 
lung der niederen weltlichen Obrigkeit zur katholischen Kirche 
in vorreformatorischer Zeit ist vorauszuschicken. Dem stellen 
sich indessen zwei Hindernisse in den Weg, von denen das 
eine zu einer Erweiterung, das andere zu einer Beschränkung 
der Arbeit führt. 

III. Das vorreformatorische Kirchenrecht Hannovers ist 
wissenschaftliches Neuland. Wie die Literaturübersicht zeigt, 
hat sich ex professo noch niemand damit beschäftigt!). Und 
doch bildet die vorreformatorische Kirchen- und Staatsver- 
fassung Hannovers zwar nicht den Gegenstand, wohl aber eine 
notwendige Voraussetzung dieser Arbeit. Sollte sie an dieser 
Lücke in der rechtsgeschichtlichen und kirchenrechtlichen Li- 


') JoannesGeorgiusReinhardus, Meditationes de jure prin- 
cipum Germaniae, cumprimis Saxoniae, circa sacra, ante tempora refor- 
mationis exercito. Halae Magdeburgicae MDCCXVII, enthält so gut 
wie nichts über Nordwestdeutschland. Die allgemeinen geschichtlichen 
und kirchengeschichtlichen Werke bringen nur wenig. Die Studien zur 
Geschichte der Bistumsverfassung beschränken sich meist auf die bischöf- 
lichen weltlichen Territorien. 
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teratur nicht scheitern, so musste zuvor für eigene Zwecke 
eine Darstellung dessen gegeben werden, was die Reformation 
auf staats- und kirchenrechtlichem Gebiet in Hannover vor- 
fand. Bei Lage der Sache konnte es sich dabei freilich nicht 
um eine umfassende, auf eingehendes Quellenstudium gestützte 
Untersuchung handeln, sondern lediglich um eine nur zum 
geringen Teil auf ungedrucktem Material beruhende Skizze, 
die allerdings im Interesse der Anschaulichkeit hier und 
dort die Grenzen des unbedingt Erforderlichen überschreiten 
musste. 

IV. Hannover als Territorium war zuzeiten der Refor- 
mation ein unbekannter Begriff. Dort, wo sich später das 
einheitliche Gebiet des Königreichs Hannover erstreckte, lagen 
Herzogtümer und Fürstentümer, Grafschaften und Herrschaften, 
Bistümer und Stifter, gross und klein, in buntestem Gemenge. 
Sie alle hatten ihr eigenes Staatsrecht und dem territorialen 
Charakter der evangelischen Kirchenverfassung entsprechend 
auch ihr eigenes Kirchenrecht. Soll der Umfang der Arbeit 
nicht jedes vernünftige Mass überschreiten, so ist da eine Be- 
schränkung notwendig. 

Dabei ist folgendes zu beachten: Das wichtigste Datum 
der neueren hannoverschen Territorialgeschichte ist der 28. Au- 
gust 1705, der Todestag Georg Wilhelms, des letzten Herzogs 
von Lüneburg, und damit der Zusammenschluss der Herzogtümer 
Calenberg und Lüneburg zu einem einheitlichen Staate, dem 
Kurfürstentum Hannover. Seitdem gibt es überhaupt erst 
ein hannoversches Staats- und Kirchenrecht. Nicht etwa, wie 
wenn seitdem Rechtseinheit geherrscht hätte! Im Gegenteil! 
Jeder alte Zopf wurde auf das sorgfältigste gehütet. Aber es 
bildete sich doch in der Praxis allmählich eine Uebereinstimmung 
in den obersten Grundsätzen der Verfassung und Verwaltung 
in Staat und Kirche heraus, ohne die ein einheitlicher moderner 
Staat nicht gedacht werden kann. In die Neuerwerbungen 
fanden diese Regierungsgrundsätze meist in Wege langsam 
sich bildender Gewohnheit Eingang, während umgekehrt die 
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neuen Provinzen auf die Verfassung und Verwaltung der alten 
keinen nennenswerten Einfluss mehr üben konnten. 

Darum ist die Geschichte aller nach 1705 erworbenen 
Gebietsteile — soweit sie vor der Erwerbung liegt — aus der 
Arbeit auszuscheiden!. Nach Abzug dieser Teile bleiben 
die alten Provinzen Hannovers, im „wesentlichen welfisches 
Stammland. 

Aber auch diese Beschränkung kann nicht genügen. Die 
zahlreichen Teilungen unter den welfischen Linien machen es 
unmöglich, alle oder auch nur die bedeutenderen Teilfürsten- 
tümer in den Kreis der Betrachtung zu ziehen. Dynasten- 
und Territorialgeschichte würden die Arbeit unnütz belasten. 
Es bleibt nur die Möglichkeit, von vornherein davon auszu- 
gehen, dass die Kirchenkommission sich in dem welfischen 
Teilfürstentum Calenberg herausgebildet hat, und aus diesem 


!) Es sind das folgende Erwerbungen: 

1706: das Herzogtum Lauenburg; bis auf den linkselbischen Teil, 
den Kreis Neuhaus a. O., an Dänemark abgetreten 1815; 

1719: die Herzogtümer Bremen und Verden, erworben von der 
Krone Schweden; bis 1648 das Erzbistum Bremen und das 
Bistum Verden; 

1731: das Land Hadeln, (endgültige); 

1753: die Grafschaft Bentheim an Hannover verpfändet, 1815 zu 
Gunsten Hannovers mediatisiert; 

1783: der Communionsharz; bis dahin co-imperium mit Wolfen- 
büttel; 

1802: das Bistum Osnabrück ; 

1813: das Bistum Hildesheim ; 

1815: das Fürstentum Ostfriesland, die freie Reichsstadt Goslar, 
Niedergrafschaft Lingen, das Amt Meppen, die sogenannten 
Münsterschen Absplissen und einige Teile des Eichsfeldes: die 
Aemter Lindau, Gieboldehausen und das Gericht Duderstadt. 

Den meisten dieser Erwerbungen gingen langwierige Verhandlungen 
voraus, weshalb es oft zweifelhaft ist, welchen Zeitpunkt man als Datum 
des Erwerbes ansetzen soll. Daraus erklären sich die verschiedenen 
Daten bei einzelnen Schriftstellern. Auf solche Spezialfragen kann hier 
natürlich nicht eingegangen werden. 
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Grunde zunächst die anderen Territorien, insbesondere die Teil- 
fürstentümer Braunschweig-Lüneburg und DBraunschweig- 
Grubenhagen, unbeachtet zu lassen. Logisch richtig ist das 
nicht, denn es ist noch zu erweisen, dass Oalenberg den Vor- 
zug hat, die Wiege der Kirchenkommission zu sein. Aber die 
Darstellung zwingt dazu. Es wird sich im Laufe der Arbeit 
Gelegenheit bieten, die Richtigkeit dieser Annahme genügend 
darzutun. 

Freilich ist auch hier wieder eine Einschränkung zu 
machen: Calenberg war von 1584—1634 mit dem — heute 
noch bestehenden — Herzogtum Braunschweig- Wolfenbüttel 
vereinigt, und zwar derart, dass der Schwerpunkt der Regie- 
rung in Wolfenbüttel lag. Ja, die Grundlage der Calenberger 
Kirchenverfassung bildet noch heute die ursprünglich Wolfen- 
büttler Kirchenordnung von 1569. Deshalb müssen bis zur 
Teilung von 1636 auch die Wolfenbüttler Verhältnisse Berück- 
sichtigung finden !). 


88, 
Die Gliederung des Stoffes 2). 


I. Das landesherrliche Kirchenregiment war seit Ein- 
führung der Reformation bestrebt, alle kirchlichen Befugnisse, 


') Ueber die Notwendigkeit der Verbindung der braunschweigischen 
Kirchengeschichte mit der hannoverschen treffend: Karl Kayser, 
Abriss der braunschweig-hannoverschen Kirchengeschichte. ZGNKG III, 
1898, 3. 

2) Wenn die Arbeit sich auch nur mit einem einzelnen Institut 
der hannoverschen Landeskirche befasst, so kann für sie doch die her- 
kömmliche Gliederung der allgemeinen kirchlichen Entwicklung nicht 
gleichgültig sein. Dabei ist allerdings wohl zu bemerken, dass die vor- 
handenen Werke sich nur mit Kirchengeschichte befassen, während es 
sich hier — und zwar ausschliesslich — um kirchliche Rechtsgeschichte 
handelt. Indessen stehen sich kirchliche Rechtsgeschichte und Kirchen- 
geschichte nicht fremd gegenüber. Jene behandelt die Entwicklung der 
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welche der untersten Instanz des Kirchenregiments zugewiesen 
werden sollten, ausschliesslich geistlichen Beamten, den Super- 


äusseren Form, in der sich diese vollzog; und da diese Form eben nicht 
Selbstzweck ist, sondern nur im Interesse der Kirche besteht, so ist sie 
von ihr abhängig. 

Von den vorhandenen Einteilungen hannoverscher (braunschweigi- 
scher) Kirchengeschichte muss für die kirchliche Rechtsgeschichte von 
vornherein als unbrauchbar abgelehnt werden die auf rein dogmenhistori- 
schen Gesichtspunkten beruhende Periodisierung bei Beste (siehe unten 
S.28 Anm. 1): 1. Die altlutherische Periode (1521—1624); 2. Die Calıx- 
tinische Periode (1624—1747) etc. — Weder das Jahr 1624 noch das 
Jahr 1747 ist für die kirchliche Verfassungsgeschichte von Bedeutung. 
— Den Charakter des Normaljahres erhielt das Jahr 1624 erst nach- 
träglich und vom historischen Standpunkt aus nur zufällig. 

Die Einteilung in Schlegels Kirchengeschichte (siehe S. 9 Anm. 1) 
ist bereits durch Paul Tschackert, Die Epochen der niedersächsi- 
schen Kirchengeschichte. ZGNKG I, 1896, 17 und Kayser, Abriss ZGNKG 
III, 1898, 22 Anm. 1 als unlogisch dargetan. 

Die Einteilung Rettbergs, Ueber die Perioden einer Spezial- 
geschichte der hannoverschen Landeskirche. Zeitschr. für hist. Theolo- 
gie V, 1835, 267 ff.: 

1. Von der Reformation bis zur Vereinigung der Fürstentümer 

Calenberg und Wolfenbüttel (1529—1584) ; 

2. von dort bis zur Thronbesteigung der Welfen in England 

(1584— 1714) etc.; 
bietet das Widerspiel zu Bestes Systemastik. Sie ist nach rein politi- 
schen Gesichtspunkten orientiert (vgl. Tschackert l.c.). Das kann 
aber auch für die kirchliche Rechtsgeschichte nicht genügen. Die Thron- 
besteigung der Welfen in England bedeutet kirchenrechtlich überhaupt 
nichts. Die Vereinigung Calenbergs mit Wolfenbüttel ist für dieses 
letztere kirchenrechtlich gleichfalls von geringem Moment; für jenes 
erstere hat sie nur indirekt Bedeutung, nämlich in so fern, als sie die 
endgültige Organisierung der dortigen Kirche im Gefolge hatte. Daher 
mit Recht ablehnend Kayser l. c. III, 1898, 22 Anm. 2. 

Uhlhorn in seiner Kirchengeschichte (siehe 5.28 Anm. 1) hat 
folgende Perioden zu Grunde gelegt: 

1. Die Zeit der Einführung der Reformation: vom Landtag zu 

Scharnebeck bis zum Augsburger Religionsfrieden (1527—1555); 

2. Die Zeit der Konsolidierung der kirchlichen Verhältnisse 

(1555 — 1648) ; 
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intendenten, vorzubehalten. Es ist jedoch nicht gelungen, 
diese Absichten in der Praxis durchzuführen, weil die gemischt- 


3. Von dort bis zur Vereinigung Calenbergs und Lüneburgs 
1648— 1705); 
4. Das 18. Jahrhundert etc. 


Dieser Einteilung vermag ich nicht beizupflichten. Der Augsburger 
Religionsfrieden war überhaupt nicht von unmittelbarer Bedeutung für 
die Kirchenverfassung der hannoverschen Lande, auch nicht für die 
erst nach der Reformation erworbenen Gebiete (wie Bremen-Verden, 
Hildesheim, Osnabrück), die bei Uhlhorn mitbehandelt sind. Die 
Unzweckmässigkeit dieser Einteilung ergibt sich schon aus der Tatsache, 
dass Uhlhorn die Geschichte der Einführung der Reformation zer- 
reissen muss, indem er die Reformierung Braunschweig-Wolfenbüttels 
und Bremen-Verdens im zweiten, den Rest aber schon im ersten Ab- 
schnitt behandelt. Ebenso ablehnend Kayser, Abriss ZGNKG III, 
1898, 22 Anm. 2. 

Tschackert (l. c.) tritt der Einteilung Uhlhorns, der aller- 
dings damals noch die 3. und 4. Periode gemeinsam behandelte, im 
wesentlichen bei. Nur teilt er die Zeit von 1648 bis zur Gegenwart in 
zwei Abschnitte: „Die Vorherrschaft des Subjektivismus“ (1648—1814) und 
„Die Erneuerung des kirchlichen Lebens“ (1814 bis zur Gegenwart). Diese 
Unterteilung nach innerkirchlichen Gesichtspunkten kann jedoch für die 
kirchliche Rechtsgeschichte nicht massgebend sein. 

Kayser (l. c. 24 f.) beginnt das „Zeitalter der Reformation“ mit 
den Anfängen des Luthertums in Nordwestdeutschland überhaupt: mit 
der Predigt des Mönchs Bruno in Aurich 1519; er schliesst es mit der 
Vollendung des Ausbaus der evangelischen Kirchenverfassung, der Er- 
richtung der Universität Helmstedt und dem Erlass des corpus doctrinae 
Julianum: 1576. — Es folgt das „Zeitalter der Gegenreformation“, der 
„äussere Kampf der evangelischen Landeskirchen mit Rom um die 
Selbständigkeit“ (1576—1648). — Der „innere Kampf der evangelischen 
Landeskirchen mit vorherrschend subjektivistischen Richtungen“ füllt die 
nächste (3.) Periode aus: 1648—1817 (Reformationsjubelfest). — End- 
lich: 1817 bis zur Gegenwart: die „Zeit der Auswirkung der reformatori- 
schen Prinzipien.“ — Diese Periodisierung scheint mir die treffendste 
Lösung der Aufgabe, die sich bereits Beste gestellt hatte: einer Ein- 
teilung nach innerkirchlichen Gesichtspunkten. In Einzelheiten allerdings 
mag man zweifelhaft sein: An Stelle des Jahres 1576 träte vielleicht 
besser 1569 oder 1584. Der Ausbau der evangelischen Kirchenverfassung 
wird im wesentlichen gekennzeichnet durch die Errichtung von Konsi- 
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kirchlichen Angelegenheiten schon in vorreformatorischer Zeit 
zu sehr mit den staatlichen (weltlichen) verschmolzen waren, 


storien, was für Wolfenbüttel auf das Jahr 1569, für Calenberg auf 1584 
hinwiese. Das corpus doctrinae war — wenn man den Angaben Schle- 
gels (Kirchengeschichte II, 274 Anm. 2) folgen darf — bereits 1569 als 
Lehrnorm festgelegt; eventuell (l. c. 273) käme das Jahr 1573 in Be- 
tracht. Die 1576 geschehene Gründung der Universität Helmstedt aber 
dürfte trotz ihrer gewiss hervorragenden Bedeutung doch mit der Ein- 
führung des Luthertums als Landeskonfession (1569, 1584) nicht auf 
gleiche Stufe gestellt werden können. Demnach wäre wohl besser 1569 
statt 1576 zu setzen, oder wenn man den ersten Anfängen des Luther- 
tums das Verschwinden der letzten Spuren des Papsttums entgegensetzen 
will: 1588. — Auch die Signatur der einzelnen Abschnitte scheint 
mir hie und da nicht glücklich getroffen. Die Zeit 1576—1648 war 
nur während des Dreissigjährigen Krieges ein „äusserer Kampf gegen 
Rom“, und die für die allgemeine deutsche Geschichte übliche Be- 
zeichnung: „Zeitalter der Gegenreformation“ hat für die welfischen 
Lande zu Zeiten der Herzoge Julius (1568—1589) und Heinrich Julius 
(1589—1613) nur geringe Berechtigung. Zweckmässiger wäre hier wohl 
von einem Zeitalter der Orthodoxie zu sprechen (Basilius Sattler). 
— Die Folgezeit, insbesondere das 18. Jahrhundert, einen „Kampf 
gegen den Subjektivismus“ zu nennen, scheint bedenklich. Keine Zeit 
war friedlicher als diese. Die Ueberschrift: „Calixt und die Aufklärung“ 
wäre vielleicht geeigneter. — Immerhin hätte man abwarten müssen, 
welchen Inhalt Kayser dieser Form gegeben hätte, um ein sicheres 
Urteil zu gewinnen. Leider scheint keine Aussicht vorhanden, dass die 
hannoversche Kirchengeschichte, die er so glänzend begonnen, und der 
er nur aus unbegründeter Bescheidenheit den Titel eines Abrisses ge- 
geben, jemals weitergeführt werde. — Dass auch diese Disposition nur 
für eine Kirchengeschichte, nicht aber für eine kirchliche Rechtsgeschichte 
in Frage kommen kann, bedarf keiner näheren Darlegung. 

Meiner Ansicht nach muss man sich zunächst vergegenwärtigen, 
dass die hannoversche Geschichte nach keiner Richtung hin etwas Ge- 
schlossenes darstellt. Jedes der zahlreichen früher selbständigen Gebiete, 
aus denen sich das ehemalige Königreich Hannover zusammensetzte, hatte 
seine eigene Geschichte. Und ein Stammland gibt es erst seit 1692—1705. 
Die politische Geschichte pflegt sich wohl an das Herrscherhaus zu 
halten; aber für eine kirchliche Rechtsgeschichte ist das nicht angängig. 
Die theologischen Strömungen ergriffen zwar ungefähr gleichzeitig 
alle benachbarten Gebiete; aber damit wäre eben nur eine Einteilung 
für die Kirchengeschichte zu erzielen. Staats- und Verwaltungsrecht 
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als dass es möglich gewesen wäre, sie durch gesetzgeberische 
Massnahmen dem Einfluss der weltlichen Beamten wieder ganz 


sind nun freilich auch dem Geist der Zeiten sehr wohl unterworfen ; 
aber zumal in den von einer zäh konservativen Bevölkerung bewohnten 
Gebieten Norddeutschlands bedurfte es oft langer Jahre und Jahrzehnte, 
ehe man des gewandelten Geistes der Zeiten in der Praxis auch nur 
einen Hauch verspürte. So kann von einem zeitlichen Parallelismus 
in der Entwicklung kaum die Rede sein, oder doch nur in den welfi- 
schen Stammlanden, wo das die Teilungen überdauernde Gefühl der 
Zusammengehörigkeit, die Gleichheit des Volkscharakters und nicht zu- 
letzt die mannigfachen Zusammenlegungen eine Gleichheit in der Auf- 
einanderfolge der Perioden zur Folge hatten. — Wenn man aber — wie 
Uhlhorn — alle später erworbenen (Gebiete mitbehandelt, so muss es 
als die Quadratur des Zirkels erscheinen, einen Leisten zu finden, der 
für sie alle passen sollte; es bleibt von der hannoverschen kirchlichen 
Rechtsgeschichte dann nichts als die Zusammenstellung äusserlich gleich- 
zeitiger, innerlich zusammenhangsloser Vorgänge. Beruht doch beispiels- 
weise die Hineinbeziehung der ostfriesischen Entwicklung lediglich aut 
dem späteren zufälligen Erwerbe Östfrieslands durch die Welfen. Nur 
eine — an sich durchaus berechtigte — retrospektive Betrachtung bringt 
sie in eine hannoversche Geschichte. 

Will man demnach eine Einteilung der kirchlichen Rechtsgeschichte 
der welfischen Stammlande haben, so kann man nicht von den Jahres- 
zahlen ausgehen, sondern nur von den einzelnen Perioden. 

Da ist als erste Periode die Zeit des Eindringens der neuen Lehre 
bis zur vollständigen Organisierung der Landeskirchen. Dies Eindringen 
ist nicht identisch mit der obrigkeitlichen Anerkennung als gleich- oder 
alleinberechtigte Konfession, ganz abgesehen davon, dass diese Anerken- 
nung nicht überall für das ganze Land auf einmal geschah (Calenberg, 
Minden). — Darum ist die Einsetzung eines bestimmten Anfangsdatums 
— wie Uhlhorn 1527 (Landtag von Scharnebeck) — ebenso willkürlich, 
wie wenn man eine Kirchengeschichte Deutschlands statt mit den ersten 
Anfängen des Christentums mit irgend einem bestimmten Datum be- 
ginnen wollte. — Die erste Periode würde abschliessen mit dem Erlass 
der Kirchenordnungen und der Einrichtung einer das ganze Land um- 
fassenden Kirchenorganisation. (Also für Wolfenbüttel 1569; für Lüne- 
burg 1564 — vielleicht auch schon früher —; für Grubenhagen, dessen 
Kirchenverfassung schon mit Einsetzung der Superintendenten als ab- 
geschlossen erscheint, wohl ca. 1540 — vgl. Karl Kayser, Die Gruben- 
hagener Kirchenordnung von 1538. ZGNKG. I, 1896, 148 ff. —; für 
Calenberg 1584). 
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zu entziehen. So hat die jahrhundertelange Entwicklung zu 
einem Kompromiss zwischen geistlichem und weltlichem Re- 


Als zweite Periode folgt dann die Zeit der Konsolidierung der kirch- 
lichen Verhältnisse bis etwa zum Dreissigjährigen Kriege. Sie wird abge- 
löst verfassungsgeschichtlich durch den beginnenden Absolutismus, 
dessen Herrschaft auch für die Kirchenverfassung von hervorragender Be- 
deutung war, kirchengeschichtlich durch das Zurücktreten der Ortho- 
doxie und ihre Ersetzung durch die Strömungen nach Annäherung der 
christlichen Konfessionen, und zwar überall in Nordwestdeutschland. 
Ersteren Zeitpunkt habe ich für Calenberg in das Jahr 1636 verlegt. 
In Wolfenbüttel dürfte der Regierungsantritt Augusts des Jüngeren 
(von Dannenberg) auf dasselbe Jahr hinweisen. Lüneburg folgt etwas 
später. Aber man mag auch allgemein etwa das Jahr 1650 dafür an- 
setzen. — Hiermit würden etwa die Einteilungen Uhlhorns, Tschak- 
kerts, Kaysers und Schlegels übereinkommen. Auch das Ende 
des aus rein kirchlichen Gesichtspunkten gewonnenen Abschnittes der 
altlutherischen Zeit und der Beginn des Oalixtinismus bei Beste fällt 
ungefähr damit zusammen, denn Beste verlegt diesen Zeitpunkt (wohl 
ungefähr zutreffend) in das Jahr 1624. 


Die hiermit beginnende 3. Periode wird zweckmässig abgeschlossen 
mit der Zeit der Erstarrung der Kirchenverfassung. Das 18. Jahrhundert 
bildet in dieser Hinsicht einen Zeitraum für sich, gekennzeichnet durch 
das Fehlen nennenswerter Veränderungen auf dem Gebiete der Staats- 
wie der Kirchenverfassung. Das ist keine Zufälligkeit, sonst wäre diese 
Tatsache zur Grundlage einer Periodenbildung untauglich. Nein, das 
öffentliche Leben wird charakterisiert durch das Fehlen jeglicher Initia- 
tivee Ob man hier — wie Uhlhorn — schlechthin den Beginn des 
Jahrhunderts entscheiden lässt, oder ob man die sich aus dem Anfall 
Lüneburgs (1705) ergebenden Veränderungen noch als Abschluss der 
letzten Periode rechnet — wie Schlegel — oder ob man gar, aus- 
gehend von dem Gedanken, dass die Uebersiedlung des Herrscherhauses 
nach England und die Ueberlassung der Regierung an die heimgelassenen 
Räte ein Hauptfaktor für die Versteinerung des Verfassungslebens war, 
das Datum der Thronbesteigung in England (1714) zu Grunde legen will 
— wie Rettberg —, ist von geringer Bedeutung. Man könnte sogar 
den Erlass der Regimentsordnung des Herzogs (Kurfürsten) Ernst August 
(1680) als den eigentlichen Schlussstein der früheren Entwicklung be- 
trachten, wie etwa v, Meier (siehe unten S. 25 Anm. 1) seine hanno- 
versche Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte in diesem Zeitpunkt 
(nicht etwa enden, sondern) beginnen lässt. 
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giment geführt. Dieses Kompromiss ist die Kirchenkommission, 
bestehend aus einem geistlichen und einem weltlichen Mitglied. 


Die letzte Periode beginnt Tschackert vom kirchengeschichtlichen 
Standpunkt aus passend mit dem Jahre 1814: „Die Zeit der Erneue- 
rung des kirchlichen Lebens“. Aehnlich Uhlhorn, der mit der Wende 
des Jahrhunderts die „Zeit der Erweckung“ beginnt. Die Reformations- 
jaubelfeier (1817) bei Kayser scheint mir etwas willkürlich gewählt. 
Immerhin ist ein genauer Zeitpunkt schwer zu finden. — Verfassungs- 
geschichtlich wird man zweckmässig den Beginn der Modernisierung 
der Kirchenverfassung als massgebend ansehen, was mit der Verselb- 
ständigung des Kirchenregiments gegenüber der Staatsverfassung zu 
identifizieren ist. Dann hätte man die Jahre der Verfassungen von 
1833 und 1848. Mit Rücksicht aber darauf, dass die Anfänge dieser 
Bewegung schon in der Umgestaltung der Staats- (und Kirchen-)verfas- 
sung beim Abschluss der Napoleonischen Zeit zu suchen sind, auch mit 
Rücksicht auf den Gesichtspunkt, welcher der Abtrennung der letzten 
Periode zu Grunde lag, wird man diese Epoche zweckmässig mit dem 
Ende der Befreiungskriege anfangen, was dann etwa mit dem Wende- 
punkt der innerkirchlichen Entwicklung übereinstimmen würde. Ob es 
nicht vielleicht zweckmässig sein dürfte, für die kirchliche Verfassungs- 
geschichte mit der Errichtung des Landeskonsistoriums (1866) einen wei- 
teren Abschnitt zu beginnen, kann hier nicht weiter untersucht werden. 
Ich bin geneigt, die Frage zu bejahen. — 

Da die Kirchenkommission das Produkt des Rechtslebens der Calen- 
berger Landeskirche ist, muss ihre Geschichte die Gesamtentwicklung 
wiederspiegeln. Und so ist es kein Zufall, wenn die Einteilung dieser 
Arbeit im wesentlichen mit obiger Periodisierung übereinstimmt. Dass 
die katholische Zeit einen Abschnitt für sich bilden musste, ist selbst- 
verständlich. Der allgemeinen Periode der Anfänge des Luthertums ent- 
spricht der Abschnitt über die vorkonsistoriale Zeit Calenbergs. Für 
Wolfenbüttel — andere Gebiete sind nicht behandelt — war ein ent- 
sprechender Abschnitt nicht zu bilden, da die Einführung der Reforma- 
tion zeitlich mit der Begründung einer vollständigen Kirchenorganisation 
zusammenfiel und die vorher etwa vorhandenen Anfänge lutherischer 
Lehre daselbst verfassungsrechtlich ohne Bedeutung sind. Wenn dieser 
vorkonsistoriale Teil mit dem katholischen zu einem gemeinsamen Ober- 
abschnitt zusammengefasst ist, so findet das lediglich in deren aus- 
schliesslich vorbereitender Bedeutung für die Arbeit seinen Grund. Die 
beiden nächsten Abschnitte behandeln die Zeit der Konsolidierung der 
Kirchenverfassung und die Zeit des Absolutismus. Ihre Zusammenlegung 
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Hieraus ergibt sich die Notwendigkeit, die Darstellung 
in vorreformatorischer, also katholischer Zeit beginnen zu 
lassen und dabei besonders die Stellung der weltlichen Obrig- 
keit zur Kirche zu berücksichtigen. Daran schliesst sich dann 
die Zeit des Kampfes zwischen weltlichem und geistlichem 
Regiment: die Kirche bemüht, die aktive Mitwirkung welt- 
licher Behörden bei Erledigung kirchlicher Angelegenheiten 
möglichst auszuschalten, die weltliche (Lokal-) Obrigkeit be- 
strebt, ihre überkommenen Rechte nach Möglichkeit sich zu 
erhalten. Der Kampf setzt ein mit der Einführung kirchlicher 
Regimentsbehörden, nicht schon mit dem, besonders in Calen- 
berg, davon abweichenden Zeitpunkt der Reformation; er endet 
in jener Zeit, als die immer straffere Zentralisierung der 
Staatsgewalt und die immer festere Konsolidierung der staat- 
lichen Organisation Kompetenzstreitigkeiten zwischen landes- 
herrlichen Behörden, jedenfalls in nennenswertem Umfange, 
unmöglich machte. Das war etwa das Ende der Regierung 
des Herzogs Johann Friedrich von Calenberg (1665—1679). 
Damals wurde denn auch die Kirchenkommission zuerst als 
Behörde im eigentlichen Sinn anerkannt. Die folgenden beiden 
Jahrhunderte bis zur Neuzeit hin vollendeten nur den recht- 
lichen Ausbau des Instituts, das in seinen Grundzügen schon 
damals ausgebildet war. 


geschah lediglich, um die Zeit der grundlegenden Entwicklung der 
Kirchenkommission einheitlich zusammenzustellen. Diese Periode schliesst 
schon 1679 mit dem Tode Johann Friedrichs (statt etwa 1700), weil 
dasjenige, was die nächsten 20 Jahre in kirchenorganisatorischer Hin- 
sicht brachten, für die Kirchenkommission ohne nennenswerte Bedeutung 
ist. Für die Napoleonische Zeit habe ich keinen Abschnitt gemacht, 
einmal, weil der begrenzte Gegenstand der Arbeit sonst für das 18. Jahr- 
hundert einen unverhältnismässig kleinen Teil ergeben hätte, dann aber 
auch, weil die entscheidenden Veränderungen des 19. Jahrhunderts zum 
grossen Teil die Grundlage des heute gültigen Rechts bilden, deren 
Darstellung also im wesentlichen dem dogmatischen Teil vorzubehalten 
war, während dieser Abschnitt des historischen Teils nur dessen all- 
gemeinen Abschluss zu bilden hatte. 
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II. Diesem Entwicklungsgange entspricht eine Dreiteilung 
der geschichtlichen Hälfte der Arbeit: 

Der erste Teil legt die tatsächlichen Grundlagen dar, auf 
denen die Stellung der weltlichen Lokalobrigkeit in der evan- 
gelischen Landeskirche Calenbergs erwuchs. Er behandelt im 
ersten Unterabschnitt das vorreformatorische Kirchenrecht 
Calenbergs (bis 1540) und Wolfenbüttels (bis 1569), im zweiten 
die nur in Calenberg vorhandene Zwischenzeit zwischen der 
Einführung der neuen Lehre und der Aufrichtung einer den 
evangelischen Grundsätzen entsprechenden Kirchenverfassung 
(1540—1584). Ich will diese Zeit die vorkonsistoriale nennen. 

Der zweite Teil legt dar, wie sich auf diesem tatsäch- 
lichen Untergrund die Kirchenkommission in der Praxis bis 
zu ihrer Anerkennung durch die Gesetzgebung entwickelt hat 
(1584— 1679). 

Im dritten Teil ist der Ausbau der Kirchenkommission 
von ihrem ersten Auftauchen in der amtlichen Praxis bis auf 
die Gegenwart weitergeführt. 

III. Die Arbeit setzt die Kenntnis der territorialen Ge- 
schichte Calenbergs und Wolfenbüttels wenigstens in ihren 
Grundzügen voraus. Da es sich hierbei um einen wenig be- 
deutenden und deshalb auch wenig bekannten Teil deutscher 
Geschichte handelt, ist jedem Zeitabschnitt ein geschichtlicher 
Ueberblick vorangestellt. Neues ist darin nicht gebracht. 
Wer die hannoversche Geschichte kennt, mag diese einleiten- 
den Abschnitte ruhig überschlagen. 

Nicht ganz das gleiche gilt von den — ebenfalls vor- 
bereitenden — Abschnitten, welche die Grundzüge der Staats- 
und Kirchenverfassung in den einzelnen Zeiträumen behandeln. 
Diese Abschnitte finden ihre Rechtfertigung darin, dass es 
zuerst einer Kenntnis der Staatsorganisation im allgemeinen 
bedarf, ehe man die Verhältnisse in einem begrenzten Teil 
des Verfassungskörpers verstehen kann. Ungedrucktes Ma- 
terial liegt diesen Ausführungen nur in beschränktem Masse 
zu Grunde. Da jedoch die Quellen — wenigstens der älteren 
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Zeit — mit Ausnahme zweier zeitlich und örtlich beschränkter 
Arbeiten!) noch keine Bearbeitung gefunden haben, die vom 
speziell rechtsgeschichtlichen Standpunkt aus Beachtung ver- 
dienten ?), so dürfte auch in diesen Teilen das eine oder andere 
Neue zu finden sein: besonders auf dem Gebiete der Kirchen- 
verfassung war bisher so gut wie nichts vorhanden. 


!) Ich meine hiermit die beiden ausgezeichneten Arbeiten von 
Bruno Krusch, Die Entwicklung der Herzogl. Braunschweigischen 
Zentralbehörden, Kanzlei, Hofgericht und Konsistorium bis zum Jahre 
1584 (ZHVNieders. 1893, 202 ff.; 1894, 39 ff.) und desselben, Studie 
zur Geschichte der geistlichen Jurisdiktion und Verwaltung des Erzstifts 
Mainz. Kommissar Johann Bruns und die kirchliche Einteilung der 
Archidiakonate Nörten, Einbeck und Heiligenstadt (ZHVNieders. 1897, 
112 ff). — Die hannoverschen Geschichtswerke enthalten naturgemäss auch 
vielerlei Verfassungsgeschichtliches — so besonders v. Heinemann —, 
aber sie bieten eben doch keine rechtshistorische Bearbeitung, die ja 
auch ihrem eigentlichen Gegenstand fern lag. 

?) Ueber solche Arbeiten, deren Gegenstand der Arbeit an sich fern 


liegt, soll damit natürlich kein Urteil abgegeben werden. — Für die Zeit - 


seit 1680 liegt das rechtsgeschichtliche Werk v. Meiers (siehe unten 
S. 25 Anm. 1) vor, das indessen über die kirchlichen Verhältnisse nur 
einige dürftige Bemerkungen bietet und für die ältere Zeit nicht einmal 
ganz zuverlässig ist. Friedrich Thimme in seinem, auch vom rechts- 
historischen Standpunkte aus, vortreffllichen Werke: Die inneren Zu- 
stände des Kurfürstentums Hannover unter der französisch-westfälischen 
Herrschaft 1806—1813. 2 Bde. Hannover und Leipzig 1893— 1895, gibt zwar 
auch Rückblieke und Ausblicke auf frühere und spätere Zeiten und ent- 
hält in so fern mehr als der Titel vermuten liesse, aber für die hier im 
Mittelpunkt des Interesses stehenden Jahrhunderte, das 16. und 17., kann 
man natürlich nur Andeutungen bei ihm finden. 
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Erste Periode. 


Die Grundlagen. 


1. Vorreformatorische Zeit. 
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Geschichtliches. 


I. Die letzte bedeutendere Teilung welfischen Landes im 
15. Jahrhundert geschah im Jahre 1495!) unter den Söhnen 
Wilhelms des Jüngeren (1482—1495, gest. 1503), den Her- 


) L.T. (v.) Spittler, Geschichte des Fürstentums Hannover seit 
den Zeiten der Reformation bis zu Ende des 17. Jahrhunderts?, 2 Teile. 
Hannover 1798. I, 145 ff., abgedruckt mit einigen Ergänzungen und 
Verbesserungen in dessen sämtlichen Werken, herausgegeben von Karl 
Wächter. Bd. VI und VII. Stuttgart und Tübingen 1828—1835. VI, 
99 f., meint, es sei richtiger, das Jahr 1498 dafür anzusetzen, weil Wil- 
helm der Jüngere sich bis dahin noch die lebenslängliche Regierung des 
Fürstentums Göttingen vorbehalten habe. Es handelt sich nur um eine 
Zweckmässigkeitsfrage; die tatsächlichen Verhältnisse liegen klar. Wie 
der Text: Wilhelm Havemann, Geschichte der Lande Braunschweig 
und Lüneburg. 3 Bde. Göttingen 1853, 1855, 1857. 1, 735; Otto 
v. Heinemann, Geschichte von Braunschweig und Hannover. 3 Bde. 
Gotha 1882—1892. II,217; Ernst v. Meier, Hannoversche Verfassungs- 
und Verwaltungsgeschichte 1680—1866. I: Verfassungsgeschichte. Leip- 
zig 1898. II: Verwaltungsgeschichte. Leipzig 1899. I, 75; neuerdings 
auch G. H. Müller, Zur historischen Kartographie Niedersachsens 
ZHVNieders. 1912, 97 ff. 
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zogen Heinrich und Erich; jener erhielt das Fürstentum 
Wolfenbüttel!), dieser Calenberg mit Göttingen ?). 

11°). Heinrich, mit dem Beinamen der Aeltere oder der 
Quade (1495 —1514), war ein unruhiger Herr. Kaum, dass 
er die eine Fehde geendigt, begann er schon wieder eine neue, 
Und, wenn ihm einmal die eigenen Angelegenheiten beim besten 
Willen keinen Anlass dazu geben konnten, dann mischte er 
sich eben in Dinge, die ihn nichts angingen*). Dass er unter 
diesen Umständen für die Organisation seines Landes nichts 
tun konnte, liegt auf der Hand. Und doch hätte es einer 
Neueinrichtung der Verfassung sehr bedurft. Die allgemeine 


!) Die einzelnen Städte, Aemter und Schlösser dieses Teils bei 
Havemann, I], 736; v. Heinemann, II, 217f. Vgl. auch Karl 
Kayser, Die Reformationsvisitationen in den welfischen Landen 1542 
bis 1544. Instruktionen, Protokolle, Abschiede und Berichte der Re- 
formatoren. Herausgegeben und mit vielen Anmerkungen versehen. Göt- 
tingen 1897, 7 Anm. 3. 

2, Die einzelnen Städte, Aemter und Schlösser dieses Teils über- 
einstimmend angegeben bei: Spittler, Geschichte I, 155 Anm. h 
(Sämtl. Werke VI, 105 £); HavemannI, 735; v. Heinemann IJ, 
217. Allgemeines bei v. Meier], 75f. 

®) Literatur:Havemann 1,7356 ff; v. Heinemann II, 219ff.; 
F.Spehr, Heinrich der Aeltere, Herzog von Braunschweig-Wolfenbüttel. 
ADB. XI, 491 ft. 

4) v. Heinemann II, 228 glaubt freilich — abweichend von der 
hergebrachten Auffassung der Dinge; vgl. z.B. Havemann I, 738 —, 
den Fehden Heinrichs des Quaden habe „der politische Gedanke“ zu 
Grunde gelegen, „unter Beseitigung der bisher selbständigen, von dem 
Mittelalter geschaffenen Sondergewalten einen Staat im modernen Sinne 
des Wortes zu begründen.“ Der Text hat sich dem nicht angeschlossen. 
Die Fehden des Herzogs gegen die grossen Städte des Landes erklären 
sich aus deren Unabhängigkeitsbestrebungen zur Genüge. Im übrigen 
dürfte wenig für die Meinung v. Heinemanns vorzubringen sein. Die 
Regierungsbehörden, sofern man von solchen überhaupt schon sprechen 
kann, blieben mittelalterlich. Die Einsetzung eines Landrentmeisters ge- 
schah auf Veranlassung und im ausschliesslichen Interesse der Stände. 
Vgl. unten 8.27 Anm. 3. Die abenteuerlichen auswärtigen Unterneh- 
mungen des Herzogs — besonders in Butjadingen und Ostfriesland — 
dürften zu Gunsten der Auffassung des Textes den Ausschlag geben. 
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Verfassungsgeschichte lehrt uns, dass das Ende des 15, Jahr- 
hunderts jenen Wendepunkt in der Geschichte der deutschen 
Territorien bedeutet, wo die wachsende Mannigfaltigkeit der 
staatlichen Aufgaben eine straffere Zentralisierung in Regie- 
rung und Verwaltung notwendig machte, als sie der mittel- 
alterliche Feudalstaat gekannt hatte!). Speziell in Wolfen- 
büttel kam hinzu, dass es sich um ein durch Teilung neu 
entstandenes Teilfürstentum handelte, das zwar schon früher 
einmal eine Sonderexistenz geführt, aber doch bei der Teilung 
eine gegen früher nicht unwesentlich veränderte Gestalt be- 
kommen hatte. Das machte eine Neuorganisation doppelt not- 
wendig. Indessen der Herzog hatte keine Zeit, dem abzuhelfen. 
Lediglich in der Zentralinstanz wurden allerhand reformatori- 
sche Versuche gemacht: ein rechtsgelehrter Kanzler wurde 
angestellt?), der Posten eines Landrentmeisters neu geschaffen?). 
Aber dauernden Bestand hatten die meisten seiner Neuerungen 
nicht. Die einzigen nennenswerten Spuren seiner Regierungs- 
tätigkeit, die der Herzog seinem Nachfolger hinterliess, waren 
— Schulden. 


) Vgl. Riehard Schröder, Lehrbuch der deutschen Rechts- 
geschichte®. Leipzig 1907, 881 ff.; Heinrich Brunner, Grundzüge 
der deutschen Rechtsgeschichte’. Leipzig 1912, 281 #. 


?) Johann Peyn wurde 1503 als erster weltlicher Kanzler an- 
genommen, und zwar war es das erste Mal in Wolfenbüttel, dass ein 
Dienstvertrag und kein Lehnsverhältnis die Grundlage einer Bestellung 
zu landesherrlichen Diensten bildete. Näheres Krusch, Entwicklung 
I, 224. Vgl. auch desselben, Eintritt gelehrter Räte in die Braun- 
schweigische Staatsverwaltung und der Hochverrat des Dr. jur. Stauffmel. 


ZHVNieders. 1891, 60 ff. 


») Es geschah das auf Verlangen der Stände, die ihre Verwilli- 
gungen nicht mehr dem Landesherrn ohne weiteres aushändigen woll- 
ten, sondern verlangten, dass ein Vertrauensmann für die bestimmungs- 
gemässe Verwendung der Gelder sorgte. Trotzdem war dieser Rent- 
meister nominell ein landesherrlicher Diener. Die Stelle ging noch unter 
Heinrich dem Aelteren wieder ein. Näheres Krusch, Entwicklung 
I, 242. 
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Heinrich der Jüngere (1514—1568)!) war in seinen jungen 
Jahren ebensowenig friedliebend wie sein Vater. Eine Fehde 
reihte sich an die andre, eine Schuld an die andre. Bemer- 
kenswert ist der sich schon in den ersten Jahren seiner Re- 
gierung herausbildende Gegensatz zu Hildesheim. Der Aus- 
bruch der sogenannten Hildesheimer Stiftsfehde (1519 — 1523) ?) 
fand den Herzog auf Seiten der Gegner des Bischofs. Auch 
nach der äusserlichen Beilegung des Streites indes blieb das Ver- 
hältnis während der ganzen Regierungszeit des Herzogs der- 
art feindselig, dass nur die völlige Ohnmacht des Bischofs den 
offenen Ausbruch neuer Fehde verhinderte. Im übrigen wurden 
die Massnahmen des Herzogs im Inneren und Aeusseren im 
wesentlichen bestimmt durch seine schroff ablehnende Stellung 
zur Reformation. Nach dem Tode Erichs I., des Aelteren, 
von Oalenberg (1540) war er die einzige Stütze des Katho- 
lizismus in Norddeutschland. Dem hatte er es hauptsächlich 
zuzuschreiben, dass er 1542 durch die Schmalkaldener Bundes- 
genossen von Land und Leuten vertrieben wurde. Bei dem 
Versuch der Wiedergewinnung seiner Erblande geriet er sogar 
selbst in Gefangenschaft (1545). Die Regierung Wolfenbüttels 
wurde unterdes in Namen des Kurfürsten von Sachsen und 
des Landgrafen von Hessen von besonders dazu bestellten 
Räten geführt. Die Schlacht bei Mühlberg brachte ihm die 


!) Weitere Literatur: Schlegel, Kirchengeschichte II, 46 f., 
87 f., 185 ff., 254 fi; Gerhard Uhlhorn, Hannoversche Kirchen- 
geschichte in übersichtlicher Darstellung. Stuttgart 1902, 66; Johannes 
Beste, Geschichte der Braunschweigischen Landeskirche von der Re- 
formation bis auf unsere Tage. Wolfenbüttel 1889, 34 fi.; Friedrich 
Koldewey, Heinz von Wolfenbüttel. Ein Zeitbild aus dem Jahr- 
hundert der Reformation. Schr. d. Ver. f. Ref.-Gesch. 2. Halle 1883; 
F. Spehr, Art.: „Heinrich der Jüngere, Herzog von Braunschweig- 
Wolfenbüttel“. ADB. XI, 495 ft. 

2) Literatur: Wilhelm Rossmann, Die Hildesheimer Stifts- 
fehde (1519—1523), herausgegeben und ergänzt von Richard Doebner, 
Hildesheim 1908; Joachim Barward Lauenstein, Historia diplo- 
matica episcopatus Hildesiensis. 2 Tle. Hildesheim 1740. 


er 
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Freiheit wieder. 1547 trat er die Regierung seines Landes 
wieder an. Aber erst 1553 bei Sievershausen schlug er die 
letzten seiner Widersacher endgültig nieder. 

Den Rest seines Lebens (gest. 1568) widmete er dem Aus- 
bau der inneren Verfassung seines Landes. Und wenn man 
auch nicht sagen kann, er habe einen modernen Staat daraus 
gemacht, so ist doch anzuerkennen, dass er seinem Nachfolger 
ein für die damaligen Zeiten wohlorganisiertes Land hinter- 
liess!). Statthalter, Kanzler und Räte standen dem Landes- 
herrn bei der Regierung zur Seite; Kanzlei?) und Hofgericht 
sprachen in seinem Namen Recht; der landesherrliche Haus- 
halt war wohl eingerichtet, und die Amtsordnungen?) hatten 


1) Krusch, Entwicklung I, 314, auch II, 47. Es ist eines der 
Hauptverdienste der Abhandlung von Krusch, die umfangreiche Tätig- 
keit Heinrichs des Jüngeren auf dem Gebiete der inneren Reform seiner 
Lande in das rechte Licht gerückt zu haben. In der ihm vorhergehen- 
den historischen Literatur ist man seinem ÖOrganisationstalent oft nicht 
ganz gerecht geworden. Z.B.v. Heinemann II, 392 f., der (400) sogar 
davon spricht, die Regierungszeit Heinrichs des Jüngeren habe das Land 
„grausam heruntergebracht“. Treffend dagegen schon Spehr, l.c. 495. 

2) Die erste Kanzleiordnung Heinrichs des Jüngeren vom Jahre 
1535 ist noch ungedruckt. Nähere Angaben bei Krusch, Entwicklung 
2201.18: 

3) „Unser von Gots gnadenn Heinrichs des jungern Hertzogk zu 
Braunschweig unnd Leuneburgk etc. Ambts-Ordnung. Wie: es mit Ein- 
nehmenn unnd Ausgebenn sol gehalten werden.“ „Actum et datum 
Wulffenbeuttell Am Sontage nach Laurenty Im 41. Jar“ und „Ordnung 
den amptleutten Montags nach quasimodogeniti (den 22sten April) Ao 
1566 gegeben“. Abgedruckt bei Karl Gesenius, Das Meierrecht mit 
vorzüglicher Hinsicht auf den Wolfenbüttelschen Teil des Herzogtums 
Braunschweig-Lüneburg. II. Wolfenbüttel 1803. Beilagen XXIll und XXIV, 
(133 ff. und 146 fi.) Diese Amtsordnungen enthalten zum überwiegenden 
Teil Verwaltungsvorschriften für das fürstliche Kammergut. Nur die 
letztere enthält in so fern auch eine Bestimmung über die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit, als den Amtleuten erneut eingeschärft wird, den ihnen 
in allen Fällen obliegenden Versuch der Güte unter den Parteien nicht 
oberflächlich zu erledigen, sondern stets alle erdenkliche Mühe zur Er- 
zielung eines Vergleichs aufzuwenden. 
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Rechte und Pflichten der niederen Verwaltungsorgane auf eine 
festere Grundlage gestellt. 

Nach seinem Tode 1568 ward in Wolfenbüttel die Re- 
formation eingeführt. 

III!). Die bei der Teilung von 1495 dem Herzog Erich 
dem Aelteren zufallende Hälfte bestand aus den Fürstentümern 
Calenberg und Göttingen?). Da Göttingen erst in der zweiten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts erworben war — wenigstens für 
diese Linie —, so standen die beiden Fürstentümer in ver- 
waltungsrechtlicher Hinsicht noch durchaus selbständig neben- 
einander. Es bestand reine Personalunion. Der Herzog hatte 
zwei Residenzen: Pattensen — zeitweilig auch Neustadt a.R. — 
für Calenberg, und Münden — zeitweilig auch Hardegsen — 
für Göttingen. In diesen Residenzen sassen die fürstlichen 
Räte, die für jeden Landesteil getrennt bestellt waren, und 


die schon früh — wohl hauptsächlich mit Rücksicht auf die 
häufige Abwesenheit des Laandesherrn?) — zu einer eigenen 


') Literatur: Spittler, Geschichte I, 145 ff. (Sämtl. Werke VI, 
99 fi); Havemann I], 750 fi; v. Heinemann II, 228%, 3052; 
Uhlhorn, Kirchengeschichte 62 f£.; K. Janicke, Erich der Aeltere, 
Herzog von Calenberg. ADB. VI, 203 f. 

?) Zur Terminologie ist zu bemerken, dass man sowohl den ein- 
zelnen Landesteil wie auch die Fürstentümer Calenberg und Göttingen 
zusammen als Fürstentum Calenberg bezeichnet. Ueber die staatsrecht- 
liche Frage, ob es nicht richtiger Calenberg-Göttingen heissen müsse: 
Spittler, Geschichte I, 158 Anm. i (Sämtl. Werke VI, 108); auch 
v. Meier I, 66f., 82. Der von Havemann durchweg benutzte Aus- 
druck „das Land zwischen Deister und Leine“ bezeichnet nur das Fürsten- 
tum Calenberg im engeren Sinne. 

?) Jedesmal, wenn der Herzog auf längere Zeit das Land verliess, 
ernannte er bestimmte Räte ausdrücklich zu seinen Vertretern, so dass 
in seiner Abwesenheit eine kollegiale Regierungsbehörde vorhanden war, 
vorausgesetzt, dass ihn nicht — wie oft in der ersten Zeit seiner Re- 
gierung — seine tatkräftige (erste) Gemahlin Katharina vertrat. Vgl. 
unten S. 32 Anm. 1. Bei der Rückkehr des Herzogs fiel alles das wieder 
fort. Die Räte wurden wieder unmassgebliche Ratgeber. Aber es ist 
klar, dass die frühere Organisierung auch auf ihre spätere tatsächliche 
Stellung nicht ohne Einfluss bleiben konnte. 
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Gerichts- und Verwaltungsbehörde, zur fürstlichen Kanzlei. 
sich entwickelten. Daneben gab es in Münden wie in Pat- 
tensen ein (ständisches) Hofgericht'). Eine eigentliche landes- 
herrliche Kasse gab es nicht; die Einnahmen des Landesherrn 
setzten sich aus.den einzelnen Gefällen zusammen, die von 
den Amtleuten und sonstigen landesherrlichen Beamten ein- 
zeln eingezogen und über die dementsprechend einzeln ver- 
fügt wurde?). 

Der Herzog Erich der Erste oder der Aeltere (1495—1540):) 
kümmerte sich in seiner früheren Regierungszeit um die Ver- 
waltung seiner Lande nur wenig. Als Waffengefährte des 
Kaisers Maximilian zog er in der Welt umher, seiner Lande 
nur dann gedenkend, wenn seine ständige Geldnot ihn zwang, 
auf Erschliessung neuer Einnahmequellen bedacht zu sein, ins- 
besondere von seinen getreuen Ständen neue Verwilligungen 
zu erhalten. Nach Maximilians Tode lebte er zurückgezogen, 
ohne sich an den Händeln der grossen Welt fernerhin zu be- 
teiligen, deren diplomatischen Intriguen er als alter Kriegs- 


') Das Mündener Hofgericht seit 1501, das Pattenser seit 1527. 
Krusch, Entwicklung I, 263; vgl. auch Kayser, Reformationsvisi- 
tationen 316 Anm. 62. Die Angaben der Literatur über die Zeit der 
Entstehung der Hofgerichte weichen sehr voneinander ab. Es ist das 
hauptsächlich eine Folge der bisher nicht hinreichend aufgeklärten Be- 
ziehungen zwischen den älteren Landgerichten (auf dem Leineberge bei 
Göttingen, zu Lauenrode bei Hannover und auf dem Moshause zu 
Braunschweig) und den jüngeren Hofgerichten. Vgl. v. Hugo, Von 
dem oberen Landgerichte, imgleichen von den Gohgerichten des vor- 
maligen Landes zwischen Deister und Leine. Annalen der hannover- 
schen Kurlande IV (1790), 3 ff. — Sehr wünschenswert wäre eine genauere 
Untersuchung über das Verhältnis der Mündener Kanzlei zum dortigen 
Hofgericht. Die (spätere) „Ordnung für die Hofgerichte Pattensen und 
Münden“ von 1544 organisiert zwei wesentlich voneinander verschiedene 
Gerichte, von denen zwar das Pattenser den Charakter eines Hofgerichts 
hat, das Mündener aber eher als landesherrliche Kanzlei erscheint. 

2) Wohl gab es zwei ständische Landrenteien auch nach 1540. 
Spittler, Geschichte I, 158 Anm. i (Sämtl. Werke VI, 107 Anm.). 

3) Eine treffliche Charakteristik bei v. Heinemann Il, 228 ff. 
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mann weder Verständnis noch Interesse entgegenbrachte. Den 
Frieden im Innern hielt er bis zuletzt mit starker Hand auf- 
recht, eifrig bemüht, jedes Herübergreifen der die Reformation 
begleitenden Stürme in seine Lande zu verhüten. Lediglich 
aus diesem Grunde unterdrückte er auch jede Regung refor- 
matorischen Geistes in seinen Territorien!), Der theologische 
Inhalt der neuen Lehre war ihm gleichgültig?). Das „Mönchs- 
gezänk“ kümmerte ihn nicht. Gegen Ende seiner Regierung 
hat er zwar seiner (zweiten) Gemahlin Elisabeth die Ausübung 
des evangelischen Gottesdienstes gestattet’), ohne jedoch ein 
weiteres Umsichgreifen der neuen Lehre zu dulden*). Seine 


!) Dabei eifrig unterstützt von seiner (ersten) Gemahlin Katharina 
(von Sachsen), welche in Abwesenheit des Herzogs im Jahre 1523 einen 
Erlass zur Unterdrückung des Luthertums ausgehen liess. Abgedruckt 
bei Schlegel, Kirchengeschichte II, Beilage I, 581 f. Die Annahme 
Schlegels (ebenda II, 59), der Herzog würde in diesen scharfen Erlass 
nicht gewilligt haben, ist willkürlich. Die darin getroffenen Anordnungen 
stehen mit der sonst von dem Herzog befolgten Politik durchaus im 
Einklang. 

?) Er sandte 1521 auf dem Reichstage zu Worms an Luther die 
berühmt gewordenen drei Kannen Einbecker Bieres; aber nicht etwa, 
weil er dessen Lehre irgendwie geneigt gewesen wäre, sondern nur in 
Anerkennung der Mannhaftigkeit, mit der Luther aufgetreten war. 
v. Heinemann II, 303. 

?) Den Städten Göttingen (im Vergleich vom 15. April 1553) und 
Hannover (im Coldinger Rezess vom 31. Juli 1534 — nach v. Heine- 
mann II, 309: 1. August 1534 —) gestattete er gleichfalls die Annahme 
der neuen Lehre. Bei der nahezu völligen Selbständigkeit der Städte 
hätte er das Gegenteil ja doch nicht hindern können, auch musste das 
dem Frieden weniger gefährlich erscheinen. Das übrige war ihm gleich- 
gültig, bis auf die Bezahlung, die er für diese Erlaubnis erhielt. Einzel- 
heiten bei Krusch, Studie 197. 

*) Spittler dürfte die Ausdehnung der Reformation noch unter 
Erich I. wesentlich überschätzen. Das platte Land blieb völlig katho- 
lisch; es entstand nicht das „sonderbarste Gemisch von Altem und 
Neuem“ (Geschichte I, 221; Sämtl. Werke VI, 151). Nach v. Heine- 
mann II, 310 hätte der Herzog dem Adel sogar vollständige Freiheit 
gelassen, die neue Lehre auf seinen Gütern einzuführen. Daran dürfte 
nur wahr sein, dass der Adel in den Patrimonialgerichten infolge seiner 
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auch in Friedenszeiten chronische Geldnot lähmte freilich seine 
Taatkraft nicht selten und zwang ihn, seinen Ständen nach und 
nach Privilegien einzuräumen, die seine landesherrliche Autori- 
tät in bedenklichem Masse einschränken mussten!). Von den 
kriegerischen Unternehmungen der letzten Zeit, an denen er 
sich notgedrungen beteiligen musste, war für seine Lande am 
wesentlichsten die Beteiligung an der Hildesheimischen Stifts- 
fehde, die zu Beginn der zwanziger Jahre des 16. Jahrhunderts 
alle niedersächsischen Lande auf das Aergste verwüstete. Der 
Herzog stand auf Seiten der Gegner des Bischofs — zusammen 
mit seinem Vetter, Herzog Heinrich von Wolfenbüttel —; und 
hier wie dort blieb auch nach Beendigung der Fehde oder 
besser nach der völligen Niederzwingung des Bischofs das 
Verhältnis zu Hildesheim sehr gespannt. Der Bischof be- 
zichtigte die Herzoge des Kirchenraubes, verklagte sie des- 
wegen beim Papste und liess keine Gelegenheit zu feindseligem 
Auftreten gegen sie ungenutzt. Beim Tode des Herzogs 1540 
waren diese Streitigkeiten noch in vollem Gange. 

IV?). Hildesheim war im Laufe des 14. und beginnenden 


grossen Selbständigkeit in der Lage war, den Anordnungen des Herzogs 
zu trotzen, und es mag sein, dass der eine oder andere Junker diese 
Situation zur Anstellung eines evangelischen Geistlichen ausgenutzt hat. 
Ein Beispiel bei H. Jarck, Zur Kirchengeschichte des Amtes Lauen- 
stein. ZGNKG XV (1910), 172 ff. Vgl. Krusch, Studie 163. 

!) Vgl. besonders die Darstellung bei Spittler, Geschichte I], 
173 ff. (Sämtl, Werke VI, 118 ff). Zwei solcher Privilegien — vom 
17. Mai 1501 und vom Tage Bernwardi Episcopi (20. November) 1526 — 
abgedruckt bei Spittler, Geschichte I, Beilage III u. IV, 18 ff. bezw. 22 fi. 
des Anhangs (Sämtl. Werke VI, 348 ff, bezw. 351ff.). Siehe auch Janicke 
203 f. Nach dem zweiten dieser Privilegien bedurfte der Herzog zur Er- 
hebung neuer Schatzungen, auch wenn sie nur von seinen eigenen Gütern 
genommen werden sollten, der Einwilligung der Stände. Ohne ihre Zu- 
stimmung durfte er keine Fehde beginnen. Im Falle der Verletzung ihrer 
Privilegien hatten die Stände das Recht, ungerufen zusammenzutreten. 

?) Literatur: Spittler, Geschichte I, 184 ff. (Sämtl. Werke VD 
125 ff); Havemann IL, 11 ff.; Schlegel, Kirchengeschichte II, 11 ff., 
106 ff., 197 ff. und die oben $S.28 Anm. 2 zitierten. Für die Zeit bis 1500 auch 


Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. 3 


24 E. Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. 


15. Jahrhunderts eins der bedeutendsten und mächtigsten Bis- 
tümer Norddeutschlands geworden. Seine ungünstige Lage 
zwischen den welfischen Territorien jedoch in Verbindung mit 
den ständigen äusseren und inneren Fehden hatten es immer 
mehr unter den Einfluss der Nachbarn gebracht, zumal der 
Bischofsstuhl häufig mit welfischen Prinzen besetzt war!). Zu 
Beginn des 16. Jahrhunderts waren zahlreiche Besitzungen 
an die benachbarten Herzoge und an den Stiftsadel verlehnt?). 
Dieser letztere hatte sich mannigfache Privilegien ertrotzt und 
lebte — wie auch die Stadt Hildesheim’) — de facto in fast 
völliger Unabhängigkeit vom Bischof. Als nun Bischof Jo- 
hann IV.*) (1504—1527, gest. 1547) versuchte, durch sparsame 
Wirtschaft einerseits, durch stärkere Geltendmachung seiner 
landesherrlichen Rechte anderseits, die bischöfliche Macht zu 
heben, die verpfändeten Schlösser und Herrschaften einzulösen, 
das Raubwesen einzudämmen, da waren Konflikte im Aeusseren 
und Innern die unausbleibliche Folge. Die Herzoge Erich I., 


H. A. Lüntzel, Geschichte der Diözese und Stadt Hildesheim. 2 Tle. 
Hildesheim 1858; Adolf Bertram, Geschichte des Bistums Hildes- 
heim I. Hildesheim 1399. 

!) Eine Zusammenstellung der welfischen Prinzen auf den Bischof 
stühlen Niedersachsens bei Spittler, Geschichte I, 186 (Sämtl. Werke 
VI, 126 £). Siehe auch Moriz Ritter, Deutsche Geschichte im Zeit- 
alter der Gegenreformation. 3 Bde. Stuttgart 1890 ff. II, 420. 

?) Vgl. die vielen Verpfändungen allein unter Bischof Barthold II, 
(Bertram 435 f., aber auch 371f.) In den Wahlkapitulationen mussten 
die Bischöfe u. a. zusichern, für eine schuldenfreie Erhaltung der 
drei Burgen Steuerwald, Winzenburg und Peine zu sorgen. Und 
dabei gab es an zwanzig Aemter mit zahlreichen Burgen im Stift. 
Gewiss eine bescheidene Forderung; und doch konnte auch sie nicht 
erfüllt werden. (Ebenda 390.) Zeitweilig waren sämtliche Schlösser des 
Stifts in fremden Händen, sogar die Residenz Steuerwald. (v. Heine- 
mann li, 275 £.) 

») Die Welfen hatten die Schirmvogtei über die Stadt und waren 
im Besitze zahlreicher Rechte in ihr. 

*) Krause, „Johann IV,, Bischof von Hildesheim“. ADB XIV, 
224 ff. 
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der Aeltere, von Calenberg und Heinrich der Jüngere von 
Wolfenbüttel im Bunde mit zahlreichen Nachbaren!), ins- 
besondere aber dem Stiftsadel selbst, fielen über den Bischof 
her. Nach wechselvollem Streit wurde der Bischof nieder- 
gezwungen und aus den Stiftslanden vertrieben. 1523 kam 
eine äusserliche Aussöhnung im Vertrage zu Quedlinburg zu- 
stande, in dem das Bistum mehr als die Hälfte seines Terri- 
toriums den beiden Herzogen abtreten musste (das sogenannte 
grosse Stift)?). Der Bischof Johann IV. erkannte diesen Ver- 
trag zwar nicht an, musste aber schliesslich resignieren (1527)?). 
Das Domkapitel wählte darauf Balthasar Merklin, den Kanzler 
Kaiser Karls V., zum Bischof. Aus welchen Gründen, das 
liegt auf der Hand. Merklin nahm wohl die Wahl an, küm- 
merte sich aber bis zu seinem Tode (1531) um das Stift über- 
haupt nicht*). Die nächste Wahl fiel entsprechend einer Emp- 
fehlung Kaisers Karls auf den siebzehnjährigen Grafen Otto (IIT.) 
von Schaumburg, der sich sechs Jahre lang die Annahme der 
Wahl überlegte — währenddessen das Stift sich selbst über- 
lassen blieb — der dann aber, als er angenommen hatte, die 
päpstliche Bestätigung nicht erhielt (1537)°). Sein Nachfolger 
wurde ein Domherr, Valentin von Tetleben, der sich den geist- 
lichen und weltlichen Obliegenheiten seiner bischöflichen Würde 


!) Darunter auch Bischof Franz von Minden, ein Bruder Heinrich 
des Jüngeren. 

2) Näheres über die territorialen Verhältnisse: Spittler, Ge- 
schichte I, 202 f. (Sämtl. Werke VI, 137 £); Havemann II, 61; 
v. Heinemann II, 302. 

®) Er starb 1547 als Dompropst zu Ratzeburg. v. Heinemann 
II, 203. 

4) Er weilte summa summarum nur drei Tage im Stift. Als 1530 
die Herzöge Erich I. von Calenberg und Heinrich der Jüngere von 
Wolfenbüttel durch den Kaiser mit dem grossen Stift Hildesheim aus- 
drücklich belehnt wurden, hielt er es nicht einmal für nötig, wenigstens 
formell dagegen zu protestieren. 

5) Kayser, Vorreformatorische Kirchenvisitation 2 f.; etwas abwei- 
chend Schlegel, Kirchengeschichte II, 109. 
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mit Eifer unterzog. Er verlangte erneut Restitution des grossen 
Stifts von den Herzogen, verklagte sie deswegen beim Papste 
und erwirkte sogar ein günstiges Erkenntnis. Kaiser Karl 
liess jedoch eine gewaltsame Durchführung des päpstlichen 
Spruches nicht zu. Der Bischof selbst aber hatte nicht die 
Macht dazu. 

So standen die Dinge, als 1540 nach dem Tode Erichs 
des Aelteren in Oalenberg die Reformation eingeführt wurde. 

V!)}. Den Bischofsstuhl zu Halberstadt hatte zu Zeiten der 
Reformation Albrecht von Hohenzollern inne (1513—1545), 
jener Albrecht, der — zugleich als Erzbischof von Mainz und 
Magdeburg — in den Ereignissen der Reformationszeit eine 
so bedeutsame Rolle gespielt hat. Nachdem er zuerst durch 
Jahrzehnte der Reformation in Halberstadt energischen Wider- 
stand geleistet, musste er im Jahre 1541 auf dem Landtage 
zu Calbe den Ständen freie Religionsübung nachlassen. Bei 
senem Tode (1545) war überall im Stift die neue Lehre 
eingedrungen, wenn auch noch mancherorts katholisch ge- 
lehrt und gepredigt wurde. Der Nachfolger Albrechts, der 
lahme Johann Albrecht von Hohenzollern (1545—1550), und 
Friedrich (1550—1552), der Sohn des Kurfürsten Joachim 
Hektor von Brandenburg, taten der Bewegung keinen Ein- 
halt; dem letzteren bot die kurze Regierungszeit keine Ge- 
legenheit zu energischem Eingreifen — sei es im einen oder 
im anderen Sinne —; dem ersteren fehlte es an Autorität, 
zeitweilig war er seiner beiden Bistümer (Magdeburg und 
Halberstadt) beraubt und auf Pension gesetzt. — Nach län- 
gerer Sedisvakanz infolge zwiespältiger Wahl ward der 
Bruder des letzten Bischofs, Sigismund von Brandenburg 
(1557—1566), inthronisiert. Er war evangelisch und duldete 


!) Literatur: Gustav Nebe, Die Kirchenvisitationen des Bis- 
tums Halberstadt in den Jahren 1564 und 1589. Geschichtsquellen der 
Provinz Sachsen und angrenzenden Gebiete, herausgegeben von der 
historischen Kommission der Provinz Sachsen XII. Halle 1880. Ein- 
leitung. 
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und förderte deshalb die Reformation in seinen Bistümern 
(Halberstadt und Magdeburg). Eine formelle Einführung der 
neuen Lehre nahm er jedoch nicht vor, offenbar aus poli- 
tischen Gründen. Die Folge war ein heilloses Durcheinander. 
Es fehlte eine Norm des Glaubens, es fehlte auch eine Kirchen- 
verfassung. Wohl waren die katholischen bischöflichen Be- 
hörden nicht ausdrücklich aufgehoben; aber die Verschieden- 
heit der Konfession, die Widerwilligkeit des lutherischen Klerus 
gegen die katholischen Diözesanbehörden mussten ein Fort- 
bestehen dieser Reste einer vergangenen Zeit verhindern. Eine 
1564 vorgenommene Kirchenvisitation!) sollte diesen Schäden 
abhelfen und überall die Beobachtung der „einen und wahren“ 
Lehre einschärfen?).. Den Umständen nach konnte das nur 
eine offizielle Einführung der neuen Lehre bedeuten, und, wie 
die Protokolle der Visitation ergeben, haben die Visitatoren 
ihr Amt auch nicht anders aufgefasst. In wie weit dies Ziel 
erreicht wurde, kann hier nicht weiter interessieren, wurde 
doch die Visitation nur erstreckt auf die auch territorial zu 
Halberstadt (und Magdeburg) gehörenden Gebiete. Der Zu- 
sammenhang mit den welfischen Teilen der Diözese war ver- 
loren, trotzdem diese unter Heinrich dem Jüngeren (bis 1568) 
immer noch streng zur katholischen Lehre gehalten wurden. 
Hier wie dort war es eben nicht mehr der Bischof, welcher 
die Kirchen visitierte, sondern der Landesherr. 

Auf Siegmund folgte 1566 der Enkel Heinrichs des Jüngeren, 
der zweijährige Herzog Heinrich Julius von Braunschweig. 

VI°). Im Bistum Minden regierte zur Zeit der Refor- 


!) Deren Protokolle abgedruckt bei Nebe,]. ce. 

2), Instruktion für die Visitatoren, abgedruckt bei Fr. H. O. Dan- 
neil, Protokolle der ersten lutherischen General-Kirchen-Visitation im 
Erzstift Magdeburg anno 1562—1564. Magdeburg 1864. 3 Hefte. Heft 1, 
9 f.; teilweise auch bei Aemilius Ludwig Richter, Die evangelischen 
Kirchenordnungen des XVI. Jahrhunderts. 2 Bde. Weimar 1846. II, 228 f. 

®) Sauer, Franz, Bischof von Minden. ADB VII, 290 ff. Einiges 
auch bei Spittler, Geschichte I, 188 (Sämtl. Werke VI, 146). 
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mation Franz von Braunschweig (1508—1530), ein Bruder 
Heinrichs des Jüngeren von Wolfenbüttel, ein heftiger Wider- 
sacher der Reformation. Sein fehdelustiger Oharakter machte 
ihn mehr zu einem weltlichen Feldherrn als einem geistlichen 
Hirten geeignet. Seine Regierungszeit ist eine Zeit steter 
Fehden. Er war insbesondere beteiligt an der Hildesheimi- 
schen Stiftsfehde (1519—1523), und zwar war er einer der 
erbittertsten Gegner Bischof Johanns IV. von Hildesheim. Sein 
Bistum traf denn auch der erste Schlag!). 1519 ward er von 
Land und Lieuten vertrieben und Minden von den Hildesheimern 
und Lüneburgern besetzt. Erst im Anschluss an den Vertrag 
von Quedlinburg (1523) kam er wieder in den Besitz seines Stifts, 
aber bis zu seinem Tode (1530) gelangte er nicht zur ruhigen 
Regierung. Grosse und kleine Streitigkeiten im Inneren und 
Aeusseren wechselten in bunter Mannigfaltigkeit miteinander. 

Auf den durch den Tod des Bischofs Franz freigewordenen 
Bischofsstuhl präsentierte Heinrich der Jüngere seinen Sohn 
Philipp, aber vergeblich. Die Wahl des Domkapitels fiel auf 
den Grafen Franz von Waldeck, dessen Regierungszeit in 
Minden die Signatur erhielt durch den Gegensatz gegen die 
bei der Besetzung übergangenen braunschweigischen Herzoge. 
Er war gleichzeitig Bischof von Münster und Paderborn. Aber 
die vielfachen Schwierigkeiten, welche die unruhigen Zeiten 
ihm entgegenstellten, machten ihm eine ruhige Regierung, wie 
er sie wohl gewünscht hätte, unmöglich. Es braucht nur er- 
innert zu werden an die bekannten Münsterschen Wirren im 
Anschluss an das Eindringen der Wiedertäufer. Aber auch 
abgesehen davon drang überall in den Bistümern die neue 
Lehre ein, die Bischof Franz von Braunschweig noch mit 
starker Hand niedergehalten hatte. Welche Stellung Franz 
von Waldeck innerlich zur Reformation eingenommen hat, ist 
noch nicht geklärt. Tatsache ist, dass er 1543 den Antrag 
stellte, Münster zu reformieren und zu säkularisieren. Der 


) Havemanı II, 21. 
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Plan scheiterte allerdings an dem Widerstand des Domkapitels. 
Eine gleiche Stellungnahme deutet sein Anschluss an den 
schmalkaldischen Bund an, ein Schritt, der für ihn allerdings 
von den nachteiligsten Folgen sein sollte. Minden ward 1547 
durch kaiserliche Truppen besetzt, auch die Braunschweiger 
überzogen das Stift mit Krieg, und 1553 ward der Bischof ge- 
zwungen, das Stift dem Herzog Julius, einem Sohne des Herzogs 
Heinrich des Jüngeren von Braunschweig, zu resignieren !). 

VI. Auf die Verhältnisse des Mainzer Erzbistums näher 
einzugehen, liegt hier keine Veranlassung vor. Erzbischof 
Albrecht von Hohenzollern war im ruhigen Besitze seines erz- 
bischöflichen Stuhles. Weltlich und geistlich regierte er un- 
angefochten seine Lande. Der seit Jahrhunderten vorhandene 
Gegensatz zwischen den Mainzer Erzbischöfen und den Her- 
zogen von Göttingen und von Grubenhagen wegen des Eichs- 
feldes blieb bestehen, ohne jedoch irgendwie in ein akutes 
Stadium zu treten. 

VIII. Abgesehen von Mainz waren demnach alle Bistümer, 
die zu Zeiten der Reformation an der geistlichen Verwal- 
tung der welfischen Lande Anteil hatten, in die heftigsten 
Fehden verwickelt. Fast alle waren zeitweise in Feindeshand; 
und in Hildesheim wie in Minden waren es gerade die Welfen, 
welche die mächtigsten Widersacher der Bischöfe waren. 


Seas) 


Das landesherrliche Kirchenregiment. 


I. Zu einer Geschichte des vorreformatorischen landes- 
herrlichen Kirchenregiments in den welfischen Landen sind 


’) Trotzdem hat allerdings der Herzog den bischöflichen Stuhl 
nicht bestiegen. 

2) Abgesehen von der zum vorigen Paragraphen zitierten Literatur 
vgl. besonders Karl Kayser, Eine vorreformatorische landesherrliche 
Kirchenvisitation im Herzogtum Braunschweig. Festgabe, dem Hansischen 
Geschichtsverein dargebracht. Berlin 1900. 
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nicht einmal die Vorarbeiten geleistet. Die wichtigsten Quel- 
lenpublikationen sind nur bis zum Anfang des 15. Jahr- 
hunderts gediehen und zum Teil auch nur bis dahin beab- 
sichtigt ). Wenn es nun auch richtig sein mag, dass die 
Anfänge einer Landeshoheit in Kirchensachen weit über das 
15. Jahrhundert zurückreichen ?), so ist doch anderseits nicht 
zu verkennen, dass die bedeutendsten Fortschritte auf diesem 
Gebiet erst im 15. Jahrhundert gemacht wurden°). Deshalb 
müsste man auf ungedrucktes Material zurückgehen. Eine 
solche Darstellung aber würde eine Arbeit für sich bilden. 
Hier kann es nur darauf ankommen, eine Skizze dessen 
zu bieten, was die Reformation in der Richtung einer landes- 


!) Eine übersichtliche Zusammenstellung der Urkundenbücher Nieder- 
gachsens bei Kayser, Abriss I, 6 Anm. 2, aber ohne bibliographisch 
genaue Nachweise. Siehe auch Viktor Loewe, Bibliographie der 
Hannoverschen und Braunschweigischen Geschichte. Posen 1908. 31 ff. 
Nr. 396 ff. — Das Hauptwerk: H. Sudendorf, Urkundenbuch zur Ge- 
schichte der Herzöge von Braunschweig und Lüneburg und ihrer Lande. 
10 Tle. Hannover 1359—1880 nebst Register von ©. Sattler. Göttingen 
1883 schliesst den 10. (letzten) Teil mit dem Ende des Jahres 1406 ab. — 
Eine Ausnahme machen hauptsächlich die Urkundenbücher der einzelnen 
Städte und die Publikationen aus den Klosterarchiven von W. v. Hoden- 
berg, die hier indessen weniger in Betracht kommen. — Das Urkunden- 
buch des Hochstifts Hildesheim Bd. I, ed. K. Janicke, Publ. aus den Kgl. 
Preuss. Staatsarchiven LXV. Leipzig 1895; Bd. II—-V, ed. H. Hooge- 
weg, Quellen und Darstellungen zur Geschichte Niedersachsens VI, XI, 
XXII, XXIV. Hannover 1901—1907 schliesst mit dem Jahre 1370. 

®) Ritter Heinrich v. Srbik, Die Beziehungen von Staat und 
Kirche in Oesterreich während des Mittelalters. Forschungen zur inneren 
Geschichte Oesterreichs, herausg. von Alfons Dopsch, I, 1. Inns- 
bruck 1904. 1f. Ulrich Stutz, Z.?f. R. G. XX VIII (1907), 578 f£.; der- 
selbe, Das habsburgische Urbar und die Anfänge der Landeshoheit, ebenda 
XXV (1904), 227 f£.; Albert Werminghoff, Neuere Arbeiten über das 
Verhältnis von Staat und Kirche während des späteren Mittelalters. Hist. 
Vierteljahrsschr. 1908, 153 ff., und die dort angeführte Literatur. Siehe 
auch Arnold Peters, Die Entstehung der Amtsverfassung im Hochstift 
Hildesheim. ZHKNieders 1905, 215 ff. 


®) Kayser, Vorreformatorische Kirchenvisitation. 2. 
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herrlichen Gewalt auch in Kirchensachen vorfand, inwieweit 
schon in vorreformatorischer Zeit der Grund gelegt war zu der 
umfassenden Gewalt, welche die Landesherrschaft seit der 
Reformation in ihren Territorien gegenüber der Kirche in 
Anspruch nahm. Beruht doch die erste These dieser Arbeit 
darin, dass zwar die Reformation in den niederen Instanzen 
des Kirchenregiments eine Verwaltung aller geistlichen An- 
gelegenheiten durch Geistliche vorgesehen habe, dass aber 
diese Absicht hinsichtlich der Temporalien deshalb nicht in die 
Praxis umgesetzt werden konnte, weil die weltlichen Lokal- 
beamten bereits in katholischer Zeit eine Aufsicht über die 
Kirchengüter in so weitgehendem Masse erlangt hatten, dass 
es nicht gelang, sie ohne weiteres aus ihren Befugnissen zu 
verdrängen und die neugeschaflenen geistlichen Instanzen an 
ihre Stelle zu setzen. 

II. Das landesherrliche Kirchenregiment in vorreformato- 
rischer Zeit hat eine mehr rechtliche und eine mehr politische 
Seite. 

Der Landesherr als der erste Grosse seines Landes war, 
wie im Besitze zahlreicher einzelner weltlicher Rechte und 
Gerechtigkeiten, so auch der Träger der mannigfaltigsten Rechte 
innerhalb der Kirche. Ihm stand Kollatur und Patronat an 
zahlreichen Kirchen seines Landes zu; er hatte die Vogtei über 
die meisten Stifter und Klöster, die darin gelegen waren. Das 
alles waren jedoch nur einzelne Befugnisse an einzelnen kirch- 
lichen Anstalten. Eine Gewalt über alle konnte daraus de jure 
nicht hergeleitet werden, und mochte der Ordinarius in so weit 
auch tatsächlich sehr in den Hintergrund gedrängt werden, 
eine eigentliche Durchbrechung der kirchlichen Hierarchie war 
das nicht. 

Wie jedoch auf weltlichem Gebiet die Landesherren seit 
dem 13. Jahrhundert begannen, aus ihren einzelnen Befugnissen 
an Land und Leuten eine einheitliche landesherrliche Gewalt 
abzuleiten, geradeso entwickelten sie allmählich aus ihren 
kirchlichen Einzelrechten eine allgemeine Oberaufsicht in 
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Kirchensachen !), wobei freilich nicht übersehen werden soll, 
dass die Entwicklung auf weltlichem Gebiet früher?) und weit 
kräftiger einsetzte als auf kirchlichem, und auch deshalb schon 
in ihren Erfolgen wesentlich hinter jener zurückbleiben musste, 
weil ihr der Anspruch auf Ausschliesslichkeit fehlte. Der Bi- 
schof blieb trotzdem nach wie vor der geistliche Herr seiner 
Diözese. 

III. Aeusserungen dieser allgemeinen Aufsicht sind für die 
welüschen Lande schon aus früher Zeit bekannt. So erliess 
schon Otto das Kind 1234 ein allgemeines Verbot der Doppel- 
klöster in seinen Landen, und im Jahre 1300 publizierten die 
Herzoge Albrecht und Otto ein Statut de non residendo in 
duabus ecclesüis?). Die auch in Nordwestdeutschland im 
15. Jahrhundert stattfindende Reformation des Klosterwesens 
zeigt die Territorialherrschaft in der entscheidenden Stel- 


') Statt von zwei nebeneinander herlaufenden Entwicklungen zu 
sprechen, mag man auch, wie v. Schubert, Die Entstehung der schles- 
wig-holsteinischen Landeskirche, Zeitschr. f. schleswig-holsteinisch-lauen- 
burgische Geschichte XXIV (1910) 99, annehmen, es habe die Ausbildung 
der Landeshoheit alle Angelegenheiten schlechthin umfasst und so von 
vornherein die Tendenz gehabt, auch die Kirche der Hoheit des Staates 
zu unterwerfen. Man würde dann hier festzustellen haben, dass die 
Ausbildung auf kirchlichem Gebiet hinter der auf weltlichem zurück- 
geblieben sei und im Gegensatz zu jener zu einer Alleinherrschaft vorab 
nicht geführt habe. — Auf die Frage kann hier jedoch nicht weiter 
eingegangen werden. 


?) Es ist gewiss richtig, dass die Landeshoheit sich gerade in Nieder- 
sachsen langsamer und später entwickelte als in den meisten anderen 
Gebieten Deutschlands. Trotzdem scheint es wesentlich zu spät ge- 
griffen, wenn Karl Venturini, Handbuch der vaterl. Geschichte aller 
Stände Braunschweig -Lüneburgischer Landesbewohner. 4 Tle. Braun- 
schweig 1805 ff. I, 20 f., die Vollendung der Landeshoheit für Braunschweig- 
Lüneburg etwa mit dem Beginn der Reformation gleichsetzt. Immer- 
hin ist die „vollendete Landeshoheit“ ein sehr weiter Begriff, und so 
mag man auch über deren zeitliche Festlegung verschiedener Meinung 
sein können. 


®) Kayser, Vorreformatorische Kirchenvisitation 1. 
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lung. Sie und nicht die Bischöfe war das treibende Element 
dabei). 

Indessen würde es verfehlt sein, anzunehmen, dass die 
Entwicklung sich in allen welfischen Territorien ungefähr 
gleichmässig vollzogen habe. Den verschiedensten Bischöfen 
standen die verschiedensten Territorialherren ?) gegenüber und, 
da die Gewalt der Territorialherrschaft auf kirchlichem Ge- 
biete abhängig sein musste von dem Kräfteverhältnis zwischen 
Bischof und Herzog, zeigten sich die mannigfaltigsten Ge- 
staltungen des landesherrlichen Kirchenregiments. Für die Arbeit 
kommen von den welfischen Territorien hier nur die Fürstentümer 
Calenberg und Wolfenbüttel in Betracht. Kirchlich gehörten 
diese Gebiete hauptsächlich zu Hildesheim, Halberstadt, Mainz 
und Minden. Die Verhältnisse in diesen seien kurz beleuchtet. 


!) In seinem „liber de reformatione monasteriorum“ schreibt der 
Augustinerpropst Johannes Busch (ed. Karl Grube in den Geschichts- 
quellen der Provinz Sachsen. XIX. Halle 1886, auch bei Godofredus Gui- 
lielmus Leibniz, Sceriptores Brunsvicensia illustrantes. II. Hanoverae 
MDCCX. 862) über die Reformation des Klosters Mariensee in der Diözese 
Minden und im Fürstentum Calenberg (1455): „Monasterium monialium in 
Marienzee ordinis ceisterciensis Myndensis diocesis per ducem Wilhelmum de 
Brunswyk et me ac priorem in Wittemborch patrem Rothgerum hoc modo 
ad primam sui venit reformationem. Moniales eius irregulariter dissolute et 
incontinenter vixerunt in peculio et proprietate, episcopum Myndensem in 
hoc habentes defensorem. Accepta enim ab eis pecunia dedit eis pote- 
statem in vita pristina et mala permanendi. Dux tamen prefatus, quamvis 
id episcopo fuit contrarium, coegit eas ad se reformandum et coegit 
episcopum, ut ambasiatores sibi mitteret ad hoc perficiendum.* — Bei 
der Reformation anderer Klöster ist eine Teilnahme bischöflicher Ab- 
gesandter überhaupt nicht erwähnt. Vgl. auch Havemann II, 66 ff.; 
v. Heinemann II, 244 ff.; Schlegel, Kirchengeschichte II, 170 ff. 

®) Vgl. H. Boettger, Diözesan- und Gaugrenzen Norddeutsch- 
lands zwischen Oder, Main, jenseits des Rheins, der Nord- und Ostsee. 
Abt. II. Halle 1875. Eine übersichtliche, wenn auch nicht eingehende 
Darstellung der Diözesanverhältnisse der welfischen Lande zu Zeiten der 
Einführung der Reformation beiErnst Spangenberg, Das Territorial- 
kirchenrecht im Königreich Hannover. Lipperts Annalen Il (1831), 22 ff. 
— Siehe auch Schlegel, Kirchengeschichte I, 381 ff., Beilage III. 
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1V. Am ungünstigsten stand das Bistum Hildesheim da. 
Hochstift und Diözese, weltliche und geistliche Herrschaft, waren 
in Gefahr. Aeusserer Angriff und innere Zersetzung bedrohten 
beides. Die reichen bischöflichen Besitzungen lockten die 
Nachbarn, und im Lande selbst mehrten sich die zentrifugalen 
Kräfte zusehends. Städtische und junkerliche Unbotmässigkeit 
erhoben trotzig ihr Haupt. In den auswärtigen Teilen der 
Diözese zog die erstarkende Landeshoheit der Kirchenregie- 
rung immer engere Grenzen, und Herren und Inhaber der 
geistlichen Lehne einten sich in dem Bestreben nach Lockerung 
des Kirchenregiments. Feinde aussen und innen. Gegen jene 
griff man zu den Waffen; gegen diese konnte nur eine durch- 
greifende Reform helfen, aber die fortwährenden kriege- 
rischen Wirren liessen keine Zeit zu ruhigem Ausbau der 
Verfassung). So war eine Reorganisation der Kirchenregie- 
rung zu Ende des 15. Jahrhunderts eine dringende Notwen- 
digkeit geworden. 

Die Archidiakonate waren wie anderwärts seit langem 
mit den Domherrnstellen vereinigt?).. Von Archipresbytern 
hören wir wenig oder gar nichts?). Auch sonstige Vertreter 
— Ofiiziale der Archidiakone oder auch nur beauftragte ein- 


') Als im 14. Jahrhundert Johann Schadeland, ein gelehrter Kölner 
Domberr, zum Bischof von Hildesheim erwählt war und er sich bei 
seiner Ankunft die bischöfliche Bibliothek ansehen wollte, zeigte man 
ihm das Zeughaus und sagte ihm, auf die dort liegenden Waffen deu- 
tend: „Haec bibliotheca, hi libri, quibuscum hactenus episcopis nostris 
negotium.“ Havemann I, 583. — Ebenso berichtet ein alter Chronist, 
die Hildesheimer Bischöfe hätten sich gleichmässig des geistlichen und 
weltlichen Schwertes bedient. v. Heinemann II, 129. 

?) Kayser, Vorreformatorische Kirchenvisitation. 6. 

®) In der Hildesheimer Diözese wurde zwar bei der Schmalkaldener 
Visitation Wolfenbüttels 1542 noch ein Erzpriester vorgefunden — in 
Barum — aber auch dieser residierte nicht, sondern hatte einen Mer- 
cenar, „Her Flor Rukopff, Pfarrer, hat sie vom Archidiakon zu Hildes- 
heim, Her Brun von Tetleben, der hat sie vom Papst, ist ein Erzpriester“ 
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fache Priester — scheinen nicht bestellt gewesen zu sein !). 
Soweit die bisher publizierten Quellen sonach einen Rück- 


(Kayser, Reformationsvisitationen I, 31£f.). — Hiernach sowie nach 
den Bemerkungen Kaysers l. c. Anm. 225 und der dort zitierten Lite- 
ratur scheint dies Archipresbyterat mit einer Hildesheimer Domherrn- 
stelle gewohnheitsrechtlich verknüpft gewesen zu sein. Dabei ist zu 
bemerken, dass Barum im grossen Stift Hildesheim liegt, das erst 
seit 1523 zu Wolfenbüttel gehörte. Im welfischen Stammland gab 
es 1542 keinen einzigen Erzpriestter. Kayser, Vorreformatorische 
Kirchenvisitation 6 nennt zwar noch einen zweiten, den zu Beyer- 
stedt (vgl. Kayser, Reformationsvisitationen 178 f.). Diese Angabe 
beruht aber in so fern auf einem Irrtum, als Beyerstedt nicht in 
der Hildesheimer Diözese, sondern in der Halberstädter lag (siehe ab- 
gesehen von dem Wortlaut des Protokolls — unten 8.47 Anm. 3 — 
v. Strombeck, Zur Archidiakonateinteilung des vormaligen Bistums 
Halberstadt. ZH VNieders 1863, 105. Richtig Karl Kayser, Registrum 
subsidii ex praeposituris Noerten et Einbeck. Z@NKG 1 (1897), 264 ff. ; 
III (1898), 268 ff.; II, 266. 

) Es zeigen das sehr deutlich die Hildesheimer Synodalstatuten 
aus der Mitte des 15. Jahrhunderts — Richard Doebner, Hildes- 
heimische Synodalstatuten des 15. Jahrhunderts. ZHV Nieders 1899, 118 ff. — 
wo von einer Tätigkeit bischöflicher Aufsichtsorgane überhaupt nicht 
gesprochen ist, abgesehen von denen der Zentralinstanz. Dem bischöf- 
lichen Kommissar in der Residenz Steuerwald wird die Verhängung der 
Strafen für die Uebertretung der Statuten vorbehalten. Insbesondere 
ist — ganz anders als in den „importierten“ Statuten aus dem Jahre 
1539; vgl. unten und 8. 61 Anm. 3 — von einer Anzeigepflicht der 
Aufsichtsorgane nirgends die Rede, trotzdem eine solche in kirch- 
lichen Verbotsgesetzen sonst angeordnet zu werden pflegte. Dass 
hier ein Gleiches nicht geschah, dürfte sich aus dem Fehlen geeig- 
neter Aufsichtsinstanzen erklären. — Vgl. z. B. die Bestimmungen 
über die Ehelosigkeit der Priester in $ 10 der Statuten. 

Als dann 1539 der Bischof Valentin von Hildesheim eine Reorgani- 
sation seiner Diözese versuchte und zu diesem Zwecke auch neue Diözesan- 
statuten publizierte (vgl. S. 61 Anın. 3), war es in erster Linie auf Wieder- 
herstellung der kirchlichen Aufsicht abgesehen. Kayser, Vorreforma- 
torische Kirchenvisitation, 5 Anm. 1 sagt sogar, es sei in den Statuten 
„die Aufsichtslosigkeit der Geistlichen als Grundschade der Kirche an- 
erkannt“. Die Tatsache selbst dürfte zutreffen, aber in den Statuten 
selbst habe ich eine entsprechende Stelle nicht finden können. Ein 


46 E. Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. 


schluss erlauben, scheint um die Wende des 15. Jahr- 
hunderts die Hildesheimer Kirchenregierung in den auswär- 
tigen Teilen der Diözese gänzlich verfallen. Es fehlte den 
Bischöfen nicht nur die Macht, sondern auch die geeigneten 
Mittel, der vordringenden weltlichen Gewalt entgegen zu 


treten. 


Gleiches gilt für die weitere Behauptung daselbst, es habe das „Haupt- 
gewicht der Reform in der Herstellung des Erzpriesteramts gelegen“. 
In den Statuten aber sind die Erzpriester als vorhanden vorausgesetzt. 
Erst wenn man hinzunimmt, dass durch die Visitationsprotokolle von 
1542 einwandsfrei festgestellt ist, dass es 1539 keine residierenden Erz- 
priester oder sonstige Aufsichtsorgane (vgl. oben S.44 Anm. 3) mehr gab 
— wenigstens nicht in dem hier allein in Frage- kommenden grossen 
Stift —, muss man allerdings zu dem Schluss kommen, dass der Bischof 
gleichzeitig eine Neubildung des Erzpriesteramtes in Aussicht genommen 
habe. Aber unbedingt erforderlich ist auch das nicht. Einmal müsste 
dazu vorerst festgestellt werden, dass es in den anderen Teilen der 
Diözese, insbesondere in dem beim Bistum verbliebenen kleinen Stift, 
auch keine Erzpriester mehr gegeben habe, denn sonst hätten die Be- 
stimmungen ja hier ihre Anwendung finden können. Indessen scheint 
es im kleinen Stift gleichfalls an solchen Aufsichtsorganen gefehlt zu 
haben. — Ausserdem aber sind, wie Kayser (l. c.) selbst bemerkt, die 
Statuten nicht frei abgefasst, sondern im Anschluss an ältere Bestim- 
mungen anderer Diözesen mit anderen tatsächlichen Verhältnissen auf- 
gesetzt. Es wäre sehr wohl möglich, dass man diese die Erzpriester 
betreffenden Bestimmungen herübergenommen hätte, ohne auf ihre An- 
wendungsmöglichkeit näher einzugehen. Hiermit stände allerdings in 
Widerspruch die von Kayser aufgestellte Vermutung, dass die Ab- 
fassung der canones auf Gruud von Berichten aus den einzelnen Teilen 
der Diözese erfolgt wäre. Ueber die Richtigkeit dieser Vermutung konnte 
ich nichts feststellen. Endlich mag man nicht übersehen, dass sich in 
den Statuten mehrfach die Wendung findet, archipresbyter vel locum 
eius tenens. In anderen Diözesen war es durchaus nichts Seltenes, dass 
einfache Priester mit der Wahrnehmung solcher Aufsichtsbefugnisse betraut 
wurden. Im grossen Stift, das hier allein in Betracht kommt, findet 
sich allerdings davon keine Spur (vgl. jedoch oben 8.44 Anm. 3), und so 
ist es für das grosse Stift und die übrigen welfischen Teile der Diözese 
Hildesheim richtig, wenn Kayser annimmt, die Statuten seien mehr 
Programm geblieben als Gesetz geworden, weil der in ihnen voraus- 
gesetzte rurale Archipresbyterat fehlte. 
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Ganz umgekehrt im südlichen Teile, im Fürstentum 
Göttingen!). Hier war die Territorialberrschaft nur schwach; 
ihre Gewalt eher im Zurückweichen als im Vordringen. Die 
Stände wuchsen den Herzogen über den Kopf. Der letzte dieser 
Linie?) begnügte sich — politisch und finanziell bankrott — 
mit einer kärglichen Pension, die Regierung einem Ausschuss 
der Stände überlassend. Anscheinend in Ausnutzung dieser 
Schwäche setzte der Erzbischof 1449 über den dortigen Teil 
seines Erzsprengels (die Propsteien Nörten, Einbeck und 
Heiligenstadt) einen besonderen erzbischöflichen Kommissar, 
ausdrücklich in der Absicht besserer Wahrnehmung der geist- 
lichen Regierungsrechte. 1487, als inzwischen die Landes- 
herrschaft in kräftigere Hände übergegangen war, ward der 
Sprengel dieses Kommissars noch weiter verringert und ihm 
in den Propsteien Nörten und Einbeck ausschliesslich welfi- 
sches Territorium unterstellt. Gleichzeitig wurden seine schon 
früher sehr ausgedehnten Befugnisse noch erweitert. Da es 
der schwachen Landesregierung nicht gelang, einen Einfluss 
auf die Besetzung oder Verwaltung dieses Kommissariats zu 
gewinnen, da vielmehr der Kommissar ein strafies kirchliches 
Regiment führte, musste hier entgegen den Tendenzen jener 
Zeit eine rückläufige Bewegung einsetzen. Um die Wende 
des 15. Jahrhunderts steht die Kirchenregierung in diesem Teil 
der Mainzer Erzdiözese noch in voller Kraft. 

Ueber die Verhältnisse in den Mindener und Halberstädter 
Teilen der welfischen Territorien lässt sich aus den wenigen 
publizierten Quellen nur das eine feststellen, dass einerseits 
die Diözesanregierung noch nicht ganz aufgelöst war), ander- 


!) Das Tatsächliche des Folgenden ist im wesentlichen entnommen 
Krusch, Studie (siehe S. 24 Anm. 1). 

?) Siehe auch P. Zimmermann, Otto der Einäugige (cocles), 
Herzog zu Braunschweig und Lüneburg. ADB XXIV, 685 ft. 

®) In den welfischen Teilen der Halberstädter Diözese wurde (Wolfen- 
büttel 1543) in der Pfarre Beyerstedt im Gericht Jerxheim noch ein 
residierender Erzpriester angetroffen, von dem es heisst: „dass er keine 
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seits aber auch hier der beginnende Verfall in der kirchlichen 
Organisation sich bereits bemerklich machte. Der Landesherr 
kehrte sich zwar wenig an die Bischöfe, ohne sie jedoch plan- 
mässig aus ihren geistlichen Regierungsrechten zu verdrängen, 

V. So lagen die Dinge, als zu Beginn des 16. Jahrhun- 
derts in Calenberg wie in Wolfenbüttel das Verhältnis von 
weltlicher und kirchlicher Gewalt einer plötzlichen radikalen 
Lösung entgegengeführt wurde. Die verschiedensten Umstände 
wirkten zusammen, um die letzten noch vorhandenen Reste 
bischöflichen Regiments in den welfischen Landen zu ver- 
nichten. 

In erster Linie ist hier zu nennen die Hildesheimer Stifts- 
fehde, deren Bedeutung sich auf ganz Niedersachsen erstreckt. 
Mögen zu ihr vielleicht auch den letzten Anstoss die terri- 
torialpolitischen Verhältnisse gegeben haben, und mag auch 
ihr Hauptergebnis die territoriale Verstümmelung der Stiftes 
Hildesheim gewesen sein, sie war nichtsdestoweniger gleich- 
zeitig ein Streit um den politischen Einfluss auf den bischöf- 
lichen Stuhl. Johann IV. aus dem Hause Sachsen-Lauenburg 
entstammte einer Familie, zu deren Traditionen der Gegensatz 
zu den Welfen gehörte. Seine Erhebung geschah im Gegen- 
satz zu den welfischen Ansprüchen. Und so bildet der Gegen- 


Pension hinfort seinem Archidiakon gen Halberstadt soll geben; aber 
herwieder soll er um ‚Seent‘korn die anderen Priester ungefordert lassen, 
denn ein jeder Pfarrer soll dasselbig ‚zehent‘korn zu seiner mehreren 
und besseren Unterhaltung bis zur nächsten Visitation einbehalten“ 
(Kayser, Reformationsvisitationen 179). — Schon aus diesen An- 
ordnungen erkennt man, dass dieser Erzpriester in der vorhergehen- 
den katholischen Zeit Aufsichtsbefugnisse noch geübt hatte. Auch die 
Beziehungen zum Archidiakon in Halberstadt (Propst zu St. Johannis 
nach v. Strombeck 105) waren danach noch nicht völlig gelöst. Die 
Pfarre Watenstaedt, der ursprüngliche Sitz des Archidiakonats, ging 
auch noch vom Archidiakon zu Lehen (Kayser ]l. c. 178). Die übrigen 
Pfarren des Bannes (aufgeführt bei v. Strombeck I. c.) waren sämt- 
lich Patronatspfarren, sogar das Archipresbyterat selbst. Dies letztere 
ist ein Zeichen des beginnenden Verfalls. 
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satz zu seinen Nachbarn das Hauptcharakteristikum seiner 
Reformbestrebungen auf weltlichem wie auf kirchlichem Gebiet. 
In dem Augenblick aber, wo der Bischof versuchte, sich po- 
litisch unabhängig zu machen, musste den Welfen jeder Ein- 
fluss auf die geistliche Verwaltung des Hildesheimischen An- 
teils an ihren Landen entgleiten; denn für diesen Fall war 
keine Vorsorge getroffen. Auf eine kirchliche Sonderstellung 
ihrer Teile der Diözese zu dringen, hatten sie früher für 
überflüssig halten mögen. Der Einfluss auf den bischöflichen 
Stuhl selbst schien auszureichen, um ihnen den gewünschten 
Einfluss auf die Kirchenregierung zu verschaffen. So hatte 
man alles auf eine Karte gesetzt: auf die Stellung in Hildes- 
heim. Es kann nicht wundernehmen, dass man sie mit 
Zähigkeit verteidigte. Denn wenn auch die Stiftsfehde terri- 
torial zur völligen Niederzwingung des Bischofs führte, so 
scheint doch der welfische Einfluss in Hildesheim durch sie stark 
zurückgegangen zu sein. Es ist eine auffällige Erscheinung, 
dass seit dem Siege der Welfen über die Hildesheimer kein 
einziger von ihnen wieder den dortigen Bischofsstuhl bestiegen 
hat. Während die umliegenden Bistümer nach wie vor häufig 
mit welfischen Prinzen besetzt waren, ist Hildesheim fast zwei- 
hundert Jahre lang ausschliesslich von Wittelsbachern regiert 
worden. 

Dieser Umschwung hatte notgedrungen eine Aenderung 
in der Kirchenpolitik gegenüber Hildesheim zur Folge. Das 
früher Versäumte rächte sich jetzt. Einen bischöflichen Of- 
fizial hatte man nicht, und die Zeiten, wo man die Ernennung 
eines solchen in Hildesheim leicht hätte erreichen können, 
waren unwiederbringlich dahin. Es blieb nichts übrig, als 
den Bischof vollständig auszuschalten. Man hinderte ihn an 
der Diözesanregierung, und es war das in der Tat schon aus 
anderen Gründen ein Gebot politischer Notwendigkeit. Wollte 
man dulden, dass der Bischof die ihm entrissenen Gebiete 
fernerhin, wenn auch nur geistlich, regierte, so waren Wühle- 


reien nicht zu vermeiden; und endlich musste es schwer sein, 
Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. 4 
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zwischen seiner Diözesangewalt und seiner Landesherrschaft 
eine Grenze zu ziehen!), In den Stiftern lag geistliches 
und weltliches Regiment im Gemenge. Der theoretisch vor- 
handene Unterschied zwischen beiden war praktisch verwischt. 
Die geistliche Gewalt hatte die weltliche aufgesogen. Die 
geistlichen Regierungsbehörden hatten entscheidenden Teil 
an der weltlichen Herrschaft. 

Bei Lostrennung eines Teiles des Stiftes musste, wie die 
weltliche, so auch die geistliche Regierungsgewalt des Bischofs 
verschwinden. 

Andere politische Ereignisse jener Zeit wirkten im glei- 
chen Sinne. Hatte Bischof Franz (von Braunschweig) von 
Minden infolge des ununterbrochenen Kriegslärms während 
seiner Regierungszeit keine Gelegenheit gefunden, sich mit 
dem kirchlichen Ausbau seiner Diözese zu befassen, so mussten 
seinem Nachfolger Franz (von Waldeck) die inneren Wirren 
in seinen drei Bistümern, insbesondere in Münster, in gleicher 
Weise hinderlich sein. Für ihn kam jedoch hinzu der Gegen- 
satz zu den weltlichen Herren seiner Diözese. Die Dinge 
lagen hier ähnlich wie in Hildesheim. Der Bischof war im 
Gegensatz zu dem welfischen Bewerber gewählt worden. Dem- 
entsprechend wirkte er den Welfen auch politisch entgegen, 
und seine Konzessionen an die Lutheraner sowie sein Beitritt 
zum Schmalkaldischen Bunde — demselben Bunde, der Herzog 
Heinrich von Wolfenbüttel aus seinen Landen vertrieb, — 


'!) Kayser, Vorreformatorische Kirchenvisitation 2 sagt hierüber 
treffend: „(Bei dem Erwerb des Grossen Stifts) war es an sich keineswegs 
notwendig, dass sämtliche Befugnisse des Fürstbischofs auf die Herzöge 
übergingen, die Territorialgewalt konnte grundsätzlich von der Episkopal- 
gewalt geschieden werden .., Nachdem aber die Bistümer diese grössten- 
teils aufgesogen hatten und die Grenze zwischen geistlicher und welt- 
licher Gerichtsbarkeit und Verwaltung verwischt war, liess sich schwer 
eine neue finden, und schliesslich wäre es beiden Parteien kein Ernst 
gewesen, sie zu wahren“ und ebenda 3: „so blieb den Fürsten nichts 
übrig, als sich des episkopalen Amtes selbst anzunehmen,“ 
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mussten diesen Gegensatz noch verschärfen, bis schliesslich die 
Dinge sich derart zuspitzten, dass dem Bischof nichts anderes 
übrig blieb, als auf das Bistum Minden zu Gunsten des bei seiner 
Wahl übergangenen welfischen Prinzen zu resignieren. — Das 
einzelne ist noch nicht geklärt. Aber ‘dass die Calenberger 
diesem Bischof eine Diözesanregierung gestattet hätten, wäre 
für jene Zeit selbst dann nicht anzunehmen, wenn wir nicht 
wüssten, wie die Landesherrschaft mit den anderen Diözesan- 
herren umgegangen ist. Oder sollte sie etwa gerade zu 
Gunsten ihres intimen Feindes in Minden eine Ausnahme 
gemacht haben? 

Dies letztere reicht indessen schon zum Teil über diese 
Periode hinaus. 1540 begann die Reformation in Calenberg. 

VI. Es waren indessen nicht allein die politischen Gegen- 
sätze, welche für das Verhältnis von Landesherr und Ordi- 
narius bestimmend wurden. Von mindestens gleicher Bedeu- 
tung war das Auftreten der Reformation, und zwar in 
doppelter Hinsicht. 

Einen direkten Einfluss auf die Gestaltung der kirchlichen 
Verhältnisse gewann die Reformation in so fern, als zwar nicht 
so sehr in den Herzogtümern, als vielmehr gerade in den 
Stiftslanden die neue Lehre eindrang. Die Mindener Ver- 
hältnisse wurden bereits gestreift. Hildesheim kommt seit der 
Ausschaltung infolge der Hildesheimer Stiftsfehde nicht mehr 
in Betracht. In Halberstadt war bereits unter dem Erzbischof 
Albrecht von Hohenzollern (1513—1545) die lutherische Lehre 
eingedrungen. Zu Beginn der vierziger Jahre gewann sie 
dort das Uebergewicht. Auch die Bischöfe neigten der neuen 
Lehre zu, bis schliesslich ums Jahr 1564 eine Kirchenvisi- 
tation zwecks deren Einführung angeordnet wurde. Sollte 
Herzog Heinrich der Jüngere, der so eifrig über die Erhal- 
tung der einen wahren katholischen Lehre wachte, wirklich 
geduldet haben, dass ein im Grunde evangelischer Bischof 
durch sein Kirchenregiment alle seine Mühen vereitele? Sollte 
ein evangelischer Bischof dies katholische Kirchenregiment 


59 E. Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. 


ad 


überhaupt beansprucht und geübt haben? Wir wissen, beides 
ist nicht der Fall. Herzog Heinrich regierte die Kirche 
seiner Lande selbst‘). Der Bischof beschränkte sein Regi- 
ment auf seine Territorien. Die von ihm angeordnete Kirchen- 
visitation hatte nur Auftrag für die Bistumslande?). Alles 
Katholische stellte sie ab°). Keinerlei geistliche Regiments- 
behörden wurden ferner geduldet. Hätte sich also diese Visi- 
tation wirklich auf braunschweigisches Territorium erstreckt — 
was erwiesenermassen nicht der Fall ist —, so hätte sie in 
Braunschweig das bischöfliche Regiment nicht einrichten, 
sondern abschaffen müssen. 

Aber auch die herzoglichen Lande blieben der Refor- 
mation nicht ganz entzogen. Herzog Erich der Aeltere (gest. 
1540) und Heinrich der Jüngere (gest. 1568) hielten während 
ihrer Regierung ihre Lande zwar streng zur katholischen 
Lehre; aber während der Zeit der Vertreibung Herzog Hein- 
richs aus seinen Landen (1542—1547) hatten die Schmal- 
kaldener in Wolfenbüttel die Reformation eingeführt und da- 
bei alle katholischen Regimentsbehörden, soweit sie noch 
vorhanden gewesen waren, vollständig beseitigt. Als Herzog 
Heinrich 1547 in seine Lande zurückkehrte, wurde das Land 
wieder katholisch, aber wir hören nichts davon, dass er das 
bischöfliche Regiment wieder aufgerichtet habe. Zu wessen 
Gunsten sollte das auch geschehen sein? Der Bischof von 
Hildesheim verfolgte ihn mit unversöhnlichem Hasse — ganz 
abgesehen davon, dass auch er gerade zu dieser Zeit infolge Ein- 


!) Darüber im nächsten Paragraphen. 
?) Siehe die Instruktion für die Visitatoren (oben S. 37 Anm. 2). 
3) Die katholischen Pfarrer, die man vorfand, wurden abgesetzt, so 


der zu Hamersleben im Amt Oschersleben: „Der Mönch ... taugt aber 
garnicht zum Pfarramt, hat das Sakrament bisher in einer Gestalt ge- 
reicht, hat den Katechismus nicht gelehrt ... Es ist an den Pater von 


Hamersleben geschrieben, die Pfarre recht zu besetzen“ (Nebe 141 f.). 


— Verschiedenen Pfarrern wurde aufgegeben, sich zu verehelichen, so 
dem zu Walbeck (Nebe 245 f.). 
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dringens der evangelischen Lehre in sein Stift aus seinen 
Landen vertrieben war und infolgedessen seine bischöflichen 
Rechte nicht einmal hätte wahrnehmen können. Der Bischof 
von Halberstadt aber hatte seinen Ständen kurz vorher freie 
Religionsübung gestattet. 

Hatte so die Reformation direkt Bedeutung für die kirch- 
lichen Verhältnisse, so war noch grösser der indirekte Ein- 
fluss, den sie auf das Verhältnis der Landesherrschaft zum 
Kirchenregiment übte. Wenn die Lande auch in Lehre und 
Kultus katholisch blieben, so war doch die ausserordentliche 
Vermehrung der landesherrlichen Rechte auf kirchlichem Ge- 
biete, wie sie die Einführung der Reformation für die evange- 
lischen Landesherren mit sich brachte, auch für die Stellung der 
katholischen nicht ohne Bedeutung. Auch sie nahmen gegen- 
über der katholischen Kirche ihrer Lande ähnliche Rechte in 
Anspruch, wie sie ihre evangelischen Vettern übten. Es ist 
das besonders deutlich zu sehen an den Mainzer Teilen der 
welfischen Lande, deren kirchliche Verhältnisse weder durch 
politische Ereignisse noch durch das Eindringen der Refor- 
mation zu Anfang des 16. Jahrhunderts in ein akutes Stadium 
getreten waren. Wie wir aus den von Krusch!) veröffent- 
lichten Registern der Einnahmen des erzbischöflichen Kom- 
missariats in Göttingen ersehen können, bildet auch für diesen 
Landesteil der Beginn der zwanziger Jahre des 16. Jahrhun- 
derts einen entscheidenden Wendepunkt. Die in den Re- 
gistern verzeichneten Einnahmen werden so gering, dass die 
Ausgaben die Einnahmen übersteigen. In Mainz ist man damit 
sehr unzufrieden. Man lässt den Kommissar kommen, um mit 
ihm den Grund des Rückganges zu besprechen. Aber auch 
er weiss keinen Rat. Man kann gegen die erstarkende Landes- 
herrschaft nicht aufkommen. Und so kehrt der Kommissar 
zwar auf seinen Posten zurück, aber der Niedergang ist nicht 
mehr aufzuhalten. 1530—1531 kommen nur noch 6 Gulden 


!) In seiner Studie über die geistliche Jurisdiktion im Erzstifte 
Mainz (siehe oben S. 24 Anm. ]). 


54 E. Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. 


auf, während es früher (1520/21) über 180 gewesen waren. 
Selbst die Rubrik ex intestatis bleibt seit 1524 leer. Die 
Landesherren bezw. deren Amtleute nehmen sogar den Nach- 
lass der Geistlichen für sich in Anspruch‘). Die correctio 
clericorum, die 1520/21 noch 11Y» Gulden gebracht hatte, 
trägt seit 1525/26 überhaupt nichts mehr. Die Geistlichen 
lassen sich nicht mehr regieren. 

So wird in dem Jahrzehnt 1520—1530 die erzbischöfliche 
Gewalt, die noch kurz vorher unbeeinträchtigt die Kirche regiert 
hatte, völlig zerstört. Der Kommissar selbst hat dafür in seinen 
Registern als Grund angegeben, die Landesherrschaft habe ein 
(ericht bestellt, welches die geistlichen Prozesse entscheide, 
und daher seien die kirchlichen Gefälle in Fortfall gekommen’). 
Aber Krusch bemerkt dazu mit Recht, aus dem Fortfall der 
geistlichen Gerichtsbarkeit allein könne dieser Niedergang nicht 
erklärt werden; es handle sich vielmehr um eine Rückwirkung 
der Einführung der Reformation auf katholische Verhältnisse°). 

Inwieweit diese Rückwirkung auch in den anderen Diö- 
zesen in die Erscheinung trat, lässt sich an der Hand der 
mir zur Verfügung stehenden Quellen nicht ermitteln. Es ist 
aber kaum anzunehmen, dass die Landesherren in der Behand- 
lung der einzelnen Landesteile einen Unterschied gemacht 
haben). Nimmt man hinzu, dass auch die Hildesheimer 
Stiftsfehde in das Jahrzehnt 1520—1530 fällt, so wird man 


‘) Auch anderen Orts finden sich Berichte über die Fortnahme der 
Hinterlassenschaft von Geistlichen durch die Landesherrschaft. So nahm 
ca.1529 der Amtmann zu Staufenburg den Nachlass des Pfarrers zu Oste- 
rode, der Amtmann zu Hardegsen den des Pfarrers zu Ellierode an sich. Ge- 
legentlich griff auch der Landesherr selbst zu. — Krusch Studie 156. 

2) „Princeps huius terrae (Calenberg) instituit judicium in sua curia, 
ubi non solum laici, immo abbates, monasteria et alii cleriei ut rei 
respondere coguntur. Perinde cessat jurisdictio domini reverendissimi“, 
schrieb der Mainzer erzbischöfliche Kommissar auf das Titelblatt seines 
Rechnungsbuches 1524/25. Kruschl. c. 

®) Vgl. auch Venturini, Handbuch III, 41 ff. 

*) So konnte in den zwanziger Jahren des 16. Jahrhunderts den 
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nicht fehlgehen, wenn man vermutet, dieser Zeitraum habe 
den Landesherren die entscheidende Stellung in den kirchlichen 
Angelegenheiten ihrer Lande gegeben und die späteren Er- 
eignisse kämen hier nur in so fern in Betracht, als sie die 
letzten Spuren des bischöflichen Regiments beseitigten. 

VII. Man sieht, das Bild ist noch recht lückenhaft. Zum 
grossen Teil ist man auf Rückschlüsse angewiesen. Klarer 
sehen wir (durch das Verdienst von Krusch) nur für die 
Mainzer Teile des Landes. 

Aber für die Zwecke dieser Abhandlung dürfte das Ge- 
sagte genügen. Hier galt es nur zu zeigen, dass zu Zeiten 
der Reformation auch in den noch katholischen Teilen der 
welfischen Lande die Bischöfe aus ihrem Regiment verdrängt 
und die Bahn für die weltlichen Gewalten freigeworden war. 
Hier kam es nicht so sehr darauf an, die Entwicklung zu ver- 
folgen — sie liegt vielfach noch im Dunkeln —, als vielmehr 
das Ergebnis der Entwicklung zu ermitteln: die Losreissung 
der welfischen Diözesananteile von dem Regiment der Or- 
dinarien. 

VII. Am Schluss möge hier eine zeitgenössische Quelle 
über die kirchlichen Zustände in Oalenberg und Wolfenbüttel 


Ständen des Landes Göttingen, als sie vom Herzog um die Bewilligung 
einer Schatzung auch von den geistlichen Gütern gebeten wurden, vor- 
gehalten werden, in dem Calenberger Landesteil (welcher im wesent- 
lichen zur Diözese Minden gehörte) sei diese Bewilligung bereits erfolgt. 
Als die Stände trotzdem zögerten, machte man dem Herzog den Vor- 
schlag, die Steuer ohne Bewilligung zu erheben. Aber schliesslich liessen 
es die Prälaten doch nicht darauf ankommen und gaben noch zeitig 
nach. — Was hier noch als Bitte erscheint, gilt schon bald darauf als 
Recht. Herzog Erich verlieh kurz darauf der Stadt Göttingen die Befugnis, 
auch die Geistlichen in ihrer Stadt zu Schoss und Schatzung heran- 
zuziehen. Krusch, Studie 123. — In wie weitgehendem Masse Hein- 
rich der Jüngere die Kirchen und Klöster seines Landes besteuerte, 
zeigen die Angaben bei Gustav Oehr, Ländliche Verhältnisse im 
Herzogtum Braunschweig-Wolfenbüttel im 16. Jahrhundert. Quellen 
und Darstellungen zur Geschichte Niedersachsens XII, Hannover und 
Leipzig 1903. 10 ff. 
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ihren Platz finden. Es ist ein Passus aus den Akten der Klage, 
die der Bischof Valentin von Hildesheim im Jahre 1533 beim 
Papste gegen die Herzoge von Wolfenbüttel und Calenberg 
wegen Beeinträchtigung seiner Episkopalrechte erhob): 
„Omnem jurisdictionem et superioritatem dicte ecclesie, non 
modo secularem, sed etiam spiritualem et ecclesiasticam usurpa- 
runt, ita ut etiam omnia monasteria tam virorum quam mulierum, 
ecclesias collegiatas et parochiales per suos seculares officiales re- 
gant, gubernent, visitent, corrigant et uti veri episcopi hildese- 
menses etiam aliis omnibus juribus et jurisdictionibus utantur* 
und weiter?): „Sie haben ihnen unerhörte und unerträgliche Pfän- 
dungen, Plünderungen, Zölle, Steuern und Lasten auferlegt, ja 
sogar Klostergüter verkauft, so dass die armen Mönche Hungers 
halber ihr Kloster haben verlassen müssen und die Geistlichen 
es unter einem Pharao einst besser gehabt haben, als jetzt die 
armen Priester unter diesen herzoglichen Tempelschändern und 
Kirchenbedrückern. Sie verleihen erledigte Kirchen an unwürdige 
Laien und Abtrünnige, ziehen nicht nur die Ehe-, Pfründen- und 
Zehntsachen, sondern auch die ausschliesslich geistlichen Ange- 
legenheiten sämtlich an sich und machen den Bischof lächerlich, 
indem sie dem Volke unter Androhung schwerer Strafen verbie- 
ten, ihn Bischof von Hildesheim und ihren Oberhirten zu nennen.“ 


Sr 
Die kirchlichen Zustände der vorreformatorischen Zeit 
im einzelnen. 


I. Mit der bischöflichen Herrlichkeit hatte es ein Ende. 
Was sollte an ihre Stelle treten? Geistliche, durch die man 


!) Das Original befindet sich im Vatikanischen Archiv. Armario 
di Castello, arm. V caps. II No. 21: Apologia et responsio reverendi in 
Chr. patris et domini Valentini, episcopi Hildeshemensis. — Obige Stelle 
abgedruckt bei Kayser, Vorreformatorische Kirchenvisitation 4 Anm. 1. 

2) Diese Stelle bei Kayser l.c. 3f. nur in der deutschen Ueber- 
setzung wiedergegeben. 

?) Die allgemeine geschichtliche Literatur ist bei den beiden vorher- 
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die Kirche geistlich hätte regieren können, waren nicht vor- 


gehenden Paragraphen bereits angegeben. — Hinzuzufügen bleiben noch: 
Heinrich Werner, Der niedere Klerus am Ausgange des Mittel- 
alters. Deutsche Geschichtsblätter VIII (1907), 201 #. Von diesem Auf- 
satz gilt das Wort: Qui trop embrasse, mal &treint. Nordwestdeutsche 
Verhältnisse sind nicht berücksichtigt. Selbst der in Hannover aus- 
schliesslich übliche Sprachgebrauch „mercenarius“ und „arrendarius* 
statt „rector“ und „vicarius perpetuus“ scheint dem Verfasser unbekannt 
geblieben zu sein (S. 210). Im allgemeinen ist die Darstellung, vom 
Standpunkt der nordwestdeutschen Verhältnisse aus gesehen, etwas zu 
ungünstig. — Umgekehrt Bauer, Kirchliche und sittliche Zustände in 
den lutherischen Gemeinden Niedersachsens im Reformationsjahrhundert. 
ZGNKG XI (1907), 29 ff. Es gehört dieser Aufsatz zwar seinem 
Gegenstande nach erst zur folgenden (lutherischen) Periode; er ist 
jedoch schon hier anzuführen, weil es sich um dieselben Gemeinden 
und fast überall um dieselben Geistlichen handelt, deren kirchliche 
und sittliche Zustände sich nicht von heute auf morgen ändern konnten, 
selbst wenn die Reformation dazwischen lag, ganz abgesehen davon, 
dass die von Bauer in erster Linie benutzten Protokolle der Refor- 
mationsvisitationen mehr ein Wiedergabe dessen enthalten, was sich in 
katholischer Zeit herausgebildet hatte, als ein Bild der ihnen folgenden 
lutherischen Periode — ein Unterschied, den allerdings auch Bauer 
nicht übersehen hat. Indessen ist der Verfasser in der Beurteilung 
der doch hinreichend klaren Verhältnisse von einer solehen Milde, dass 
man die Arbeit als ein zutreffendes Bild der Wirklichkeit kaum noch 
ansehen kann. Was Bauer in den Vorbemerkungen daselbst (30 f.) 
für seine Auffassung der Quellen anführt, sind zum Teil unbestrittene 
und unbestreitbare allgemeine - Wahrheiten, die in diesem Zusammen- 
hange die unbewusste Schönfärberei des Folgenden wohl erklären, nicht 
aber beseitigen können. — Nur den südlichsten Teil des Hannoverlandes 
behandelt Bruno Krusch in seiner Studie zur Geschichte der geist- 
lichen Jurisdiktion und Verwaltung des Erzstifts Mainz. Nichtsdesto- 
weniger bietet diese Abhandlung in ihrer schlichten Sachlichkeit, die 
allen Arbeiten dieses Verfassers in so hervorragendem Masse eigen 
ist, ein lebenswahres Bild des kirchlichen Lebens in Niedersachsen 
zu Beginn der Reformation. — Erwähnung verdienen an dieser Stelle 
auch die auf das Eichsfeld bezüglichen Schriften. Die Resultate der 
über die dortigen Verhältnisse angestellten guten und eingehenden 
Untersuchungen sind schon wegen der geographisch nahen Lage dieser 
Gebietsteile bei den welfischen Landen auch für diese von Bedeutung, 
ganz abgesehen davon, dass der Mainzer Erzsprengel sich auch auf den 
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handen). Also kam nur die weltliche Landesherrschaft in Be- 
tracht. Aber so gross ihr Interesse gewesen war, den bischöf- 
lichen Einfluss zu verdrängen, so gering musste ihre Neigung 
sein, sich nun auch unterschiedslos der gesamten bischöf- 


südlichen Teil Calenberg-Göttingens (und Grubenhagen) erstreckte, und 
dass anderseits die Welfen Göttinger und Grubenhagener Linie über 
einen Teil des Eichsfeldes die Landesherrschaft in Anspruch nahmen. 
Immerhin behauptete in dem weitaus grössten Teile der Erzbischof 
seine T'erritorialhoheit und aus dieser Verschiedenheit ergaben sich 
einige nicht zu übersehende Unterschiede (siehe unten 8. 81 Anm. 2). 
— Die Schriften von Johannes Wolf (Historische Abhandlung von 
den geistlichen Kommissarien im Erzstifte Mainz, besonders von denen 
im Eichsfelde. Göttingen 1797; Commentatio de archidiaconatu Nor- 
tunensi. Gottingae MDCCCX; Eichsfeldische Kirchengeschichte. Göt- 
tingen 1816) sind veraltet, auch von Tendenz nicht frei. Ihr heu- 
tiger Wert besteht im wesentlichen in dem benutzten, teilweise auch 
abgedruckten Material. — Sehr bemerkenswert dagegen: Levin 
v. Wintzingeroda-Knorr, Die Kämpfe und Leiden der Evange- 
lischen auf dem Eichsfelde während dreier Jahrhunderte. 1: Refor- 
mation und Gegenreformation bis zu dem Tode des Kurfürsten Daniel 
von Mainz (21. März 1582). Schr. d. Ver. f. Ref.-Gesch. 36. Halle 1892. 
— In der nachsichtigen Beurteilung der vielfachen und offenbaren 
Schäden der mittelalterlichen Kirche seinen geistlichen Stand nicht 
verleugnend: Ph. Knieb in seiner eingehenden und sehr sorgfältigen 
Geschichte der Reformation und Gegenreformation auf dem Eichsfelde. 
Heiligenstadt 1900. — Neuerdings hat auch R. Stempell in seiner 
Abhandlung: Der Bauernkrieg auf dem Eichsfelde. ZHVNieders 1911, 
4, 1 ff. diese Verhältnisse in knapper, aber treffender Darstellung be- 
leuchtet. — Einige allgemeine Bemerkungen bei J. Haller, Papst- 
tum und Kirchenreform I (Berlin 1903), 3 fl. — Siehe auch Karl 
Rieker, Die rechtliche Stellung der evangelischen Landeskirche 
Deutschlands in ihrer geschichtlichen Entwicklung bis zur Gegenwart. 
Leipzig 1893. 148 f. und Kayser, Vorreformatorische Kirchenvisi- 
tation passim. — Die Quellen der nachfolgenden Skizze sind die bereits 
(oben S. 26 Anm. 1) angeführten Kirchenvisitationsprotokolle, denen 
noch hinzuzufügen bleibt: Karl Kayser, Die Calenberger General- 
visitation von 1588 (ZGNKG VIII (1904), 93 f.; IX (1904), 22 ff.), die 
im Grunde genommen gleichfalls den Reformationsvisitationen beizu- 
zählen ist. 
') Vgl. Kayser, Vorreformatorische Kirchenvisitation 12. 
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lichen Verlassenschaft anzunehmen!). Noch waren die Zeiten 
der Reformation nicht angebrochen, wo den Fürsten die Er- 
haltung der wahren Lehre Herzenssache geworden war, oder 
doch die unter religiösem Vorwande geschehene Verdrängung 
der Bischöfe eine unabweisliche moralische Pflicht der Vor- 
sorge für die Kirche begründete?). Die Bischöfe waren als 
politische Gegner besiegt, und niemand mochte die Sieger hin- 
dern, aus der Beute nur das für sich zu nehmen, was ihnen 
zusagte; das aber liegen zu lassen, was ihnen lästig schien. 
Die Auswahl war eine Sache des persönlichen Ermessens. 
Darum ist es denn auch nicht zu verwundern, dass die beiden 
Herzoge Heinrich der Jüngere von Wolfenbüttel und Erich I., 
der Aeltere, von Calenberg in der Behandlung „ihrer“ Kirchen 


) Diese Tatsache mit ihren Konsequenzen scheint mir Kayser, 
Vorreformatorische Kirchenvisitation 2 ff. nicht hinreichend beachtet zu 
haben. Es heisst dort beispielsweise: „War so das Tuch zwischen Herzog 
und Bischof zerschnitten, so blieb den Fürsten nichts übrig, als sich des 
episkopalen Amtes selbst anzunehmen.“ Die Welfen hätten ein voll- 
ständiges bischöfliches Regiment führen können; das ist richtig. Aber 
es ist eine hiervon durchaus verschiedene Frage, ob sie es auch geführt 
haben. 

?) Um Wiederholungen zu vermeiden, sind schon in diesem Kapitel 
einige Belegstellen angeführt, die der nächsten — vorkonsistorialen — 
Periode Calenbergs (1540-1584) angehören. Es rechtfertigt sich das zum 
Teil daraus, dass Erich II. (1540—1584) katholisch war und die ihm zu- 
kommenden Rechte durchaus im Sinne seiner katholischen Vorfahren 
handhabte oder doch zu handhaben versuchte. In so weit besteht ein 
Gegensatz zwischen dieser und der folgenden Periode nicht. Immerhin 
ist für die Belege stets Ort und Zeit angeführt, so dass erkennbar wird, 
welche von ihnen als Beweise angeführt sind, und welche nur zur Unter- 
stützung dienen. Weiter ist nicht zu übersehen, dass die angeführten 
Daten sich, soweit nichts besonderes angemerkt ist, auf die Zeit der 
Quellen beziehen, welche die betreffenden Vorfälle berichten. Eine ge- 
nauere Datierung dieser letzteren selbst ist den Quellen meist nicht zu 
entnehmen. Eine solche genaue Fixierung erscheint aber auch nicht 
unbedingt erforderlich. Die Quellen sind zum überwiegenden Teil die 
Protokolle der die Reformation einführenden Generalvisitationen und 
berichten als solche über die Verhältnisse, die bei Einführung der Re- 
formation vorhanden waren. Diese Verhältnisse müssen sich also in 
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verschiedene Wege gingen. Heinrich der Jüngere, der grösste 
theologische Eiferer unter den katholischen Fürsten der Re- 
formation, machte nicht halt an den Grenzen seines weltlichen 
Regiments. Er wachte auch über die rechte (katholische) 
Lehre!). Zu diesem Zweck liess er eine Agende oder Kirchen- 
ordnung, in welcher er die wichtigsten Artikel des katholischen 
Glaubens darlegte, drucken und an die Pfarrer seines Landes 
verteilen?). Um ein Gegenstück zu Luthers Katechismus zu 
haben, liess er durch Lambert von Balven einen katholischen 
Katechismus verfassen®). Der Anstellung — auch der Pfarrer 


katholischer Zeit herausgebildet haben. Ob nun 5 Jahre später oder 
früher, tut wenig zur Sache. 

') Vgl. z. B. die Reskripte Heinrichs des Jüngeren d. d. Wolfen- 
büttel 8. Mai 1560 und 25. Juni 1562, abgedruckt bei Schlegel, Kir- 
chengeschichte II, 618 ff., Beilage XV, und II, 622 ff., Beilage XVI. Diese 
Reskripte sinä in doppelter Hinsicht bemerkenswert. Einmal zeigen sie 
eine verhältnismässig milde Beurteilung der evangelischen Lehre, wenn 
auch deren Duldung darin nicht vorgesehen ist — wie Schlegel, Kirchen- 
geschichte 11, 255 f. irrtümlich annimmt —. Des ferneren beweisen sie 
durch ihre eingehenden Vorschriften über die Abhaltung des Gottesdienstes, 
das Läuten der Glocken u. a., wie weit der Herzog in den letzten Zeiten 
seiner Regierung auf rein kirchlich-theologischem Gebiet gegangen ist. 
Es heisst dort beispielsweise: „Da aber einer vermeinen würde, dass 
jemand mit ungesunder Lehre behaftet, so hat er denselbigen nach der 
Lehre Christi brüderlich und freundlich zu vermahnen, oder da er davon 
nicht abstünde, die Sache zu Verhör der ordentlichen Obrigkeit, und ge- 
bührlichen Cognition und Erkenntnis zu befördern ...“ und: „Wir 
gebieten, dass die Pfaffen die hiervor ausgeschriebenen Betmessen von 
nun an alle Mittwoch und Freitag durchs Jahr durch und durch auf 
eine gewisse Stunde unnachlässig und endlich mit aller Andacht und 
Innigkeit, auch allemal mit Verkündigung des Wortes Gottes (als etwan 
mit... Erklärung eines Propheten im alten Testament oder sonst der- 
gleichen, was auch aus den Büchern des neuen Testaments auszulegen, 
für sich nehmen) christlich halten. und das Volk alle Sonntag nach der 
Predigt mit ernster Vermahnung ... anreitzen sollen .. .“ 

2) Krusch, Entwicklung II, 97; Beste 50. 

?) „Catechismus ecclesiae, lere und Handelinge des hilligen Christen- 
doms, uth de Wahrheit des Göttlicken Wordes kort und lefflick be- 
schreven, tho der Behoff der armen Parheeren im Förstendome Bruns- 
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an Patronatskirchen — hatte eine dogmatische Prüfung vor 
der Kanzlei in Wolfenbüttel vorauszugehen!). Auch Visi- 
tationen durch Visitationskommissionen liess er abhalten?) °), 
und deren Aufgabe sollte nicht nur in der genauen Fest- 
stellung und Inventarisierung der geistlichen Güter bestehen, 


wigk anno 1550.“ Beste 50 und 679 Anm. 88; Uhlhorn, Kirchen- 
geschichte 68. 


) Krusch, Entwicklung II, 96. 


®) Krusch, Entwicklung II, 96. — Es ist Nachricht von drei Visita- 
tionen Heinrichs des Jüngeren vorhanden. Kayser, Vorreformatorische 
Kirchenvisitation behandelt eine aus dem Jahre 1539, von deren Ver- 
handlungen ein ziemliches Bruchstück erhalten ist. Beste 50 erwähnt 
einiges von einer Visitation aus dem Jahre 1556. v. Heinemann II, 401 
sprieht von einer Generalvisitation des Jahres 1561, die sich nach den 
daselbst angeführten Stellen aus dem daraufhin erlassenen landesherr- 
lichen Reskript in hervorragender Weise mit innerkirchlichen Angelegen- 
heiten zu befassen hatte. 

°) Kayser, Vorreformatorische Kirchenvisitation 6 ist sogar der 
Meinung, dass die Visitation von 1539 ein Gegengewicht gegen die 
Diözesansynode des Bischofs Valentin zu Hildesheim (1539) — vgl. dar- 
über eingehend, aber unter Ausschaltung aller staatspolitischen Gesichts- 
punkte: Johannes Maring, Diözesansynoden und Domherrn-General- 
kapitel des Stifts Hildesheim bis zum Anfang des XVII. Jahrhunderts. 
Quellen und Darstellungen zur Geschichte Niedersachsens XX. Hannover 
und Leipzig 1905, 56 ff. — bilden sollte; dass sie „auf die Geltendmachung 
seiner (sc. des Landesherrn) Episkopalrechte gegenüber den vermeintlichen 
Anmassungen des Bischofs zurückzuführen“ sei. In der Tat ist es auf- 
fällig, dass der Plan einer landesherrlichen Kirchenvisitation unmittelbar 
im Anschluss an die Abhaltung jener Hildesheimer Diözesansynode auf- 
tauchte, die auch von den Geistlichen des grossen Stifts besucht war, 
und auf der vom Bischof die oben 8. 45 Anm. 1 erwähnten, direkt gegen 
die herzoglichen Uebergriffe gerichteten Diözesanstatuten publiziert wurden. 
Diese finden sich abgedruckt bei Joannes Fridericus Schannat 
und Josephus Hartzheim, Concilia Germaniae. Tom. VI. Coloniae 
Augustae Agrippinensium MDCCLXV, 312 ff. und — was Maring, l.c. 
übersehen hat — in Canones coneilii provincialis Coloniensis anno cele- 
brati MDXXXVI. Parisiis MDLVIII. Ein weiterer bei Maring zitierter 
Abdruck ist mir nicht bekannt geworden. Eingehende Inhaltsangaben 
bei Maring, l.c. und Kayser, l.c. 5 Anm. 1. 
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sondern es wurde den Kommissarien auch die Prüfung der: 


Geistlichen auf ihren rechten Glauben zur Pflicht gemacht!?). 
Mit der Entscheidung der geistlichen Prozesse betraute der 
Herzog seine weltlichen Gerichte?). Keine Angelegenheit der 
Kirche blieb von seinen Anordnungen ausgeschlossen°). 

Erich I., der Aeltere, von Calenberg dachte gar nicht 
daran, sich des geistlichen Schwertes, das er seinen bischöf- 
lichen Widersachern entrissen, nun auch selbst zu bedienen‘). 
Mochte sich der geistlichen Dinge annehmen, wer da wollte; 
wenn es nicht die Bischöfe waren, so kümmerte es ihn 
wenig ?). 

Il. So abweichend demnach die Stellung der welfischen 
Vettern zu den rein geistlichen Angelegenheiten war, so sehr 


) Vor der Visitation von 1539 teilte der Herzog der Stadt Braun- 
schweig mit, er habe „zur Erhaltung des wahren christlichen Glaubens 
Visitatoren verordnet“, — Kayser, Vorreformatorische Kirchenvisitation 7. 
— Die Visitation von 1556 sollte sich in erster Linie mit der Ueber- 
wachung der katholischen Zeremonien beim Gottesdienst befassen. — 
Beste 50. 

2) Krusch, Entwicklung I, 203, berichtet, dass in den Fällen, 
in denen Kleriker am Rechtsstreit beteiligt waren, auch Kleriker 
als Beisitzer des Gerichts zugezogen worden seien. Das widerspricht 
dem Text nicht. Die Gerichte waren darum doch landesherrlich, also 
weltlich. 

) „Soviel ist klar, dass die brauuschweig-lüneburgischen Fürsten 
die episcopalen Befugnisse in vollem Masse beanspruchten und übten“, 
schreibt Kayser l. c. 4. — Auf Heinrich den Jüngeren trifft das zu. 
Für Erich I. von Calenberg dürften Einschränkungen zu machen sein, 
wie Kayser unmittelbar vorher zutreffend hervorhebt. 


*) Wie willkürlich aber auch er mit den Kirchen seines Landes 
umging, zeigt ein bei Kayser, Reformationsvisitationen 390 Anm. 779 
mitgeteilter Vorfall: Den Einwohnern von Bordenau (Gericht Neu- 
stadt a. R., Diözese Minden) ertrank einst ein Täufling auf dem Wege 
zur Taufkirche in Wunsdorf, worauf der Herzog auf Bitten derer von 
Bordenau die dortige Kapelle zur Taufkirche erhob und an einen Geist- 
lichen verlieh. Der Bischof wurde überhaupt nicht gefragt. 


®) Vgl. Kayser, Vorreformatorische Kirchenvisitation 4. 
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musste ihre Politik übereinstimmen in der Behandlung der 
kirchlichen Güter. Mochte man über den Wert der Religion 
denken, wie man wollte: aus dem kirchlichen Besitz Nutzen 
für ihre leeren Kassen zu ziehen, musste beiden als eine er- 
freuliche Aussicht erscheinen‘). So nahmen sich denn beide 
der Kirchen- und Pfarrgüter auf das liebevollste an. Die 
Amtleute wurden angewiesen, die geistlichen Güter zu inven- 
tarisieren?) und Sorge zu tragen, dass nichts davon entfremdet 
werde°). 

Es wäre nun gewiss übertrieben, wollte man behaupten, 
dass dadurch diese Güter ihren kirchlichen Charakter ein- 
gebüsst hätten und zu rein fiskalischem Eigentum geworden 
wären. Die Widmung zu geistlichem Zweck blieb ihnen, wenn 
oft auch nicht tatsächlich, so doch rechtlich, erhalten und 
zeichnete sie damit vor allem landesherrlichen Eigentum 


') Es würde unrichtig sein für die welfischen Lande anzunehmen, 
dass die finanziellen Interessen bei Ausbildung des landesherrlichen 
Kirchenregiments erst in zweiter Linie gestanden hätten. Für Erich I. 
von Calenberg waren sie mehrfach allein ausschlaggebend, siehe oben 
S. 32 Anm. 3; für Heinrich den Jüngeren waren sie mindestens von 
gleicher Bedeutung wie die kirchlichen. Das gilt auch für die Aus- 
dehnung der weltlichen Gerichtsbarkeit auf Kosten der geistlichen, vgl. 
oben 8.54. Anders in Jülich-Berg nach Otto R. Redlich, Jülich- 
Bergische Kirchenpolitik am Ausgange des Mittelalters und in der Re- 
formationszeit, I: Urkunden und Akten. 1400—1553. Bonn 1907. Ein- 
leitung 58. — Vgl. auch Wilhelm Kahl, Lehrsystem des Kirchen- 
rechts und der Kirchenpolitik. Erste Hälfte, Freiburg i. B. und 
Leipzig 1894, 355. 

?) Der Visitation Herzog Heinrichs von 1539 ging eine Rund- 
frage an die Amtleute voraus, die sich zum wesentlichen Teil auf die 
weltlichen Angelegenheiten der Kirche erstreckte, Kayser, Vorreforma- 
torische Kirchenvisitation 10. 

3) Herzog Heinrich der Jüngere verbot 1529, Güter von Kirchen 
und Klöstern ohne Zustimmung der Landesherrschaft zu erwerben, — 
Hierüber sowie näheres über die kräftige Besteuerung der geistlichen 
Güter durch die Landesherrschaft in der Folgezeit bei Oehr, Länd- 
liche Verhältnisse 10. 
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aus!). Anderseits aber musste die weltliche Verwaltung des 
Kirchengutes manche seiner bisherigen Privilegien verschwinden 
lassen und eine äusserliche Gleichstellung mit den landesherr- 
lichen Gütern herbeiführen. Diese äusserliche Gleichstellung 
kam zum Ausdruck in der Vergebung (Verlehnung) des Pfarr- 
gutes, in der Verwaltung des Kirchengutes und der Beseitigung 
des privilegium fori bezüglich beider. 

III. Die Ausschaltung der Diözesangewalt musste sich in 
erster Linie geltend machen bei der Pfarrbesetzung. Die welt- 
liche Obrigkeit verlieh fortan die Pfarren mit libera collatio 
des Bischofs oder eines Archidiakons. Aber für sie trat das 
kirchliche Interesse zurück?). Wie die Verlehnung der welt- 
lichen Lehne eine finanzielle Einnahmequelle geworden war, 
so war es die der geistlichen nicht minder. Für die Beleh- 
nung mit einer Pfarre musste ein Entgelt gezahlt werden, das 
dem Werte der Pfründe entsprach. Bei geringen Pfründen 
war es wohl nur eine kleine Abgabe°), die in der Lehnsware 
beim weltlichen Lehn ein Analogon finden und in so fern be- 
rechtigt erscheinen mochte*). Bei Pfarrern mit grossem Ein- 
kommen aber war es oft ein weltlicher Handel’); für den Be- 


!) Treffend Niedner, Patronat 19 (allerdings mit Bezug auf 
städtische Verhältnisse): „Damit, dass die Verwaltung der kirchlichen 
Externa in derselben Hand wie die Verwaltung der übrigen weltlichen 
Angelegenheiten liegen soll, ist nicht gesagt, dass die kirchlichen An- 
gelegenheiten unterschiedslos mit diesen zu vermischen sind. ... Wir 
würden sagen, die kirchliche Verwaltung sollte ein besonderes Ressort 
in der Gesamtverwaltung der öffentlichen Angelegenheiten bilden.“ 

2) Vgl. Kayser, Vorreformatorische Kirchenvisitation 7. 

®) So erhielt 1559 der Lehnsherr der Pfarre Landringhausen im 
Amt Öalenberg für die Verlehnung 5 Taler. — Kayser, Reformations- 
visitationen 444 Anm. 920. 

*) Auch als später geordnete Verhältnisse eingetreten waren, wurde 
den Patronen gestattet, für die Verlehnung einer Pfarre je nach ihrer 
Grösse sich 2—4 Taler geben zu lassen, und zwar wurde diese Abgabe 
ausdrücklich als „Lehns-Geld* bezeichnet (Vdg. vom 14. Juni 1597). 

5) Der Propst des Klosters zur Sülte vor Hildesheim verlangte für 
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lehnten eine Kapitalanlage, ein Rentenkauf, der wegen seiner 
Beschränkung auf Lebenszeit nicht ohne Risiko war. Auch 
andere Geschäfte lagen der Pfarrverleihung zu Grunde. Gläu- 
bigern, die er nicht befriedigen konnte, gab der Landesherr 
eine Pfarre, um sich daraus bezahlt zu machen. Landesherr- 
liche Diener erhielten wohl eine Pfründe als Lohn für ihre 


Dienste!). Alte Kriegsmannen der Herzoge fanden gelegent- 
lich hier ihre Versorgung’). 

Aus diesem letzten erhellt schon, dass auf die geistlichen 
Verpflichtangen wenig Rücksicht genommen wurde. Es wurden 
Geistliche und Laien belehnt, wie sich’s gerade traf. Das 
alte Verbot der Kirche, wonach nicht mehr als eine Pfründe 
in einer Hand vereinigt sein sollte, war längst in Vergessenheit 
geraten. Wer nur die Mittel dazu hatte, konnte leicht mehrere 
Pfarren erwerben. Auch Geistliche scheinen daraus ein Ge- 
schäft gemacht zu haben?), Eine sonderbare Folge dieser 


die Belehnung mit der Pfarre Gödringen im Amt Koldingen zunächst 
40 Taler, sein Nachfolger ermässigte das auf 20 Taler und liess sich 
schliesslich auf 2 Tonnen Broyhan abhandeln (Kayser, Reformations- 
visitationen 431 Anm. 837). Vgl. auch die Angaben bezüglich der Pfarre 
Gr. Lopke 8. 66 Anm. 1; und bezüglich der Kurie des früheren Archi- 
diakonats Pattensen in folgender Anm. 

!) Die Kurie des früheren Archidiakonats Pattensen in der Diözese 
Minden wurde von Erich II. an seinen Koch verschenkt, der sie für 
1500 Reichstaler an das Mindener Domkapitel veräusserte (Kayser, 
Reformationsvisitationen 320 Anm. 627). — Joachim Krickaw, Küchen- 
schreiber zu Wolfenbüttel, hatte sogar 3 Pfarren: Öthfresen im Ge- 
richt Liebenburg, Gr. Heere im Gericht Woldenberg und Wetteborn 
im Gericht Winzenburg (l. c. 152, 191 u. 219). — Die Pfarre Kneit- 
lingen „gehört Mathias, Kammerknecht zu Wolfenbüttel, absens“ 
(1. ce. 126). 

?) Herzog Erich II. belehnte seinen „reisigen Knecht Joh. Lambert 
zu Landstrost“ mit der Pfarre Pattensen, wo sich dieser katholische 
Mercenare hielt. (Kayser, Reformationsvisitationen 321 Anm. 629). 
Derselbe hatte auch später eine Pfarre zu Münder vom Herzog ver- 
liehen erhalten (l. c. 326 Anm. 644). 

3) Von der Pfarre Burgdorf im Gericht Schladen (Wolfenbüttel 
1542) heisst es: „Diese Pfarre ist der besten Pfarren eine und hat sie 
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finanziellen Seite war die unverkennbare Neigung, möglichst 
junge Personen belehnen zu lassen. Der Vater zahlte das 
Geld, liess aber seinen unmündigen Sohn belehnen!). Hatte 
der Belehnte dadurch die Aussicht auf einen möglichst langen 
Genuss der Einkünfte, so konnte der Lehnsherr anderseits 
auf eine um so grössere Kaufsumme rechnen. Auch Lehns- 
expektanzen wurden erteilt?). Es war auf diese Weise mög- 


der Propst zu Heiningen für Geld an sich gebracht von den Papen- 
burgern zu Goslar, hält einen Mercenarium“ (l. c. 182 Anm. 332). — 
Auch bei der Pfarre Gustedt scheint es sich nur um ein Geldgeschäft 
gehandelt zu haben, denn dort war (Wolfenbüttel 1542): „Otto Krenke, 
Arrendarius von Ehrn Curt Krentler, Domherrn Aufm Berge zu Hildes- 
heim, gehet zu lehen von denen von Bortfeld“ (1. c. 190). 

!) Siehe die unten S. 73 Anm. 4 mitgeteilten Fälle. Ferner (Wolfen- 
büttel 1542) Pfarre Apelnstedt im Gericht Salzdahlum: Bernhard Bere, 
verus pastor in dem benachbarten Atzum, versah von dort die Pfarre 
Apelnstedt, die aber nicht ihm, sondern seinem „Jungen“ vom Herzog 
Heinrich verlehnt war (Kayser, Reformationsvisitationen 127). — 
Pfarre Delligsen im Gericht Greene: „Hermannus Gronnig ist Arrendarius 
von wegen eines Kindes Hansen Rimpaw“ (l. c. 206). — In Calenberg 
1542 waren zwei Kanonikate zu Mandelsloh „den Kindern des Vogts 
zum Rodewald“ verlehnt „zu behuf ihres Studierens“ (1. c. 355). — Pfarre 
Niederstöcken ist einem Knaben verliehen, der einen Mercenarium da 
hat“ (l. c. 398). — Im Jahre 1577 wurde Bartholomäus Horlebusch 
vom Sültenpropst (Collator) mit der Pfarre Gr. Lopke belehnt, wofür 
diesem Horlebuschs Eltern 120 Thaler geben mussten (l. c. 427 Anm. 879). 
— Die Pfarre Siersse im Halbgericht Wolfenbüttel „hat Herzog Hein- 
rich Schwartz Albrechts Jungen verlehnt, die hat Her Gottschalk 
Schnorr ... cayıert“ (1, e.. 111). 

°) Sogar in evangelischer Zeit vor Errichtung der Konsistorien 
kamen Lehnsexpektanzen vor. Ein Beispiel ist die Verlehnung der 
Pfarre Völksen seitens der evangelischen Herzogin Elisabeth an den Sohn 
des dortigen Pfarrers „auf dessen tötlichen Abgang und Fall, und sofern 
er alsdann zu einem Seelsorger und Diener tüchtig und bequem sein 
wird“, d.d. Freitags nach 3ium (oder Omnium ?) Sanctorum (11. Januar oder 
7. November) 1544, abgedruckt bei Schlegel, Kirchengeschichte II, 600 f., 
Beilage IX, — Erich II. erneuerte diese Expektanzerteilung durch Ur- 
kunde vom 13. Dezember 1574, abgedruckt bei Schlegel l. ce. II, 602 f., 
Beilage X. — Siehe dazu Schlegel. c. II, 178. 
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lich, bereits verlehnte Pfarren zu einer neuen Einnahmequelle 
zu machen. Am radikalsten endlich war die völlige Veräusse- 
rung der Pfarre, sei es in Gestalt der Uebertragung des Lehn- 
rechts (Patronats) selbst!), sei es in Form eines unverhüllten 
Verkaufs?). 

Die Uebertragung der Pfarren geschah unter dem recht- 
lichen Gesichtspunkt des weltlichen Lehns?) *). Der Lehns- 
herr war nicht befugt, etwas vom Lehn fortzunehmen und 
für sich zu behalten?) oder die Pfründe unbesetzt zu las- 


') Erich II. verlieh dem Amtmann von Springe für seine Person 
den Patronat an alle Pfarren seines Amtes (Schlegel, Kirchenge- 
schichte II, 178), ob gegen Entgelt, das erfahren wir aus den Quellen 
nicht; aber gewiss nicht um seiner kirchlichen Verdienste willen. 

?) Ein Beispiel oben 8. 65 Anm. 1. 

3) Ebenso für das zur Mainzer Diözese gehörende Eichsfeld: v. Wint- 
zingeroda-Knorr[J, 4. 

#) Einzelne kirchliche Lehen ohne cura animarum wurden über- 
haupt säkularisiert, indem sie nicht nur in den Formen des weltlichen 
Lehens, sondern auch ganz nach dessen Recht, insbesondere ohne 
kirchliche Verpflichtungen, verlehnt wurden. — So die Desolatgüter 
der Kapelle zu Hallermund durch Erich I. (1495—1540) an den Schatz- 
schreiber zu Calenberg, Heinrich Richards. Schlegel, Kirchengeschichte 
II, 1738. — Von diesen völlig säkularisierten geistlichen Lehen ist hier 
nicht die Rede. 

°) Von einem vereinzelten Fall, wo Herzog Erich II., der Jüngere, 
von Calenberg einmal direkt einen Mercenar angenommen hatte, ohne 
vorher die Pfarre als Ganzes zu verlehnen, sagt deshalb Kayser, Refor- 
mationsvisitationen 442 Anm. 917 juristisch sehr fein, der Herzog habe 
die Pfarre an sich selbst verliehen. — Andere Fälle, dass der Landes- 
herr direkt einen Mercenar angenommen hätte, sind mir trotz des umfas- 
senden Materials nicht bekannt geworden. Auch die adligen Lehnsherren 
haben nur verhältnismässig selten direkt einen Mercenar angenommen. 
Ihre Pfarren waren entweder vollständig verlehnt oder überhaupt nicht 
besetzt. — Am häufigsten haben die geistlichen Lehnsherren direkt 
Mercenare gehalten. Es wurde dadurch ein der Inkorporation sehr ähn- 
liches Rechtsverhältnis geschaffen, das im Laufe der Zeit auch oft darin 
umgewandelt ist. — Vgl. (Wolfenbüttel 1542) Pfarre Wehre im Gericht 
Wiedelah: „Caviert der Pfarrer zu Beuchte Arrendarius Ehrn Henningus 
(rectius Henningi) König, Dechant im Münster zu Goslar, und der De- 
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sent). Auch die Formen waren die des weltlichen Lehns. Häufig 
scheint ein symbolischer Akt zwischen Lehnsherr und Lehns- 
mann vorgenommen zu sein, wobei jener einen Lehnsbrief?), 
dieser einen Lehnsrevers ausstellte®). Von der Lehnsware 
wurde bereits gesprochen. 

Immerhin war es nicht möglich, das Officium gänzlich vom 
Beneficium zu trennen*). Der Belehnte musste auch für dessen 
Wahrnehmung Sorge tragen. War er Geistlicher, so ergab 
sich das von selbst; war er Laie, oder hatte er als Geistlicher 
mehrere Pfründen, deren Pflichten er nicht allein versehen 
konnte, so musste er einen Mercenar oder Arrendar annehmen, 
der die kirchlichen Obliegenheiten versah’). Dessen Stellung 


chant ist Collator.“ Kayser l.c. 185 £. — Auch hier scheint der Wort- 
laut durchblicken zu lassen, dass König rechtlich zwei Funktionen hatte: 
collator und verus pastor. 

!) In den Visitationsprotokollen sind zwar verschiedene von der 
Landesherrschaft relevierende Pfarren als unbesetzt aufgeführt, aber es 
dürfte sich dabei meist um vorübergehende Vakanzen gehandelt haben. 
Die Patronatspfarren dagegen waren in grosser Zahl unbesetzt, zumal 
wenn man diejenigen, die nur von benachbarten Geistlichen caviert 
wurden, mit darunter rechnet; siehe unten $. 73 Anm. 3; jedoch auch 
8.69 f. Anm. 5. 

®) Besonders erwähnt bei der Pfarre Heisede im Amt Koldingen 
(Calenberg 1588), wo der Pfarrer Blome (1581), nachdem er schon 
7 Jahre die Pfarre versehen hatte, vom Abt zu St. Michaelis zu Hildes- 
heim einen Lehnsbrief gegen Zahlung von 16 Gulden Münze annehmen 
musste (Kayser, Reformationsvisitationen 436 Anm. 903). — Ein Lehns- 
brief ist weiter erwähnt bei der Pfarre Wallensen im Amt Lauenstein, 
wo der erstbelehnte Stadtschreiber zu Hameln einen Lehnsbrief von 
„D. Götze“ erhielt. Während aber im ersterwähnten Fall anscheinend 
mehr finanzielle Gesichtspunkte im Spiele waren, scheint es sich hierbei 
um eine Urkunde zur Sicherung des Erwerbers gehandelt zu haben, 
denn die Besetzungsberechtigung des Herzogs war nicht einwandfrei. 

») v. Wintzingeroda-Knorr ]J, 4. 

“) Vgl. oben 8.67 Anm. 4. 

’) Geradezu widersinnig war es natürlich, als Mercenar wieder einen 
Laien anzunehmen, der sich dann von einem Gutsverwalter nur wenig 
unterscheiden konnte. So (Wolfenbüttel 1542) in der Pfarre Gr. Heere 
im Gericht Woldenberg. Möglich bleibt allerdings, dass dieser Mercenar 
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war nicht lehnsrechtlich. Deshalb hatte er auch nicht, wie 
der Erstbelehnte, ein Anrecht auf das ganze ungeteilte Lehen, 
sondern er bekam für seine Dienste einen Lohn, dessen Höhe 
freier Vereinbarung unterlag. Entweder bezog er ein festes 
Entgelt, während der Lehnsinhaber die Pfarrgüter ganz für 
sich behielt!), oder es wurde ihm nur ein Teil der Pfründe 
zum Unterhalt angewiesen?), oder endlich er behielt zwar alle 
Güter, musste aber dem Erstbelehnten davon eine hohe Ab- 
gabe entrichten, das sogenannte Reservat?). Die danach den 
Mercenaren zukommenden Einkünfte waren oft sehr kärglich 
und reichten zu ihrem Lebensunterhalt nicht aus®). Das zwang 
sie ebenso wie die pastores veri, die eine gar zu gering 
dotierte Pfarre hatten, auf Nebenerwerb bedacht zu sein. Am 
einfachsten war es, mehrere Pfarren — sei es als Mercenar, 
sei es als verus pastor — zu versehen); es kamen auf diese 


kirchliche Amtsfunktionen verrichtet hätte, trotzdem er weder ordiniert 
war, noch überhaupt studiert hatte (Kayser, Reformationsvisitationen 
191). Möglich war eben alles. 

!) Beispiele (Wolfenbüttel 1542): Pfarren Wahle im Halbgericht 
Wolfenbüttel, wo der Nachbarpfarrer für die Versehung 2 Scheffel Roggen 
und 2 Schock Wasen erhielt (Kayser, Reformationsvisitationen 111); 
Bansleben im Gericht Schöppenstedt, wo der Mercenar nur 3 Gulden 
„pro laboribus“ erhielt, trotzdem er die Pfarre als einzige versah (l. e. 122); 
Heinde: „die von Walmeden (Gerichtsherrn und Patrone) nehmen dem 
Pfarrer zu Heinde 3 Hufen Landes und geben ihm davon 15 Malter 
Korn“ (l. e. 153). 

?) Beispiele (Wolfenbüttel 1542): Pfarre Bruchmachtersen im Ge- 
richt Liebenberg: „Der Arrendarius hat zu Lohn 10 Morgen, Holz, Wa- 
sen, 3 Fuder...“ Bei der Pfarre waren aber 9 Hufen Landes (Kayser, 
Reformationsvisitationen 135). 

3) Beispiele (Wolfenbüttel 1542): Pfarre Dettum im Gericht Gr. 
Evessen: „Von den 20 Sch(effeln Weizen) behält er pro labore 5 Sch(eftel)* 
(Kayser, Reformationsvisitationen 125). 

*) Etwa 200 Jahre vorher war die congrua der Geistlichen in der 
Erzdiözese Mainz auf 24 Gulden festgesetzt (Krusch, Studie 126). 
Man vergleiche damit die in den vorigen Amerkungen genannten Be- 
träge. 

5) Die Protokolle sprechen häufig davon, dass eine Pfarre von einer 
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Weise die wunderlichsten Zusammenlegungen zustande!). Oder 
die Geistlichen betrieben nebenher einen weltlichen Erwerb. 
Sie bewirtschafteten die Pfarrgüter selbst?) oder setzten gegen 
Entgelt Schriftstücke auf: Testamente, Verträge, Eingaben 


Nachbarpfarre aus „caviert“ werde. Zwischen diesen Fällen der einfachen 
Versehung und der Annahme zum Mercenar scheint rechtlich nur ein 
geringer, vielleicht auch gar kein Unterschied bestanden zu haben. In 
beiden Fällen erhielt der Geistliche ein bestimmtes Entgelt für seine 
Tätigkeit, ohne dadurch ein Recht auf die Pfründe selbst zu bekommen. 
Und wenn auch vielleicht der Ausdruck „Pfarrversehung“, „Cavieren“ 
mehr den provisorischen Charakter des Verhältnisses in den Vorder- 
grund rückt, so ist es doch mindestens zweifelhaft, ob die so bezeich- 
neten Rechtsverhältnisse unsicherer gewesen sind als die Stellung eines 
Mercenars, der doch anscheinend gleichfalls jederzeit entlassen werden 
konnte. — Neben diesen Fällen dauernder Pfarrversehung gab es natür- 
lich auch solche, in denen aushilfsweise im Falle der Not ein Pfarrer in 
der Nachbargemeinde Amtshandlungen vornahm. Von denen ist hier 
nicht die Rede, und auch die Protokolle scheinen solche Fälle nicht 
angegeben, sondern sich darauf beschränkt zu haben, das Fehlen eines 
Pfarrers festzustellen. 

!) Beispiele (Wolfenbüttel 1542): Her Gottschalk Schnorr war verus 
pastor in Liedingen und versah daneben die Pfarren Bettmar (mit welcher 
ein Geistlicher erstbelehnt war) und Siersse — alle im Halbgericht Wolfen- 
büttel — als Mercenar (Kayser, Reformationsvisitationen 110 £.); — 
Her Johann Meiger war in Köchingen (Patrone die von Garssenbüttel) und 
in Bodenstedt (Patron der Dompropst Herzog Georg von Braunschweig) 
verus pastor; daneben in Wahle Mercenar des Dechanten St. Cyriaci vor 
Braunschweig (Kayser l.c. 111 f.); ausserdem hatte er noch die Pfarre 
Nordassel im Gerichte Lichtenberg; ob als verus pastor oder als Mer- 
cenar ist nicht angegeben (Kayser |]. c. 140). — Her Busso Swassel 
war verus pastor zu Vallstedt (Patron der Propst St. Cyriaci vor Braun- 
schweig), zu Alvesse (Bauernlehn) und zu Bettmar, wo er den verus 
pastor einer anderen Pfarre zum Mercenar hatte (Kayser l. c. 115 
und 110); ausserdem versah er zeitweilig die Pfarre zu Wierthe als 
Mercenar (l. ce. 116). 

?) Beispiele (Wolfenbüttel 1544): Pfarre Ahlum im Gericht Salz- 
dahlum: „Herr Jürgen aber treibt ein Hufe Landes selbst, sonst 
könnte er sich nicht erhalten“ (Kayser, Reformationsvisitationen 129 
Anm. 218); ähnlich 1542: Kalvörde (l. c. 176 £.); Haringen (l. cc. 187) 
Lutter am Barenberge, ebenda. 
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oder dergleichen!). Man sieht, all die Praktiken, die in der 
Blütezeit des Eigenkirchenwesens im Schwange waren, standen 
hier in dessen Nachwirkung in voller Geltung ?). 

Dass unter diesen Umständen?) eine heillose Misswirtschaft 
einreissen musste, bedarf keines weiteren Beweises?). Die Geist- 


!) Dieses letztere scheint in ganz besonderem Masse als Uebeistand 
empfunden zu sein, denn überall ergingen bei Einführung der Reformation 
die immer erneuten Bestimmungen, sich dessen fortan zu enthalten — 
z. B.: Instruktion an die Visitatoren in Wolfenbüttel vom 10. Oktober 
1542 (Kayser, Reformationsvisitationen 17): „Soll auch den Predigern 
angezeigt werden, ihres Amtes zu gewarten und sich weltlicher Hand- 
lung ... zu enthalten.“ — Instruktion an die Wolfenbüttler Visitatoren 
für Calenberg vom 21. Februar 1583 (Kayser, Generalvisitation I, 103), 
Visitationsfrage 14 an die Geistlichen: „ob er oder seine collegae oder be- 
nachbarte Pfarrherren sich auch neben dem Ministerio Arznei, Advocierens, 
Procurierens, Schreiberei, Notariats oder anderer weltlicher Händel, Prak- 
tiken und Aemter oder wucherischer Contrakte gebrauchte“. — Und 
oft so. 

®) Ulrich Stutz, Die Eigenkirche als Element des mittelalterlich- 
germanischen Kirchenrechts (Berlin 1895); derselbe, Das Münster zu 
Freiburg i. Br. im Lichte rechtsgeschichtlicher Betrachtung (Tübingen 
1901) 10 ff.; derselbe in Hauck-Herzogs Realenzyklopädie für pro- 
testantische Theologie ?* XV. (Leipzig 1904), Art: Patronat, 16 f., 18 £.; 
XXIII (Leipzig 1913), Art: Eigenkirche, Eigenkloster, 369, 372. 

>) Es wäre allerdings eine einseitige Uebertreibung, alle Missstände 
auf Rechnung der fehlenden geistlichen Aufsicht oder auf die mangel- 
hafte Führung des landesherrlichen Kirchenregiments zu setzen. Auch 
dort, wo noch ein bischöfliches Regiment bestand, wie etwa bis 1520 in 
den zu Mainz gehörenden welfischen Gebietsteilen, herrschten unter dem 
Klerus vielfach üble Zustände. — Krusch, Studie 150 fi. teilt einige 
Fälle aus den Akten des erzbischöflichen Kommissars zu Göttingen mit, 
die mit dem, was wir aus den späteren Protokollen erfahren, durchaus kon- 
kurrieren können. 

4) Ein Beispiel bietet die Kirche zu Gr. Mahner im Gerichte Lieben- 
burg im Grossen Stift Hildesheim, seit 1523 bei Wolfenbüttel: 1542 hatte 
die Pfarre dort 5 Hufe Lands Zinsen, 11 Scheffel Korn, die Kirche 
31 Morgen Land und 50 Himten Korn und mehr. 1568 hat die Pfarre 
angeblich 6 Hufen Lands. Von dem Kirchengut „mangeln etzliche 
- Morgen“. 1571 aber heisst es: „Mahner. Alles ist verkommen und 
alieniert, man weiss nicht einmal mehr, wo des Opfermanns Hof gelegen 
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lichen waren zum grossen Teil unwissend!), gelegentlich auch 
sittlich tiefstehend, also zum Pfarramt durchaus ungeeignet?). 
Fast die Hälfte aller Pfarren war in den Händen von Laien?) %). 


oder der Opferacker, sollen 4'/s Morgen dazu gehört haben“ (Kayser, 
Reformationsvisitationen 146 f. und daselbst Anm. 257). 

') Beispiele (Wolfenbüttel 1542): „In diesem Gericht Woldenberg 
sind unter den Pfarrern viel ungelahrte, ungeschickte und uneheliche 
Pfaffen“ (Kayser, Reformationsvisitationen 190 Anm. 354). — (Wolfen- 
büttel 1570): „Heinrich Fischer, Pfarrer zu Neindorf, ist mehr ein Kind 
nach dem Verstand, wie im Examen befunden“ (l. c. 169 Anm. 302). — Bei 
der Wolfenbüttler Reformationsvisitation von 1568 erklärte ein Pfarrer, 
Christus sei noch vor der Sündflut geboren. Beste 68. — Die daselbst 
weiter noch als Zeichen „haarsträubender“ Unwissenheit angeführte An- 
gabe eines Pfarrers, Joseph sei der Stiefvater des Herrn gewesen, scheint 
mir eine wesentlich mildere Beurteilung zu verdienen, 

?) Bei der Wolfenbüttler Reformationsvisitation von 1568 fanden 
sich 4 Arten von Pastoren: 

1. nur 27, die in Lehre und Leben wohlbefunden ; 

2. 96, mit denen man auf Hoffnung der Besserung Geduld haben 

kann, unter denen jedoch 15 vix tolerabiles; 

3. 13, die wahre Lehre und Wandel haben in diesem Fürstentume, 
nicht aber vorgehaltener Sachen halber in ihrem jetzigen Amte 
bleiben können; 

4. 77, die dermassen beschaffen, dass sie bei den Kirchen überhaupt 
nicht zu dulden; 

5. dazu 59 Pfarren, die gar nicht besetzt waren. Beste 68. Siehe 
dazu Joseph Löhr, Methodisch-kritische Beiträge zur Geschichte der 
Sittlichkeit des Klerus, besonders der Erzdiözese Köln, am Ausgang des 
Mittelalters. Reformationsgeschichtliche Studien und Texte von Joseph 
Greving. Heft 17 (Münster i. W. 1910) und dort Zitierte. 

®) Vgl. besonders auch die Bemerkungen hierüber bei Stempell 2f. 

*) Soweit die Ergebnisse der katholischen Kirchenvisitationen Hein- 
richs des Jüngeren erhalten sind, decken sie sich mit denen der Refor- 
mationsvisitationen. Ein Beweis dafür, dass diese letzteren mit Recht 
der Darlegung der Verhältnisse in katholischer Zeit zu Grunde gelegt 
sind. — So waren bei der katholischen Visitation von 1539 im Herzogtum 
Wolfenbüttel von den 146 visitierten Pfarren 67 ohne eigenen Pfarrer, 
von den 55 Pfarren des Gerichts Wolfenbüttel gar nur 25 mit resi- 
dierenden Geistlichen besetzt. Kayser, Vorreformatorische Kirchen- 
visitation 10. 
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Manche Pfarren!) geistlichen ?) oder adligen) Patronats waren 
überhaupt nicht verliehen. Oft hatte auch der erstbeliehene 
Laie es unterlassen, für die kirchlichen Verpflichtungen Sorge 
zu tragen). 

IV. Das waren die Lehnsleute! Wer aber war der Lehns- 
herr? Von den Patronatspfarrern abgesehen, im allgemeinen 
der Landesherr. Er hatte die Bischöfe verdrängt; er war auch 
ihr Erbe geworden. Die Pfarren liberae collationis waren 
fortan landesherrliche Pfarren’). Aber wie der Landesherr 


!) Ueber die landesherrlichen Pfarren, siehe oben 8. 67 Anm. 5 und 
S.68 Anm. 1. 

2) So heisst es von der Pfarre Lauingen (Wolfenbüttel 1542): „Die 
Pfarre geht zu Lehen vom Bischof zu Magdeburg, ist seit 20 Jahren 
nicht verliehen worden.“ Kayser, Reformationsvisitationen 157. 

®) Nicht verliehen waren (Wolfenbüttel 1542) die adligen Pfarren 
Schulenrode im Gerichte Destedt (Kayser l. cc. 161); Rottorf im Gericht 
Königslutter (l. c. 159); Harriehausen im Gericht Westerhof (l. c. 202); 
Echte im selben Gericht (l. ec. 204); Bornhausen im Amt Seesen (l. ce. 215); 
Bessingen in der Herrschaft Homburg (l. c. 234). Ferner (Calenberg 1542) 
die adlige Pfarre Lenthe im Amte Calenberg (l. c. 446) u a. m. — Siehe 
auch unten S. 80 Anm. 2. 

#) (Wolfenbüttel 1542): Die Pfarre zu Warle hatte der Patron dem 
Sohne des Vogtes zu Schöppenstedt verlehnt, der aber keinen Mercenar an- 
genommen hatte (Kayser, Reformationsvisitationen 120). — Die Kapelle 
zu Bardorf (1544) „hat Ludeleff von Marenholtz seinem ältesten Sohne zu 
seinem Studio verliehen“. Ein Mercenar war nicht vorhanden (l. ce. 175 
Anm. 309). — Die Pfarre Ellierode (1542) „hat Herzog Heinrich geliehen 
Thomas von Samptleben Sohne, haben keinen Pfarrer“ (l. c. 200). 

5) Besonders erwähnt wird dieser Uebergang des Besetzungsrechts 
auf den Landesherrn in den Protokollen hinsichtlich der Pfarren im 
grossen Stift, das ja erst 1523 dem Bischof von Hildesheim (territorial) 
verloren gegangen war, und wo daher der Uebergang noch frisch im 
Gedächtnis war; im übrigen Teil des Landes ist nur ganz gelegentlich 
von einem früheren Lehnrecht des Bischofs oder seiner Vertreter die Rede. 

Beispiele (Wolfenbüttel 1542): Pfarre Bettrum im Gericht Stein- 
brück im grossen Stift „gehet zu Leben vom Hause zu Wolfenbüttel, ist 
ehemals Hildesheimisch Lehen gewesen“ (Kayser, Reformationsvisi- 
tationen 142). — Pfarre Bredelem im Gericht Liebenburg im grossen 
Stift Hildesheim geht „zu Lehen vom Archidiakon zu Hildesheim, aber 
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nicht alle Regierungsgeschäfte selbst wahrnahm, sondern sich 
der Hilfe seiner Beamten dabei bediente, so verlehnte er auch 


Brsch. Wolfenbüttelsch Lehn worden“ (l. ec. 150). — Siehe auch (Calen- 
berg 1542): Pfarre Gr. Munzel im Gericht Blumenau, Diözese Minden: 
„Collatio gehet vom Archidiakon von Minden zu Lehn. Es untersteht 
sich aber des allhie die Herrschaft“ (l. e. 409); — Pfarre Wilkenburg 
im Amt Calenberg, Diözese Minden: „Collatio hat hiebevor von dem 
Bischof zu Minden gegangen, nun aber von M. g. h.“ (l. c. 445); — Pfarre 
Gronau: „Collatio ist der Herrschaft, etwan dem Bischofe von Hildes- 
heim gewesen“ (l. e. 446); — Pfarre Eberholzen: „Collatio ist der Herr- 
schaft, ist vormals des Bischoffs gewesen“ (l. c. 447), später (1588) heisst 
es allerdings von dieser Pfarre, es sei dorthin ein Geistlicher vociert, 
„invito collatore jussu prineipis“ (l. c. 447 Anm. 925). 

Bemerkenswert sind die Verhältnisse im Amt Koldingen im Grossen 
Stift Calenberger Anteils: Bei der Pfarre Lühnde wird daselbst (1542) 
vermerkt: „Collatio gehet von der Herrschaft. Es haben aber hiebevor 
die Mönche zur Sülte (vor Hildesheim) gehabt“ (l.c. 431f.). Wie da- 
selbst Anm. 889 aber festgestellt wird, erfolgten die Besetzungen auch 
weiterhin durch den Sültenpropst. Hier war also offenbar von Elisa- 
beth, vielleicht schon gar von Erich I. der Versuch gemacht, sich das 
Besetzungsrecht anzumassen. Erich II. aber scheint die Sache nicht 
weiter verfolgt zu haben, weshalb nachher der Propst wieder in seine 
Rechte trat. Der Propst war übrigens Archidiakon des Lühnder Bannes, 
die Pfarre also liberae collationis, und es hätte nach dem Text deshalb 
der Landesherr an seine Stelle treten müssen. — Bei mehreren Pfarren 
desselben Gerichts ist nur erwähnt: „Collatio gehet von den Mönchen zur 
Sülte.“ Davon, dass auch hier die Landesherrschaft versucht hätte, die 
Besetzung für sich zu gewinnen, ist nicht die Rede. Die Gründe dieser 
abweichenden Behandlung, sofern sie nicht nur in der Unvollständigkeit 
der Quellen liegen sollten, kann man nur vermuten. Diese Gebietsteile 
waren erst seit 1523 von Hildesheim getrennt und bei der Teilung von 
1527 an Calenberg allein gekommen. Es ist nun möglich, dass Erich I. 
in den 13 Jahren seiner Regierung keine Gelegenheit gehabt hat, seinen 
Ansprüchen durch Besetzung der Pfarren Ausdruck zu geben, da in dieser 
Zeit keine Vakanz eintrat. Vielleicht findet man eine Erklärung auch 
darin, dass die von der Landesherrschaft beanspruchte Pfarre Lühnde — 
wie leicht aus dem Verzeichnis der Kirchen- und Pfarrgüter zu ent- 
nehmen — im Gericht Koldingen die reichste von denen war, an welchen 
der Sültenpropst die Collation besas.. Am wahrscheinlichsten dürfte 
es jedoch sein, dass jene anderen Pfarren gar nicht liberae collationis 
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nicht alle Pfarren selbst. Nur diejenigen, die wegen ihrer 
reichen Dotation gut bezahlt wurden, verlieh er in Person; 
für die geringen Pfarren, die kaum ihren Mann ernährten, 
hatte er kein Interesse. Und doch konnten sie nicht unbesetzt 
bleiben. Da musste die Ortsobrigkeit eingreifen, der Amt- 
mann oder Drost, dem ja so wie so die Aufsicht über die 
Pfarren seines Amtes namens des Landesherrn oblag!). Mochte 
auch die Belehnung in solchem Falle nicht in den gleichen 
feierlichen Formen vor sich gehen, wie wenn der Landesherr 
selbst die Pfründe vergab: rechtlich war es dasselbe. Eins 
freilich verdient Hervorhebung. Ebensowenig wie der Landes- 
herr sich bestimmte Pfarren vorbehalten hatte, ebensowenig 
stand dem Amtmann die Verlehnung bestimmter anderer 
Pfarren zu?). So mochte es denn wohl kommen, dass der 
Landesherr auch einmal einen Pfarrer in eine ganz minder- 


waren, sondern, dass dort nur zufällig der Patronat dem sonst Oollations- 
berechtigten angefallen war. So hatte der Propst als solcher und nicht 
als Archidiakon des Bannes Lühnde den Patronat an folgenden in seinem 
Archidiakonat gelegenen Pfarren: Gr. Lopke (Näheres Kayser |. c. 427 
Anm, 878), Gödringen (l. c. 431 Anm. 887), Hotteln (l. c. 430 Anm. 885). 
Bei der Pfarre Steinwedel ist mit den „Mönchen zu Hildesheim“ gar 
nicht das Sültekloster, sondern das Kloster St. Michaelis daselbst ge- 
meint (vgl. 1. c. 437 f. Anm. 907). Unbekannt blieben darnach nur die 
Patronatsverhältnisse in Sarstedt. Aber dort scheint nicht der Archi- 
diakon, sondern der Bischof selbst Ansprüche erhoben zu haben, die vom 
Rat der Stadt Sarstedt bestritten wurden. — Vgl. Abscheidt zu Sarstedt, 
dem Rat daselbst gegeben Dienstags nach Misericordias Domini (10. April) 
1543 (l. c. 333 f. und dazu Anm, 658). Patronate aber wurden von den 
Visitatoren geachtet, auch dort, wo sie den Stiftsgeistlichen zustanden. 

!) Eine Verlehnung durch die Hauptleute zur Liebenburg ist als 
1542 geschehen erwähnt bei Kayser, Reformationsvisitationen 147 
Anm. 258. 

2) Infolgedessen waren Kollisionen nicht ausgeschlossen. So wurde 
1577 M. Wichmann Schulrabe auf die Pfarre Pattensen vociert, weshalb 
er eine Professur für griechische Sprache ausschlug. Bei seiner Ankunft 
in Pattensen fand sich aber, dass der bisherige Vikar Heinrich Koch 
inzwischen vom Amt Calenberg immittiert war. Schulrabe wurde des- 
halb nur als dessen Mercenar introduciert, allerdings mit dem reichlichen 
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wertige Stelle setzte, und der Amtmann umgekehrt eine fette 
Pfründe verlieh !) ?). 

V. Die Immission, lehnsrechtlich die Realinvestitur, geschah 
stets durch den Amtmann. Von einer Teilnahme Geistlicher — 
etwa der benachbarten Pfarrer — ist nirgends die Rede. Ein 
feierlicher Akt scheint nicht üblich gewesen zu sein®); handelte 
es sich doch im wesentlichen um die Immission in die Temporalien. 


Gehalt von 100 fl. Kayser, Reformationsvisitationen 321 Anm. 629. 
Vgl. auch über die Verleihung der Pfarre Jeinsen hierunter 8.76 Anm. 2, 

!) Wie auch die Amtleute gelegentlich mit den Pfarren ihres Amtes 
verfuhren, ergibt sich daraus, dass verschiedene von ihnen nach Nieder- 
legung des Amtes sich auf eine ihrer Pfarren gewissermassen auf den 
Altenteil zurückzogen, manche, der Ersparnis halber, auch ohne einen 
Mercenar anzunehmen. So heisst es (Wolfenbüttel 1542) von der Pfarre 
Feldbergen im Gericht Steinbrück „gehört dem vorigen Amtmann zu 
Steinbrück, ist ein Bauernlehn der Männer“. Einen Mercenar hatte er 
nicht (Kayser, Reformationsvisitationen 143). — Der „alte Amtmann 
zur Winzenburg“, Heinrich Heinemeier, hatte sogar zwei Pfarren seines 
früheren Gerichts: Everode und Langenholzen, beide ohne Mercenar 
(l. c. 222 u. 224). — Aehnlich Johann Lichtenberg, „der alte Amtmann 
zum Woldenberge,“ der allerdings auf seiner Pfarre Baddeckenstedt im 
Gericht Woldenberg einen Mercenar hielt (]. c. 195). — Der Amtmann 
zu Lichtenberg, Bartholomäus Junemann, der die Pfarre Engelnstedt in 
seinem Gericht innehatte, war zur Zeit der Visitation noch in seinem 
weltlichen Amte, „aber weil er nicht residens und predigt das Wort 
Gottes, ist sie (sc. die Pfarre) Ern Johann Langen gegeben" (l. c. 195). — 
Gelegentlich erhielt auch der Amtsschreiber eine Pfründe, so (Wolfen- 
büttel 1542) Henricus Hessen, Schreiber zu Liebenburg, die Pfarre Beinum 
im Gericht Liebenburg (l. ec. 148). — Im Gegensatz zu anderen Fällen, 
in denen die Amtleute Pfarren ihres Gerichts innehatten, ist in den 
obengenannten überall von einer Verleihung durch den Landesherrn 
nichts erwähnt. 

?) So ist 1561 eine Berufung auf die Pfarre Jeinsen geschehen 
durch Jost Waldhausen und den Amtmann Büsing (Kayser, Reformations- 
visitationen 442 Anm. 917), und zwar trotzdem diese Pfarre das letzte 
Mal durch den Herzog selbst vergeben worden und sie eine der reichsten 
des Landes war. 

?) Selbst auf dem Eichsfeld, das doch teilweise sogar Mainzer 
Territorium war, wirkten geistliche Aufsichtsorgane bei der Einführung 
nicht mit. — v. Wintzingeroda-Knorr ]J, 4. 
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VI. Die Vergebung der geistlichen Güter geschah durch 
Laien, nicht minder die Aufsicht über ihre Verwaltung. Dafür 
gab es wohl in allen Pfarren die Alterleute, welche ehemals 
durch die bischöflichen Behörden ernannt und von ihnen be- 
aufsichtigt wurden!). Seit diese fortgefallen waren, hatten jene 
eine ziemlich selbstherrliche Stellung bekommen?). Aber das 
Interesse, das die Landesherrschaft an der Erhaltung der geist- 
lichen Güter gewonnen hatte, liess auch ihnen gegenüber eine 
Aufsicht notwendig erscheinen. Und so mussten sie den Amt- 
leuten — den eigentlichen Finanzbeamten des Landesherrn — 
jährlich von ihrer Verwaltung Rechnung tun°); vielfach in 
Gegenwart des Pfarrers®) °). Von einer Beteiligung der Ge- 


!) Ausserdem gab es in allen Pfarren einen Opfermann, der — im 
Gegensatz zu den Alterleuten — meist auch eine besondere Pfründe hatte. 
Da er mit der eigentlichen Güterverwaltung nicht befasst war, kann sein 
Amt hier übergangen werden. 

?) Hans Reuter, Ungedruckte Urkunden der Kirche Neustadt a.R. 
ZHVNieders. 1901, 12 ff. teilt eine Anzahl Urkunden mit, aus denen sich 
ergibt, in welch weitgehender Weise die Kirchenältesten im 15. Jahr- 
hundert selbständig über die Rechte und Verbindlichkeiten ihrer Kirche 
verfügen konnten. 

») So: „Abscheidt denen von Lühnde gegeben“, d. d. Samstag nach 
Quasimodogeniti (7. April) 1543 (Kayser, Reformationsvisitationen 353) 
und oft. 

*) So besonders hervorgehoben bei der Pfarre Heisede in Calenberg. 
Kayser, Generalvisitation II, 22. 

5) Im Stift Halberstadt war der Pfarrer bei der Abnahme der 
Kirchenrechnung anscheinend auch aktiv beteiligt, denn seine Teil- 
nahme wird dort als erforderlich hingesteilt. Daneben wird jedoch auch 
im Stift stets der Amtmann als beteiligt aufgeführt; ja er wird meist 
an erster Stelle genannt. — Wie wenig indessen die Teilnahme des 
Pfarrers die Kirchenrechnungsabnahme zu einer rein kirchlichen An- 
gelegenheit machte, geht daraus hervor, dass in einer Pfarre besonders 
bemerkt wird: „Die Kirchenrechnung wird mit der Bauernrechnung ein- 
genommen“ (Nebe 114). — Im Stift Hildesheim wurde Ende des 
15. Jahrhunderts besonders angeordnet, dass die Kirchenrechnung durch 
den Pfarrer einzunehmen sei. Also fehlte es auch in diesem Stift an 
bischöflichen Aufsichtsorganen für die Vermögensverwaltung. Siehe 
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meindemitglieder selbst ist nirgends die Rede; doch scheint sie 
hier und da üblich gewesen zu sein. Keinesfalls aber ist das 
Verhältnis so zu verstehen, dass der Amtmann als membrum 
praecipuum der Gemeinde mit dieser und für diese die Kirchen- 
rechnung eingenommen hätte. 

VII. Die Verweltlichung der Kirche zeigte sich letztens 
in der Beseitigung der privilegia fori ecclesiastici!). Abgesehen 
von einigen örtlichen Ausnahmen gab es keine geistlichen Ge- 
richte mehr. Die Geistlichen standen vor den weltlichen Ge- 
richten zu Recht. Die Prozesse um geistliches Gut wurden 
von landesherrlichen Behörden entschieden, welch letzteres ja 
ohnehin eine notwendige Folge der rechtlichen Lage des 
Kirchenguts sein musste. Freilich noch eine andere Folge 
knüpfte sich hieran. Seitdem der Geschäftskreis des Amt- 
manns auch die kirchlichen Angelegenheiten mitumfasste, musste 
er sich der Erhaltung des Kirchengutes ex officio annehmen. 
Er trieb die kirchlichen Forderungen ohne besonderen Prozess, 
wie die des Kammergutes, auf administratirem Wege ein und 
nahm auch wohl gelegentlich bei strittigen Forderungen unter 
Umgehung der Alterleute die Sorge für den Eingang der 
Kirchen- und Pfarreinkünfte auf sich?). 


Doebner, Synodalstatuten 121 f., wo es in $ 7 dieser Statuten heisst: 


„Insuper querelae et clamores multiplices aures nostras dudum propul- 
sarunt et propulsant, quod jurati aut aldermanni ecclesiarum parochialium 


pecunias, quas ex fidelium largitione pereipiunt, ... non fideliter obser- 
vant. ... Quare rectoribus mandamus, quatenus a dictis aldermannis seu 
Juratis ... computationem realem et distrietam bis in anno exigatis et 


respiciatis de bonis ecelesiarum.* 

') Christianus Ulricus Grupen, Disceptationes forenses cum 
observationibus (Lipsiae 1737—1761), will das freilich nur für die causae 
mixti fori et judieciorum synodalium zugeben. Aber trotz der zahlreichen 
Quellen- und Literaturbelege, die er anführt, beruhen seine Ausführungen 
anscheinend mehr auf Konstruktion als auf Einzelforschung. Seine 
Resultate sind daher oft von geringem Werte. 

?) Bei der Pfarre Dörnten heisst es (Wolfenbüttel 1544): „Bekommt 
auch nichts von den zwei Höfen zu Dörnten gelegen ... bittet, dass ihm 
möge geholfen werden. ... Ist durch Statthalter und Räte bewilligt und 
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VII. Die Stellung der geistlichen Patrone liegt dem Thema 
zu fern, als dass sie besonderer Erörterung bedürfte. Nur 
das eine ist hervorzuheben, dass man je nach dem Rechts- 
titel scharf unterschied. Ueberall, wo Rechte der Bischöfe oder 
ihrer Vertreter als solcher in Frage kamen, verlangte der 
Landesherr die Belehnung für sich; wo aber Patronat vorlag, 
blieben die geistlichen Lehnsherrn in ihren Rechten unge- 
schmälert !) ?). 

IX. Am verwickeltsten war die Stellung des Adels zur 
Kirche. 

Rechtlich ist dabei streng zu scheiden zwischen Gerichts- 
herrlichkeit und Patronat. 

Der rechtliche Charakter der Patrimonialgerechtsame war 
von den landesherrlichen Befugnissen durchaus nicht verschie- 
den, auch nicht in Kirchensachen?). So kam es, dass die Inhaber 
geschlossener Gerichte ihre Kirchen genau so in der Hand 
hatten, wie der Landesherr die seinen. Gerade wie jener ver- 
lehnten sie die Pfarren nach Willkür, ganz in ihrem persön- 
lichen Interesse. Ja, ihr Kirchenregiment war noch straffer 
als das des Landesherrn. Die grösseren Verhältnisse, in denen 
dieser lebte, zwangen ihn zur Rücksicht auf das öffentliche 
Interesse. Darum konnte er die Pfarrer nicht entsetzen, ohne 
wenigstens äusserlich einen gerechten Anlass zu haben. Darum 
musste er trotz aller Willkür den Schein der Säkularisation 


dem Amtmann zur Liebenburg befohlen zu exequieren. Und sollen dem 
Pfarrherrn die Zinse vom nächstverschienen Jahre durch den Amtmann 
gereicht werden.“ Kayser, Reformationsvisitationen 147 Anm. 258. 

!) So gab es zur Zeit der Reformation eine grosse Anzahl geist- 
licher Patrone, welche sich, auch soweit sie im Bistum Hildesheim an- 
sässig waren, weiterhin des ruhigen Besitzes ihrer Patronate erfreuten. 
— Vgl. über die Nachfolge der Landesherrschaft in die Pfarren liberae 
collationis oben 8. 73 Anm, 5. 

?) Auf die Beachtung des Unterschiedes von Patronatpfarren und 
solchen liberae collationis ist treffend hingewiesen bei Stutz, Art. 
„Patronat“, inHauck-Herzogs Realenzyklopädie®, XV, 19. 

3) Vgl. Schlegel, Kirchenrecht I, 392 ff. 
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vermeiden. Die Gerichtsherren brauchten sich daran nicht zu 
stossen. Sie schickten die Pfarrer fort, wenn sie ihnen nicht 
mehr passten!). Sie nahmen freies Eigentum an den Pfarr- 
und Kirchengütern in Anspruch?). Mitunter hielten sie nur 
Mercenare°) oder liessen ihre Pfarren gegen geringes Entgelt 
von Nachbarpfarren versehen. Ja, sie kürzten die Lehne nicht 
nur, es wird gelegentlich sogar berichtet, dass sie dem Pfarrer 
seine Güter gegen andere vertauschten®). Mehrfach waren auch 


!) Vgl. unten S. 100 Anm. 1. 

2) Ueber die Pfarre Rottorf vermerken die Protokolle (Wolfenbüttel 
1542): „Thomas von Samptleben hat den Pfarrhof und Opferhaus mit 
2 Hufen und allen Zubehörungen unter sich gezogen, gebraucht aller 
Nutzung, die Leute haben keinen Pfarrer. Item der Kirchhof ist zum 
Walle genommen. Item hat zwei Kelche aus der Kirche genommen und 
hat die noch unter sich“ (Kayser, Reformationsvisitationen 159). — 
Am schlimmsten waren wohl die kirchlichen Verhältnisse in dem ge- 
schlossenen Gericht Destedt: Von den vier Pfarren dieses Gerichts, in 
denen die Gerichtsherren von Veltheim zugleich Patrone waren, hatte 
(Wolfenbüttel 1542) eine (Schulenrode) überhaupt keinen Pfarrer. Der 
Pfarrer einer zweiten (Kremlingen) war absens, und aus dem Zusatz des 
Protokolls: „bitten ihnen einen Pfarrer zu setzen“ ergibt sich, dass diese 
absentia nicht vorübergehend war. Eine dritte Pfarre (Hemkenrode) wurde 
von der vierten aus versehen, was vielleicht zusammenhängt mit dem 
Zusatz des Protokolls: „Levin von Veltheim zu Glentorff nimmt hinweg 
den Pfarrhof daselbst und beschwert ihn mit Diensten als einen Köter.“ 
Nur eine Pfarre (Destedt) war besetzt, aber auch hier findet sich ein 
längerer Zusatz, in welcher Weise sich die Mitglieder der Familie von 
Veltheim in die Kirchen- und Pfarrgüter teilten. Schon zwei Jahre 
später klagt der dortige Pfarrer, dass die von Veltheim das Pfarrhaus 
wegnehmen, bittet, dass (es) ihm möchte gelassen werden (l. c. 160 ff.). — 
Solche Zustände konnten nur einreissen, wo jede weltliche und geistliche 
Aufsicht über das Kirchenwesen fehlte. 

®) (Wolfenbüttel 1542) Pfarre Bansleben: „L. L. verwahrt die 
Pfarre von wegen der von Weferlingen, die haben die Pfarre nicht ver- 
liehen, sondern geben ihm pro laboribus 3 Gulden.“ Kayser, Re- 
formationsvisitationen 122. 

*) (Wolfenbüttel 1544) Pfarre Gr. Veltheim im Gericht Brunsrode:; 
„Diese Leute klagen über (den Gerichtsherrn und Patron) Barthold 
von Honrodt, dass er die Pfarrgüter auswechsele, derhalben will kein 
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Pfarren an minderjährige Söhne der adeligen Familien ver- 
geben, damit diese davon studierten oder sonst ihren Unterhalt 
davon zögen!). Alterleute gab es zwar auch an ihren Kirchen, 
aber sie waren nur den Gerichtsherren Rechenschaft schuldig 
und konnten gegen deren Anmassungen keine wirksame Ein- 
sprache erheben. 

In den offenen Gerichten war der Rechtszustand von bun- 
tester Mannigfaltigkeit. Bald nahmen die Junker die Rechte 
an ihren Kirchen für sich selbst in Anspruch ?), bald war ihre 
Stellung derjenigen der Amtleute ähnlich, das heisst, sie mussten 
es dulden, dass der Landesherr in die Besetzung der Pfarren 
und in die Verwaltung des Pfarr- und des Kirchengutes ein- 
griff. Immerhin gab es auch hier neben ihnen keine Auf- 
sichtsorgane. Das Kirchengut unterstand normalerweise nur 
ihrer Aufsicht?), und, wenn sie nicht die Besetzung der Pfarren 


Pfarrer bei ihnen bleiben.“ Kayser, Reformationsvisitationen 174 
Anm. 307; 239 Anm. 499. — Die gleiche Klage findet sich (Wolfenbüttel 
1544) über den vorigen Besitzer des Hauses Schladen bezüglich der Pfarre 
Vorsfelde.e Kayser ].c. 181 Anm. 328. 

!) (Wolfenbüttel 1542) Pfarre Heckenbeck „gehört denen von Olders- 
hausen und Ludolf von Oldershausen Sohne gelehnt“. Kayser, Re- 


formationsvisitationen 202. — Pfarre Wrisbergholzen: „Henricus Herwes 
Arrendarius, gehört zu Lehen der von Wrisberg, und Ernst hat einen 
‚lamen Bon‘, dem kommt sie als vero zu.“ Kayser, l. c. 226. — Vgl. 


auch oben 8. 73 Anm. |]. 

2) Solche Zustände dürften dem Erzbischof von Mainz zu Beginn 
des 16. Jahrhunderts Anlass zu der Klage gegeben haben, es hätten die 
Junker auf dem Eichsfeld selbst an Orten, wo ihnen das Patronatrecht 
nicht zustehe, Pfarrer eingesetzt. v. Wintzingeroda-Knorr I], 37, 55. 

®) Dieselben Verhältnisse finden sich im Mainzer Eichsfeld, nur mit 
dem Unterschied, dass hier nicht, wie. in den welfischen Territorien, die 
Diözesanregierung aus dem Lande verdrängt war und die Landesherren 
die Junker gegen den Bischof schützten, sondern dass hier der Adel 
von Fall zu Fall den (Landesherrn und) Erzbischof von der geistlichen 
Regierung zu verdrängen suchte. Deshalb hören wir auch im Eichsfeld 
von Klagen des Erzbischofs über die Ritterschaft. Ein solcher Fall ist 
erwähnt bei v. Wintzingeroda-Knorr I, 55. Danach hätten die 
Junker, selbst in Pfarren, die nicht ihres Patronats waren, die Kirchen- 
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de jure zu besorgen hatten, so mochten sie sich doch derer 
annehmen, die der Landesherr nicht selbst vergab‘). Die 
Einweisung der Pfarrer war überhaupt ihre Sache. 

Man sieht, wie die Gerichtsherrlichkeit in allen diesen 
Beziehungen nahe verwandt war mit dem Patronat; und doch 
war beides rechtlich grundverschieden. Zu Zeiten bischöflicher 
Macht war die Hauptbefugnis der Patrone die Präsentation 
gewesen; seither war die dementsprechende Kollation fort- 
gefallen; an Stelle der Präsentation war ein freies Besetzungs- 


güter an sich gerissen. Der genannte Verfasser bemerkt dazu (I, 103 
Anm. 37), er habe für diese Behauptung keinen einzigen Beleg gefunden, 
und er bezweifelt die Wahrheit dieser Beschuldigung um so mehr, als 
die römische Kirche niemals das geraubte Kirchengut zurückgefordert 
habe. — Dieser Gedankengang scheint mir nicht ganz zutreffend. Er 
wäre richtig, wenn die Entfremdung von den Patronen (im Gegensatz zu 
den Gerichtsherren) ausgegangen wäre. Dann wäre nämlich ein Teil der 
Pfründe oder des Kirchenguts unverlehnt bei den Patronen geblieben, 
und von diesen hätte Restitution verlangt werden müssen. So war es 
aber nicht. Es waren die Gerichtsherren, denen diese Uebergriffe zur 
Last fielen, und deshalb wird die Stelle nicht dahin zu verstehen sein, 
dass sie die Güter in Eigenbesitz genommen und für sich genutzt hätten; 
es wird hier vielmehr ebenso gewesen sein, wie in den welfischen Landen 
auch: bei eintretender Vakanz hatten die Junker die Pfarrgüter in 
Besitz genommen und die Interkalarfrüchte für sich gezogen, bis sie einen 
neuen Pfarrer fanden, dem sie die Pfründe verlehnten. — Die Alterleute 
waren von ihnen gezwungen, ihnen von der Verwaltung der Kirchengüter 
Rechnung zu legen. Gelegentlich werden die Junker auch ihren eigenen 
Verwaltern die Fürsorge und Abrechnung des kirchlichen Vermögens 
ohne weiteres übertragen haben. Die kirchlichen Oberen, denen diese 
Aufsichtsbefugnisse rechtlich zustanden, wurden durch die Junker auf 
diese Weise daraus verdrängt. — Alles dies konnte der Erzbischof sehr 
wohl in den Vorwurf kleiden, die vom Adel hätten die geistlichen Güter 
an sich gerissen. Von einer Restitution im privatrechtlichen Sinn, wie 
sie v. Wintzingeroda vermisst, konnte unter diesen Umständen nicht 
die Rede sein; die bischöflichen Behörden traten später eben ohne be- 
sonderes Verfahren allmählich wieder in ihre Rechte ein. Nach der Auf- 
fassung des Textes ist die Stelle nicht nur klar und verständlich, sondern 
hat auch die Wahrscheinlichkeit für sich. — Vgl. hierzu auch Stempell 4 £. 

!) Es nahm also in solchen Fällen der Adel nicht kraft Patronats, 
sondern als Ausfluss der Gerichtsherrlichkeit — bei einigermassen ge- 
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recht getreten!). Aber doch waren die Patrone nicht freie 
Herren der Patronatskirchen geworden. Die Verfügung über 
das Kirchen- und Pfarrgut hatte derjenige bekommen, der die 
Macht dazu besass, die Ortsobrigkeit. Dorthin musste man 
sich wenden, wenn es galt, einen neuen Pfarrer einführen zu 
lassen; und wenn auch gewiss deren Stellung rechtlich von 
der des Bischofs himmelweit verschieden war, praktisch sah sie 
bei freien Pfarren einem Besetzungsrecht, bei Patronatspfarren 
einem Kollationsrecht sehr ähnlich. Wohl hatten schon zu 
bischöflichen Zeiten die Patrone ein gewisses Mitaufsichtsrecht 
über die Erhaltung der Kirchen- und Pfarrgüter gehabt; aber 
dieses Recht war durch die Beseitigung der Bischöfe in keiner 
Weise erweitert worden; denn es gebrach den Patronen an 
Organen, welche diese Befugnis wirksamer hätten gestalten 
können. 


Wo also dem Kirchen- oder Pfarrgut etwas entfremdet 
war, finden wir es in den Händen der Gerichtsherren und nicht 
bei den Patronen’). Gewiss nicht, weil diese treu, jene aber 


schlossenem Gericht — die Belehnung vor. So heisst es bezüglich der 
Pfarre Echte im Gerichte Westerhof (Wolfenbüttel 1544): „Diese Leute 
klagen, dass sie mit einem giftigen Papisten von denen von Olders- 
hausen (Gerichtsherren des Gerichts Westerhof) beladen seien.“ Kayser, 
Reformationsvisitationen 204 Anm. 393. 

!) Sogar auf dem Mainzer Eichsfeld war es üblich, dass die Junker 
ihre Pfarren selbständig besetzten; oft sogar ohne Rücksicht auf die 
Ordination. Erst als der Erzbischof bemerkte, dass auf diese Weise die 
Reformation eindringen würde, verlangte er Beachtung der kanonischen 
Formen. v. Wintzingeroda-Knorr1,37,55 und passim. — Siehe auch 
Ulrich Stutz Art.: „Eigenkirche“ bei Hauck-Herzog °. XXIII, 375 £. 

?) Besonders drastisch zeigen das die Verhältnisse der Pfarre Bar- 
dorf im gleichnamigen Gericht (Wolfenbüttel 1542). Die Pfarre ging 
zu Lehen von den Herren zu Velpke; sie hatte Besitzungen in den Ge- 
meinden Velpke, Meienkot (Gerichtsherren die von Velpke), Lockstedt, 
Mackendorf, Salsdorf und Gehrendorf. Es wurden ihr Zinse vorenthalten 
von denen von Velpke, von Lockstedt, von Mackendorf, von Salsdorf und 
von Gehrendorf. Es hatten sich also überall die Gerichtsherren der geist- 
lichen Güter bemächtigt; auch der Patron von Velpke, aber er nur dort, 
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untreu waren, sie waren beide aus demselben Holze geschnitzt; 
wohl aber, weil jene es sich nehmen konnten, diese aber nicht. 

In der Praxis kam diese Unterscheidung nicht voll zur 
Geltung. Tatsächlich waren Gerichtsherrlichkeit und Patronat 
in den weitaus meisten Fällen in einer Hand. Und dann hatten 
die Junker eine nahezu unumschränkte Gewalt über ihre Kirchen, 
Ob sie diese nun dem Patronat oder ihrer Stellung als Patri- 
monialherrn verdankten, war gleichgültig, wenn es vielleicht 
auch in ihrem Interesse lag, ihre für den Landesherrn unan- 
greifbare Stellung als Patrone in den Vordergrund zu stellen. 


2, Vorkonsistoriale Zeit. 


SE 
Geschichtliches. 


I. Während in Wolfenbüttel gleichzeitig mit der Refor- 
mation der jungen lutherischen Kirche auch eine Verfassung 
gegeben wurde, ist in Calenberg der sonderbare Fall ein- 
getreten, dass die Reformation zwar in Lehre und Kultus ein- 
geführt wurde, dann aber infolge politischer Ereignisse das 
begonnene Reformationswerk plötzlich ins Stocken geriet, ehe 
noch die beabsichtigte äussere Organisation hatte zur Ein- 


wo er auch Gerichtsherr war (Kayser, Reformationsvisitationen 175). 
— Aehnlich die Verhältnisse der Pfarre Kalvörde im gleichnamigen Ge- 
richt. Dort war (Wolfenbüttel 1542) Lehnsherr der Landesherr, die 
Kirchengüter aber, soweit sie im Halbgericht oder im Gericht Calvörde 
lagen, hatten die von Alvensleben, die Inhaber des Hauses Calvörde, 
an sich gezogen (l. c. 177 £.). — Die Pfarre Schladen im Gericht gleichen 
Namens ging vom Kapitel zu Hildesheim zu Lehen; „der Pfarrer, 
Alterleute und Oppermann zeigen an, dass der Inhaber des Hauses 
Schladen ihnen ihren Acker, zur Kirche, Pfarre und Küsterei ge- 
hörend, ausgebeutet hat“. Kayser |. c. 181. — Vgl. auch Pfarre 
Düderode im Gericht Westerhof. Kayser]. c. 204. 

') Literatur: Spittler, Geschichte I, 238 ff. (Sämtl. Werke VI, 
162 ££.); Uhlhorn, Kirchengeschichte 63 f.; v. Heinemann ]JJ, 312 ff.; 
HavemannlJ, 296 ff.; Schlegel, Kirchengeschichte II, 141 ff., 247 ff. 
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führung gelangen können. 40 Jahre lang blieb so die luthe- 
rische Kirche Calenbergs sich selbst — und dem Staate über- 
lassen. Diese Zwischenperiode, welche man als vorkonsistoriale 
bezeichnen kann, soll in Folgendem kurz betrachtet werden. 
Zunächst das Geschichtliche. 


1I. Beim Tode Erichs I., des Aelteren (1540), der das 
Land Calenberg bei der katholischen Lehre erhalten hatte, 
war sein Sohn und Nachfolger Erich II., der Jüngere (1540 
bis 1584), noch minderjährig. Für ihn regierte seine Mutter 
Elisabeth, eine geborene Prinzessin von Brandenburg. Sie 
hing der neuen Lehre an und begann sofort, mit Hilfe Cor- 
vins das Land zu reformieren mit dem Erfolge, dass bei Be- 
endigung ihrer Vormundschaft das Land wenigstens äusserlich 
lutherisch war. 


Ill. 1545 begann die selbständige Regierung Erichs IlL.!). 
Er hielt sich seiner lutherischen Erziehung entsprechend zuerst 
zur neuen Lehre, trat jedoch bald darauf (1548) ?) zum Katho- 
lizismus zurück. Das Land folgte ihm nicht. Und so regierte 
40 Jahre lang ein katholischer Landesherr ein lutherisches 
Land und eine lutherische Kirche. Freilich: Erich kümmerte 
sich um die Regierung wenig. Er führte ein abenteuerliches 
Leben zumeist ausser Landes°®), trat in fremde Kriegs- 
dienste, machte gelegentlich Kriegs-, besser Raubzüge auf 
eigene Faust, deren tollster ihn trotz der guten Be- 
ziehungen zu den katholischen Machthabern im Reich beinahe 
in die Reichsacht gebracht hättet). In seiner Abwesenheit 


!) Eine treffende Charakteristik bei v. Heinemann II, 312ft. 

2?) Das genaue Datum ist nicht bekannt. G. Uhlhorn, Antonius 
Corvinus, ein Märtyrer des evangelisch-lutherischen Bekenntnisses. Schr. 
d. Ver. f. Ref.-Gesch. 37. Halle 1892. 

3) Spittler, Geschichte I, 261 (Sämtl. Werke VI, 179) meint, er 
sei, alles zusammengerechnet, nur 5 von den letzten 30 Jahren seiner 
Regierung im Lande gewesen. 

*) Spittler, Geschichte I, 263 Anm. ec. (Sämtl. Werke VI, 181 
Anm.); v. Heinemann II, 327. 
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vertrat ihn bald seine Mutter!) (gest. 1559) trotz ihres luthe- 
rischen Bekenntnisses, bald seine gleichfalls lutherischen Räte. 
Hielt er sich in seinen Landen auf, so war seine Anwesenheit 
meist „geschäftlicher Natur“. Seine stete Geldbedürftigkeit 
zwang ihn, seine Nachbarn und Stände um Geld anzugehen. 
Jene erhielten dafür Schlösser und Dörfer verpfändet oder gar 
zu Eigentum übertragen?). Diese liessen sich dazu nur gegen 
Erteilung zahlreicher Privilegien (darunter auch der Zusiche- 
rung ungehinderter Religionsübung)°?) bereitfinden. Die Folge 


') Eine Urkunde über eine solche Abtretung der ganzen Landes- 
regierung an seine Mutter von 1553 bei J. Fr. Pfeffinger, Historie 
des braunschweig-lüneburgischen Hauses und selbiger Landen. 3 Teile. 
Hamburg 1731/34, I, 582. — Dazu Spittler, Geschichte I, 250 Anm. z. 
(Sämtl. Werke VI, 1738 Anm. 2.) 

?) Merkwürdig ist in dieser Hinsicht ein bei Spittler, (nur:) Sämtl. 
Werke VI, 181 Anm. 2 erwähnter Vertrag von Toledo (!) vom 29. Juni 
1551, durch den das ganze Amt Lauenau ohne Wissen der Räte oder 
Stände an den Grafen Otto von Schaumburg abgetreten wurde. — Herzog 
Heinrich der Jüngere von Wolfenbüttel als der nächste Agnat protestierte 
vor Notar und Zeugen in Gegenwart der versammelten Landschaft gegen 
diese Veräusserungen und Verpfändungen und erklärte sie, weil ohne 
seine Einwilligung geschehen, als unverbindlich für ihn. („Protestation, 
so Herzog Heinrich von Braunschweig auf dem Landtage zu Elze des 
Dienstages nach Vincula Petri (4. August) A® 51 hat tun lassen.“ Abge- 
druckt bei Wilhelm Havemann, Elisabeth, Herzogin von Braunschweig- 
Lüneburg. Göttingen 1839. Beilage XXV, 133 ff.) Er wandte sich sogar 
an den Kaiser mit der Bitte, dem Herzog als einem offenkundigen Ver- 
schwender die Verwaltung seiner Güter zu entziehen. Tatsächlich befahl 
dieser dem Herzog, in seine Lande zurückzukehren und „seinem Ver- 
schwenden und Vertun Ordnung zu setzen“. Gleichzeitig setzte er ihm in 
den Kurfürsten von Sachsen und Brandenburg zwei Kuratoren seines Ver- 
mögens. v. Heinemann II, 323. — Da der Herzog (zunächst) gehorchte, 
scheinen diese Kuratoren aber weiter ihr Amt nicht ausgeübt zu haben. 

®) Vgl. Reverse vom Mittwoch nach Martini Episcopi (12. November) 
1555 und vom 22. Oktober 1556, durch welchen Erich II. den Ständen Re- 
ligionsfreiheit versprach. Abgedruckt bei Schlegel, Kirchengeschichte II, 
997 ff, Beilage VIII, bezw. bei Spittler, Geschichte I, Beilage VI, 
30 ff. des Anhangs; auch bei J.G. F. Kleinschmidt, Sammlung von 
Jandtagsabschieden ... und sonstigen Urkunden. 2 Tle. Hannover 1332, IL, 
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war, dass dem Herzog bei Ausübung seiner Regierungstätig- 
keit enge Schranken gesetzt waren. Der lutherischen Kirche 
seines Landes durfte er überhaupt nicht dreinreden. Freilich 
hat er im kleinen der lutherischen Kirche seines Landes 
Schaden getan, wo er konnte. 

IV. In der Verwaltung des Landes wurde in so fern eine 
grössere Einheitlichkeit erzielt, als seit 1540!) die Stände beider 
Landesteile gemeinsam tagten. Im übrigen blieb es bei der 
strengen Teilung: Oalenberg und Göttingen. In Pattensen wie 
in Münden residierten fürstliche Räte. 

Infolge der häufigen Abwesenheit des Herzogs, auch wegen 
seines katholischen Bekenntnisses, wurden die fürstlichen Räte 
immer selbständiger. Soweit es nicht schon unter Erich I., 
dem Aelteren, geschehen war — es mag das hier dahingestellt 
bleiben —, wurden sie zweitinstanzliches Gericht (Kanzlei). 
Daneben organisierte Elisabeth die bereits bestehenden Hof- 
gerichte neu ?). 

Unter Erichs II. selbständiger Regierung fanden gesetz- 
liche Neuerungen weder auf staatlichem noch auf kirchlichem 
(Gebiete statt. 

V. Erich II. starb 1584 kinderlos, seine Lande in einem 
nahezu anarchischen Zustande zurücklassend. Die Stände 
kehrten sich, pochend auf ihre Privilegien, an keine Landes- 
herrschaft. Die Beamten schalteten nach Willkür. Alle 
irgendwie verfügbaren landesherrlichen Einnahmequellen waren 
veräussert oder verpfändet. Trotzdem überall Schulden, zu 
deren Uebernahme die Stände nicht mehr zu bewegen waren. 

Die Lande fielen an Herzog Julius von Wolfenbüttel, 
dessen Geschicklichkeit und Energie es vorbehalten blieb, in 
den Calenberger Landen wieder Ruhe und Ordnung einziehen 
zu lassen. 


100 ff. — Zahlreiche andere Reverse gleichen Inhalts schlossen sich später 

an. Schlegel, Kirchengeschichte II, 175 ff.; v. Heinemann II, 324. 
i) Das Datum steht nicht genau fest. Wie der Text: v. Meier I, 76. 
2) Siehe unten $. 91 Anm. 1. 
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as) 
Die kirchliche Gesetzgebung. 


I. Elisabeth begann ihr Reformationswerk mit der Publi- 
kation einer Kirchenordnung, welche sich jedoch im wesent- 
lichen auf Vorschriften über Lehre und Kultus beschränkte °). 
Das wenige, was auf dem (rebiete des kirchlichen Verfas- 
sungsrechts sofort angeordnet, und was in einzelnen Synodal- 
beschlüssen während der vormundschaftlichen Regierung hinzu- 
gefügt wurde, sei kurz skizziert. 

1I. Corvin, der eigentliche Reformator der Calenberg- 
(öttingischen Lande führte den Titel Superintendent. Eine 
bestimmte Pfarre war ihm nicht angewiesen’). Seine Amts- 
obliegenheiten waren nur zum Teil in der Kirchenordnung 
festgelegt. Im übrigen hatte er als höchster Geistlicher des 
Landes überall da einzutreten, wo das Bedürfnis ein Ein- 
greifen einer geistlichen Aufsichtsbehörde erforderlich machte. 
Elisabeth hielt ihn in ihrer Nähe. Er beriet sie in allen 
geistlichen Angelegenheiten. Kraft eigenen Rechtes standen 
ihm indesssen kirchenregimentliche Funktionen nur in sehr 
geringem Masse zu. 

Nach der Kirchenordnung sollte er die künftig zur An- 
stellung kommenden Geistlichen prüfen und konfirmieren. Letz- 
teres war wohl als eine Art Ordination gedacht!). Ausserdem 


!) Literatur: Uhlhorn, Kirchengeschichte 63 ff.; Grupen, 
Disceptationes 570 ff.; v. Heinemann II, 314f.; Schlegel, Kirchen- 
geschichte II, 143 ff.; Havemann II, 496 f:. 

?) Nur auszugsweise abgedruckt bei Richter, Ev. Kirchenordnungen 
I, 362. — Ueber die einzelnen Ausgaben: Kayser, Reformations- 
visitationen 250 Anm. 504. 

®) Anscheinend abweichend Kayser, Reformationsvisitationen 7 
Anm. 5, wo angegeben wird, er sei zum Superintendenten mit dem Sitze 
Pattensen berufen. Wie der Text: Uhlhorn, Corvinus 7; Schlegel, 
Kirchengeschichte II, 150, 154. 

*) Kirchenordnung der Elisabeth von 1542 in Teil III: „Vercelerung 
und Frleuterung“: Nach der Examinierung durch den Superintendenten 
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sollte er über Wandel und Lehre der im Amte befindlichen 
Geistlichen ein Aufsehen haben. Indes fehlte viel, dass diese 
Aufsicht zu einer rechtlich wirksamen Befugnis ausgestaltet 
wäre. Visitationen waren nicht vorgesehen, auch sonst nirgends 
eine Möglichkeit rechtlicher Kontrolle gegeben. Wurde trotz- 
dem etwas bekannt, so fehlten dem Superintendenten rechtlich 
die Mittel, für Abhilfe zu sorgen. Das Recht geistlicher Ver- 


„soll er durch uns ... präsentiert und durch den Superintendenten kon- 
firmiert werden. Doch dass alles mit sonderlicher Reverenz in Gottesfurcht 
zur Besserung mit anhangendem Gebete und Auflegung der Hände in der 
Gemeinde geschehe....“ Diese Sätze abgedruckt bei Richter, Ev. Kirchen- 
ordnungen I, 362. — Die Handauflegung scheint mir auf eine Ordination 
hinzudeuten. Vgl. auch das Schreiben des „Superintendens und verord- 
neten Visitatoris Herzogen Erichs Fürstentums“ vom Sonnabend nach Miseri- 
cordias Domini (14. April) 1543 — abgedruckt bei Schlegel, Kirchenge- 
schichte II, 604, Beilage XI. — Danach wird dem Rat zu Hannover auf- 
gegeben, den Johannes Rühden, „so von Uns examiniert auch folgends von 
mir, Corvino, öffentlich zu einem Priester konfirmiert worden, nicht an 
der Annahme der Pfarre Hainholz zu verhindern“. Die nach obigen 
Worten der Kirchenordnung nicht fernliegende Annahme, dass bei der 
Konfirmation an eine feierliche Einführung mit Handauflegung zu denken 
sei, wird durch den Wortlaut dieses Schreibens ausgeschlossen. Vgl, 
Edgar Hennecke, Zur Gestaltung der Ordination. Forschungen zur 
Geschichte Niedersachsens I, 1. Hannover und Leipzig 1906. 21f. — 
Schlegel, Kirchengeschichte II, 148 knüpft daran die Bemerkung, dass 
man noch „von den landesherrlichen Episcopalrechten keine deutlichen 
Begriffe“ gehabt habe. Das mag vielleicht im Hinblick auf die theo- 
retische Klarheit zutreffen. Praktisch verlangte die Landesherrschaft 
bereits ein volles Kirchenregiment. Geradezu unrichtig ist die weitere 
Folgerung Schlegels, man habe dem Superintendenten „die eigent- 
lichen bischöflichen Rechte zugeeignet“; denn Schlegel spricht hier von 
dem Verhältnis des Superintendenten zum Landesherrn und meint offenbar 
nach dem Wortlaut annehmen zu sollen, dass die Landesherrschaft die 
Geistlichen dem Superintendenten nach Analogie des patronatlichen Vor- 
schlagsrechts „präsentiert“ habe. Ein solches rechtliches Verhältnis ist 
aber nach der ganzen damaligen Auffassung vom (Staats- und) Kirchen- 
dienst fast undenkbar und auch deshalb hier um so weniger anzunehmen, 
weil auch sonst in den Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts von der 
Präsentation an den Superintendenten im Sinne einer Zusendung an ihn 
zur Examinierung, Einführung oder dgl. gesprochen wird. Vgl. z. B, 
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mahnung scheint ihm zugedacht gewesen zu sein, aber das 
allein konnte nicht ausreichen. — Dass Corvin während der 
vormundschaftlichen Regierung, und auch noch einige Jahre 
nachher, tatsächlich unumschränkter Herr in der Calenberger 
Kirche war, ändert an dieser Rechtslage natürlich nichts. 


III. Corvin war Landessuperintendent. Neben ihm!) war 
noch für jeden Landesteil ein besonderer Superintendent vor- 
gesehen: einer für Üalenberg, angeblich in Wunstorf, einer 
für Göttingen in Münden ?). Inwieweit sich ihr Amt von dem 
des Landessuperintendenten unterscheiden sollte, erhellt nicht. 
Ihre Stellung im einzelnen ist noch nicht hinreichend aufge- 
klärt, vielleicht war sie überhaupt damals noch nicht im ein- 
zelnen festgelegt. 

Ausserdem führte noch der Hofprediger?) der Elisabeth in 
Münden den Titel eines Superintendenten. Es scheint sich 


Calenberger Kirchenordnung von 1569 s. t.: „Von der Election und 
Examine der Kirchendiener* i. f. (CCC p I capINr. I, 233), wo es 
heisst, dass der neue Pfarrer nach geschehener Treuverpflichtung gegen- 
über dem Landesherrn und nach der Anweisung auf eine bestimmte 
Pfarre den „Spezialsuperintendenten und Amtleuten präsentiert, auch 
commendiert und installiert werden soll“. Dass an dieser Stelle nicht 
von der Präsentation im eigentlichen Sinne die Rede ist, liegt auf der 
Hand. — Das Gleiche hat aber für die Kirchenordnung der Elisabeth zu 
gelten. Auch nach deren Inhalt kann nur eine unbedingte Abhängig- 
keit des Superintendenten von der Landesherrschaft festgestellt werden. 
Er übte seine Regimentsbefugnisse ausschliesslich nomine et mandato 
Illustrissimi. Siehe auch Jarck 191. — Dass seine Stellung im übrigen 
gegenüber der Kirche de facto der eines Bischofs ähnlich war, ergibt 
sich aus der Sachlage. 

') Von den Stadtsuperintendenten ist hier überall nicht die 
Rede. 

?) A. M. Schlegel, Kirchengeschichte II, 150, der nur von einem 
Superintendenten spricht, welcher angeblich für das ganze Land vorge- 
sehen war. — In der Kirchenordnung ist nur abstrakt von dem Amt des 
Superintendenten die Rede. 

®) 1541—1556 Martin Leister oder List, auch Listrius. (Kayser, 
Reformationsvisitationen 273 Anm. 531). 


en 
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indessen nur um einen Titel ohne rechtlichen Inhalt zu handeln, 
wenn nicht etwa überhaupt das Amt dieses Hofpredigers als 
mit der Mündener Superintendentur vereinigt gedacht sein 
sollte 2). 

IV. Konsistorien waren nicht angeordnet. Nur in Münden 
bestand die Vorschrift?), dass der Superintendent zu den Sitz- 
ungen der dortigen Regierung zuzuziehen sei, so dass hier von 
einem consistorium non formatum gesprochen werden kann. 
Auch wurde bestimmt, dass die geistlichen und Ehesachen ) 
nach Münden auf die Kanzlei*) gebracht werden sollten’). 
In Calenberg sollten nach einem Synodalbeschluss von 1544 


!) Spittler, Geschichte I, 348 (Sämtl. Werke VI, 244) spricht 
freilich von einem Superintendenten neben dem Hofprediger. Näheres 
gibt er nicht an. 

?) Ober- und Hofgerichtsordnung in unserer Leibzucht Münden und 
unseres geliebten Sohnes Fürstentümer und Landen zwischen Deister 
und Leine und ÖOberwald, darin Göttingen gelegen. Montags nach 
Misericordias Domini (9. April) im Jahre 1544. Abschnitt: „Was vor 
Sachen an beiden Hofgerichten angenommen werden sollen“. Absatz 2. 
Abgedruckt bei Grupen, Disceptationes 614 ff. Dazu Spittler, Ge- 
schichte I, 246 f. (Sämtl. Werke VI, 169.) 

®) Da die Lande Calenberg und Göttingen in jeder Hinsicht ver- 
waltungsrechtlich getrennt waren, scheint die Absicht der Hofgerichts- 
ordnung ausschliesslich dahin zu gehen, nur die geistlichen und Ehesachen 


aus dem Lande Göttingen der Mündener Kanzlei zuzuweisen. — Anders: 
v. Heinemann II, 315. — Demnach wäre dann allerdings für die Calen- 


berger geistlichen Angelegenheiten keine Vorsorge getroffen gewesen. 
Der unten im Text angeführte Beschluss der Calenberger Synode von 
1544 scheint das indessen zu bestätigen. 

4) Da das Hofgericht auf der Kanzlei tagen sollte, bleibt es bei 
obiger Fassung zweifelhaft, ob mit der Kanzlei der Ort des Gerichts 
oder das Gericht selbst gemeint ist. Der Zweifel ist jedoch müssig, 
wenn man Hofgericht und Kanzlei zu Münden als eine Behörde ansieht. 
v. Heinemanns Angabe (II, 315), die geistlichen und Ehesachen hätten 
vor die fürstliche „Kammer“ za Münden gehört, entspricht nicht der 
Vorschrift der Hofgerichtsordnung. 

5) Hofgerichtsordnung der Elisabeth von 1544 s. t.: „Was vor Sachen 
an beiden Hofgerichten angenommen werden sollen“. (Grupen, Dis- 
ceptationes 614). 
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die Ehesachen vom Vogt zu Calenberg gemeinsam mit dem Super- 
intendenten zu Calenberg entschieden werden. Es steht zu dieser 
Anordnung jedoch ein Beschluss des folgenden Jahres in Wider- 
spruch, der die Ehesachen den Räten zwischen Deister und Leine 
vorbehält, ohne des Superintendenten Erwähnung zu tun. 

V, Für Calenberg wie für Göttingen ward eine zweimal 
im Jahre zusammentretende Synode vorgesehen, zu welcher 
alle Geistlichen des Landesteils zu erscheinen hatten. Sie 
berieten über kirchliche Angelegenheiten. Einzelne Synodal- 
beschlüsse sind uns erhalten. Ueber die Zuständigkeit dieser 
Versammlungen lässt sich jedoch nichts mehr feststellen; 
wahrscheinlich war sie überhaupt nicht festgelegt. 

VI. Alles übrige blieb zunächst wie in katholischer Zeit 
den weltlichen Behörden überlassen. (selegentlich wurde das 
besonders hervorgehoben‘), Im übrigen verstand es sich von 
selbst, dass die herzoglichen Gerichte über die Streitigkeiten 
der Untertanen entschieden, und dass insbesondere der Amt- 
mann kraft der ihm zukommenden Landespolizei für Ruhe und 
Ordnung in seinem Amte sorgte, ohne dabei die Grenzen 
zwischen Kirchlichem und Staatlichem beobachten zu müssen?). 

VII. Ueber das Recht der Anstellung von Geistlichen 
scheint — abgesehen von dem (fesagten — nirgends eine be- 
sondere Bestimmung getroffen zu sein. Die landesherrlichen 


!) Nach der Instruktion an die Calenberger Visitatoren d. d. Münden 
altera post Omnium Sanctorum (2. November) 1542 sollen über die Pfarr- 
güter zwei Register aufgenommen werden, von denen eins die (Amts-) 
Obrigkeit bekommen, das andere bei der Pfarre bleiben sollte. Für den 
Superintendenten oder sonstige geistliche Aufsichtsorgane ist nicht einmal 
eine Abschrift vorgesehen. — Die Instruktion abgedruckt bei Kayser, 
Reformationsvisitationen 251. — Dort heisst es ferner: „... und damit ja 
nichts hierin versäumt werde, so soll in allen Gerichten allen Amtleuten 
von unseretwegen in ihre Eide befohlen werden, ... über den Pfarr- 
gütern (zu) halten. und nicht zu gestatten, dass etwas davon entfremdet 
oder gerissen werde“. 

?) Vgl. auch: „Abschied dem Gericht Lauenstein, gegeben am Frei- 
tag nach Cantate (27. April) 1543* (Kayser, Reformationsvisationen 361) 
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Patronatsstellen wurden direkt vom Landesherrn oder von 
den in seinem Namen handelnden weltlichen Räten vergeben }). 
Bezüglich der übrigen Pfarren, soweit sie nicht Patronats- 
pfarren waren, scheint Elisabeth als Landesherrschaft das Be- 
setzungsrecht als selbstverständlich für sich in Anspruch ge- 
nommen zu haben. 

VIII. Das freie Kollationsrecht der Patrone, wie es allen 
Grundsätzen kanonistischer Lehre zuwider aus katholischer 
Zeit überkommen war, wurde in ein Präsentationsrecht, jetzt 
allerdings gegenüber der Landesherrschaft zurückverwandelt?). 
Der Grund dafür lag in einer Aenderung der rechtlichen Ge- 
sichtspunkte. Wie die landesherrliche Gewalt ihrer Vorgänger 
sich aus einem Konglomerat verschiedener landesherrlicher 
Rechte zu einer einheitlichen Staatsgewalt konsolidierte, so 
wandelte sich das landesherrliche Kirchenregiment ihrer Vor- 
gänger aus einer Summe von Rechten an den einzelnen Kirchen 
des Landes in eine Kirchengewalt an der einheitlichen Landes- 
kirche um. Zu ihr aber gehörten auch die Patronatskirchen, 
und auch ihnen gegenüber wurde jetzt ein oberstes Aufsichts- 
recht geltend gemacht. 

Aehnliches wurde für das Pfarr- und Kirchengut be- 
stimmt. Den adligen Lehnsherren blieben zwar ihre Rechte 
daran; aber es wurde eine gewisse landesherrliche Aufsicht 


„Des gleichen soll ... dem Drosten befohlen sein, ein fleissig Aufsehens 
auf die Pastores zu haben .. .“ 

') Immer vorbehaltlich der Konfirmation durch den Superinten- 
denten. 

2) Calenberger Kirchenordnung von 1542 s. t.: „Von den Prädi- 
kanten“ (Richter, EwKirchenordnungen II, 57): „Auf den Dörfern sollen 
die Lehnherrn den Kirchherrn dem Superattendenten präsentieren“, — 
Vgl. auch Instruktion an die Visitatoren von 1542 sub 7: „Eine Erklärung 
dieses Artikels“ (Kayser, Reformationsvisitationen 252): „Es sollen auch 
die vom Adel und Bürger schuldig sein mit solchen (d. h. „so vom Adel 
und Bürgern zu Lehen gehen“) Pfarrherrn und Beneficiis also zu ge- 
bahren, dass fromme Leute zum Predigen oder Studieren tüchtig, die 
in alle Wege unserer Ordnung sich gemäss halten, damit belehnt und 
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darüber in so fern in Anspruch genommen, als ein Verzeichnis 
der geistlichen Güter und Gefälle zu den obenerwähnten Re- 
gistern eingereicht werden sollte!). Doch konnte diese Be- 
stimmung jene Lehnsherren nicht beschweren, die zugleich 
@erichtsherren waren, da die Register bei der Amtsobrigkeit 
seführt werden sollten. 

IX. Man sieht, das weltliche Regiment regierte in der 
Kirche. Hier der — für damalige Zeiten — wohlorganisierte 
Beamtenapparat: Hofgericht und Kanzlei in der Zentralinstanz, 
Amtleute und Gerichtsherren „in der Provinz“; dort für jeden 
Landesteil ein Superintendent. Hier die Aufsicht über alle 
Angelegenheiten, das Recht der Abhilfe auf administrativem, 
das Recht der Entscheidung auf gerichtlichem Wege; dort die 
Nebenaufsicht über einzelne Zweige des kirchlichen Lebens, 
aber, von einer Ausnahme abgesehen, keinerlei Recht zu 
praktischem Eingreifen. 

Das war der Zustand, wie ihn die Gesetze vorschrieben, 
wie er hätte sein sollen. Die tatsächlichen Verhältnisse zogen 
die Grenzen anders; aber nur noch mehr zum Vorteil der 
weltlichen Gewalt. 

X. Unter der Regierung Erichs II., des Jüngeren, sind neue 
gesetzliche Anordnungen auf kirchlichem Gebiet nicht ergangen. 


durch unseren Superintendenten ordiniert werden“. Ördinieren hier wie 
in der Sprache der Calenberger Reformatoren überall nicht im technischen 
Sinne, sondern in der Bedeutung der Uebertragung einer Pfarre durch 
die Obrigkeit mit allem, was dazu gehört. Vgl. Abschied dem Rat der 
Stadt Uslar gegeben d. d. altera post conversionis Pauli (26. Januar) 1543. 
(Kayser, l.c. 276): „Erstlich das jus collationis zu Uslar, so die Jung- 
frauen zu Bernikhausen haben, lässt man ihnen bleiben, doch mit 
(dem) Gedinge, dass sie keinen darauf setzen und belehnen, er sei 
denn unser g. F. und Frauen und folgends dem jungen Herrn träglich 
und durch den Superintendenten dieses Fürstentums genugsam exami- 
niert“. ... Ebenso Abschied zu Pattensen, dem Rat daselbst gegeben 
d. d. Sonntag Misericordias (8. April) 1543 (Kayser ]. c. 322) bezüglich 
der Lehne derer von Rheden. 
!) Vgl. oben 8. 92 Anm. 1. 
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Die kirchliche Praxis. 


I. Das wenige Neue, was Elisabeth auf dem Gebiete 
kirchlicher Verfassung anordnete, kam entweder überhaupt 
nicht zu Stande, oder es ging unter den traurigen kirchlichen 
Verhältnissen während der Regierung ihres Sohnes allmählich 
wieder ein. Die Organisation verfiel, ehe sie noch recht hatte 
ins Leben treten können. 


II. Der Landessuperintendent Corvin, in dessen Händen 
das landesherrliche Kirchenregiment zunächst nur tatsächlich 
ruhte, wurde gefangen gesetzt (1549); nach seiner Freilassung 
starb er bald (1553) °?). In dem Pastor Stein (Stenius) zu 
Münden erhielt er zwar einen Nachfolger als Landessuper- 
intendent °), aber ob dieser bei den anarchischen Zuständen 
im Lande überhaupt Aufsichtsbefugnisse wahrgenommen hat, 
ist zweifelhaft®). Nach drei Jahren schon starb er. Sein Nach- 
folger war Katholik und verzog nach Regensburg°). Damit 


!) Literatur: Uhlhorn, Corvinus; derselbe, Kirchengeschichte 
63 f.; v. Heinemann II, 321£.; Schlegel, Kirchengeschichte II, 
169 f.; II, 247 ff.; einzelnes auch bei Jarck, Zur Kirchengeschichte 
des Amtes Lauenstein 176 fi. Im übrigen sind als Material verwertet 
die Protokolle etc. der Reformationsvisitation in Calenberg aus den 
Jahren 1542—1543, abgedruckt bei Kayser, Reformationsvisitationen 
241 ff. und die Protokolle der Generalvisitation in Calenberg von 1588, 
abgedruckt bei Kayser, Generalvisitation I, 93 ff.; II, 22 ff. — Die 
ersteren in so fern, als in ihnen auch die für die Zukunft getroffenen Mass- 
nahmen enthalten sind; die letzteren in so fern, als sie über die vorge- 
fundenen Verhältnisse berichten. — Auszüge aus den Protokollen bei 
Schlegel, Kirchengeschichte II, 151 ff.; 306 ff. 

?) Uhlhorn, Kirchengeschichte 64; Corvin 16; Schlegel, Kir- 
chengeschichte II, 173 ff.; Kayser, Reformationsvisitationen 7 Anm. 5. 

®) Kayser, Reformationsvisitationen 320 Anm. 628; Schlegel, 
Kirchengeschichte II, 176£.; Uhlhorn, Kirchengeschichte 64f.; Jarck 179. 

4) Nach Schlegel, Kirchengeschichte II, 176 hätte er allerdings. 
eine Synode in Hannover gehalten. 

5) Kayser, Reformationsvisitationen 320 Anm. 628. 
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scheint die Stelle eingegangen zu sein. Die daneben für die 
Calenberger Landeshälfte vorgesehene Superintendentur war 
mit der Primariatpfarre zu Pattensen vereinigt. Wir hören 
nur von Einem Superintendenten: Walter Höker!), dessen 
Nachfolger ein reisiger Knecht Erichs II. wurde?). Nach 
einer Angabe bei Kayser?) soll ferner 1564 der Pfarrer zu 
Gronau, M. Johann Uden, zum Superintendenten der Aemter 
Gronau, Poppenburg und Lauenstein ernannt worden sein, und 
zwar von den Öalenberger Ständen. Aber ebensowenig wie 
diese selbst dürfte er kirchenregimentliche Befugnisse gehabt 
haben‘). Die Mündener Superintendentur blieb anscheinend 
unbesetzt®). Von dem hier residierenden Hofprediger der 
Elisabeth war bereits die Rede ®). 

Von der Tätigkeit dieser Superintendenten hören wir nur, 
dass sie Ordinationen von Pfarrern vorgenommen haben’). In- 
dessen darin war eine Betätigung kirchenregimentlicher Befug- 
nisse nicht zu sehen. Auch ÖOrdinationen seitens auswärtiger 
Superintendenten, ja solche „in papatu“, wurden als gültig 
anerkannt. Insbesondere die Superintendenten in den grossen 
Städten des Landes nahmen die Ordinationen der Landpfarrer, 
über die ihnen doch keinerlei obrigkeitliche Befugnisse zu- 


) Kayser l.c. 320 Anm. 627 gibt an, Höker sei erst 1554 Super- 
intendent geworden. Damit steht in Widerspruch die Tatsache, dass er 
schon die Calenberger Synodalbeschlüsse von 1545 als „Superintendent 
und Pfarrer zu Pattensen“ unterzeichnet hat (Redeckers Chronik in 
Hann. Geschichtsblätter XI, Hannover 1908), 48. 

?) Kayser l.c, 321 Anm. 629. Vgl. oben $. 65 Anm. 2. 

®) Reformationsvisitationen 336 Anm. 666. 

#) Ordinationen, die er vorgenommen hat, werden zwar in den Pro- 
tokollen häufig erwähnt. Darüber siehe jedoch die folgenden Aus- 
führungen des Textes. 

>) Siehe oben 8. 91 Ann. 1. 

°) Oben S. 91 und dort Ann... 

”) Eine Anzahl auswärtiger Ordinationen zusammengestellt im Re- 
gister ZÜNKG VIII (1904), 279 s. v. Ordination. Siehe auch Hennecke, 
Ordination 22 und Schlegel, Kirchengeschichte II, 248. 
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kamen, sehr häufig vor, und zwar auch zu einer Zeit, als in 
den Superintendenten der einzelnen Landesteile geeignete In- 
stanzen des Kirchenregiments vorhanden waren. 

Ein landesherrliches Kirchenregiment wurde also mit 
Hilfe der Superintendenturverfassung nicht geführt. 

III. Ob das consistorium non formatum in Münden jemals 
in Tätigkeit getreten ist, liegt noch im Dunkeln ?); sind doch 
die Besetzungsverhältnisse der Mündener Superintendentur 
überhaupt noch im Unklaren?)?). 

IV. Die vorgesehenen regelmässigen Synoden fanden 
gleichfalls nur in der ersten Zeit und nur aus besonderem 
Anlass statt. Die wichtigsten von ihnen waren: 1544 eine 
Synode zu Pattensen für den Calenberger Landesteil und 
1545 eine Synode zu Münden für das Fürstentum Göt- 


) Spittler, Geschichte I, 347 f. (sämtl. Werke VI, 244) scheint 
anzunehmen, der Superintendent habe seine Funktionen bei der Mündener 
Kanzlei tatsächlich ausgeübt. 

?) Die spätere Generalsuperintendentur zu Münden wurde erst 1588 
vom Herzog Julius von Wolfenbüttel eingerichtet (Schlegel, Kirchen- 
recht II, 208; Kirchengeschichte II, 326). 

>) In dem „Abschied dem Rad zu Dassel gegeben“ d.d. Montag 
nach Marci (30. April) 1543 (Kayser, Reformationsvisitationen 346) heisst 
es von Stipendien für theologische Studien: „Es soll aber hinfort keiner 
damit belehnt werden, er sei denn durch den Superintendenten vorhin 
examinieret. ...* Diese Stelle bezieht Kayser l. c. Anm. 701 auf einen 
Superintendenten in Markoldendorf, von dessen Bestallung meines Wissens 
nirgends die Rede ist. Eine solche Superintendentur hat es damals noch 
nicht gegeben. Es mag sein, dass der Pastor zu Dassel 1552 vom Rate 
berufen, von Herzog Erieh II. belehnt und von Tilemann Huxermann, 
Archidiakon zu Markoldendorf, in der Kirche zu Dassel ordiniert und 
introduziert wurde. (Kayser, Generalvisitation I, 186 f) Huxermann 
war aber niemals evangelischer Superintendent; vielleicht, dass er nach 
seinem Rücktritt zum Katholizismus (siehe Kayser, Reformationsvisita- 
tionen 347 Anm. 702) den Titel Archidiakon angenommen hat, zumal ge- 
rade in dieser Zeit die Bestrebungen Herzog Erichs II., das Land Calen- 
berg zur katholischen Lehre oder doch zur Anerkennung des Interims 
zu bringen, ihren Höhepunkt erreichten (Gefangenschaft Corvins), vgl. 
Uhlhorn, Corvin 18. 
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tingen!). Beide haben sich auch mit Fragen der Kirchenorga- 
nisation befasst. Ausserdem wird noch von 3 Synoden aus 
dieser Zeit berichtet: Zwei fanden (1547), 1549) °) in der Residenz 
der Elisabeth zu Münden unter Oorvins Vorsitz statt. Gegen- 
stand ihrer Beratung scheinen nur dogmatische Fragen gewesen 
zu sein. Eine dritte Synode soll etwa 1555 unter Vorsitz des 
Landessuperintendenten Stein zu Hannover getagt haben‘). 
Von deren Verhandlungen ist nichts Näheres bekannt 5). 

V. Nach der Absicht der Elisabeth hätten sich im übrigen 
die weltlichen Regierungsbehörden der kirchlichen Dinge an- 
nehmen sollen. Dass sich indessen die Räte des katholischen 
Erich dieser Aufgabe nicht unterzogen, ergibt sich aus der 
Sachlage von selbst. Nur soweit die eigentlichen Interessen 
des Landesherrn in Frage kamen, griffen sie ein. Und so 
war denn die einzige kirchliche Angelegenheit, mit der sie 
sich des öfteren, meist allerdings in recht unliebsamer Weise, 
befassten, die Pfarrbesetzung. Sie gingen dabei wie der 
Landesherr selbst fast ausschliesslich von finanziellen Gesichts- 
punkten aus. Gelegentlich versuchten sie sogar, den Gemeinden 
katholische Geistliche aufzudrängen.-. Und so verdient denn 
ihre Tätigkeit von allem, was bisher genannt wurde, am 
wenigsten den Namen eines landesherrlichen Kirchenregiments, 
denn ihr fehlte jene Triebfeder, welche allein, zwar nicht 


) Uhlhorn, Kirchengeschichte 638 Anm.; Schlegel, Kirchen- 
geschichte II, 170; auch Hann. Geschichtsblätter XI (1908) 48. 

?) Nach Uhlhorn, Corvin 12 fand diese Synode im Hinblick auf 
den bevorstehenden Uebertritt des Herzogs Erich II. zur katholischen 
Lehre statt und hatte den Zweck, die Beibehaltung der lutherischen 
Lehre für diesen Fall zu sichern. 

®) Sie verwarf das Interim und bot den unmittelbaren Anlass zur 
Gefangensetzung Corvins. Uhlhorn, Corvin 13; Kirchengeschichte 64. 

4) Vgl. oben $S. 95 Anm. 4. 

°) Uhlhorn, Kirchengeschichte 90 spricht davon, dass zur Auf- 
rechterhaltung der lutherischen Lehre die Calenberger Geistlichen einen 
Bund geschlossen hätten. Wo und unter welchen Umständen das ge- 
schehen, konnte ich nicht feststellen. 
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rechtlich, aber doch tatsächlich, den Inhalt jeder Kirchen- 
gewalt ausmacht: das Streben, das Beste der Kirche zu 
fördern. 

VI. Mangels jeglicher Zentralisation bieten die kirchlichen 
Verhältnisse Oalenbergs demnach in jener Zeit das Beispiel 
einer Kirchenverfassung, wie sie von einzelnen Schriftstellern 
als das Ideal evangelischer Kirchenverfassung und die beste 
Verkörperung reformatorischer Ideen hingestellt wird: eine 
Summe von selbständigen Einzelgemeinden, unbeengt durch die 
Eingriffe eines Kirchenregiments, ohne die Fesseln kirchlicher 
Gesetze, allein beherrscht von den Prinzipien des Evange- 
liums. 

Die Praxis hat dieses Ideal freilich in ein Bild beispiel- 
loser Verwahrlosung verwandelt. 

VI. Die Geistlichen waren praktisch gänzlich unbeaufsich- 
tigt‘). Um ihre Lehre kümmerte sich niemand, der ihnen hätte 
dreinreden können: Der Landesherr nicht, weil er katholisch 
war, und weil er seinen Ständen gegenüber nicht wagen durfte, 
einen evangelischen Geistlichen anzutasten; seine Räte nicht, 
weil sie kein Interesse daran nahmen — die Räte des katholi- 
schen Herzogs waren keine eifrigen Lutheraner —, und weil 
die Stände auch ihnen gegenüber misstrauisch und eifersüchtig 
waren. Geistliche Aufsicht war nicht vorhanden. Blieb der 


') Visitationen fanden nicht statt. Nach einer bei Schlegel, 
Kirchengeschichte II, 177 mitgeteilten Aktennotiz (ohne nähere Quel- 
lenangabe) seien sie unterblieben „der ungleichen Religion halber, 
welche bei den Untertanen vorgefunden worden“, Derselbe, Kirchenge- 
schichte II, 248 berichtet ferner ohne nähere Quellenangabe davon, dass 
die Prediger in jener Zeit „zuweilen“ vom Herzog oder dessen Land- 
drosten und Räten nach Münden berufen seien, „um ihnen aufzugeben, 
was sie tun oder lassen sollten“. Öhne nähere Kenntnis der Quelle, 
aus der Schlegel diese Angabe entnahm, ist es nicht möglich, ihre 
Richtigkeit nachzuprüfen. Jedenfalls ist sie so, wie sie wiedergegeben 
ist, sehr unwahrscheinlich. Nirgends in den späteren Visitationsproto- 
kollen, in denen doch sonst auch über Früheres eingehend berichtet wird, 
findet sich auch nur eine Andeutung über diese Zusammenkünfte. 


100 E. Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. 


Amtmann und die Gemeinde, eventuell der Patron. Dieser 
letztere handelte ganz nach Willkür: Geistliche, die ihm nicht 
passten, setzte er ab'), soweit er nicht der Oeffentlichkeit 
gegenüber allzu krassen Rechtsbruch scheute. Die Gemeinden 
liessen die Dinge laufen, wie sie wollten. Die einmalige Visi- 
tation Corvins hatte in ihnen natürlich eine feste evangelische 
Ueberzeugung nicht wecken können. Alles kam auf die Geist- 
lichen an. Gewiss gab es auch manche pflichteifrige, treue 
Anhänger des Evangeliums unter ihnen. Aber ebenso häufig 
finden wir Pastoren, die evangelischen Geist in ihren Ge- 
meinden nicht einzuführen verstanden oder auch nicht ein- 
führen wollten. Da fehlte dann den Gemeinden dasselbe wie 
ihren Geistlichen; und von ihnen war deshalb um so weniger 
etwas zu erwarten, als wegen der Kürze der Zeit Stellen- 
wechsel kaum in Betracht kam. Wir hören von Gemeinden, 
die ihren Pfarrer nicht dulden wollten; aber wohl immer 
waren es weltliche Händel, die zum Streit führten, und das 
Geistliche wurde nur in mehr oder minder durchsichtiger 
Weise vorgeschoben. 

Schliesslich blieb alles den Amtleuten überlassen. Sie 
hatten die Macht und kraft Gewohnheit auch das Recht, über 
die Geistlichen ihres Amts zu richten. Aber an Lehre und 
Wandel haben sie sich nur wenig gekehrt. Bloss bei Rechts- 
verletzungen grober Art, insbesondere bei gemeinen Ver- 
brechen, sind sie eingeschritten und haben dann den Geist- 
lichen ebenso behandelt wie ihre anderen Amtsuntertanen auch. 

So war es denn um die Lehre schlecht bestellt. Der 
Herzog schützte die katholischen Geistlichen gegen die evan- 
gelischen Stände, und diese die evangelischen Geistlichen gegen 
den katholischen Herzog. Gegen Ende der vierziger Jahre 


') Im Protokoll über die Visitation der Pfarre Marienau im Amt 
Lauenstein heisst es 1588 (Kayser, Generalvisitation I, 223; Jarck 204): 
„Pfarrherr ... hatte unter denen von Öberg eine Pfarre zu Steder- 
dorf ... Weil unter den Junkern Uneinigkeit vorgefallen, ist er von 
dem alten Hilmar von Oberg entsetzt“. 
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hatte der letztere das Uebergewicht; da wurden die Evangeli- 
schen hart bedrängt. Später setzten sich die Stände durch; 
da hatten die Katholiken böse Tage. Und wollten die Geist- 
lichen nicht die Kosten dieses Gegensatzes zahlen, so mussten 
sie schon den Mantel nach dem Winde drehen!). Viele von 
ihnen haben es getan und mit einem robusten Gewissen alle 
Wandlungen überstanden. Viele haben von ihrer inneren Ueber- 
zeugung nicht gelassen, aber mancher von ihnen ist darob von 
Haus und Hof gekommen. Am besten ging es noch denen, 
die überhaupt keine Ueberzeugung hatten; die selbst nicht 
wussten, ob sie evangelisch oder katholisch waren ?). 

VIII. Die Kirchenzucht lag in den Händen der Pastoren?), 
aber sie allein vermochten nichts. Den Amtleuten blieb es 
überlassen, entweder selbst das kirchliche Leben zu über- 
wachen — denn geistliche Vergehen, wie das Fehlen im Gottes- 
dienst, waren zugleich weltliche Delikte — oder doch den An- 
zeigen und Klagen der Geistlichen Folge zu geben, wo sie es 
zweckmässig fanden®). Von einer Beteiligung der Alterleute 
an der Kirchenzucht ist nirgends die Rede, 


) „Danach der Wind ging, bewegten sich die Bäume“, sagt Uhl- 
horn, Corvin 18. 

2) „Er Johann Gemete“ (Pfarrer zu Gelliehausen; Kayser, Ge- 
neralvisitation I, 163) „meine, es sei kein Unterschied zwischen der 
katholischen und evangelischen Lehre“ (l. c. I, 137). Und das im Re- 
formationsjahrhundert! — Ueber den Pfarrer zu Weende, der diese Mit- 
teilung über seinen Amtsbruder machte, heisst es freilich bei einer 
anderen Angelegenheit im protocollum relationis dieser Visitation: „Pa- 
stor mentitus“ (l. c. I, 96). — Ein erbauliches Bild! 

3) Nur auf eine in Ausübung dieser Kirchenzucht geschehene Ex- 
kommunikation durch den Pfarrer kann es Bezug haben, wenn es in 
dem Protokoll über die Pfarre Oldendorf im Amt Lauenstein 1588 
heisst: „Oeffentliche Sünder sollen nur mit des Superintendenten oder Con- 
sistorii Rat exkommuniziert werden“ (Kayser. c. 1, 223f.; Jarck 205). 

*#) Im Visitationsprotokoll der Pfarre Hemmendorf im Amt Lauen- 
stein heisst es 1588: „Pfarrer hat einen Injurianten Hermann Bennecke, 
einen Kriegsmann, vor dem Amtmann verklagt, sei noch nicht ver- 
tragen“ (Kayser, Generalvisitation I, 219; Jarck 199). — Wieviel 
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IX. Die Besetzung der Pfarren hatte Elisabeth und auch 
wohl schon ihre katholischen Vorgänger als ein landesherrliches 
Recht für sich in Anspruch genommen. Sie hatte zwar dem Super- 
intendenten die „Konfirmation“ (richtiger Ordination) vorbe- 
halten; aber Superintendenten gab es nicht. Erich II. bean- 
spruchte ursprünglich ein Gleiches für sich. Da er aber 
durch den Widerstand der Stände immer mehr von der 
Kirchenregierung verdrängt wurde, gewannen die von ihm 
in Anspruch genommenen Besetzungsrechte, teilweise natürlich 
historisch berechtigt, allmählich den Charakter des Patronats }). 
Man billigte ihm einen solchen Patronat überall da zu, wo 
sich ein Präzedenzfall landesherrlicher Besetzung nachweisen 
liess?2), ohne den einzelnen Fall näher zu prüfen. (elegent- 


Wasser hatte nicht der Klerus in seinen Wein giessen müssen, seit das 
zweite Laterankonzil die ganze Christenheit hatte erzittern lassen vor 
jenem gewaltigen Bannfluch, der da begann mit den Worten: „Si quis 
suadente diabolo ... in clericum violentas manus injecerit ...*! — 
„Ist vertragen worden vor den Herren Visitatoren“, heisst es jetzt. 

!) Aber auch jetzt nicht etwa wegen eines besonderen kanonischen 
Grundes. Das elastische landesherrliche Besetzungsrecht an allen freien 
Kirchen des Landes erstarrte zu einem Recht an einzelnen Kirchen. 
Der Grund des Besetzungsrechts war fortan nicht mehr die Landesherr- 
lichkeit, sondern Herkommen. Man kannte aber durch Herkommen er- 
worbene Besetzungsrechte nur als Patronate und unterstellte sie daher 
auch im übrigen den hierfür geltenden Vorschriften. 

?) Ein Beispiel bietet (anscheinend) das Archidiakonat Wallensen 
im Amt Lauenstein im Grossen Stift. Es war mit einer Hildesheimer 
Dombherrnstelle verbunden (Jarck 167). Die Seelsorge versah ein 
Mercenar. In dem Visitationsprotokoll von 1588 heisst es nun: „Vor 
Zeiten ist der Archidiaconus zu Hildesheim Lehnsherr gewesen. Herzo- 
gin Elisabeth aber hat Er. Heinrich Olthoff belehnt, darnach habs 
Herrn Hinrichen Tilen der Archidiakon verliehen (also offenbar in der 
Zeit der katholischen Reaktion unter Erich II.), diesem hats Herr Hen- 
ning Albrecht abgekauft. Der Stadtschreiber zu Hameln hat sie von 
Herzog Erich (sc. IL.) erlangt, weil man erfahren, dass zuvor Elisabetha 
sie verliehen“ (Kayser, Generalvisitation I, 220f.; Jarck 200). — 
Hiermit steht im Widerspruch eine Angabe bei der Pfarre Salzhemmen- 
dorf im selben Amt (Kayser I. c. L,233; Jarck 203), wonach der 
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lich ist Erich II. auch darüber hinausgegangen'!), aber nur 
selten. In einem Fall hören wir, dass eine solche von ihm 
ausgegangene Belehnung einfach beiseite geschoben wurde?). 

Hier entstand eine Lücke. Der weltliche Beamte füllte 
sie aus, soweit es nötig war. In den Pfarren, wo kein Patronat 
bestand, nahm zwar meist der Geistliche selbst schon zu seinen 
Lebzeiten einen Gehilfen an, der ihm später in der Pfarre 
nachfolgte. In wenigen Fällen nur kam es also zu einer eigent- 
lichen Vakanz. Aber in diesen scheint stets der Amtmann ein- 
getreten zu sein und für Ersatz gesorgt zu haben. Auch ein 
weltliches Interesse hatte er daran. Wie nach alteingewur- 
zeltem Missbrauch der Landesherr und die Patrone sich zu- 
meist für die Verlehnung von Pfarren bezahlen liessen, wo- 
fern sie nicht einfach einen Teil des Pfarrguts nicht mitver- 
lehnten und für sich behielten, so liessen auch die Amtleute 
sich nicht selten für die Verlehnung von Pfarren bezahlen; 
und gerade wie jene hatten sie kein Bedenken, da, wo es 
ihnen vorteilhafter schien, Laien in die Pfründe zu setzen, 
damit sich diese wieder einen Mercenar hielten. 

X, Die Introduktion in die Pfarren scheint ein feierlicher 
kirchlicher Akt nicht gewesen zu sein?). Jedenfalls war beim 
Antritt eines neuen Pfarrers — auch bei Pfarren landesherr- 
lichen oder geistlichen Patronats — der weltliche Beamte die 


Patronat durch Vergleich mit dem Archidiakon an den Herzog ge- 
kommen sei. Welche Angabe die richtige ist, vermag ich nicht nach- 
zuprüfen. Jarck 182 nimmt das letztere an. 

!) Ein solcher Fall scheint dem Visitationsbericht über die Pfarre 
Weende im Amt Harste zu Grunde zu liegen (Kayser, Generalvisi- 
tation I, 137 Anm. 2). 

2) Pfarre Bordenau. Kayser, Generalvisitation II, 52. 

®) Auch in den vier grossen Städten Calenberg, Hannover, Nort- 
heim, Hameln und Göttingen gab es eine Introduktion als besonderen 
Akt nicht. Vgl. Gandersheimer Landtagsabschied $ 1 (CCCpV 
< VII No. I, 7), wo es heisst: „... und damit die bishero in den 
vier Städten nicht gebräuchliche Immission zum Zurückdenken dem ge- 
einen Mann keine Ursache geben ... möge, möchte dieselbe nach 
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massgebende Persönlichkeit). Ohne sein Wissen und seinen 
Willen wurde niemand in der Pfarre geduldet ?). 


gehaltener Predigt durch eine kurze Anzeige von der Kanzel ab ver- 
richtet werden“. 

!) Noch in dem Rezess vom 22. Januar 1596 wurde bestimmt, dass 
in den Pfarren der Grafschaft Spiegelberg die vom Konsistorium zu 
Wolfenbüttel bestellten Pfarrer nur von den Beamten — ohne Zutun 
des Superintendenten — eingeführt werden sollten, Es blieb dort eben 
auch nach Errichtung des Konsistoriums, wie es früher gewesen (Schlegel, 
Kirchenrecht II, 445 f.). — Vgl]. ferner die Angaben der Visitationspro- 
tokolle betreffend die Immission des Laurentius Buchholz in die Pfarre 
Rodewald (1566) durch den Amtmann und den Drost zur Neustadt 
(Kayser, Reformationsvisitationen 394 f. Anm. 789); des Adam von 
der Eicke in die Pfarre Hagen (1568) durch den Drost zu Wölpe „jussu 
principis“, der Collator war (l. c. 402 Anm. 810); des Johann Timäus in 
die Pfarre Linden (1563) durch den Vogt zur Neustadt (l. c. 423 Anm. 868); 
des Bartholomäus Horlebusch in die Pfarre Gr. Lopke (1581) durch den Amt- 
mann Stromeier — collatio gehet von den Herren zu Sulthe vor Hildesheim 
(l. c. 428 Anm. 879); des Nicolaus Oporinus in die Kaplanei zu Wätzum 
(1563) durch den Amtmann Stromeier — collator der Propst des Klosters 
zur Sülte (l. c. 433 Anm. 894); des Heinrich Rissmann in die Pfarre Seelze 
(1563) durch den Drosten auf Blumenau, Ernst von Alten (l. e. 405 f. 
Anm. 815). Von der Pfarre Wallensen im Amt Lauenstein heisst es 
1588, Herzog Erich (IIL.) habe des Stadtschreibers Sohn (nach Jarck 182 
im Jahre 1564) belehnt, Heinrich von Saldern (Inhaber des Amtes Lauen- 
stein) habe das tradiert (Jarck 201). Hier ist die Introduktion also 
schlechthin als Tradition bezeichnet, und dadurch ist der rein weltliche 
Akt der Einweisung in der Tat richtiger bezeichnet als durch das her- 
kömmlicherweise besonders auf eine kirchliche Einführung hindeutende 
Wort Introduktion. 

?) Ein deutliches Bild der rechtlichen und tatsächlichen Verhältnisse 
bei der Verleihung der Calenberger Pfarren gibt der von Heinrich 
Busse (ZGNKG XV, 210 ff.) mitgeteilte „Pfarrbestellungsnachweis des 
Pfarrers Herm. Swansbell in Limmer vom Jahre 1585“. Die daselbst 
genau geschilderte Pfarrbesetzung fand (nicht im Jahre 1585, sondern) 
1574, also unter der Regierung Erichs Il., statt. Die Pfarre liegt in 
dem Calenberger Gerichte Blumenau; sie war inkorporiert (jure minus 
pleno) dem Kloster Marienwerder. — Der Pastor Hermann de Swansbell, 
von dem dieser Bericht herrührt, war ursprünglich katholischer Priester, 
Seine Ordination war zu Münster geschehen. Nachdem er zunächst die 
Pfarre Ahrbergen im Stift Hildesheim innegehabt, von dort aber seines 
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XI. Waren die res mere ecclesiasticae schon abhängig 
von der weltlichen Gewalt, so musste das beim Pfarr- und 


inzwischen angenommenen lutherischen Bekenntnisses wegen vertrieben 
war, kam er nach Limmer, Auf wessen Beförderung, erfahren wir nicht; 
vielleicht auf sein direktes Ansuchen. Zunächst predigte der Neuange- 
kommene ad probam. Dabei wurde er der Gemeinde vorgestellt von 
den Vertretern des Stifts: der Domina, dem Drosten Claus von Mandelsloh 
und dem (Stifts-JAmtmann Eilers, sämtlich aus Marienwerder. Der 
Predigt wohnte bei Marten von Holle, Erbgesess auf Velber, „sambt 
seiner lieben Moder“ und die ganze Gemeinde. Da anscheinend Wider- 
spruch gegen ihn nicht erhoben wurde, war damit die Vokation durch 
die Gemeinde erteilt, und es erfolgte die Ausstellung des Lehnsbriefes 
im Namen des Stifts, gezeichnet durch deren genannte Vertreter, die 
Domina, den Drosten und den Amtmann. 3 Monate später wurde die In- 
troduktion und Einführung vorgenommen durch den Drosten des Gerichts 
Blumenau Bartoldus Bock von Nordholz und Dietrich Lindemann, Amt- 
mann desselben Gerichts, „wegen der hohen gebührlichen Obrigkeit ... 
Herrn Erichs, Herzogs zu Braunschweig und Lüneburg“, in Gegenwart des 
Drosten Claus von Mandelsloh und des vorgenannten Marten von Holle 
und des ganzen Kirchspiels. 

Hieraus bestätigt sich insbesondere folgendes: Ein eigentliches 
Kirchenregiment führt die Landesherrschaft nicht. Die Verlehnung der 
Pfarre geschieht ohne ihr Zutun. Das Stift allein beruft den Pfarrer 
und erteilt ihm nach geschehener Probepredigt und Vokation die Be- 
lehnung. Vertreter des Landesherrn sind nicht einmal zugegen. Der 
Erbgesess auf Velber, Marten von Holle, ist offenbar nur als vornehmstes 
unter den Pfarrkindern von dem Pfarrer in seinen Bericht aufgenommen, 
ebenso wie „seine liebe Moder“. — Es folgt nunmehr die Realinvestitur, 
die „Einführung und Introduktion“. Sie wird nicht am selben Tage 
vorgenommen wie die Probepredigt, Vokation und Belehnung. Das 
Stift ist dafür nicht zuständig, und die weltliche Obrigkeit war damals 
nicht zugegen. Sie setzt von sich aus einen besonderen Tag dazu an. 
Warum erst ein volles Vierteljahr später, wissen wir nicht. Keinesfalls, 
weil erst die landesherrliche Bestätigung eingeholt werden musste. Die 
Belehnung war durch die Erteilung des Lehnsbriefes seitens des Stifts 
geschehen. Hätte der Pfarrer erst noch eine besondere landesherrliche 
Bestätigung erhalten, so hätte er es gewiss nicht unterlassen, sie in 
seinem Bericht, zu dem er sich sogar eine Urkunde über seine katho- 
lische Ordination hatte kommen lassen, ausdrücklich zu erwähnen. — 
Die weltliche Obrigkeit war durch die geschehene Belehnung verpflichtet, 
den Belehnten einzuführen. Wenn dabei besonders hervorgehoben ist, 
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Kirchengut selbstverständlich erscheinen. Der Amtmann oder 
Gerichtsherr hatte für die Erhaltung von Pfarr- und Kirchen- 
gut zu sorgen. Mit seinen Beschwerden wandte sich der Geist- 
liche an ihn. Weigerte er sich, Abhilfe zu schaffen, so gab 
es weitere Instanzen nicht. Aber das verdient schon hier her- 
vorgehoben zu werden, von einer Hilfeleistung des bracchium sae- 
culare im technischen Sinne war keineswegs die Rede. Das Pfarr- 
und Kirchengut galt nicht als spezifisch kirchliches, sondern — 
modern gesprochen — als öffentliches Gut mit besonderen Privi- 
legien!). Der Amtmann besorgte seine eigenen, nicht fremde An- 
gelegenheiten, wenn er Pfarr- und Kirchengut schützte ?). 


dass die beiden Beamten des Gerichts, der adlige Drost und der bürger- 
liche Amtmann, „wegen der hohen Obrigkeit des Herzogs Erich“ er- 
schienen seien, so bedeutet das weiter nichts als den Gegensatz zur 
Lehnsherrschaft, vertreten durch die Domina, den Drost und den Amt- 
mann zu Marienwerder. Zur Vokation war die Ortsobrigkeit überhaupt 
nicht erschienen. Bei der Introduktion liess das Stift sich vertreten; 
aber da es hier nicht mitzuwirken hatte, sondern seinem Vertreter ledig- 
lich ein Recht auf Anwesenheit zustand, entsandte es nur einen Bevoll- 
mächtigten, in der Person des Drosten von Mandelsloh. Ausserdem war 
mit der Gemeinde wieder der Erbgesess auf Velber erschienen. — Man 
sieht also, wie selbst bei inkorporierten Kirchen das Besetzungsrecht 
von dem Introduktionsrecht durchaus getrennt war. Die Introduktion 
war eben eine Einweisung in die Temporalien, wie sich schon daraus 
ergibt, dass geistliche Personen überhaupt nicht zugegen waren. Und 
wenn der Lehnsherr (Patron) auch in der Form der Belehnung über 
die Temporalien mitverfügte, so hatte er sie darum doch nicht in seiner 
Hand, sondern er musste die weltliche Obrigkeit (und zwar die Amts- 
obrigkeit) darum angehen, den Belehnten in die Güter einzuweisen. 

!) Vgl. oben S. 64, Anm. 1. 

?) In der gleichzeitig mit der Kirchenordnung publizierten Kasten- 
ordnung hatte Elisabeth für die Gemeinden die Bildung eines gemeinen 
Kastens angeordnet. Dahin sollten die Einkünfte aus denjenigen Lehen 
und Stiftungen abgeführt werden, die durch die Einführung der Re- 
formation gegenstandslos geworden waren. Einzelnes Schlegel, Kirchen- 
geschichte II, 153. — Aus diesen Kasten sollten die geistlichen Gebäude 
in Bau und Besserung gehalten werden; im Bedürfnisfalle auch den 
Geistlichen Zuschüsse gewährt werden. 

In einzelnen Gemeinden wurden die Kasten auch eingerichtet. Ob 
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Die von Elisabeth in Uebereinstimmung mit dem be- 
stehenden Zustande vorgesehenen Alterleute gab es wohl in 
allen Gemeinden. Ihre Bestellung geschah gelegentlich durch 
den Pastor, wie Elisabeth verordnet, meist aber durch den 
Amtmann, wie aus vorreformatorischer Zeit üblich; in Patro- 
natspfarren in der Regel durch den Patron. Sie pflegten !) 
Jährlich Rechnung zu legen, wozu sie sich meist nach dem 
Amtssitz des Beamten oder nach dem Wohnsitz der Patrone 
begaben. Der Pfarrer pflegte nur in wenigen Gemeinden da- 
bei zu sein?). Jedenfalls waren diese Alterleute von ihm un- 
abhängig. War er mit ihnen unzufrieden, so musste er sich 
an den Amtmann oder Patron wenden, was denn auch häufig 
genug geschah. 


das aber in allen oder auch nur in den meisten geschehen ist, erscheint 
zweifelhaft. Da sich aus den Protokollen Bestimmtes nicht entnehmen 
lässt, muss das hier dahingestellt werden. Nur bei der Pfarre Lauen- 
stein im gleichnamigen Amt ist 1542 besonders hervorgehoben, dass aus 
Mangel an verfügbaren Mitteln der „gemeine Armen-Kasten“ nicht könne 
aufgerichtet werden (Jarck 196, auch 175). 

Jedenfalls lag die Verwaltung des gemeinen Kastens nach den 
Vorschriften der Kastenordnung in unterster Instanz bei den Alterleuten 
(hier auch Kastenherren oder Diakonen genannt); in der Aufsichtsinstanz 
bei den weltlichen Beamten gerade wie bei der Verwaltung des Kirchen- 
und Pfarrguts auch. Mit Rücksicht auf diese Uebereinstimmung ist der 
„gemeinen Kasten“ im Text nicht besonders Erwähnung geschehen. 

!) Nicht überall. Von der Pfarre Deinsen im Amt Lauenstein heisst 
es: „Zur Kirche gehören 13 Gulden. Pfarrer weiss nicht, ob Rechnung 
davon geschieht“ (Jarck 196, auch 175). 

2) Die Zuziehung des Pfarrers zur Kirchenrechnungsabnahme ist 
besonders hervorgehoben 1588 bei der Pfarre Wallensen im Amt Lauen- 
stein: „Rat und Pfarrherr“ (Kayser, Generalvisitation I, 220; Jarck 
200), während umgekehrt 1588 bei der Pfarre Hemmendorf im selben 
Amt ausdrücklich erwähnt wird, dass der Pfarrer an der Kirchenrechnungs- 
abnahme nicht teilnehme (Jarck 199). Die Zuziehung dürfte die Aus- 
nahme gewesen sein. Die besondere Hervorhebung bei der Pfarre Hemmen- 
dorf erklärt sich aus deren Lage im Grossen Stift, wo anscheinend von 
der bischöflichen Zeit her die Rechnungseinnahme durch den Pfarrer 
hier und da noch üblich geblieben war. Vgl. oben 8. 77f. Anm. 4, 
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Die kirchlichen Bausachen waren aus demselben Grunde 
Angelegenheiten des Amtmanns bezw. des Gerichtsherrn. 


XII. Dass die geistlichen Prozesse — wenn überhaupt 
— nur von weltlichen Instanzen erledigt wurden, liegt auf der 
Hand, ergibt sich auch schon aus der einfachen Tatsache, dass 
es geistliche Gerichte überhaupt nicht gab, vielleicht abgesehen 
von der — aber auch nur beabsichtigten — Zuziehung des 
Mündener Superintendenten zu den Sitzungen der dortigen 
Kanzlei. Ob dabei freilich die — im vorigen Abschnitt näher 
angeführten — Zuständigkeitsbestimmungen zur Ausführung 
gelangt sind, erscheint recht zweifelhaft, wenn auch das mir 
zur Verfügung stehende Material eine Entscheidung weder 
im einen noch im anderen Sinne ermöglicht. 


XIII. Die Patrone, denen unter Elisabeth ihr überkom- 
menes freies Kollationsrecht streitig gemacht war, blieben bei 
ihren althergebrachten Rechten, d. h. sie schalteten mit ihren 
Kirchen nach Willkür. 


8 10. 
Rückblick. 


Beim Tode Herzog Erichs II., des Jüngeren, war die Kirche 
seines Landes in einem Zustande, wie er trauriger unter seinen 
katholischen Vorfahren wohl nie gewesen war, Wo nicht Laien 
die Kirchenpfründen an sich gezogen hatten, waren — von 
einigen rühmlichen Ausnahmen abgesehen — an den Kirchen 
unwissende und ungeschickte Geistliche, vielfach dem Trunke 
ergeben, oder sonst ein ihres geistlichen Berufs unwürdiges 
Leben führend. Die Pfarrhäuser waren in einem jammervollen 
Zustande. Die Pfründen waren zum Teil verarmt oder doch 
durch die Erstbelehnung eines Laien die portio der Geistlichen 
so gering, dass sie nicht davon leben konnten und meist mit 
Landwirtschaft ihr Brot verdienen mussten. Die Gotteshäuser 
waren vielfach verfallen, die heiligen Geräte mancherorts ent- 


Die kirchliche Praxis: Die geistlichen Güter. 109 


wendet, versetzt oder verkauft. Die Kirchengüter waren zum 
nicht geringen Teil der Kirche entfremdet. 

Die einzige erfreuliche Seite ist die Tatsache, dass in 
einer Reihe von Gemeinden trotz alledem noch kirchlicher 
Sinn und kirchliches Leben nicht verschwunden waren, und 
dass es neben vielen Mietlingen auch gute und getreue Hirten 
gab, die ihres geistlichen Amtes mit Eifer und Fleiss warteten 
zum Segen der ihnen anvertrauten Gemeinden, 


Zweite Periode. 


Die Herausbildung des verfassungsrechtlichen 
Grundgedankens der Kirchenkommission. 


1. Von der Einführung der Konsistorien bis zum Tode 
Friedrich Ulrichs von Wolfenbüttel (1569—1634). 


SEE 
Geschichtliches. 


1.!) In Wolfenbüttel wurde schon zu Zeiten Heinrichs des 
Jüngeren (1514—1568) einmal die lutherische Lehre eingeführt. 
Im Jahre 1542 nämlich wurde Herzog Heinrich von den Haupt- 
mitgliedern des Schmalkaldener Bundes, dem Kurfürsten von 
Sachsen und dem Landgrafen von Hessen, vertrieben ?), seine 
Lande sequestriert und von der dort eingesetzten Regie- 
rung reformiert. Eine Visitationskommission durchzog das 
Land und führte überall den Gottesdienst nach lutherischer 
Lehre ein. Auch eine Kirchenordnung wurde erlassen’). Aber 
schon 1544 kehrte der Herzog zurück. Und das Land wurde 
wieder katholisch. 

Aus den Akten über diesen lutherischen „Zwischenfall“ 
ist oben schon mancherlei über die Zustände der katholi- 


!) Literatur: Uhlhorn, Kirchengeschichte 66 f.; Beste 40 ff.; 
Havemann II, 237ff.; Schlegel, Kirchengeschichte II, 186 ff.; Fried- 
rich Koldewey, Die Reformation des Herzogtums Braunschweig- 
Wolfenbüttel unter dem Regimente des Schmalkaldischen Bundes, 1542 
bis 1547. ZHVNieders. 1869, 243 ff. 

?) Die Beteiligung des Herzogs Moritz von Sachsen erstreckte sich 
nur auf die kriegerischen Ereignisse, nicht auch auf die spätere Seque- 
stration des Wolfenbüttler Landes, und ist deshalb hier als unwesentlich 
zu übergehen. 

®) Abgedruckt bei Richter, Kirchenordnungen II, 56. 
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schen Kirche jener Zeit entnommen!). Der Vorfall selbst 
aber hat für die Verfassungsgeschichte der Lande keine Be- 
deutung, weshalb er im folgenden nicht weiter besprochen ist, 

IIL:). Der Nachfolger Heinrichs des Jüngeren von Wolfen- 
büttel, sein einziger überlebender Sohn Julius (1568—1589), 
war eifriger Lutheraner. Sofort nach seinem Regierungsantritt 
setzte er eine „Visitationskommission“?) ein, welche binnen 
kurzem das Land der neuen Lehre zuführte. Gleichzeitig ®) 
publizierte er?) eine umfangreiche Kirchenordnung, richtete 
ein Konsistorium ein und unterstellte ihm Superintendenten 
als Hilfsorgane. 

Daneben liess er die weltlichen Angelegenheiten nicht 
ausser acht. Die ganze innere Verwaltung unterzog er einer 
eingehenden Revision, teilweise auch Neuordnung. Ueberall 
war er bestrebt, Ruhe und Sicherheit, Frieden und Ordnung 
aufrecht zu erhalten, Handel und Verkehr zu fördern, Wohl- 
stand und Reichtum zu heben. In äussere Händel war er fast 
gar nicht verwickelt, so dass seine Regierungszeit für Wolfen- 
büttel eine Zeit des Aufschwungs in jeder Richtung bedeutet. 

Aber mochten seine Tugenden auch noch so vielfältig sein, 
nicht sie, sondern ihr Widerspiel, der grosse Hauptfehler des 
Herzogs, gab seinem Wesen das charakterisierende Merkmal: 


') Die Protokolle dieser Visitation bei Kayser, Reformationsvisi- 
tationen 1 ff. 

2) Literatur: Spittler, Geschichte I, 320 ff. (Sämtl. Werke VI, 
199 ff); vv. Heinemann 11, 393 f#f.; Havemann II, 378 ff.; Schlegel, 
Kirchengeschichte II, 256 ff.; Johannes Merkel, Julius, Herzog von 
Braunschweig und Lüneburg (1529—1589). ZGNKG I (1896), 20 ff. 

®) Deren Zusammensetzung siehe unten S. 150 Anm. 2. 

#) Nach Kayser hätten die Ergebnisse der Visitation im Jahre 
1568 die Grundlage der am 1. Januar 1569 publizierten Kirchenordnung 
gebildet. Die fast wörtliche Uebereinstimmung mit der württembergi- 
schen Kirchenordnung lässt indessen die Rücksichtnahme auf die Wolfen- 
büttler Verhältnisse nur als sehr unbedeutend erscheinen. 

5) Durch die als Vorrede der Kirchenordnung vorangestellte Ver- 
ordnung vom 1. Januar 1569. 
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sein schmutziger Geiz!). Wo es galt, Ausgaben zu sparen 
oder Geld zu erwerben, da mussten alle anderen Rücksichten 
schweigen; da war ihm keine Mühe zu sauer, kein Mittel zu 
niedrig; selbst offenkundiger Rechtsbruch wurde nicht gescheut. 

Alle irgendwie entbehrlichen Aemter wurden beseitigt, die 
notgedrungen beibehaltenen mangelhaft besetzt, die vorhan- 
denen Mitglieder mussten ohne Entgelt die Arbeit der fehlen- 
den miterledigen; und trotzdem war die Zusammenlegung 
der disparatesten Stellen an der Tagesordnung. Im Er- 
finden neuer Ersparnisse war er unerschöpflich, Um Auf- 
sichtsorgane zu ersparen, liess er einzelne Beamte sich gegen- 
seitig beaufsichtigen, so dass jeder für seinen eigenen Bezirk 
untere, für seinen Nebenbezirk obere Instanz war?). Besondere 


1) Spittler, Geschichte I, 279 (Sämtl. Werke VI, 192) sagt im 
Anschluss an eine Stelle in der von Gobler verfassten Leichenpredigt 
für den Herzog, „er habe das Irdische lieb gehabt“. — Nicht ganz zu- 
treffend ist es, wenn Ritter, Deutsche Geschichte II, 416 von dem 
„versöhnlichen“ Charakter des Herzogs Julius spricht. Versöhnlich war 
der Herzog nur dort, wo er durch seine Versöhnlichkeit etwas zu 
verdienen hoffte. 

?) Es findet das hier besondere Erwähnung, weil man auf den Ge- 
danken kommen möchte, in der Kirchenkommission einen Ausdruck dieser 
Tendenz zu finden. Man könnte glauben, der über alle Massen miss- 
trauische Herzog habe durch den Amtmann die Geschäftsführung des 
Superintendenten überwachen lassen, indem er ihm auch die res mere 
ecclesiasticae zur (höheren) Aufsicht überwies, er habe anderseits den 
Superintendenten veranlasst, die Tätigkeit des Amtmanns auf dem Ge- 
biete der res mixtae zu kontrollieren; auf diese Weise sei dann aus 
dem Nebeneinanderwirken von Superintendent und Amtmann, deren 
Kompetenz nach dem Texte für jeden der beiden Geschäftskreise aus- 
schliesslich war, ein Zusammenwirken für alle Geschäfte geworden; die 
bis dahin selbständigen Wirkungskreise seien gewissermassen zusammen- 
gelegt und alle Geschäfte fortan gemeinschaftlich erledigt worden. Damit 
würde dann allerdings die Kirchenkommission zur Tatsache geworden sein. 

In der Tat liegt in diesem Uebergang von dem ursprünglichen selb- 
ständigen Nebeneinander zum späteren Miteinander der Kern des ganzen 
Problems. 

Aber es scheint trotzdem nicht angängig, in dem Prinzip gegen- 
seitiger Ueberwachung, wie es Herzog Julius beliebte, eine Wendung 
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Vergütungen gab es für solche Verdoppelung der Arbeitslast 
natürlich nicht. 

Wenn unter diesen Umständen der Regierungsapparat 
trotzdem besser funktionierte als zu irgend einer früheren Zeit, 
so lag das an der Persönlichkeit des Herzogs selbst, der sich 
um alles kümmerte; nicht nur alles selbst ordnete, sondern 
auch selbst kontrollierte. 


IIl!). 1584 fiel Calenberg an die Wolfenbütteler Linie. 
Sofort begann auch hier eine emsige Reformierungstätigkeit 
auf weltlichem wie auf geistlichem Gebiet. Die Calenberger 
Zentralbehörden wurden aufgehoben und mit den Wolfenbüttel- 
schen vereinigt’), die Wolfenbütteler Gesetze, darunter auch 
die neue Kirchenordnung’) *), in Oalenberg eingeführt, zur Ab- 


gerade in der Geschichte der Kirchenkommission zu sehen. Nirgends ist 
von der Einführung einer solchen gegenseitigen Ueberwachung von 
Superintendent und Amtmann die Rede. In praxi findet sich auch unter 
Herzog Julius ein Zusammenwirken des Superintendenten und des Amt- 
manns bei den entscheidenden Geschäften — besonders bei der Visi- 
tation — noch nicht. Endlich sind bisher nur Fälle bekannt, in denen 
sachlich gleichgeordnete benachbarte Beamte einander kontrollierten ; 
nicht aber solche, in denen Beamte mit verschiedenen Amtsfunk- 
tionen einander über- oder beigeordnet wurden. Siehe Krusch, Ent- 
wicklung, 48. 

!) Literatur: Spittler, Geschichte I, 285 ff. (Sämtl. Werke VI, 
199 f); Havemann I], 408ff.; Schlegel, Kirchengeschichte II, 304 ff.; 
v. Heinemann II, 432 f. 

®) Die Kanzlei und das Hofgericht für das ganze Land wurden 
— wohl wegen der zentraleren Lage — nach Gandersheim verlegt. Später 
fanden noch mehrfach Verlegungen statt, bis schliesslich alle Behörden 
endgültig in Wolfenbüttel ihren Sitz erhielten. 

3) Spittler, Geschichte I, 298 fi. (Sämtl. Werke VI, 209 fl.); 
v. Heinemann II, 432 fi.; Kayser, Generalvisitation I, 94; Have- 
mann II, 409; Uhlhorn 91. — Sehr vorsichtig, aber in unrichtiger 
Beschränkung auf die Zeremonien: Schlegel, Kirchengeschichte II, 307. 

*) Schlegel, Kirchenrecht I, 35 nimmt unrichtigerweise an, dies 
sei erst durch das „Fürstliche Ausschreiben, dass der Kirchenordnung 
in allem nachgelebet werden solle, d. d. 6. Januar 1593“ geschehen, 
also erst unter dem Herzog Heinrich Julius, dem Nachfolger des Herzogs 
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stellung der Missstände die Pfarren des Landes durch eine 
besondere Kommission!) visitiert?), die Ansprüche der Stände 
nach Möglichkeit zurückgedrängt und überall die landesherr- 
liche Autorität, so gut es ging, zur Geltung gebracht. Dass 
es dabei mehr Schwierigkeiten gab als in Wolfenbüttel, wo 
bereits Heinrich der Jüngere im Inneren ein strenges Regi- 
ınent geführt hatte, liegt auf der Hand. Jedenfalls waren 
beim Tode des Herzogs auch die Calenberger Verhältnisse 
wenigstens äusserlich notdürftig geordnet. 

Immerhin fand ein theoretischer Ausgleich zwischen den 
zentralistischen Bestrebungen des Landesherrn und den An- 
sprüchen der Stände, besonders des Adels, noch nicht statt?). 


Julius. Der Inhalt dieses Ausschreibens, das sich sowohl an den Wolfen- 
büttler wie an den Calenberger Landesteil wendet, widerspricht dem, 
denn er setzt die Gültigkeit der Kirchenordnung voraus und rügt deren 
Nichtbeachtung. Das Ausschreiben ist abgedruckt in COC p.I cap.I 
No. II, 408 ff. und als Anlage A zum Gandersheimer Landtagsabschied 
vom 10. Oktober 1601 inCCC p.V cap. VOL, 42 ff. — Auch Otto Mejer, 
Institutionen des gemeinen deutschen Kirchenrechts, Göttingen 1845, gibt 
(53) unrichtigerweise 1593 als Datum der Einführung an. — Richtig ist 
hiervon nur die Tatsache, dass die Instruktion an die Visitatoren vom 
21. Februar 1583 die Möglichkeit zuliess, in einzelnen Pfarren in so weit 
bei der Kirchenordnung der Elisabeth von 1542 zu bleiben, „so viel mit 
ihrem guten Willen ohne Aergernis nicht gebessert werden möchte“; es 
sollten die Visitatoren jedoch „sich mit allem Fleiss angelegen sein lassen 
und mit den Pfarrherren dahin reden, dass, soviel immer möglich und 
ohne Aergernis geschehen kann, die Bräuch geändert, unseren Zeremonien 
und Kirchenordnung konformiert und also... eine einträchtige Gleichheit 
gehalten werde.“ Kayser, Generalvisitation I, 110 f. — Man sieht in- 
dessen aus dem Wortlaut im Ganzen, dass der Vorbehalt nur gemacht 
war, um angesichts der den Calenberger Ständen auf den Gandersheimer 
Landtagen vom 2. November 1585 und 27. August 1586 gemachten 
bündigen Zusagen nicht geradezu wortbrüchig zu erscheinen. 

!) Die Instruktion an die Visitatoren vom 21. Februar 1588 ist 
abgedruckt bei Kayser, Generalvisitation I, 97 ff. 

?) Die Protokolle bei Kayser, Generalvisitation I, 119 ff.; II, 22 £. 

3) Die gegenteilige Behauptung Spittlers, Geschichte I, 296 
Anm. 7 (Sämtl. Werke VI, 207 Anm. 2) dürfte auf einer irrtümlichen 
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Namentlich der Herzog verschleppte die Verhandlungen, indem 
er die Bestätigung der ständischen Privilegien unter nichtigen 
Vorwänden immer wieder hinausschob )). 


IV?). Hatte Herzog Julius in weiser Selbstbeschränkung 
die Ziele seiner Tätigkeit im eigenen Lande gesucht und ge- 
funden, so kam es seinem Sohn und Nachfolger Heinrich 
Julius mehr auf eine auch äusserlich glänzende Stellung in der 
grossen Welt an?). Wenn auch selbst, wie sein Vater, luthe- 


Auslegung des von ihm selbst als Beleg zitierten $ 45 des Gandersheimer 
Landtagsabschiedes (CCC p. IV cap. VIII, 37) beruhen, wo nur von 
einem „zugesagten“ Revers die Rede ist, der aber nach dem Inhalt der 
Stelle selbst noch nicht ausgestellt war. Gemeint ist offenbar der Ganders- 
heimer Landtagsabschied vom 27. August 1586, abgedruckt bei Spittler, 
Geschichte I, Beilage IX, Anhang 51 ff. (Sämtl. Werke VI, Beilage IX, 
374 ff.), wo sub 3 eine solche sehr allgemein gehaltene, arg verklausulierte 


Zusage gegeben wurde. Herzog Julius hatte eben — wie das seine Art 
war — die Stände mit leeren Versprechungen alle die Jahre hindurch 
hingehalten. 


') Eine gute Darstellung dieser Verhandlungen bei Spittler, Ge- 
schichte I, 295 ff. (Sämtl. Werke VI, 207 £f.). 

?) Literatur: Spittler, Geschichte I, 320 ff. (Sämtl. Werke VI, 
224 ff.); Beste 163 ff.; vv Heinemann III, 3ff.; Havemann ]J, 419 ff.; 
Schlegel, Kirchengeschichte II, 329 f£.; F. Spehr, Heinrich Julius, 
Herzog von Braunschweig-Wolfenbüttel. ADB XI, 500 ff. — Vgl. auch 
A.Rhamm, Die Verfassungsgesetze des Herzogtums Braunschweig, 1900 
(Einleitung), 12 £.; Ritter, Deutsche Geschichte II, 357. 

3) Wenn man den Angaben seiner Zeitgenossen glauben soll, so 
dürfte ihm seine beispiellose Begabung allerdings hierauf ein Anrecht 
gegeben haben. Denn danach verfasste er als zehnjähriger Knabe ein 
langes Fastnachtsgedicht; als zwölfjähriger hielt er eine selbstverfasste 
zweistündige lateinische Rede in seiner Eigenschaft als Rektor der 
Universität Helmstedt. Er war wohl bewandert in der Theologie, Medizin, 
Astrologie, Mathematik und Altertumswissenschaft. Ausserdem erlernte 
dieser junge Bischof von Halberstadt nicht weniger als 13 Handwerke 
„zu seiner Ergötzung“. Beste 163. — Verschiedene neuere Skeptiker 
wollen uns allerdings an der Selbständigkeit der Ausarbeitung der Rede 
— die gedruckt erhalten ist — und an der Gründlichkeit seiner Fähig- 
keiten und Kenntnisse in allen 13 Handwerken zweifeln lassen. Vgl. die 
Literaturangaben bei Beste 685 Anm. 204. 
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risch, hielt er sich doch oft und lange am kaiserlichen Hofe 
auf, ein naher Freund — wohl der einzige — des unglück- 
lichen Kaisers Rudolf. Die wichtigsten Reichsangelegenheiten 
wurden durch seine Vermittlung erledigt!). Dabei war er von 
fast unverständlicher Uneigennützigkeit. Seine Lande haben 
von seiner mächtigen Stellung am Hofe kaum einen Vorteil 
gehabt?). Im Gegenteil. Seine vielfache Abwesenheit in Ver- 
bindung mit seiner Abneigung, sich mit den oft geringfügigen 
Angelegenheiten seiner Erblande zu befassen, lockerten all- 
mählich die strenge Abhängigkeit der landesherrlichen Beamten 
und Behörden von dem Herzog. Zwar war Heinrich Julius 
von der Erhabenheit seiner fürstlichen Stellung sehr über- 
zeugt?) und noch mehr Autokrat als sein Vater), aber 


!) Er war „oberster Direktor des Kaiserlichen Geheimen Rats“, ein 
Titel, den er noch nach dem Tode Kaiser Rudolfs weiterführte. Spittler, 
Geschichte I, 368 £. (Sämtl. Werke VI, 260). 


?) Vielleicht ist es auf seine Stellung am Kaiserhofe zurückzuführen, 
dass die zahlreichen aussichtslosen Prozesse, die er bei Reichskammer- 
gericht und Reichshofrat schweben hatte — vgl. die noch nicht einmal 
vollständige Zusammenstellung bei Spittler, Geschichte I, 366 f. (Sämt- 
liche Werke VI, 258) — zu seinen Lebzeiten nicht entschieden wurden. 
Dafür brach dann aber über seinen Nachfolger das Unglück um so 
schlimmer herein. — Auch die in einer Streitigkeit mit der Stadt Braun- 
schweig beim Kaiser persönlich erwirkte Acht gegen die Stadt hatte 
nicht den erhofften Erfolg. 


®) Als der Professor Polycarp Leyser zu Wittenberg, der früher in 
Diensten des Herzogs Heinrich Julius gestanden hatte, das dort gegen 
ihn anhängig gewesene Verfahren in einer Schrift einer Kritik unterzog, 
erliess der Herzog unter dem 26. Mai 1593 ein offenes Mandat, in dem 
es heisst: „welches Wir denn, als dadurch Er Unsere fürstliche Reputation 
und Würden nicht wenig angegriffen und gleichfalls ein crimen laesae 
majestatis an Uns begangen, mit fürstlichem Eifer zu verfolgen wissen 
wollen.“ Zitat aus Schlegel, Kirchengeschichte II, 349. 

*) Ritter, Deutsche Geschichte II, 241 übertreibt den Kontrast, 
wenn er hier von dem „herrischen Sohn eines nachgiebigen Vaters“ 
spricht. Wohl war Heinrich Julius herrisch; aber sein Vater Julius war 
(ausser, wenn es sich um Geld handelte) alles andere als nachgiebig. 
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die Verhältnisse brachten es mit sich, dass diese Gedanken 
nur zur Geltung gebracht wurden in den Angelegenheiten 
von Wichtigkeit, wo der Herzog es für nötig hielt, sich für 
seine Ueberzeugung einzusetzen, während in den kleinen An- 
gelegenheiten des Alltags die Behörden selbständig schalteten. 
Immerhin kam diese geringere Abhängigkeit fast ausschliess- 
lich den Zentralbehörden zugute, welche gegenüber den Unter- 
behörden an dem machtvollen und energischen Landesherrn 
eine Stütze fanden, sofern sie es nur für zweckmässig hielten, 
sich an ihn zu wenden. 

Das bedeutungsvollste Ereignis unter der Regierung Hein- 
rich Julius’ war der Gandersheimer Landtagsabschied mit den 
Calenberger Ständen vom 10. Oktober 1601'). Hier wurde 
endlich der Ausgleich getroffen zwischen dem Streben der 
Wolfenbüttler Herzöge nach möglichst uneingeschränkter landes- 
herrlicher Autorität und den Ansprüchen der auf ihre reichen 
Privilegien pochenden Calenberger Stände. Dieser Landtags- 
abschied bildete hinfort das wichtigste Grundgesetz der Calen- 
berger Lande °). 

V°). Diesen Zeiten unverkennbaren Aufschwungs folgte 
eine scharfe Reaktion in der Regierung des unfähigen, trunk- 
süchtigen Friedrich Ulrich (1613—1634). Durch sein Laster 
unfähig geworden, die Regierungsgeschäfte ausreichend zu ver- 
sehen*), sah er sich bald umgeben von einer Olique von Höf- 


‘!) Es sind in dieser Zeit mehrere Landtage in Gandersheim ge- 
halten, vgl. S. 113 f. Anm. 4. — Ihre Bedeutung tritt jedoch hinter dem im 
Text erwähnten merklich zurück, und es ist deshalb, wenn vom Ganders- 
heimer Landtag ohne Zusatz gesprochen ist, immer der vom 10. Oktober 
1601 gemeint. 

?) Der Erwerb des Fürstentums Grubenhagen (1596) war nur von 
kurzer Dauer; 1617 musste es der Lüneburger Linie herausgegeben werden. 
Es ist deshalb hier nicht weiter darauf einzugehen. 

®) Literatur: Spittler, Geschichte I, 285 f. (Sämtl. Werke VI, 
199 #); Havemann JJ, 402 ff.; Schlegel, Kirchengeschichte II, 304 fi. 

*) In einem Schreiben des Königs von Dänemark an den Herzog; 
das den Titel „Königlicher Wecker“ führt, sagt der König ganz offen, 
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lingen, Angehörigen der ersten adligen Familien des Landes!), 
welche die Zügel ihm aus der Hand nahmen?), im Lande mit 
dreister Willkür regierten und auf nichts als auf ihren eigenen 
Vorteil bedacht waren). Als diese Kamarilla nach jahre- 
langer Misswirtschaft mit grossem Skandal aus der Nähe des 
Herzogs entfernt wurde (1622), hatte die Zeit des Dreissig- 
jährigen Krieges begonnen, welche gerade für Calenberg- 
Wolfenbüttel eine Zeit namenlosen Elends bedeutete. Die 
Unentschlossenheit und Unfähigkeit der Regierung, auch in 
der äusseren Politik, brachte es dahin, dass man sich zwischen 
alle Stühle setzte, und dass, da man sich zu eigenen kraftvollen 
Schritten nicht aufraffen konnte, die Lande von jedem durch- 
ziehenden Feinde gebrandschatzt und verwüstet wurden®). Der 
Bischof von Hildesheim benutzte diese völlige Hilflosigkeit 
seiner mächtigen Nachbarn, um sich für die vor gerade einem 


der Herzog sei so in steter Völlerei, dass er schwerlich zu sich selbst 
kommen könne. Spittler, Geschichte I, 391 Anm. q (Sämtl. Werke VI, 
277 Anm. 2). 

!) Das Haupt dieser Clique war Anton von der Streithorst, nach 
dem man auch wohl von der Streithorstschen Partei spricht. 

?) Der Herzog musste schriftlich versprechen, „keine Briefe oder 
Schriften daran etwas gelegen, unterschreiben oder vollziehen zu wollen, 
ehe solche von seinem geheimsten Rate und Oberhofmeister samt dessen 
Zugeordneten durchgelesen und erwogen worden“. G. Ph. v. Bülow, 
Beiträge zur Geschichte der Braunschweig-Lüneburgischen Lande und 
zur Kenntnis ihrer Verfassung und Verwaltung. Braunschweig 1829, 169. 

?) Der Königliche Wecker (oben 8.117 f. Anm. 4) sagt von einem Mit- 
gliede dieser Olique, „er passe zur Regierung wie der Wolf zum Schaf- 
hirten“, von einem anderen, „sein Name wäre zu seinem Glücke in der 
Stille geblieben, wenn er sich nicht zur Landdrostschaft wie die Sau zum 
Tanze hätte schmücken lassen,“ und endlich, „wie der Augenschein ergebe, 
verstehe er sich blos auf Ungerechtigkeit, Tyrannei und Leuteschinden, 
und sei ein recht grober starker Rekel“. — Eine anschauliche Schilderung 
dieser unglücklichen Zustände bei Spittler, Geschichte I, 398 ff. (Sämtl. 
Werke VI, 281 ff). Siehe auch Beste 170 f. 

*) Eine treffliche Darstellung bei Spittler, Geschichte I, 420 ff. 
(Sämtl. Werke VI, 297 ff.). 
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Jahrhundert seinen Vorgängern auf dem bischöflichen Stuhle 
angetane Unbill zu rächen. Er betrieb seinen Prozess auf 
Herausgabe der ihm geraubten Territorien mit neuem Eifer, 
und tatsächlich erging auf sein Betreiben am 7. Dezember 
1629 in jenem fast hundert Jahre währenden Prozesse die 
Entscheidung des Reichskammergerichts dahin, dass der Herzog 
das grosse Stift an Hildesheim restituieren müsse. Etwa zu 
gleicher Zeit erliess der Kaiser das berüchtigte Restitutions- 
edikt, das den Herzog gleichfalls schwer treffen musste, da 
die Reformation seines Territoriums erst verhältnismässig spät 
geschehen war!). Damit indes nicht genug. Tilly erwarb 
eine Schuldforderung gegen den Herzog und suchte sich des- 
wegen aus dem Lande des Herzogs zu befriedigen. Man war 
am kaiserlichen Hof sogar drauf und dran, Tilly mit dem 
ganzen Fürstentum Calenberg zu belehnen, und schon hatte 
sich dieser in einigen Aemtern als Landesherr huldigen lassen, 
als es endlich gelang, das Aeusserste abzuwenden?). Die Folge 
war allgemeiner Wirrwar; im Lande — soweit es nicht über- 
haupt in Feindes Hand war — herrschte Anarchie’). Lange 
Zeit hindurch funktionierten nicht einmal mehr die Zentral- 
behörden. 


VI. 1634 starb mitten in den ärgsten Wirren Friedrich 
Ulrich, der Letzte dieser Linie. Er hatte es verstanden, alles, 


!) Damit ist die Zahl der Gebietsverluste Friedrich Ulrichs aber 
noch nicht erschöpft. Unter anderem musste er infolge einer Entschei- 
dung des Reichskammergerichts 1617 das Herzogtum Grubenhagen, das 
Heinrich Julius 1596 an sich gezogen hatte, der (älteren) Linie Lüneburg 
herausgeben. 


?) Wohl nicht ganz zutreffend ist die Angabe verschiedener Schrift- 
steller, der Kaiser habe Tilly wirklich das ganze Fürstentum Calenberg 
geschenkt. So Uhlhorn, Kirchengeschichte 92; Spittler, Geschichte 
I, 459 (Sämtl. Werke VI, 324). Richtig: v. Heinemann, III, 76; 
Havemann IJ, 600 f; Schaumann 220; Beste 207. 


®) Eine anschauliche Schilderung dieser Zustände bei Beste 
210 f.; wenn vielleicht auch etwas allzu trübe. 
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was sein Vater Heinrich Julius, sein Grossvater Julius und 
nicht zum mindesten sein Urahn Heinrich der Jüngere in un- 
ermüdlichem Eifer und mit zäher Energie geschaffen hatten, 
in den 20 Jahren seiner Regierung von Grund aus zu zer- 
stören. 


$ 12, 
Die Kirchenordnung von 15692). 


I. Die gesetzliche Grundlage für die erste Entwicklung 
der lutherischen Kirche in Oalenberg- Wolfenbüttel bildet die 
1569 von Herzog Julius für Wolfenbüttel erlassene, 1584 auf 
Calenberg ausgedehnte?) Kirchenordnung, welche heute noch 
in Calenberg gilt, während sie in Wolfenbüttel im Jahre 1709 
durch eine andere, dort heute noch geltende Ordnung ersetzt 
wurde. 


!) Literatur: Schlegel, Kirchenrecht, insbesondere I, 35 ff.; 
derselbe, Kirchengeschichte II, 265 f#f.; Krusch, Entwicklung Iund II; 
Beste 68 ff. 

?) Zitiert nach der offiziellen Gesetzessammlung: Chur-Braunschweig- 
Lüneburgische Landesordnungen und Gesetze, auf... Allergnädigsten 
Befehl zusammengetragen und an das Licht gegeben. Zum Gebrauch 
der Fürstentümer, Graf- und Herrschaften Calenbergischen Teils. 4 Partes, 
8 Capita. Göttingen 1739/40 (CC C), P(ars) I C(aput) I No. 1, 1f#f. Ferner 
abgedruckt, wenn auch unübersichtlich und lückenhaft bei Richter, 
Ev. Kirchenordnungen II, 318 ff. Vgl. Friedrich Koldewey, Die 
verschiedenen Ausgaben der Kirchenordnung des Herzogs Julius von 
Braunschweig-Wolfenbütte. ZHVNieders 1887, 260 ff. 

Diese Ausgaben geben den Text sämtlich in der revidierten Fassung 
vom Jahre 1615. Es konnte trotzdem auch für die ältere Zeit danach 
zitiert werden, weil die Aenderung von 1615 sich lediglich auf eine einzige 
Stelle in der Glaubenslehre beschränkte, wo einige Worte im Artikel 
über die Taufe geändert wurden. Schlegel, Kirchenrecht I, 37. — 
Carl v. Schmidt-Phiseldeck, Das evangelische Kirchenrecht des 
Herzogtums Braunschweig ?, Wolfenbüttel 1903 erwähnt diese Aenderung 
nicht einmal. 

®) Siehe oben S. 113; besonders Anm. 3 und 4. 
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Da in der Praxis mannigfache Abweichungen von den 
Bestimmungen der Ordnung vorkamen!), sie sogar bei ihrem 
Erscheinen in verschiedenen Punkten überhaupt nicht zur Ein- 
führung gebracht wurde, erscheint es zweckmässig, zunächst 
eine Skizze der kirchlichen Verfassung zu geben, wie sie die 
Kirchenordnung beabsichtigte. 


II. Abgesehen von den hier nicht interessierenden per- 
sönlichen Prärogativen des Herzogs?) liefen alle Fäden des kirch- 
lichen Lebens in dem herzoglichen Konsistorium zu Wolfen- 
büttel zusammen?). Es führte die uneingeschränkte Aufsicht 


') Das erhellt unter anderem aus den Bestimmungen des Ganders- 
heimer Landtagsabschiedes vom 10. Oktober 1601, wo sub 1 (CCC 
p. IV e. VIIL 2) bestimmt wurde, dass es hinsichtlich der Zeremonien 
bei den Vorschriften der Kirchenordnung der Herzogin Elisabeth sein 
Bewenden haben solle. Also war die Wolfenbütteler Kirchenordnung in 
diesem Punkte selbst unter dem Nachfolger des Herzogs Julius noch nicht 
eingeführt. Vgl. auch die Landtagsbeschwerden auf dem Landtage zu 
Elze, zitiert bei Spittler (nur) in sämtl. Werken VI, 210 Anm. 2. 
Uhlhorn, Kirchengeschichte 91. — Auch der Herzog selbst setzte 
sich da, wo es ihm passte, über seine eigene Kirchenordnung einfach 
hinweg, so bei der Behandlung des Klostergutes. Krusch, Entwicklung 
Tuer 

2) Die Kirchenordnung bestimmte darüber gar nichts. Wenn man 
nur sie ansieht, so sollte man meinen, der Herzog habe überhaupt nichts 
zu bestimmen gehabt. Tatsächlich erledigte er alle wichtigen Ange- 
legenheiten; freilich im allgemeinen nicht die Anstellung der Geistlichen. 
Eine gesetzliche Regelung fand erst statt unter Herzog Johann Friedrich 
durch die Verordnung vom 8. November 1679, abgedruckt bei Schlegel, 
Kirchenrecht I, Beilage III, 493 ff. und dann umfassend durch die Regi- 
mentsordnung des Herzogs Ernst August von 1680, abgedruckt bei 
Spittler, Geschichte II, Beilage XIL, 116 fi. Näheres Schlegel, 
Kirchenrecht I, 103 ff. 

3) Es ist nicht ganz klar, ob die Kirchenordnung das Konsistorium 
bei allen Angelegenheiten in gleicher Weise besetzt haben wollte, oder ob 
nicht vielmehr die causae mixtae vom Konsistorium ohne Zuziehung der 
theologischen Mitglieder behandelt werden sollten. So anscheinend Calen- 
berger Kirchenordnung s. t.: „Verordnung des Kirchenrats oder Consi- 
storü ete.* (CCC p.Ic.INo.I, 275). Diese letzte Regelung ist die der 
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über alle kirchlichen Angelegenheiten des Landes, quoad spiri- 
tualia et temporalia; es hatte die „oberste Superintendenz und 
Inspektion“ !); es prüfte die Kandidaten?), verlieh ihnen eine 
Pfarre’), beaufsichtigte — durch seine Gehilfen, die Super- 
intendenten, — ihre Lehre und ihren Wandel®), es entschied 
ihre Prozesse’), strafte ihre Vergehen‘) und entsetzte sie im 
Falle der Unwürdigkeit”). Nicht minder lag die Aufsicht 


Württembergischen Kirchenordnung von 1559. (Richter, Ev. Kirchen- 
ordnungen II, 216 ff.). Hiervon scheint aber absichtlich in der Calenberger 
Kirchenordnung von 1569 abgewichen zu sein. Vgl. z. B. daselbst im 
selben Abschnitt anfangs (l. c. 273) und oft. Dazu Krusch, Entwicklung 
II, 102. — Jedenfalls machte die Praxis einen Unterschied in der Be- 
handlung der einzelnen Sachen nicht. Das ist denn auch im folgenden 
zu Grunde gelegt. Im Uebrigen ist die Frage für die vorliegende Ab- 
handlung nur von untergeordneter Bedeutung. 


!) Calenberger Kirchenordnung s. t.: „Verordnung des Kirchenrats 
oder Consistörü ete.“ (C’COp.Ic.INo.]l, 273 £.). 


?) Ebenda s.t: „Wie alle Pfarren und Kirchenämter besetzt werden 
sollen“ (l. ec. 219). 


?) Ebenda s. t.: „Von der Election und Examine der Kirchendiener“ 
(l. c. 238). Die Rechte des Landesherrn gegenüber denen des Konsi- 
storiums waren rechtlich nicht abgegrenzt, wie das ja auch nach den 
Grundsätzen damaliger Staats- und Kirchenverfassung gar nicht anders 
denkbar war. Es blieb deshalb dem Landesherrn jederzeit das Recht, 
die Besetzung der Pfarren selbst vorzunehmen oder auch das Konsistorium 
generell anzuweisen, die Vergebung von Pfarren nicht ohne sein Ein- 
verständnis vorzunehmen. 


‘) Ebenda s. t.: „Verordnung des Kirchenrats oder Consistorii ete.“ 
(l. c. 274 £.). 


5) Ebenda s. t.: „Immunitates und Freiheiten der Kirchendiener“. 
(1. 0. 241: 2.). 

®) Ebenda, Superintendenz-Ordnung, s.t.: „Was den Superintendenten 
nach gehaltener Inquisition ferners gebühre zu handeln“ (l. ce. 252 f.). 

?) Ebenda s. t.: „Vom Synodo, wie und wann ein gemeiner Conventus 
des Öonsistorii bei unser Kanzlei, der Superintendenz halber, gehalten 
soll werden“ (1. ec. 269 £.). — Bei dieser Gelegenheit mag angemerkt werden, 
dass die Bezeichnung „Synodus“ für den „gemeinen Oonventus“ des Konsi- 
storiums demnach nicht, wie vielfach angenommen wird, zuerst in der 
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über die weltlichen Angelegenheiten der Kirchen letzten Endes 
beim Konsistorium!). Die Kirchenrechnungen waren ihm sämt- 
lich zur Superrevision einzureichen?), und seine Monita for- 
derten unbedingten Gehorsam®). Kirchliche Bauten konnten 
nur mit konsistorialer Zustimmung ausgeführt werden‘), wäh- 
rend das Konsistorium selbst vor Anordnungen von Ausgaben 
aus dem Kirchengut, insbesondere vor Anordnung baulicher 
Verbesserungen, niemanden zu fragen oder zu hören brauchte. 
Ja, zu den Gemeinden selbst trat das Konsistorium in Be- 
ziehung: die letzten Massregeln zur Aufrechterhaltung der 
Kirchenzucht wurden vom Konsistorium getroffen’); auch 
entschied es die geistlichen Prozesse, insbesondere die Ehe- 
streitigkeiten ®). 

III. Dem Konsistorium waren zur Erfüllung seiner man- 
nigfaltigen Obliegenheiten in den General- und Spezialsuper- 
intendenten”) Hilfsorgane beigegeben®). Selbständigkeit gegen- 


grossen sächsischen Kirchenordnung von 1580 angewandt ist, sondern in 
der Calenberger Kirchenordnung von 1569, deren Württembergisches Vor- 
bild diesen Ausdruck noch nicht enthält. 

!) Ebenda s. t.: „Verordnung des Kirchenrats oder Consistorii ete.“ 
(1,09976.8.). 

?2) In so fern geht es wohl zu weit, wenn es bei Fridericus 
Esaias a Pufendorf, Observationes juris universi IV. (Editio novis- 
sima. Hanoverae MDCOCLXXXIV) Obs. VII, 22 heisst: „Etsi in Ordi- 
natione Ecelesiastica Ducis Julii de rationibus ecelesiasticis nihil cavetur, 
tamen ...*“ — Für die Rechnungsabnahme durch den Amtmann (bezw. 
Superintendenten) trifft das gewiss zu (darüber eingehend unten im 
Text), nicht aber für die Revision in höherer Instanz durch das Kon- 
sistorium. 

2) Ebenda, tit. cit. (l. c. 277 u. 278). 

*, Ebenda, tit. eit. (l. ec. 277). 

5) Ebenda s.t.: „Censur und Disciplin der Kirchen“ (l, ce. 264 £.). 

6) Näheres unten im Text sub VIII—X dieses Paragraphen. 

”) Siehe das Verzeichnis der Superintendenten: Calenberger Kirchen- 
ordnung s. t.: „Verzeichnis, was einem jeden General für Spezialsuper- 
intendenten ... befohlen werden“ (l. c. 259 ff.). 

®) Der oberste Geistliche des Landes war der Generalissimus Super- 
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über dem Konsistorium kam ihnen im allgemeinen nicht zu!). 


intendens zu Wolfenbüttel. Abgesehen von der Tatsache seiner Bestellung 
(Superintendenz-Ördnung s. t.: „Verzeichnis, was einem jeden General 
für Special-Superintendenten .. . befohlen werden“; CCCp.Ic.] 
No. I, 259) erwähnt die Kirchenordnung nur seine Teilnahme am Kon- 
sistorium (8. t.: „Vom Synodo“, und „Verordnung des Kirchenrats“, 
l. c. 269 bezw. 273). — Näheres über seine Stellung nach den Ansichten 
der Verfasser der Kirchenordnung und über die spätere Entwicklung 
dieses kirchlichen Amtes, das zu mancherlei Zweifeln und Streitig- 
keiten Anlass gegeben hat, bei Krusch, Entwicklung II, 105 f. — Einen 
interessanten Beitrag zur Geschichte dieses Amtes bietet „des Kanzler 
Schwarzkopffs zu Braunschweig Bedenken von Einrichtung des juris 
circa sacra“, abgedruckt in (Thomasii) „Ernsthafte, aber doch muntere 
und vernünftige Thomasische Gedanken und Erinnerungen über aller- 
hand auserlesene juristische Händel“, (4 Tle. Halle 1720 ff.) II, 352, 
bes. S XV. 

') Bei Beurteilung der Stellung der Superintendenten bedarf, hier 
wie überall, ein Gesichtspunkt besonderer Beachtung, der meines Er- 
achtens sehr zum Nachteil der Forschungen auf dem Gebiete der Ent- 
wicklung des Superintendentenamts bisher in der Literatur wenig be- 
achtet wurde: der Unterschied zwischen den Superintendenten, welche 
vor Einführung der Konsistorien eingesetzt wurden (der erste Super- 
intendent 1525 in Stralsund, besser wohl 1527 in Chursachsen — vgl. 
Heinrich Nobbe, Das Superintendentenamt, seine Stellung und Auf- 
gaben nach den evangelischen Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts, 
ZKG XIV, 412 ff. — das erste Konsistorium in Chursachsen 1537) und den 
Superintendenten, welche von vornherein als Hilfsorgane der Konsistorien 
gedacht waren. 

Das Amt der Superintendenten der ersteren Art ist gewissermassen 
herausgenommen aus dem geistlichen Pfarramt; es hat wie dieses nur 
geistliche Funktionen. Der Superintendent ist Aufseher über Leben und 
Wandel der Geistlichen, er wacht über die Gleichmässigkeit der Lehre. 
Alles andere, sei es auch rein kirchliche Angelegenheit, liegt ihm fern. 
(Von der Zuständigkeit in Ehesachen mag hier einmal abgesehen werden.) 
Treffend für diese ältere Auffassung die Hamburger Kirchenordnung von 
1529 Art. XII. sub tit.: „Van dem arbeide der Prädicanten“... „schall 
de gantze Sake aller Prediger ... nicht tho herrschende (den solcke 
Prälaten konen wy woll entbehren), sunder so veel de Lehre und Einich- 
heit bedript, dorch de Erwehlere werden bevahlen, up tho sehende, wat 
man leret ...“ (Richter, Kirchenordnungen I, 130). 

Das Amt der späteren Superintendenten ist nicht abgetrennt aus 
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Ueber die Generalsuperintendenten ist wenig Besonderes zu 
sagen. Sie hatten Aufsichtsbefugnisse gegenüber den Spezial- 


dem Pfarramt, sondern aus der Kompetenz des Konsistoriums; der 
Superintendent ist commissarius Consistori. Nun hatten aber die Kon- 
sistorien ein Aufsehen über alle die Kirche berührenden Angelegen- 
heiten. So hat denn das Amt dieser Superintendenten auch die Ten- 
denz nach vollständiger Umfassung alles Kirchlichen. — Die Frage 
wird dadurch etwas komplizierter, dass es in der ersten Zeit auch Kon- 
sistorien mit rein geistlichen Kompetenzen gegeben hat. Vgl. darüber 
die ausgezeichneten Ausführungen Karl Müllers, Die Anfänge der 
Konsistorialverfassung im lutherischen Deutschland. Historische Zeitschrift 
CH, 109, 1. 

Durch die Beachtung dieses Unterschiedes zwischen Superintendenten 
älterer und neuerer Art würde insbesondere die Arbeit Nobbes wesent- 
lich gewonnen haben. — Eine nähere quellenmässige Ausführung dieses 
hier nur angedeuteten Gesichtspunktes behalte ich mir vor. 

In Braunschweig-Wolfenbüttel und in Calenberg hat es, — abge- 
sehen von den Superintendenten in Wolfenbüttel unter der kurzen Regie- 
rung der Schmalkaldischen Bundesgenossen (1542— 1545); vgl. Instruktion 
an die Visitatoren d. d. Wolfenbüttel, 10. Oktober 1542 bei Kayser, 
Reformationsvisitationen 16 — nur Superintendenten der zweiten Art ge- 
geben. Es wäre deshalb gewiss unrichtig, zu verkennen, dass auch dort 
die ganze Anlage des Superintendentenamts nach einer vollständigen 
Aufsicht über alles Kirchliche tendierte, entsprechend der Stellung des 
Konsistoriums; freilich mit der Beschränkung, die sich aus der Unter- 
ordnung unter die kirchlichen Instanzen höheren Grades von selbst ergab. 
Damit ist es aber sehr wohl vereinbar, wenn im Text angenommen wird, 
dieses Grundprinzip sei nur mit wesentlichen Einschränkungen zur Durch- 
führung gekommen: in der Kirchenordnung, weil sie durch Ver- 
mittlung der Württembergischen Kirchenordnung von 1559 auf Be- 
stimmungen aus einer Zeit zurückging, wo es wohl Superintendenten 
(= Dekane, siehe unten S. 130 Anm. 2), nicht aber Konsistorien gab; — 
in der Praxis, weil diese Tendenzen in Widerspruch standen mit einer 
althergebrachten und in der Praxis eingebürgerten Kompetenzverteilung, 
welche nach anderen Gesichtspunkten orientiert war. Gerade dieser 
Widerspruch zwischen dem Grundcharakter des Superintendentenamts 
und seiner praktischen Gestaltung ist im Text als der Kernpunkt der 
Entwicklung angesehen. 


Die Unselbständigkeit der Superintendenten ist sehr scharf, für 
die neuere Zeit sogar bis zur Unrichtigkeit übertrieben, hervorgehoben 
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superintendenten!), im übrigen vor ihnen lediglich gewisse 
Vorrechte auf geistlichem Gebiete voraus?), die hier nicht 
interessieren?). Die Spezialsuperintendenten hatten die Auf- 
sicht über die Geistlichen und Gemeinden ihres Sprengels ?). 
Hervortretende Mängel konnten sie rügen, auch Geistlichen 
Verweise erteilen ’), aber alle irgendwie bedeutsamen Mass- 
regeln blieben dem Konsistorium vorbehalten °) ”). Ein Gleiches 


in dem (ungedruckten) Bericht des hannoverschen Konsistoriums an das 
Ministerium vom 10. Januar 1854 (siehe oben 8. 9 Anm. 1), wo es heisst: 
„Der Superintendent war nur ein Werkzeug des Kirchenregiments; er 
war Gehülfe;, er war Commissarius des Consistorii. Eine sogenannte 
jurisdictio ecclesiastica stand und steht ihm nicht zu. Er war und ist 
keine Kirchenbehörde, keine Behörde erster Instanz, wie etwa ein 
Kgl. Amt in der politischen Verwaltung. Das Consistorium war und ist 
die kirchliche Regierung und hatte und hat nach wie vor seine Gehülfen, 
Werkzeuge und Commissarien in den Superintendenten“, 


') Calenberger Kirchenordnung, Superintendenz-Ordnung, s. t.: 
„Der General Superintendenten Offieium“, init. (CCCp.Ie.INo.], 
254 ff). Siehe Krusch, Entwicklung II, 101. — Vgl. auch unten 
Anm. 7. 


°) Beispielsweise bei der Kirchendisziplin. Calenberger Kirchen- 
ordnung, Superintendenz-Ordnung, s. t.: „Was den Superintendenten 
nach gehaltener Inquisition ferners gebühre zu handeln“. (CC Cp.IclI 
No. I, 252). 

’) Eine Zusammenstellung bei Schlegel, Kirchenrecht II, 430 ff. 


*) Vgl. ebenda, Superintendenz-Ordnung, s. t.: „Visitation Super- 
intendenz bei den Kirchen“ initio (1. c. 245). 


’) Ebenda, Superintendenz-Ördnung, s.t.: „Was den Superintendenten 
nach gehaltener Inquisition ferners gebühre zu handeln“ (l. c. 252). 


°) Ebenda. 


‘) Ursprünglich standen, wie erwähnt, zwischen dem Konsistorium 
und den Spezialsuperintendenten noch die Generalsuperintendenten. Aber 
schon bald (Ende des 16. Jahrhunderts) wurden die Generalsuperinten- 
denten auf die ihnen in der Kirchenordnung speziell beigelegten Befug- 
nisse beschränkt, während die Spezialsuperintendenten in direkten Ver- 
kehr mit dem Konsistorium traten, was zwar der offenbaren Absicht der 
Kirchenordnung zuwider, von ihr aber nicht ausdrücklich ausgeschlossen 
war. Schlegel, Kirchengeschichte II, 334 f. — Mit Rücksicht auf das 
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galt für die Handhabung der Kirchendisziplin, die zwar in 
erster Linie den Pastoren überlassen blieb, denen sie aber 
eventuell mit Rat und Tat zur Seite zu stehen hatten }). 

Neben ihrer eigenen pfarramtlichen Tätigkeit war ihre 
hauptsächlichste Amtsobliegenheit die Abhaltung der jährlich 
zweimal ?) stattfindenden Spezialvisitation. Hierbei sollten sie 
sich — wie ja auch heute noch — von dem Zustande der 
Pfarre und der Gemeinde in jeder Hinsicht Kenntnis ver- 
schaffen ®). Aber, was sie nicht durch mündliche Rücksprache 
mit dem Pfarrer oder dem Amtmann ohne weiteres gütlich 
erledigen konnten, das sollten sie dem Konsistorium unter- 
breiten ®). 

Mehr noch als bei der Visitation kam bei den übrigen 
Amtsobliegenheiten des Superintendenten seine Unselbständig- 
keit gegenüber dem Konsistorium zum Ausdruck. Ihm war 
die Introduktion der Pfarrer seines Sprengels vorbehalten, 
aber er nahm sie nur vor auf Befehl und nomine consistorii ?). 
Ihm war es vorbehalten, geistliche Klagen anzunehmen, auch 
(zusammen mit dem Amtmann) die Güte unter den Parteien 
zu versuchen ®); aber in deren Entstehung (d.h. Misslingen) 
musste er die Akten dem Konsistorium weiterreichen ”), welches 
das weitere veranlasste. Waren die Parteien weit ab, so 


demnach nur vorübergehende Dazwischentreten der Generalsuperinten- 
denten ist deren im Text nicht weiter gedacht. 

') Ebenda, s. t.: „Censur oder Disciplin der Kirchen“ (l. c. 263 ff.). 

?) Ebenda, s. t.: „Visitation und Amt der Special-Superintendenten“. 
Erstlich (l. c. 246). Siehe 8. 170. 

3) Siehe die Kirchenvisitationsfragen s.t.: „Artikel, worauf die Spe- 
eiales ihre Visitation richten sollen“ (1. c. 246 ff.). 

*) Ebenda s.t.: „Was den Superintendenten nach gehaltener In- 
quisition ferners gebühre zu handeln“ (1. c. 252). 

5) Ebenda s. t.: „Von der Election und Examine der Kirchendiener“ 
(1.2. 227 u.,233). 

6) Ebenda s. t.: „Immunitates und Freiheiten der Kirchendiener“ 
(1. ec. 241). 

”) Ebenda. 
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sollte das Konsistorium ihn (und den Amtmann) zur Vor- 
nahme einzelner Prozesshandlungen — Zeugenvernehmungen 
usw. — kommittieren; aber er handelte dann eben nur vi 
commissionis, nomine consistori. Entscheidungen durfte er 
nicht treffen. 

Hervorzuheben ist, dass nirgends in der Kirchenordnung 
dem Superintendenten entscheidende Anordnungen über das 
Kirchengut zugewiesen werden !). Wo er einmal in Verbindung 
damit gebracht ist, wird er tätig in Ausübung seiner Aufsicht 
über die Versorgung der Pfarrer, und zwar ausschliesslich in 
deren Interesse ?). 


IV. Wie unten darzulegen, hatte auch der Amtmann 
(Gerichtsherr) allerhand kirchliche Befugnisse. Im Gegensatz 
zum Superintendenten aber war er nicht eigentlich kirchlicher 
Beamter. Weisungen des Konsistoriums oder sonstiger Be- 
hörden brauchte er weder vorher einzuholen noch überhaupt 
entgegenzunehmen. 

Man findet fast überall in der Spezialliteratur einen Hin- 
weis auf den Schirm und Schutz der Kirche durch das 
bracchium saeculare. Dieser Hinweis ist zwar an sich nicht 
unzutreffend. Gewiss! Auch die Kirchenordnung hat Bestim- 
mungen, welche die weltliche Obrigkeit als Hilfsorgan der 
Kirche erscheinen lassen ®). Dahin gehört die Verpflichtung 
des Amtmanns, für vollzähliges Erscheinen der Gemeinde zur 
Visitation Sorge zu tragen*) und die Eltern anzuhalten, dass 


!) Mit Recht zählt deshalb Krusch, Entwicklung II, 100, unter 
den Öbliegenheiten der Superintendenten nur rein geistliche Ange- 
legenheiten auf — einschliesslich der unten zu besprechenden Spezial- 
visitation. 

?) Ebenda, Superintendenz-Ordnung s. t.: „Was den Superintendenten 
nach gehaltener Inquisition ferners gebühre zu handeln“ (l. c. 253 £.). 

®) Vgl. die allgemeine Bestimmung in der Calenberger Kirchen- 
ordnung s.t.: „Immunitates und Freiheiten der Kirchendiener“ in fine 
(1. c. 244 £.). 

*) Ebenda s.t.: „Visitation und Amt der Special-Superintendenten“. 
Zum Dritten (l. c. 246). 
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sie ihre Kinder zur Katechismuslehre schicken !); auch die 
ihm obliegende Vollstreckung der Urteile geistlicher Gerichte ?). 
Es mag auch zugegeben werden, dass die Kirchenordnung 
selbst bei Erwähnung der weltlichen Obrigkeit in erster Linie 
an die Gewährung von Schirm und Schutz im kanonischen 
Sinne gedacht); aber es ist irrig, alle oder auch nur die 
wesentlichsten Bestimmungen hierauf zurückführen zu wollen ®). 
Irrig in doppelter Hinsicht: 

Die meisten Bestimmungen über die weltliche Obrigkeit 
rühren her aus der württembergischen Kirchenordnung von 
1559 °). Verfolgen wir ihre Entstehung auf württembergischem 
Boden weiter, so sehen wir, dass man dort zunächst zwei 


!) Ebenda, Superintendenz-Ordnung, s. t.: „Artikel, worauf die 
Speciales ihre Visitation richten sollen“. Untertitel: „Von der Lands- 
und Kastenordnung“. Frage 3 (l.c. 249). 

2) Vgl. auch „des Kanzler Schwarzkopffs Bedenken“ (oben S. 123 f. 
Anm. 8). 

3) So richtig Schlegel, Kirchenrecht II, 460. — Vgl. auch die 
daselbst angeführte Stelle der Instruktion vom 23. Februar 1589. 

%) Abwegig die Ansicht Nobbe’s (Superintendentenamt ZKG XIV 
(1895), 564 £.): „Da sehen wir von den ältesten Zeiten her die kirchen- 
rechtliche Auffassung bestätigt, wonach der Amtmann als Vertreter des 
Lehns- und Gerichtsherrn fungiert, während der Superintendent an Stelle 
des Landesherrn als des Landesbischofs steht“. — Gegen eine derartige 
Auffassung schon Schlegel, Kirchenrecht II, 464. — Tatsächlich gab 
es im 16. Jahrhundert einen Unterschied zwischen dem Landesherrn als 
Lehns- und Gerichtsherrn und als Landesbischof überhaupt nicht. Auch 
in kirchlichen Angelegenheiten handelte der Landesherr nur kraft seiner 
landesherrlichen Gewalt. Deshalb waren Amtmann und Superintendent 
beide „Vertreter des Landesherrn“, und es ist nicht ersichtlich, wes- 
halb der Landesherr zu bestimmten Geschäften zwei Vertreter deputiert 
haben sollte. 

5) Siehe zum Folgenden: Württembergische Kirchengeschichte, 
herausgegeben vom Calwer Verlagsverein, Calw und Stuttgart 1893, be- 
sonders 3886 ff; H. Hermelink, Geschichte des allgemeinen Kirchen- 
guts in Württemberg. Württembergische Jahrbücher für Statistik und 
Landeskunde; herausgegeben vom Kgl. Statistischen Landesamt. Jahr- 
gang 1903. Stuttgart 1904, 1, 78 fi.; 2,1 ff. 
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„Superintendenturbeamte“ !) hatte, den decanus als Super- 
intendenten ?), allerdings mit ausschliesslich spiritualen Funk- 
tionen ?), und den „camerarius“, zugleich als „vice-decanus“ 
gedacht *). Der camerarius war Beamter der Kirche; er wurde 
beispielsweise von den „Kapiteln“ gewählt?) wie der decanus 
selbst ©), aber er war kirchlicher Beamter für die Temporalien’’). 
Seine Vertretungsfunktion als vice-decanus mag hier ausser acht 
bleiben. 

Die volle kirchliche Gewalt (seiner Stufe), welche doch 
spiritualia und temporalia umfasste, wurde also nicht allein 
vom decanus, dem späteren Superintendenten, sondern von ihm 
und dem camerarius gemeinsam repräsentiert. Später ist aus 
den Kirchenordnungen der camerarius verschwunden und an 
vielen Stellen dafür einfach die Bezeichnung „Amtmann“ 


') Es handelte sich nicht um Neuschaffungen des reformatorischen 
Kirchenrechts, vielmehr waren schon in katholischer Zeit die Aemter des 
Dekans und Kämmerers mit im wesentlichen analoger Zuständigkeit vor- 
handen. Württembergische Kirchengeschichte 210. 


?) Die Synodalordnung von 1547 kannte Superintendenten und unter 
ihnen Dekane und camerarii. Den Superintendenten entsprachen im 
„Summarischen Begriff“ von 1559 die Generalsuperintendenten, welche die 
Synodalordnung dem Namen nach nicht kannte. Die Funktionen der 
Dekane lagen im Summarischen Begriff den Spezialsuperintendenten ob. 
Das Amt des camerarius ging in seiner bisherigen Bedeutung ein; die 
Funktionen wurden zumeist dem Amtmann beigeleet. Vgl. Nobbe, 
Superintendentenamt 424 


®) Württembergische Synodalordnung von 1547 s.t.: „Vom Amt 
eines Dekans und, was ihm befohlen sein soll“. (Richter, Ev. Kirchen- 
ordnungen II, 94). 


*) Ebenda s. t.: „Von der Wahl eines camerarii, und was sein Amt 


) 
(l.c. II, 95). 
°) Ebenda. 


€) Ebenda s.t.: „Was man für Personen zu Dekanen nehmen, und 
wie sie erwählt werden sollen“. 3. Absatz. (l.c. II, 94). 


sei”. 


”) Ebenda. — Näheres über das Amt des camerarius: Nobbe, 
Superintendentenamt 423 ff. 
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gesetzt !), sodass jetzt die dem rein kirchlichen Beamten zu- 
gedachten (weltlichen) Kirchenangelegenheiten dem weltlichen 
Beamten zukamen, dessen Funktionen also nicht aus seiner 
kirchlichen Vogtei, sondern aus seiner Nachfolge in die Ge- 
schäfte des camerarius abzuleiten sind. 

Noch eine zweite Eigentümlichkeit der Kirchenordnung 
rührt aus Württemberg her: die scharfe Trennung der geist- 
lichen und weltlichen Angelegenheiten der Kirche und die 
grosse Dürftigkeit an Bestimmungen über die letzteren. In 
Württemberg wurden über das Kirchengut den dortigen eigen- 
artigen politischen Verhältnissen entsprechende eigenartige Be- 
stimmungen getroffen, welche den Endzweck hatten, das Kirchen- 
gut (ganz oder zum Teil) in den Dienst des Staates zu stellen. 
Es fand eine Art Säkularisation statt, wobei freilich zu 
beachten ist, dass der Hauptzweck des säkularisierten Gutes 
nach wie vor in der Versorgung der Kirche bestehen sollte. 
Das Kirchengut wurde zum grossen Teil dem Einfluss der 
Kirche entzogen und weltlichen Beamten unterstellt; es schied 
damit im wesentlichen aus dem Kreise der Gegenstände 
kirchlicher Gesetzgebung und Verwaltung aus. Infolgedessen 
waren auch der Bestimmungen der württembergischen Kirchen- 
ordnung von 1559 über das Kirchengut nur wenige. Man 


') Beispiel: In der Württembergischen Synodalordnung von 1547 
s.t.: „Auf nachfolgende Weise soll ein neuer Pfarrer oder Diacon vom 
Decan eingeleibt werden“ (Richter, Kirchenordnungen II, 94) heisst 
es: „Erstlich soll ohne Verzug und Fürderlichkeit..... der decanus kommen 
mit dem camerario ... als Gezeugen der Handlungen und den neuen 
Pfarrer... mitbringen“. In dem Württembergischen Summarischen Be- 
griff von 1559 s. t.: „Auf welche Weise ein neuer Kirchendiener von dem 
Superintendenten seiner Kirchen commendiert, eingeleibet und installiert 
werden soll“ (l. c. II, 202), ist daraus geworden: „Als oft...., soll der 
Speeial Superintendenz aufs fürderlichst neben dem Amtmann selbigen 
Orts... als Gezeugen der Handlungen daselbsten erscheinen, den- 
selbigen ... Diener mitbringen“. In der Calenberger Kirchenordnung 
von 1569 lautet die Titelüberschrift und der Text wörtlich ebenso. (CCC 
pP. e.IıNo. 1,254). 
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kann sich aus ihnen kein vollständiges Bild von dessen recht- 
lichen Verhältnissen machen. Die hier unter weltlichen Ge- 
sichtspunkten gedachte Stellung des Amtmanns ergab sich 
eben aus den weltlichen Bestimmungen über die staatlichen 
(besser landesherrlichen) Güter und Gerechtsame. 

Die braunschweigische Kirchenordnung als Abklatsch der 
württembergischen hat dieselbe Eigentümlichkeit, trotzdem die 
Verhältnisse der Praxis und die Tendenzen der landesherr- 
lichen Politik auf dem Gebiet des Kirchengutes hier den 
württembergischen durchaus nicht entsprachen. Wo einmal 
diese Angelegenheiten in der Kirchenordnung berührt werden, 
ist eine strenge Trennung von Spiritualibus und Saecularibus 
durchgeführt. In mancher Hinsicht ist nun zwar die Wolfen- 
büttler Kirchenordnung nicht so weit gegangen wie ihr Vor- 
bild. Aber es ist das allein dadurch zum Ausdruck gebracht, 
dass diese Bestimmungen einfach fortgeblieben sind, und es 
ist so die bereits vorhandene Unvollständigkeit in Ansehung 
der Kirchengüter nur noch vermehrt worden. 


V. Im einzelnen ergibt sich für die Stellung des Amt- 
manns nach der Kirchenordnung Folgendes: Die Verwaltung 
der Kirchen- und Pfarrgüter ist durch die Kirchenordnung 
— abgesehen von den Zuständigkeiten des Konsistoriums, 
die bereits oben (unter II dieses Paragraphen) angeführt sind — 
nicht geregelt. Es ist nur allgemein gesagt, dass nichts davon 
genommen werden !), und dass die Pfarrpfründe allein dem 
verus pastor zukommen solle?). Im übrigen sind die Amt- 
leute angewiesen, für die ordnungsmässige Entrichtung der 
Abgaben an den Pfarrer Sorge zu tragen und ihn im Be- 
sitz seiner Pfründe nach jeder Richtung hin zu schützen). 


!) Calenberger Kirchenordnung s. t.: „Von der Kirchendiener Unter- 
haltung und Besoldung“ (l. c. 240). 

®) Ebenda tit. eit. und s. t.: „Immunitates und Freiheiten der 
Kirchendiener“ in fine (l. c. 244 f.). 

?) Ebenda, Superintendenz-Ordnung, s.t.:,, Was den Superintendenten 
nach gehaltener Inquisition ferners gebühre zu handeln“ (l.c. 253 £.). 
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(laubt der Pfarrer, trotzdem Grund zur Klage zu haben, 
so hat er sich an seinen Superintendenten zu wenden, welcher 
mit dem Amtmann „daraus reden“ soll. Nützt das alles 
nichts, so hat der Superintendent sich an das Konsistorium zu 
wenden }). 

Man sieht also, der Superintendent kann irgendwelche 
Anordnungen in Bezug auf das Kirchengut nicht treffen. 
Alles liest beim Amtmann ?), über dessen Verhalten man sich 
höchstens beschweren kann. Typisch ist in dieser Hinsicht 
auch die Vorschrift, welche die Nichtinnehaltung des Instanzen- 
zuges bei Eingaben der Geistlichen an das Konsistorium (bei 
Strafe!) verbietet?). Beschwerden über rein geistliche Dinge 
sind vorher dem Superintendenten zur Unterschrift vorzulegen, 
soweit sie aber die politica betreffen, dem Amtmann ®). Also 


!) Ebenda. 

?2) Vgl. auch die Bestimmung, dass „die Kasten und Spitalmeister ohne 
der Amtleute und Gerichte Wissen, Besichtigung und Beratschlagung 
kein Gebäu anfangen (sollen), und wenn sie das darüber tun würden, 
mans ihnen in der Rechnung ausstreichen soll“. Calenberger Kirchen- 
ordnung, Kasten-Ordnung, drittes Kapitel, s.t.: „Kirchen und derselbigen 
„Ihürn“, Armen-Kasten und Spital-Gebäu“ (l.c. 395). — Die Tragweite 
dieser Bestimmung scheint aber wegen ihrer Stellung in der Kasten- 
(Armen-)Ordnung und mit Rücksicht auf das unten S. 134 Anm. 3 Gesagte 
zweifelhaft. Sie entstammt letzten Endes nämlich der Hessischen Kasten- 
ordnung von 1533 8 4. (Richter, Ev. Kirchenordnungen I, 212). 

®) „Es sollen auch die Superintendenten die Kirchendiener warnen, 
dass sie ohne solchen Prozess, für sich selbst, und ohne Unterschreiben, 
nicht vorkommen, und unsere Kirchenräte unbemühet lassen wollen, sonst 
werden sie wieder hinter sich gewiesen, oder, wo sie ihnen nicht wehren 
wollten lassen, ihre gebührende Strafe empfangen“. (Diese Stelle bezieht 
sich auf das in der nächsten Anmerkung Wiedergegebene). — Kirchen- 
ordnung, Superintendenz-Ordnung, s. t.: „Was den Superintendenten 
nach gehaltener Inquisition ferners gebühre zu handeln“ (1. c. 254). 

*) Ebenda: ... „so mögen sie (sc. die Kirchendiener) ihr Anliegen 
in eine Supplication stellen, welche die Superintendenten, so viel der 
Kirchendiener Lehr und Leben betrifft; so viel aber die politica be- 
langt, als Besoldung, Bau etc. die Beamten unterschreiben sollen“. — 
Schlegel, Kirchenrecht II, 467 geht, wie die Spezialliteratur über- 
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stand bei weltlichen Angelegenheiten zwischen den Geistlichen 
und der Zentrale nicht der Superintendent, sondern der Amt- 
mann. Die Kirchenordnung trifft zwar damit eine eigentliche 
Bestimmung über die Verwaltung des Kirchengutes nicht; wenn 
man aber aus diesen wenigen Andeutungen einen Schluss 
ziehen darf, so ist es der, dass der Amtmann als Aufseher 
der kirchlichen Güter zwar nicht eingesetzt, aber doch voraus- 
gesetzt ist!). 

Der Vollständigkeit halber ist hinzuzufügen, dass die 
Kirchenordnung zwei gemeine Kasten einführt: einen Kirchen- 
kasten ?) und einen Armenkasten ?). In den Kirchenkasten 


haupt, davon aus, dass der Superintendent in allen Angelegenheiten in 
erster Linie mitzusprechen gehabt habe. Deshalb ist ihm diese Stelle 
unverständlich, und er setzt in ihrer Wiedergabe ganz willkürlich hinter 
„unterschreiben“ den Zusatz: „oder vielmehr mit unterschreiben“. Das 
passt freilich besser für die Entwicklung des Kirchenkommissariats, wie 
er sie sich dachte, steht aber in direktem Widerspruch zum Wortlaut. — 
Richtig: Krusch, Entwicklung II, 1032. 

!) Mit dieser Einschränkung ist es zutreffend, wenn es in dem 
Reskript vom 22. Mai/2. Juni 1739 sub 3 heisst: „Wenn in unserm 
Fürstentum Calenberg wegen der Kirchen- und Schulbedienten Gefälle, 
Einkünfte, Gerechtigkeiten und dergleichen wider Unsere weltlichen Unter- 
gerichte Klage vorfallen sollte, kann Unser Konsistorium, weil demselben 
in der in solchem Fürstentum gebräuchlichen Kirchen-Ördnung so wenig 
in ohnstreitigen als in streitigen Kirchengütern Verfügungen zu machen 
nachgelassen, sondern alle Cognition den weltlichen Gerichten vorbehalten 
worden, in keinem Falle das Geringste verordnen“. Abgedruckt bei 
Schlegel, Kirchenrecht I, 500 £f., Beilage VI. — Die Ausführungen 
dieses Reskripts sind um so bedeutungsvoller, als darin besonders hervor- 
gehoben ist, dass über die Frage zuvor ein Gutachten des Ober-Appel- 
lations-Gerichts eingeholt wurde. 

?) Ebenda, s. t.: „Wie und wovon die Pfarrherrn, Prediger, Diacon, 
Subdiacon, Stipendiaten, Paedagogium, Schulen und andere, so der Kirchen 
incorporiert, erhalten sollen werden“ {l.c. 270 #.). 

®) Darüber. auch eine sehr ausführliche Kastenordnung am Schluss 
der Kirchenordnung (l. c. 373 ff). Diese Kastenordnung hat eine sonder- 
bare Entwicklung hinter sich. Sie ist zum grössten Teil wörtlich ent- 
nommen der Württemberger Kastenordnung von 1536 (Richter, Kirchen- 
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sollten fallen: „Ausserhalb der Pfarren, Prädicaturen, Dia- 
conaten und Subdiaconaten, alle und jede Präbenden ... und 


ordnungen I, 261 ff.) — undeutlich die Ursprungsangabe ebenda II, 324 —; 
dieser letzteren hat zum Vorbild gedient die Hessische Kastenordnung 
von 1533 (l. c. I, 212). Diese wieder war eine Ordnung für das gesamte 
Kirchengut und nicht nur eine Armenordnung. Ihrem frühen Datum 
entsprechend — Superintendenten und Konsistorien gab es noch nicht 
— legte sie das Kirchengut völlig in die Hand des Amtmanns. — In 
Württemberg wollte man nicht alles Gut an die Armen geben; man 
schränkte infolgedessen die Güter und Gefälle, welche in den Kasten 
gehören sollten, wesentlich ein. Immerhin heisst es in der Württem- 
bergischen Kastenordnung von 1536 noch im ersten Kapitel (l. c. 1, 261): 
„In Summa, was über der Kirchen- und Schulen Diener Besoldung, auch 
des Kirchen Baus Erhaltung erübrigen mag, soll alles den Armen zu 
Steuer kommen“. — In der Württembergischen Kirchenordnung von 1559 
(1. c. II, 217) — das Dazwischenliegende ist hier zu übergehen — findet 
sich nun ein Abschnitt: „Wie und wovon die Pfarrer, Prediger, Diacon, 
Subdiacon, Stipendiaten, Pädagogium, Schulen und andere, so der Kirchen 
incorporiert, erhalten sollen werden“. Dieses unsystematisch in die Bestim- 
mungen über das Konsistorium eingeschobene Kapitel scheint eine Um- 
schreibung der in Württemberg in Aussicht genommenen Säkularisation 
(Württembergische Kirchengeschichte 346 #.) sein zu sollen. Danach sind 
grosse Teile des Orts-Kirchenvermögens zu einem „gemeinen Kirchenkasten 
bei jeder unser Amtstatt“ zusammengelegt. Es sind hierin aber auch 
Güter und Gefälle einbegriffen, die nach der Kastenordnung in den 
Armenkasten gehören sollten. Auch ist als einer der Zwecke dieses ge- 
meinen Kirchenkastens die Unterstützung der Armen angegeben. Trotz 
dieser Widersprüche ist nicht etwa Identität dieser beiden Kasten an- 
zunehmen, da die Kirchenordnung von 1559 die Kastenordnung mehrfach 
aufrecht erhält. Immerhin sind die Widersprüche nicht so augenfällig, 
weil die Kastenordnung nicht in die Kirchenordnung aufgenommen ist, 
und die letztere als das spätere Gesetz vorging. — Die Wolfenbüttler 
(Calenberger) Kirchenordnung von 1569 druckt nun aber beides neben 
einander ab; freilich mit geringen Aenderungen, insbesondere sind die 
Güter und Gefälle des Armenkastens weiter beschränkt. Die Folge sind 
zahlreiche Unklarheiten in den Bestimmungen, zumal die Kastenordnung 
noch Stellen der Hessischen Kastenordnung von 1533 enthält, welche 
doch nicht nur eine Armenordnung, sondern eine vollständige Kirchen- 
gutsordnung gewesen war, und welche auch noch nicht einmal Super- 
intendenten kannte. 
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andere Gefälle, so der Kirchen zugehörig, in die Kirchen 
unser Öberkeit gestiftet (ungeacht wem gleich die Lehn- 
schaften zugehören) so jetzt vacieren und noch ferners vacieren 
und erlediget werden, samt dem Rural Capitel, dotierte und 
zugehörige Gefälle und Einkommen“ %). Diese Kasten wurden 
gebildet „bei jeden unsern Gerichten und Städten“ ?). Aus 
den Mitteln sollten arme Kirchen unterstützt, „daneben den 
Armen, nach Gelegenheit, Handreichung und Hülfe be- 
schehen“ ) auch „unser angericht Paedagogium und Stipen- 
dium, als die Seminarien, die Behausung, andere @ebäu, die 
gemeinen Diener davon, erhalten“ werden*). Die Aufsicht 
letzter Instanz lag bei „Statthalter, Kanzler und Kirchen- 
räten“ °). Da diese Bestimmungen, die offenbar einer Säku- 
larisation der überschüssigen kirchlichen Gefälle die Wege 
ebnen sollten, indessen in der Praxis kaum zur Geltung 
kamen °) — wenigstens nicht im allgemeinen —, erscheint 


Praktisch ist aus diesen Kästen in Calenberg-Wolfenbüttel nicht viel 
geworden: enthielten sie doch nur mehr oder weniger verkappt den ersten 
Schritt zur Säkularisation, an die man in Calenberg-Wolfenbüttel ernst- 
lich kaum denken konnte. Deshalb ist im Text nur ein ganz kurzer 
Ueberblick gegeben, ohne dass der müssige Versuch gemacht wäre, die 
widersprechenden Einzelheiten in ein System zu zwängen. 

) Calenberger Kirchenordnung s.t.: „Wie und wovon die Pfarr- 
herrn ... erhalten sollen werden“ (l. c. 271). 

2) Ebenda (271). 

°®) Ebenda (270). 

*) Ebenda. 

°) Ebenda (271). 

°%) A.M.Krusch, Entwicklung II, 122 f. — Es blieb im wesent- 
lichen alles beim alten. Das Kirchenvermögen war der „gemeine Kirchen- 
kasten“. Von Neuerungen, die mit Rücksicht auf die Bestimmungen der 
Kirchenordnungen eingerichtet wären, hören wir wenig oder gar nichts; 
abgesehen von den Aenderungen, die sich aus der Einführung des Luther- 
tums von selbst ergaben, wie das Eingehen der Messestiftungen und ähn- 
liches, und ferner abgesehen von der Bestellung einer ordnungsmässigen 
Kontrolle. Aber dazu hätte es der eingehenden Bestimmungen der 
Kastenordnung nicht bedurft. — Dass man später in Zweifelsfällen die 


ii 
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es nicht erforderlich, im Einzelnen darauf einzugehen. — 
In den Armenkasten soll abgeführt werden „alles, was 
bis anhero auf Vigilien, ewige Licht, Wachs und Oel gewendet 
ist worden; item, was der heilig), die Fabrik, Präsenz, Salve, 
Spende, Brüder- und Pfiegschaft und dergleichen sollen haben“ ?). 
Die Einrichtung im einzelnen ist in einem selbständigen Unter- 
teile der Kirchenordnung, in der „Kasten-Ordnung“, sehr aus- 
führlich dargelegt. Hier interessiert nur die Bestimmung, 
dass die Verwaltung dieser Kasten — wenn im Einzelnen auch 
von niederen Organen geführt ?) — den Amtleuten und Gerichts- 
herren unterstellt wart). Die sich aus der Natur der Sache 
ergebende Mitwirkung der Geistlichen bei der Austeilung der 
Armengelder beeinträchtigte dieses Verwaltungsrecht als solches 
nicht 5). Es erscheint mindestens zweifelhaft, ob diese An- 
ordnungen der Kirchenordnung in nennenswertem Umfang 
in die Praxis umgesetzt worden sind‘). Die Gesetze und 


Kastenordnung als massgebende Norm heranzog, soll damit natürlich 
nicht geleugnet werden. Aber wann mochten in den ländlichen Ge- 
meinden mit ihren leicht zu übersehenden Verhältnissen wohl einmal 
Zweifel in verwaltungsrechtlicher Hinsicht auftauchen? Solange es eben 
ging, wurde in der hergebrachten Weise weitergewirtschaftet. 

') So schon der Wortlaut in der Württembergischen Kastenordnung 
von 1536. Erstes Kapitel, Absatz 3. (Richter, Ev. Kirchenordnungen I, 
261): „Der heilig“ = Kirche (Württembergische Kirchengeschichte 347), 
im hannoverschen Kirchenrecht jedenfalls ein gänzlich ungebräuchlicher 
Ausdruck. 

?) Ebenda, Kasten-Ordnung. Erstes Kapitel s.t.: „Durch welche 
Wege ein gemeiner Kasten aufgerichtet mag werden, und was darin 
gefallen soll etc.“ (l.c. 374). 

®) Ebenda, Kasten-Ordnung. Drittes Kapitel s.t.: „Von Aufnehmung 
der Kasten- und Spitalpfleger“ (l.c. 390 ff.). 

*) Ebenda, Kasten-Ordnung. Drittes Kapitel s.t : „Von Verwaltung 
der Armen-Kasten und Spitalen“ (l. c. 392 fi.). 

5) Die Kastenordnung war überhaupt nur an die weltliche Obrig- 
keit gerichtet. Ebenda, Kasten-Ordnung, Einleitung (l. c. 374). 

6) Anscheinend a. M. Schlegel, Kirchenrecht III, 452 u. 462; 
unbestimmt III, 458, wo er selbst darauf hinweist, dass sich aus den 
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Verordnungen jener Zeit lassen keinen Zweifel, dass es jeden- 
falls allgemein zur Einführung solcher Armenkästen nicht 
gekommen ist!). Es ist ihrer deshalb auch im folgenden nicht 
mehr Erwähnung getan. 


VI. Bei der Bestellung der Pfarrer war ein sehr umständ- 
liches Verfahren vorgeschrieben. Nach Absolvierung der Prü- 
fungen ?) und nach Erfüllung einer ganzen Anzahl anderer Be- 
dingungen soll der, „so des Kirchendienstes begehret, ... zuvor, 
und ehe er zu derselbigen Kirche geordnet wird, dem Super- 
intendenten selbigen Bezirks und dem Amtmann mit Befehl 
zugeschickt werden, ihn der Kirche, deren er vorstehen und 
verordnet werden soll, zuvor in sein Superintendenten Beisein, 
etliche öffentliche Predigten tun lassen. So dann der Super- 
intendens vermerket, dass die Kirche desselben Orts ob dem 
fürgestellten Kirchendiener kein Abscheuen trägt?),... . soll der 


Landtagsabschieden von 1601 und 1639 (siehe folgende Anmerkung) das 
Gegenteil ergebe. 

!) So der Landtagsabschied d. d. Hannover, 3. April 1639 8 19 
CCCp.IV e. VI, 83, wo bei den Bestimmungen über das Armen- 
wesen der Armenkästen überhaupt nicht Erwähnung getan ist. — Vgl. 
Schlegel, Kirchenrecht III, 458. — Die spätere Calenberger Armen- 
ordnung vom 6. Dezember 1702 (CCCp.1e.I, 943 ff.;, Willich I, 
126 ff.) hat diese Bestimmungen der Kirchenordnung ersetzt. 

2) Calenberger Kirchenordnung s.t.: „Vonder Election und Examine 
der Kirchendiener“ (l. e. 220 £.). 

3) Die Vokation konnte freilich nur aus Gründen der Lehre oder 
des Wandels versagt werden, nicht „liederlich, ohne ehehafte Ursache, 
aus Unverstand und eigenwillig“. In diesem Falle ist vielmehr die Ge- 
meinde „ihres Miss- und Unverstandes“ zu belehren. (Calenberger Kirchen- 
ordnung s. t.: „Von der Election und Examine der Kirchendiener“, 
i. f, 1. c. 233). — Ein Fall bei Schlegel, Kirchenrecht II, 322 f. — 
Eine positive Seite dieses Vokationsrechts, von der Schoen II, 97 be- 
sonders im Hinblick auf das hannoversche Recht spricht, vermag ich 
weder in den Bestimmungen der Kirchenordnung noch in den neueren 
Anordnungen darüber zu finden. Es ist nicht nur praktisch, sondern 
auch theoretisch „ein blosses Rekusationsrecht“; vgl. jedoch Lohmann 
II, 92. — In den Visitationsprotokollen ist zwar eine Berufung durch die 
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Superintendens samt dem Amtmann solches schriftlich unsern 
Kirchen-Räten berichten“ !). Es folgt dann die Verpflichtung 
zu Treue und Gehorsam gegen den Landesherrn ?), darauf die 
Ordination). „Wenn dann solches Alles ordentlich geschehen, 
so soll ein jeder solcher Kirchendiener unsern verordneten 
Special-Superintendenten und Amtleuten präsentiert, auch com- 
mendiert, und installiert werden, ... wie folgt), (es) soll der 
Special-Superintendens aufs fürderlichst neben dem Amtmann 
selbigen Orts, auch einem benachbarten Pfarrer, als Gezeugen der 
Handlungen, daselbsten erscheinen, denselbigen angenommene 
Diener mitbringen“ °). Die Kirchenordnung beschreibt hierauf 
eingehend den kirchlichen Akt der Einführung ins Amt. Als 
handelnd erscheint dabei nur der Superintendent; des Amtmanns 
geschieht keinerlei Erwähnung mehr. Von einer immissio in 
temporalia ist mit keinem Wort die Rede. Aus dem vorher- 
sehenden Anschreiben des Konsistoriums sieht man indessen, 
dass bei dem Introduktionsakte und der vorhergehenden Vo- 
kation der Gemeinde Superintendent und Amtmann als gleich- 
berechtigt angesehen werden. Ihnen beiden wird der neue 
Pfarrer zugeschickt; ihnen beiden wird dessen Einführung 
anbefohlen. Was aber die Kirchenordnung über die Aus- 
führung dieses Befehls vorschreibt, geht nur den Super- 
intendenten an. Der Amtmann wird dabei zwar auch einmal 
erwähnt, aber nur als „Gezeuge der Handlungen“, ebenso wie 
der benachbarte Pfarrer. Das kann jedoch die Veranlassung zur 
Ausstellung des Immissionsdekrets auf Superintendent und 


Gemeinde gelegentlich auch Vokation genannt. Aber diese — allerdings 
durchaus positive — Vokation hat mit der hier in Rede stehenden nichts 
als den Namen gemein. 

!) Ebenda (l. c. 227). 

?) Ebenda (l c. 230). 

®) Ebenda (l. c. 230 fi.). 

*) Ebenda (l. c. 233). 

5) Ebenda s. t.: „Auf welche Weise ein neuer Kirchendiener von 
den Superintendenten seiner Kirche commendiert, eingeleibet und in- 
stalliert werden soll“ (l. c. 234). 
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Amtmann nicht gewesen sein, denn sonst hätten mit gleichem 
Recht die benachbarten Pfarrer mit angeführt werden müssen. 
Hier ist ein Widerspruch. Der Amtmann wird mit der 
Introduktion mitbetraut, ihm aber nachher keinerlei aktive 
Funktion dabei zugewiesen. Dieser Widerspruch klärt sich 
auf, wenn man bemerkt, dass die Kirchenordnung nur die 
immissio in spiritualia, nicht aber die in temporalia regelt. 
Dass es diese letztere nicht gegeben habe, ist ausgeschlossen, 
das bedarf keines weiteren Beweises!). Ob sie ein feierlicher 
Akt war, mag dahin gestellt bleiben. Wenn die Kirchenord- 
nung davon nicht spricht, so ist das eben eine Folge davon, 
dass sie die weltlichen Verhältnisse des Kirchengutes ex pro- 
fesso überhaupt nicht behandelt. Es liegt die Vermutung nahe, 
dieser (weltliche) Teil der Introduktion sei Sache des Amt- 
manns gewesen?), und mit Rücksicht hierauf sei die sonst 
unverständliche Einführung des Amtmanns in das Immissions- 
dekret erfolgt. Vergegenwärtigt man sich die Stellung des 
Amtmanns zum Kirchengut, wie sie die oben unter V ange- 
führten Bestimmungen offenbar voraussetzen, so wird diese 


') Es erhellt das aber unter anderem auch aus dem Gandersheimer 
Landtagsabschied vom 10. Oktober 1601, wo es in$1(CCCp.IV 
c. VIII No. I, 3) heisst: (Der Präsentierte soll) ... „wann er tüchtig 
befunden, an den Superintendenten und Gerichts-Herrn des Orts, dahin 
er gesetzt werden soll, nicht allein zu Erlangung der Vocation ..., 
sondern auch ... zur Immission zugleich verschrieben, dieselbe auch vom 
Superintendenten in Beisein des Gerichts-Herrn ... in der Kirchen, nach 
buchstäblichem Inhalt viel berührter Fürstlicher Kirchen-Ordnung, ausser- 
halb der Kirchen aber in Gegenwart des Superintendenten vom Ge- 
richts-Herrn ... in die Pfarre ..., wie auch die dazu gehörige allda ge- 
legene Güter, Zinsen, Renten und Gefälle verrichtet“ werden. — Hier 
ist zwar nur die Rede von den Kirchen an Orten, „da die Gerichte dem 
gnädigen Landes-Fürsten immediate nicht zuständig“. Die Stelle ist aber 
auch nur herangezogen, um zu zeigen, dass man zwischen immissio in 
spiritualia und in temporalia unterschied. 

?) Schlegel, Kirchenrecht II, 329 behauptet — freilich nur unter 
Bezugnahme auf den Wortlaut der Kirchenordnung —, die Introduktion 
habe dem Superintendenten obgelegen. i 
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Vermutung zur Gewissheit. — Schon hier sei vorweggenommen, 
dass die Praxis dieser Auffassung entsprach. 

VII. Bezüglich der Visitation ist eine aktive Beteiligung 
des Amtmanns nicht vorgesehen. Der Superintendent nimmt 
sie „zum wenigsten jährlich zwei Mal“ vor!). Dabei hat ihm 
der Amtmann alle die Förderung zu Teil werden zu lassen, 
welche die christliche Obrigkeit der Kirche schuldig ist?). 
Unter diesem Gesichtspunkt sind folgende Bestimmungen ge- 
troffen: Wenn ein Superintendent zum ersten Mal visitiert, 
so soll er sich zunächst dem Amtmann gegenüber durch einen 
„offenen Brief, so unter unserm Secret verfertigt“, legitimieren, 
damit er, „wo ihm Mangel oder Verhinderung in seiner Super- 
intendenz begegnen wollte, den Amtmann .... um Beförderung 
ansuchen möchte ?)*. Ausserdem soll der Superintendent den 
Termin der Visitation vorher an den Amtmann mitteilen, da- 
mit „er selbst anheimisch bleiben und die notwendigen Per- 
sonen gleicher Gestalt entgegen halten... (auch) den Vögten 
(in Amt) solches verkünden, und sich samt den dazu ge- 
hörigen Personen anheimisch zu halten, auflegen möge“ ®). 

(segenstand der Visitation ist alles, was die Pfarre 
irgendwie angeht’): Lehre und Leben der Geistlichen, re- 
ligiöse und weltliche Zustände in der Gemeinde: aber auch 
die Amtsführung der weltlichen Obrigkeit®): „Ob sie, unsere 


!) Calenberger Kirchenordnung, Superintendenz-Ordnung, s. t.: 
„Visitation und Amt der Special-Superintendenten“. Zum Ersten (l. c. 
246); auch Vorrede (= Verordnung vom 1. Januar 1569, CCCp.Ie.I 
No.1, V.). 

?) Diese Anwendung der Schutz- und Schirmpflicht auf die Visi- 
tation findet sich in den meisten Kirchenordnungen jener Zeit und ist 
deshalb durchaus nicht bemerkenswert. Vgl. die Zusammenstellung bei 
Nobbe, Superintendentenamt 566 ff. 

®) Ebenda t.c.: Zum Andern (l. c. 246). 

*) Ebenda t.c.: Zum Dritten (l. cc. 246). 

°) Vgl. ebenda, Superintendenz-Ordnung, s.t.: „Visitation Super- 
intendenz bei der Kirchen“ initio (l. c. 245 ff.). 

°) Bei der Beratung über die kirchliche Neuorganisation Calenbergs 
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Amtleute, auch jährlich die Landgericht ... halten“ !) und der- 
gleichen. Im Vordergrunde stehen aber die mere ecelesiastica ?). 
Von den Kirchengütern handeln überhaupt nur zwei von den 
39 Visitationsfragen, nämlich: „Ob die Kirchen auch in 
wesentlichen Gebäuden erhalten werden, und was daran für 
Mangel befunden“ ?) %), und: „Ob die Kirchendiener die Behau- 


im Anschluss an die (Reformations-) General-Visitation von 1588 äusserte 
Herzog Julius laut Protokoll (!): „dass die Superintendenten auf die Ober- 
Amtleute, Amtleute, Amtschreibere und andere Bevelhaber sehen, und 
ihnen in ihrem Huren-Leben nicht zugesehen werde“, was der gute 
Schlegel, Kirchenrecht II, 461, Anm. 1 für einen Beweis der „damaligen 
Sittenverderbnis" angesehen haben will, während es doch nur ein Beispiel 
für die wenig gewählte Ausdrucksweise des Herzogs ist. 

!) Ebenda, Superintendenz-Ordnung, s. t.: „Artikel, worauf die 
Speciales ihre Visitation richten sollen“, Untertitel: „Von der Lands- und 
Kasten-Ordnung“. Frage 2 (l. cc. 249). 

?) Vgl. auch die Worte der Vorrede über den Grund der Anordnung 
von Visitationen: „Damit die Kirchen unseres Fürstentums mit gottseligen, 
gelehrten und in heiliger Schrift verständigen General- und Special- 
Superintendenten, desgleichen auch Pastoribus und Caplanen bestellt; 
auch zu Erhaltung Einigkeit derselben in der Lehre und zu Beförderung 
christlicher Zucht und Ehrbarkeit“, soll jede Kirche visitiert werden. 
Vorrede zur Kirchenordnung (= Verordnung vom 1. Januar 1569; CCC 
p. Le. INo. I V). Von einer Visitation der Temporalien ist nicht 
die Rede. 

») Ebenda t.c., Untertitel: „Von der Lands- und Kasten-Ordnung“. 
Frage 10 (l. cc. 250). 

*) Von nichts anderem als von dieser allgemeinen Aufsicht spricht 
auch die bisher meines Wissens ungedruckte „Verordnung des... Julii, 
Herzogen zu Braunschweig und Lüneburg, wegen der Pfarrgebäude 
in S. f. @. Fürstentümern und Landen (ohne Datum)“, wo es heisst: 
„1. Sollen jedes Orts Superintendent und Amtmann ... fleissige Aufsicht 
haben, und die Verschaffung tun, dass die Gebäude von denen, die es 
schuldig, der Notdurft nach erhalten werden. 2. Wenn Grund aber 
(oder?) Hauptgebäu zu tun von Nöten sein wird, soll es der Pfarrer an 
den Superintendenten und gebührliche Beamten gelangen lassen, die 
... die Sache in Augenschein nehmen sollen“. Staatsarchiv Hannover: 
Hann. Des. 83. Hann. IV. B. II, 1. Auch Schlegel scheint diese Ver- 
ordnung nicht gekannt zu haben, denn er führt sie in seiner Zu- 
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sung in dem Schleissenden als Ofen, Fenster und dergleichen, 
dazu ihre Güter, Garten, Acker und Wiesen, in wesentlichen 
Ehren, Bau und Besserung unabgängig erhalten“ 4. Davon, 
dass die Alterleute zur Visitation kommen sollen, ist nicht 
die Rede?), ebensowenig davon, dass der Bestand der Kirchen- 
kasse, die angemessene Verwahrung der Verschreibungen oder 
sonst überhaupt die Kirchengutsverwaltung nachzuprüfen wäre. 
Man sieht daraus, dass die res mixtae überhaupt nicht Gegen- 
stand der Visitation waren; jedenfalls nicht mehr als rein 
weltliche Dinge auch. Eine aktive Teilnahme des Amtmanns 
anzuordnen, erübrigte sich deshalb. — Bemerkenswert sind 
auch die Bestimmungen über die Massregeln, welche der 
Superintendent zur Abhilfe der vorgefundenen Mängel trefien 
soll: Bei Ausstellungen an Lehre und Leben oder sonst an 
der Amtsführung des Geistlichen soll der Superintendent per- 
sönlich durch Abmahnungen auf Abhilfe dringen; eventuell ist 
der Generalsuperintendent zuzuziehen, im äussersten Fall ans 
Konsistorium zu berichten’). Den Amtmann geht das nichts 
an. „Wo ein Kirchendiener seiner Pfarr Einkommen nicht 
ordentlich gereicht oder andere Unrichtigkeit dem Kirchen- 
diener begegnete, alsdann soll der Superintendens mit den 
Amtleuten daraus reden und bei ihnen gütliche Billigkeit er- 
halten. Wo aber der Amtmann des zweifellich zu tun sein 
wollte, so soll der Superintendens die Mängel unterschiedlich 
zu unsern Kirchenräten berichten, und daselbst Bescheides 
gewärtig sein“*). Der Unterschied ist wohl zu beachten: in 
den mere ecclesiasticis handelt der Superintendent selbständig, 


sammenstellung der ungedruckten kirchlichen Verordnungen (Kirchen- 
recht I, 453, Beilage I) nicht mit auf. 

!) Ebenda, Frage 12 (l. c. 250). 

?) Sie erscheinen aber abgesehen davon als Gemeindesglieder. 

®) Ebenda, Superintendenz-Ordnung, 8. t.: „Was den Superinten- 
denten nach gehaltener Inquisition ferners gebühre zu handeln“ init. 
Ur C 291.) 

4) Ebenda t.c. (l. cc. 253 f.). 
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in den rebus mixtis dagegen wird er beim Amtmann vor- 
stellig.. — Der Visitationsbericht geht allein vom Superinten- 
denten aus und ist an seinen Vorgesetzten, den Generalsuper- 
intendenten, gerichtet). 


VII. Bei Disziplinarsachen der Geistlichen erfolgt Ab- 
mahnung durch den Superintendenten, eventuell auch durch 
den Generalsuperintendenten. Das etwa erforderliche weitere 
Verfahren liegt beim Konsistorium ?). — Bei „F'revel, Fried- 
bruch oder Malefiz“ der Geistlichen berichten die „Amtleute 
samt den Superintendenten“ an das Konsistorium ?). — Bei 
(Zivil-)Streitigkeiten zwischen Geistlichen und „Amtleuten, 
einem oder mehr Untertanen“ zerfällt das Verfahren, durch- 
aus entsprechend den Prinzipien des mittelalterlichen Pro- 
zesses t), in die Güte und in den Weg Rechtens. Das güt- 
liche Verfahren findet statt vor „dem Spezial-Superintendenten 
neben dem Amtmann, wo derselbe darinnen nicht verhaftet, 
oder zweien des Gerichts“). Führt das nicht zum Ziel, so 
erstattet „der Superintendent mit dem Amtmann und (rectius: 
oder) zweien vom Gericht“ Bericht an das Konsistorium, 
vor dem dann das weitere Verfahren stattfindet‘). Ueber 
den (Gerichtsstand des clerus minor bestimmt die Kirchen- 


!) Ebenda s. t.: „Der General Superintendenten Officium* (l. c. 255). 

?) Ebenda, Superintendenz-Ördnung, s.t.: „Was den Superinten- 
denten nach gehaltener Inquisition ferners gebühre zu handeln“ (l. c. 
252 f.). 

®) Ebenda. — Dass sich dies nicht nur auf Angelegenheiten bezieht, 
die bei der Visitation zur Sprache kommen, ergibt der Titel: „Immuni- 
tates und Freiheiten der Kirchendiener“ (l. c. 242). 

*) Für Wolfenbüttel siehe insbesondere die Bestimmungen der 
Kanzleiordnung Heinrichs des Jüngeren von 1535, worüber Näheres an- 
gegeben bei Krusch, Entwicklung I, 277; ebenso desselben Amtsordnung 
von 1566 (vgl. oben 8. 29 Anm. 3); und dazu Krusch 1. e. I, 278; ferner 
Hofgerichtsordnung von 1556 (Krusch |. c. I, 292). 

5) Ebenda s.t.: „Immunitates und Freiheiten der Kirchendiener“ 
init. (l. c. 241). 

6) Ebenda (l.c. 241f.). 
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ordnung nichts. Es ist jedoch nicht zweifelhaft, dass auch 
dessen Angehörige des privilegii fori teilhaftig sein sollten ). 

Actiones reales?) wegen des Privatvermögens der Geist- 
lichen gehören vor die weltlichen Gerichte). Für Prozesse 
um Pfarr- und Kirchengut ist überhaupt keine Bestimmung 
getroffen *). Nach dem früher Gesagten kann das nicht auf- 
fallen. Da der Amtmann, also die weltliche (Gerichts-)Obrig- 
keit selbst, das Kirchengut verwaltet und auch als Aufseher 
des Pfarrguts erscheint, kann es normalerweise Prozesse darum 
nicht geben, ebensowenig wie es Prozesse um fürstliches 
Kammergut gibt. Wer sich seinen Verpflichtungen der Kirche 
oder dem Pfarrer gegenüber entzieht, wird (eventuell auf An- 
zeige des Geistlichen oder des Superintendenten) vom Amt- 
mann zur Erfüllung seiner Verbindlichkeiten angehalten 5). 
Modern ausgedrückt: der Amtmann schreitet auf admini- 
strativrem Wege‘) und von Amts wegen ein. Dort, wo aus- 
nahmsweise die Verhältnisse einen Prozess ermöglichen, wie 
etwa, wenn zwei Geistliche um die Zugehörigkeit eines geist- 
lichen Lehns zur einen oder zur anderen Pfarre streiten, ist 
die Zuständigkeit des Konsistoriums anzunehmen, entsprechend 
dem Grundprinzip der Kirchenordnung von der Allgewalt des 
Konsistoriums in ecclesiasticis ?). 


!) So auch Schlegel, Kirchenrecht I, 145. 

2) Es sind damit nur Klagen wegen unbeweglicher Güter gemeint, 
beispielsweise nicht auch Pfandklagen. Die Frage ist streitig. A.M. 
Schlegel, Kirchenrecht I, 159. 

3) Calenberger Kirchenordnung s.t.: „Immunitates und Freiheiten 
der Kirchendiener“ (l. c. 242). 

4) Vgl. Schlegel, Kirchenrecht I, 169 f. Siehe auch Vdg vom 
22. Mai/2. Juni 1739 sub 3; abgedruckt bei Schlegel, Kirchenrecht I, 
Beilage VI, 498 ff., teilweise auch oben 8. 134 Anm. 1. 

5) Calenberger Kirchenordnung t. c. in fine (l. c. 244 f.). 

6) So für liquide Forderungen noch die oben 8.134 Anm.]1 zitierte 
Vdg vom 22. Mai/2. Juni 1739, welche die Kompetenz zum erstenmal 
endgültig und umfassend regelte. 

?) Vgl. Verordnung vom 18. September 1596 (Heinrich Julius) in 
CCCp.lIc.II No. VI, 245. 
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IX. Die Kirchendisziplin liegt bei Pfarrer, Superinten- 
dent, General-Superintendent und Konsistorium !); ihre Aus- 
übung ist also ausschliesslich geistlichen Instanzen vorbehalten. 
Die weltliche Obrigkeit ist an der Verhängung überhaupt 
nicht, an der Vollstreckung nur in so weit beteiligt, als die 
Belegung mit dem Kirchenbann auch weltliche Nachteile nach 


sich zieht ?). 

Die Kirchenpolizei handhabt — wie kaum der Hervor- 
hebung bedarf — der Amtmann?). 

X. Die Eheprozesse zerfallen, wie die Personalklagen der 
Geistlichen, in das Sühneverfahren*) und den Weg Rechtens. 


!) Calenberger Kirchenordnung s. t.: „Censur oder Disciplin der 
Kirchen“ (l. ec. 263 £f.). 

2) Ebenda s. t.: „Censur oder Disciplin der Kirchen.“ (l. c. 266). 

°®) Vgl. beispielsweise die Visitationsfragen: „Ob sie, unsere Amt- 
leute, ... Zauberer, Segensprecher, und denselbigen den Zugang, des- 
gleichen öffentlichen Gottesschwur, unehrliche Beisitzung, auch unordent- 
lich Zu- und Volltrinken auf den Rathäusern, und sonst fürnehmlich 
unter den Predigten gestatten, oder selbst brauchen“, „Item, ob die 
Amtleute und Gericht die Eltern, so die Predigten selbst versäumen, 
oder ihre Kinder und Hausgesinde zum Catechismo nicht schicken, ... 
erinnern, und die Verächter gebührlich strafen“. Ebenda, Superintendenz- 
Ordnung, s.t.: „Artikel, worauf die Speciales ihre Visitation richten 
sollen“, Untertitel: „Von der Lands- und Kasten-Ordnung,“ Fragen 2 und 3 
(ll. c. 249). 

*) Die ausserhalb des Prozesses vorgenommenen Aussöhnungsver- 
suche zwischen unverträglichen Ehegatten gehören zu den Angelegen- 
heiten der Polizei; der Amtmann oder Gerichtshalter nimmt sie deshalb 
allein vor. Er bringt „die Eheleute, wo das nützlich und erschiesslich, 
durch Turm oder andere gebührende Strafe in Freundschaft“. Calen- 
berger Kirchenordnung, Ordnung in Ehesachen, s. t.: „Von Versöhnung 
und Zusammenthedigung der Eheleute“ (l. c. 286). — Schlegel, Kirchen- 
recht I, 194 f. legt die Parallelstelle in der Lüneburger Kirchenordnung 
von 1643 cap. XIV $ 15 (CC Lun. p. Ic. I No. I, 130) denn auch zu- 
treffend dahin aus, dass dort von einer Ausübung geistlicher Gerichts- 
barkeit nieht die Rede sei. Merkwürdigerweise aber behauptet er später 
(I, 202 f.) bezüglich der zit. Stelle der Calenberger Kirchenordnung das 
Gegenteil. 
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Jener findet vor Superintendent und Amtmann, dieser vor dem 
Konsistorium statt }). 

XI. Für das Verfahren vor dem Konsistorium gilt Folgen- 
des): In nicht kriminellen Sachen wird die Klage niemals beim 
Konsistorium, sondern stets bei Superintendent und Amtmann 
angebracht, wo auch das Sühneverfahren stattfindet?). In krimi- 
nellen Sachen wird auf Grund des Berichts von Superintendent 
und Amtmann prozediert*). Die Vollstreckung der Entschei- 
dungen und Verfügungen des Konsistoriums hat durch das 
bracchium saeculare ?), gelegentlich unter Zuziehung des Super- 
intendenten, zu geschehen. 


!) Die Kirchenordnung hebt diese Zweiteilung nicht ausdrück- 
lich hervor. Es kann aber keinem Zweifel unterliegen, dass sie 
beabsichtigt war. Es ist in der Kirchenordnung — freilich nur von 
Fall zu Fall — für die geistlichen Prozesse diese Zweiteilung überhaupt 
vorgesehen, auch die Praxis entsprach dem, und in der Gesetzgebung 
jener Zeit ist dieser Unterschied als selbstverständlich zu Grunde 
gelegt, wie er denn auch einen allgemeinen Grundsatz des damaligen 
Prozessrechts bildet. Vgl. beispielsweise den Gandersheimer Landtags- 
abschied vom 10. Oktober 1601 $1lin CCC p. IV ce. VII No.], 8. 

?) Eigentlich prozessuale Vorschriften enthält die Kirchenordnung 
nur wenige; es sollten offenbar die Prinzipien des weltlichen Prozesses 
Anwendung finden, was denn auch in der Praxis geschah. — Schlegel, 
Kirchenrecht IV, 411 ff. — Später wurde das noch besonders angeordnet 
in der Calenberger Hofgerichts-Ordnung vom 2. Dezember 1637 (CCC 
DErlse II N02.X 1.3727) 

3») Calenberger Kirchenordnung s. t.: „Immunitates und Freiheiten 
der Kirchendiener“ initio (l. c. 241). 

*) Ebenda, Superintendenz-Ordnung, s. t.: „Was den Superinten- 
denten nach gehaltener Inquisition ferners gebühre zu handeln“ (1. c.252£.). 

°) Bezüglich der geistlichen Strafen bei Handhabung der Kirchen- 
disziplin siehe Calenberger Kirchenordnung s. t.: „Censur oder Disciplin 
der Kirchen“ (l. c. 266). — Im übrigen ist dieser unbestrittene Grundsatz 
in der Kirchenordnung nicht besonders zum Ausdruck gekommen. Vgl. 
aber Fürstl. Ausschreiben vom 6. Januar 1593 (siehe unten 8. 176 f. Anm. 3) 
und Verordnung vom 9. September 1595: „Wie es mit den Mulcten, so 
im Fürstl. Braunschweigischen Consistorio erkannt und gesetzt werden, zu 
halten, auch wohin solche zu verwenden“; abgedruckt bei Schlegel, 
Kirchenrecht I, 502 ff., Beilage VII. 
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XII. Die Geschäfte, welche später von Superintendent 
und Amtmann als Kirchenkommissarien gemeinsam erledigt 
wurden, haben also — wie hier noch einmal zusammenfassend 
festgestellt werden mag — in der Kirchenordnung folgende 
Regelung gefunden: 

Angelegenheiten des Kirchenguts erledigt der Amtmann 
allein. 

Bei der Introduktion gibt es einen kirchlichen und einen 
ausserkirchlichen Akt; ersterer wird allein vom Superinten- 
denten, letzterer allein vom Amtmann vorgenommen. 

Die Visitation liegt allein dem Superintendenten ob. Die 
Hilfeleistung des Amtmanns bedingt keinerlei Mitwirkung beim 
Akte selbst. 

In foro ecclesiastico handelt weder der Superintendent 
noch der Amtmann jemals allein, sondern, soweit nicht andere 
Instanzen zuständig sind, stets beide zusammen. Irgendwelche 
grundsätzliche Bedeutung kommt dem aber nicht zu. Aus 
Opportunitätsrücksichten ist dem Superintendenten bei Erledi- 
gung von Rechtsangelegenheiten im Amtmann ein rechts- 
kundiger Gehilfe gegeben !). 

XIII. Für die Gerichtsherren war etwas Abweichendes 
nicht vorgesehen; es sollte also offenbar dasselbe gelten wie 
für die Amtleute. 

XIV. Den Patronen war ihr Präsentationsrecht bestätigt, 
aber es wurden über dessen Ausübung genaue Vorschriften 
gegeben ?). Indessen auf dies Präsentationsrecht scheint der 


!) Deshalb findet sich diese Beteiligung des Amtmanns an der 
Handhabung der geistlichen Gerichtsbarkeit auch wohl in allen lutheri- 
schen Kirchen des Reformationszeitalters; z. B.: Chursächsische Instruk- 
tion für die Visitatoren von 1527, Absatz: „Nachdem sich auch“ (Emil 
Sehling, Die evangelischen Kirchenordnungen des XVI. Jahrhunderts 1,1. 
Leipzig 1902, 146 f.); Chursächsische Kirchenordnung von 1580. Abschnitt 
„Von beiden Consistorien zu Leipzig und Wittenberg“ VII: „Was Sachen 
in das Consistorium gehörig“, 8 1 (ebenda 403) 

?) Calenberger Kirchenordnung s. t.: „Wie alle Pfarren und Kirchen- 
ämter besetzt werden sollen“ (l.c. 218 £.). 
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Patronat absichtlich beschränkt zu sein. Die Kirchenordnung 
enthält zwar wenig von den kirchlichen Gütern; aber es finden 
sich an einzelnen Stellen Andeutungen, welche einen Rück- 
schluss auf deren Rechtsstellung zulassen. Von Befugnissen 
des Patrons hinsichtlich der Verwaltung des Kirchengutes ist 
jedoch auch nicht andeutungsweise die Rede. — Die Intro- 
duktion von Patronatspfarrern findet durch Superintendent und 
Amtmann (bezw. den Gerichtsherrn) statt; des Patrons geschieht 
keine Erwähnung!). Ebensowenig ist für den Patron eine 
Mitwirkung bei der Visitation oder bei Ausübung der geist- 
lichen Gerichtsbarkeit vorgesehen. 

Demnach ist die Rechtsstellung der Patrone in der Kirchen- 
ordnung nur unvollständig umschrieben. Es kann das aber 
nicht wundernehmen, wenn man die Mannigfaltigkeit der 
praktischen Gestaltung der Patronatsrechte in Rücksicht zieht. 
Gab man den Patronen nur wenig Rechte, so musste das den 
Mehrberechtigten gerechten Anlass zur Klage geben. Verlieh 
man ihnen weitgehende Befugnisse, so erhielten die minder- 
berechtigten Patrone Vorteile, auf die sie kein Recht hatten; 
erhielten sie sogar auf Kosten der landesherrlichen Gewalt. 
Mit Recht hiess es hier: Quieta non movere. 

Noch auffälliger ist indessen ein anderes: die enge Um- 
grenzung der patronatlichen Rechte im Verhältnis zur Rechts- 
stellung der Gerichtsherren. Im einzelnen darauf näher ein- 
zugehen kann hier nicht der Ort sein: jedenfalls scheint es 
sich mir dabei um einen Punkt zu handeln, dessen nähere 
Betrachtung mancherlei Aufklärung über bisher weniger be- 
achtete Seiten des reformatorischen, aber auch des mittel- 
alterlichen praktischen Kirchenrechts geben könnte. Hier 
genüge der Hinweis, dass die Patrone wohl meist nicht nur 
de facto Gerichtsherren waren, sondern auch als solche ge- 
dacht wurden. So scheint denn die Kirchenordnung ihnen 
alle die Rechte zuweisen zu wollen, welche im übrigen den 


!) Ebenda und =. t.: „Von Election und Examine der Kirchen- 
diener* (l. c. 227). 
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Gerichtsherren (teilweise freilich auch nur stillschweigend) bei- 
gelegt waren. Aber um das eine kommt man nicht herum: 
es waren und blieben darum doch gerichtsherrliche Befug- 
nisse, die den Nur-Patronen nicht zukamen. 


84132): 
Die Einführung der Kirchenordnung in die Praxis. 


I. Die Einführung der Reformation in Wolfenbüttel ge- 
schah — wie üblich — durch Abhaltung einer Generalvisita- 
tion, zu welcher eine Kommission angesehener Theologen und 
Juristen abgeordnet wurde). Schon zu Ende des Jahres 1569 
hatte sie ihre Aufgabe erfüllt. Das Land war — zunächst 
natürlich nur äusserlich — lutherisch °). 

Die bei der Visitation vorgefundenen kirchlichen Zu- 
stände des Landes sind bereits skizziert. Wir brauchen also 
nur noch kurz die Neuerungen zu erwähnen, welche die 
Kommission einführte. Es kann dies zusammenfassend mit 
den Calenberger Verhältnissen geschehen, da die 1588 für 
Calenberg eingesetzte Kommission *) in derselben Weise vor- 


!) Literatur: Beste 67ff.; Uhlhorn, Kirchengeschichte 80 ff.; 
Kayser, Generalvisitation; Derselbe, Reformationsvisitationen ; 
Schlegel, Kirchengeschichte II, 256 f£.; C. A. H. Burkhardt, Ge- 
schichte der sächsischen Kirchen- und Schulvisitationen von 1524—1545. 
Leipzig 1879. 

2) Die hervorragendsten Mitglieder waren Andreae, Propst und 
Kanzler zu Tübingen, den der Herzog von Württemberg zu diesem Zweck 
zeitweilig an Herzog Julius überlassen hatte, der fürstliche Kanzler 
Joachim Mynsinger von Frundeck, der gleichfalls im württembergischen 
Dienst herangebildet war, und Martin Chemnitz, Stadtsuperintendent von 
Braunschweig. 

®) Ausgenommen wohl allein das Kloster Loccum, hinsichtlich dessen 
die Landeshoheit nicht unstreitig war. Uhlhorn, Kirchengeschichte 82 fi. 

*) Aus deren Zusammensetzung — mitgeteilt bei Kayser, General- 
visitation I, 97; Schlegel, Kirchengeschichte II, 306 — ergibt sich, 
dass die junge Wolfenbüttler Landeskirche sich selbst inzwischen geeignete 
Männer herangebiidet hatte, die sich dem schwierigen Werke unterziehen 
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ging wie ihre Vorgängerin in Wolfenbüttel zwanzig Jahre 
vorher }). 


II. Die Geistlichen wurden im allgemeinen beibehalten, 
soweit sie sich zur Annahme der neuen Lehre entschlossen 
und versprachen, ihre bisherige Ehelosigkeit aufzugeben. Und 
das waren fast alle, nur einige wenige hatten vor Ankunft der 
Visitatoren ihre Pfarren verlassen. Die Geistlichen, die unter 
Heinrich dem Jüngeren noch alle Proben auf ihren wahren 
katholischen Glauben bestanden hatten, konnten eben auch 
anders. Bei der Prüfung ihrer Fähigkeiten war man so nach- 
sichtig wie nur möglich; auch manche, deren Leumund in 
einem auffälligen Missverhältnis stand zu der hohen Auffas- 
sung der Reformatoren von der Würde des geistlichen Amtes, 
liess man in der Hoffnung auf Besserung bei ihren Pfarren. 
Nur die absolut Untüchtigen entsetzte man, immerhin noch 
eine ziemliche Anzahl?). Die Laienbelehnungen wurden, so 
gut es ging, beseitigt, indem der Mercenar in die Stelle des 
verus pastor gesetzt, der Laie aber in irgendeiner Weise ab- 
gefunden wurde. Jedenfalls wurde gegen die Wiederholung 
solcher Laienbelehnungen Vorsorge getroffen. Die erteilten Ex- 
spektanzen wurden gleichfalls auf gütlichem Wege, wenigstens 
de jure, aus der Welt geschaftt. 


III. Der Bestand des Kirchen- und Pfarrguts wurde überall 
festgestellt. Soweit Teile davon erweislich in fremden Händen 
waren, wurde dem Amtmann aufgegeben, für Rückschaffung 
Sorge zu tragen. Für die Bestellung von Alterleuten wurde 
überall gesorgt. Wo nicht regelmässig Rechnung gelegt wurde, 
machte man es den Alterleuten zur Pflicht. Dass jemals die 
Rede davon gewesen sei, die Rechnungen auch dem Super- 


konnten. Württembergische Namen kommen nicht mehr vor, woraus 
aber nicht etwa zu schliessen ist, dass die innere Abhängigkeit von dort 
inzwischen gänzlich verschwunden wäre. 

') Die Instruktionen, Abschiede und Protokolle sind abgedruckt bei 
Kayser, Generalvisitation I und II. 

?) Siehe S. 72 Anm. 2. 
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intendenten vorzulegen, davon berichten die Protokolle nichts, 
trotzdem es die Kirchenordnung so vorschrieb. Die in würt- 
tembergischen Verhältnissen gross gewordenen Kommissare 
richteten sich eben nach der ihnen bekannten württembergi- 
schen Praxis, wo der Superintendent mit den Angelegenheiten 
des Kirchenguts nicht befasst war. Von der Einrichtung eines 
gemeinen Kastens, wie ihn die Kastenordnung vorsah, ist 
gleichfalls nur in Ausnahmefällen die Rede. Jedenfalls wurde 
er, wo er überhaupt vorhanden war, ausschliesslich unter den 
Einfluss der weltlichen Obrigkeit gestellt. 


IV. Den Patronen wurde überall zu verstehen gegeben, 
dass die Einführung der neuen Lehre und die damit verbundene 
Neuorganisation der Kirche ihren berechtigten Ansprüchen un- 
nachteilig sein solle. Trotzdem weigerten sich einzelne, auch 
nur eine Generalvisitation „ihrer“ Geistlichen und Gemeinden 
vornehmen zu lassen, so dass die Kommission gelegentlich un- 
verrichteter Sache abziehen musste. Da sich aber jene An- 
sprüche mit den Rechten auf Patrimonialgerichtsbarkeit (ge- 
schlossenes Gericht) verquickten, wurden sie nachher vom 
Liandesherrn selbst im Wege spezieller Rezesse beigelegt. Deren 
Inhalt war im einzelnen verschieden. 


V. Kirchenlehre und Kirchenverfassung machten den In- 
halt der Kirchenordnung aus. Der Einführung der Kirchen- 
lehre hatten sich ernstliche Schwierigkeiten nicht in den Weg 
gestellt. Auch die Organisation der Kirchenverfassung war 
bewerkstelligt. Aber an einem wirksamen Kirchenregiment 
fehlte noch viel. Dadurch, dass es der Landesherr gegenüber 
seinen getreuen Ständen in Anspruch nahm, war es noch 
nicht aufgerichtet. Die Kirchenordnung war in so weit zu- 
nächst wenig mehr als ein Programm, dessen Durchführung 
eher eine Macht- als eine Rechtsfrage darstellte. Und so ist 
die Kirchenordnung nicht die alleinige Grundlage der folgenden 
Entwicklung, sie ist nur einer der sie bestimmenden Faktoren. 
Darum war es nötig, diesem Abschnitt eine Darstellung der 
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vorhergehenden kirchlichen Zustände voranzustellen; darum 
ist es weiter nötig, der Darstellung des Rechts eine Dar- 
stellung der Praxis folgen zu lassen. 


SAN, 
Die kirchliche Praxis unter Herzog Julius (1568—1589). 


I. Das in der Kirchenordnung vorgesehene Konsistorium ?) 
in Wolfenbüttel?) wurde sofort bestellt. Zuzeiten des Herzogs 
Julius war es indessen nur mangelhaft besetzt‘). Nicht selten 


!) Literatur: Uhlhorn, Kirchengeschichte 80 ff.; Beste 64ff.; 
Krusch, Entwicklung Iu.II; Schlegel, Kirchengeschichte II, 266 ff. 

2) Das Konsistorium war zunächst nur eine unselbständige Deputa- 
tion der fürstlichen Ratsstube. v. Heinemann III, 182f. Erst im 
17. Jahrhundert wurde das Konsistorium selbständig und die Mitglied- 
schaft darin ein selbständiges Amt. Vgl. Spittler, Geschichte I, 348 
Anm. p (Sämtl. Werke VI, 244 Anm. 2); dagegen Schlegel, Kirchen- 
geschichte II, 263 f. und Beste 70; aber mit unzulänglichen Gründen. 
Hier wie in so manchen anderen ähnlichen Fragen abschliessend die 
sorgfältigen Untersuchungen bei Krusch, Entwicklung II, 106, wo nach- 
gewiesen ist, dass das Konsistorium nichts als eine unselbständige De- 
putation, ein Appendix der fürstlichen Ratsstube war. Die Untersuchungen 
von Krusch reichen zwar nur bis 1584 (Anfall Calenbergs an Wolfen- 
büttel), aber bis zur Mitte des 17. Jahrhunderts dürfte sich in den Be- 
ziehungen des Konsistoriums zur fürstlichen Ratsstube nichts geändert 
haben (abgesehen von einem kurzen Reformversuch unter Herzog Friedrich 
Ulrich. Spehr (Art.: „Heinrich Julius“ in ADB XI, 500) lässt hier 
zwar gerade in der Regierungszeit Heinrich Julius’ die Umbildung des 
Konsistoriums zu einer selbständigen Regimentsbehörde eintreten; aber 
ich habe Spuren einer solchen Wandlung nirgends zu entdecken ver- 
mocht. — Die oberflächlichen und für die Zeit vor 1680 teilweise un- 
riehtigen Ausführungen v. Meiers (Il, 3 ff.) tragen eher zur Verwirrung 
als zur Klärung der Frage bei. 

®) Zeitweilig war das Konsistorium nach Helmstedt verlegt, jedoch 
nur vorübergehend. 

*) Wenn nichts Aussergewöhnliches zu verhandeln war, nahmen in 
der ersten Zeit zumeist nur der Generalissimus und der weltliche Rat 
Ebner an den Sitzungen teil, gelegentlich auch der Dechant des Stifts 
St. Blasii zu Braunschweig. Später wurden die Konsistorialgeschäfte 
erledigt von dem Konsistorialrat Daniel Hofman, dem Hofprediger 
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war der Personalbestand so gering, dass an eine ordnungs- 
mässige Erledigung der Geschäfte nicht gedacht werden konnte), 
zumal die Mitglieder vielfach die Konsistorialsachen nur im 
Nebenamte erledigten?).. Der Herzog selbst arbeitete zwar 
so gut wie möglich mit), aber seine Arbeitskraft hatte natür- 
lich auch ihre Grenzen. Unter diesen Umständen war die 
Initiative der Behörde so gut wie lahmgelegt. Man beschäf- 
tigte sich nur mit den Angelegenheiten, die dem Konsistorium 
von dritter Seite, insbesondere von den Spezial- und General- 
superintendenten, vorgelegt wurden). 

— späteren Generalissimus — Basilius Sattler und dem weltlichen Rat 
— späteren Kanzler — Jagemann. Auch der Abt von Marienthal war 
oft, wenn auch nicht immer, zugegen. Krusch, Entwicklung II, 115. 

!) Am 8. Juli 1572 fand unter des Herzogs Vorsitz eine Sitzung 
statt mit dem weltlichen Rat Ebner und dem Hauptmann Dux als Bei- 
sitzern. — Im selben Jahre führte der Herzog — nach Krusch, Ent- 
wicklung Li, 118 ff. — die Konsistorialgeschäfte mit Hilfe eines bergbau- 
kundigen Rates und eines Hauptmanns, vermutlich sind die oben ange- 
führten Personen damit gemeint. — Hierzu bemerkt Krusch, l.c., mit 
Recht, es sei unter solchen Umständen die ganze Sache nur eine lächer- 
liche Spielerei gewesen. 

?) Für die Mitglieder der fürstlichen Ratsstube war das selbstver- 
ständlich. Aber für die übrigen geistlichen und weltlichen Mitglieder 
gilt dasselbe, denn wir finden als solche den Generalissimus, den Dechanten 
zu St. Blasii, den Abt zu Marienthal, dann den Kirchenrat, Hofprediger 
und ordentlichen Professor der Theologie zu Helmstedt Daniel Hofman, 
ferner den mehrerwähnten Hauptmann Dux und endlich den bei Krusch, 
l. c., erwähnten bergbaukundigen Rat, vermutlich Ebner. 

®) Solange das Konsistorium in Wolfenbüttel war — bis 1575 —, 
führte er fast regelmässig den Vorsitz. In solchen Fällen gab es natürlich 
keine Beratung oder Abstimmung, sondern der Herzog dekretierte einfach, 
was zu geschehen hatte, nachdem er die Meinungen der Anwesenden 
gehört hatte. Dass er selbst gelegentlich seine Meinung als unverbindlich 
für die übrigen hingestellt hat, ändert daran nichts. — In seiner Ab- 
wesenheit durften wichtige Sachen nicht entschieden werden, ohne dass 
seine Meinung eingeholt wäre. Besonders während der Verlegung des 
Konsistoriums nach Helmstedt war ein schriftlicher Bericht an den Herzog 
üblich. Krusch, Entwicklung II, 116 £. 

*) Die Kirchenordnung hatte in dem Synodus (vgl. oben 8. 122 f. 
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II. Abgesehen von den Ehesachen wurde die Zeit des 
Konsistoriums in erster Linie in Anspruch genommen durch 
die Fürsorge für die Bestellung der Pfarrer!). Sie wurden ent- 


Anm.) ein erweitertes Konsistorium vorgesehen. Dort sollten die General- 
superintendenten die allgemeinen Berichte über die kirchlichen Verhält- 
nisse ihres Sprengels mündlich erstatten und dann mit den Konsistorialen 
darüber beraten. — Calenberger Kirchenordnung s. t.: „Vom Synodo. 
Wie und wann ein gemeiner Conventus des Consistorii bei unser Kanzlei, 
der Superintendenz halber, gehalten soll werden“ (CCCp.Ic.INo.], 
268 ff.). — Solche Konvente scheinen anfangs ziemlich regelmässig abge- 
halten worden zu sein. Für diese Arbeit sind sie ohne Bedeutung, und 
es ist deshalb auch von ihnen hier überall nicht die Rede. 

Seit 1573 wurde ein — in der Kirchenordnung nicht vorgesehenes — 
Generalkonsistorium gehalten, das wohl mit Rücksicht auf die mangel- 
hafte Organisation des gewöhnlichen Konsistoriums eingeführt wurde. — 
Anders v. Heinemann II, 404, der in dem Generalkonsistorium „eine 
allgemeinere, auch das Laienelement berücksichtigende Vertretung der 
Kirche“ sieht. Laienvertretungen als solche dürften der lutherischen 
Kirche jener Zeit fremd gewesen sein. — Das Generalkonsistorium bildete 
eine Oberinstanz über dem Konsistorium. Alle hervorragenden Theologen 
und weltlichen Räte wurden zu dessen Sitzungen einberufen, die ordinarie 
alle Vierteljahr, extraordinarie alle Monat gehalten werden sollten. Das 
Konsistorium hatte alle wichtigeren Kirchenangelegenheiten nach dorthin 
zu verweisen. Auch die Entscheidung der Eheprozesse (nicht die Ab- 
haltung der vorbereitenden Termine) scheint man ursprünglich dem 
Generalkonsistorium zugedacht zu haben. (Siehe z. B. die Protokolle des 
Konsistoriums Helmstedt vom 30. Oktober 1579 und vom 3. März 1581; 
Staatsarchiv zu Hannover: Hann. Des. 83, Hann. IV. A. I, 1). Aber die 
Zeit reichte dazu nicht. (Siehe auch unten S.161 Anm.1). Näheres bei 
Krusch, Entwicklung II, 119 ff. Das einzelne liegt ausserhalb des 
Rahmens dieser Arbeit. 

Daneben war es üblich, dass die Superintendenten in allen schwie- 
rigeren Fällen beim Konsistorium um Rat fragten oder auch wohl die 
Beseitigung von Missständen erbaten, deren sie selbst nicht Herr werden 
konnten. Solche Anfragen und Gesuche wurden meist im laufenden 
Geschäftsgang miterledigt, gelegentlich aber auch nachträglich noch im 
Generalkonsistorium einer allgemeinen Besprechung unterzogen. — Von 
diesen letzteren Angelegenheiten ist im Text die Rede. 

!) Inwieweit die Selbstherrlichkeit des Herzogs bei den Besetzungen 
den Rechten des Konsistoriums vorgegriffen hat, kann hier dahingestellt 
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sprechend den Bestimmungen der Kirchenordnung in Wolfen- 
büttel !) geprüft und auf eine Pfarre gewiesen ?). Die betreffen- 
den Kandidaten hätten nach der gesetzlichen Vorschrift bei der 
(semeinde ihre Vokationspredigt halten müssen, dann wäre vom 
Superintendenten darüber ans Konsistorium zu berichten ge- 
wesen, und dieses letztere hätte dann das Immissionsdekret, 
gerichtet an Superintendent und Amtmann, erteilen müssen. — 
Dies Verfahren wurde nur anfangs beobachtet°). Als durch 


bleiben. Vgl. Schlegel, Kirchengeschichte U, 343f. Jedenfalls be- 
schränkte sich der Herzog in solchen Fällen wohl stets auf die Auswahl 
der Person; das übrige blieb dem Konsistorium überlassen. Nur ganz 
gelegentlich finden sich Abweichungen. So schreibt der Superintendent 
zu Ertzen an das Konsistorium zu Helmstedt im Jahre 1589 (Hann. Des. 83 
Hann. III, 66. 28), er habe zwar den Pastor zu Gr. Berkel ohne Vor- 
wissen des Konsistoriums eingeführt, aber auf besonderen fürstlichen 
Befehl. — Siehe auch hierunter Anm. 3. f. 

!) Später wurde die Prüfung nicht mehr vor dem Konsistorium in 
Wolfenbüttel, sondern vor der theologischen Fakultät zu Helmstedt ab- 
gelegt. Siehe Schlegel, Kirchenrecht II, 328 ff. und die dort zitierten 
Quellenbelege. 

?) Ueber die Patronatspfarren siehe unten im Text. 

®) Von den vielen Beispielen dafür in den Akten des Konsistoriums 
Helmstedt (Hann. Des. 83 Hann. IV. A. I, 1) hebe ich folgendes heraus: 
Sitzung vom 17. Mai 1580. Erm Herman Bergner übergibt Schreiben 
von Illustrissimo, dass er mit der Pfarre von Ackenrode auf Vorschlag 
des Konsistoriums belehnt ist. 


Bescheid: 

Soll an den Superintendenten zu Salzdahlum und an den Amt- 
mann zu Wolfenbüttel geschrieben werden, dass sie ihn der 
Gemeinde zu Ackerode präsentieren und ihn Probepredigt daselbst 
tun lassen, nach solchem auch berichten sollen, ob die Gemeinde 
auch mit ihm zufrieden oder nicht. 


Das Immissionsdekret bleibt also noch vorbehalten. — Bemerkens- 
wert ist die Erteilung auch dieses Auftrages an Superintendent und 
Amtmann gemeinsam, während die Kirchenordnung dies doch allein dem 
Superintendenten vorbehalten hatte. Die Praxis war in der Hinsicht 
sehr schwankend, so finden sich in dem Sitzungsprotokoll vom 14. April 
1580 zwei Fälle nebeneinander, in deren einem (Hersse) der Amtmann 
mitbeauftragt wurde, in deren anderem (Holl) aber nicht. In dem 
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den Anfall Calenbergs (1584) die Arbeitslast des Konsisto- 
riums sich wesentlich vermehrte, auch die weite Entfernung 
eines grossen Teils der neu erworbenen Lande vom Sitze des 
Konsistoriums zu einer Vereinfachung des komplizierten Ver- 
fahrens drängte, wurde es üblich, gleichzeitig mit der Auf- 
forderung, den Kandidaten Probepredigt tun zu lassen, auch 
das Immissionsdekret auszufertigen!),. Würde die Gemeinde 
gegen den neuen Geistlichen keine Einwendungen erheben, so 
sollten ihn Superintendent und Amtmann, ohne vorher ans 
Konsistorium zu berichten, in die Pfarre einweisen. Formell 
brachte dieses auch in so fern eine Neuerung, als das Er- 
suchen um Einholung der gemeindlichen Vokation und das 
Immissionsdekret jetzt in Einem Schreiben zusammengefasst 
wurden, und als dessen Adresse an Superintendent und Amt- 


Protokoll vom 28. Januar 1581 (daselbst) heisst es sogar — ohne Mit- 
teilung des Tatbestandes im einzelnen —: 


Bescheid: 

Es sei erst mit der Vocation nicht richtig, denn die Kirchen- 
ordnung ... (schreibe vor), dass die Vocationes nicht von den 
Bauern ... (geleitet? erteilet?), sondern von dem Superintendent 
und Amtmann erlangt werden sollen, solches sei allhier nicht ge- 
schehen. 


Es würde übrigens zu Trugschlüssen führen, wenn man die An- 
gaben in den Konsistorialprotokollen über die Person des Introduzenten 
durchweg als richtig unterstellen würde. Oft beruht die Nichterwähnung 
des Amtmanns nur auf Flüchtigkeit oder dem Streben nach Kürze. Ein 
drastisches Beispiel dafür bieten die Angaben über die auf fürstlichen 
Spezialbefehl geschehene Einführung des Pfarrers zu Gr. Berkel im Jahre 
1589. Siehe oben S. 155 f. Anm. 1. — Der Spezialbefehl ist in den zitierten 
Akten vorhanden. Er richtet sich an Superintendent und Amtmann 
gemeinsam. In dem Schreiben — ebenda S. 25 — steht trotzdem zu lesen, 
der Pfarrer sei „von dem Beamten immittiert“. Unmittelbar darauf aber 
heisst es in dem vom Superintendenten erstatteten Bericht — 8.28 —, 
er, der Superintendent, habe den Pfarrer eingeführt. 

!) Johann Christoph Stübner, Historische Beschreibung der 
Kirchenverfassung in den Herzogl. Braunschweig-Lüneburgischen Landen 
seit der Reformation (2 Teile, Goslar 1800) I, 270 £. 
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mann gemeinsam sich richtete, während früher nur die Im- 
mission gemeinsam, alles übrige aber dem Superintendenten 
allein vorbehalten gewesen war). 


III. Die Disziplinargewalt über die Geistlichen wurde 
durch Superintendent, Generalsuperintendent und Konsistorium 
gehandhabt. Das war nicht selbstverständlich. Die Amtleute 
hatten früher sehr weit gehende Befugnisse auf diesem Gebiet 
gehabt oder doch in Anspruch genommen. Mit wessen Hilfe 
hatte denn sonst Heinrich der Jüngere seine Lande beim katholi- 
schen Glauben erhalten? Auf welche Weise sonst hatte Erich 
der Jüngere versucht, die neue Lehre aus seinen Landen zu 
verdrängen? Das Recht der Rüge — als Denuntiationsrecht — 
blieb freilich der weltlichen Obrigkeit wie jedem Gemeindegliede. 
Aber die Ausübung der Disziplinargewalt konnte ihr ferner 
nicht zukommen. (tanz abgesehen davon, dass es unmöglich 
sein musste, dem Herzog und seinem Konsistorium in diesem 
Kardinalpunkte zuwider zu sein, hatte die Amtsobrigkeit 
kaum ein Interesse an der Wahrnehmung dieser rein geist- 
lichen Dinge. 


IV. Eng zusammen hiermit hing die Beobachtung des forum 
ecclesiasticum personale, wie die Kirchenordnung es wiederher- 
gestellt hatte. Die Gerichtsbarkeit?) des Konsistoriums blieb 
— soweit sie den clerus maior betraf — im allgemeinen un- 


') Vgl. jedoch oben 8. 156 Anm. 3. 


®) Dazu gehört übrigens nicht nur das Recht, Prozesse anzunehmen 
und zu entscheiden, sondern auch die Befugnis, Geistliche zur Zeugen- 
vernehmung vorzuladen, ein Recht, das zwar vom Konsistorium in erster 
Zeit gleichfalls vielfach in Anspruch genommen wurde, später aber all- 
mählich in Fortfall kam. Vgl. Reskript des Konsistoriums zu Hannover 
an den Generalem zu Münden vom 21. Oktober 1593 im (ungedruckten) 
Konsistorial-Kundebuch I], 4 f., wonach die Kirchendiener nicht verpflichtet 
sind, vor der weltlichen Obrigkeit sich mit Zeugeneiden belegen zu 
lassen oder Zeugnis zu geben. Die Abhörung kann nur geschehen auf 
des Consistorii Spezialkommission. Vgl. auch Schlegel, Kirchengeschichte 
II, 346 £. 
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angetastet. Grelegentliche Uebergriffe der Amtleute hatten 
meist geringe Uebertretungen zum Gegenstand, deren Ahn- 
dung man eher der allgemeinen Landespolizei als der eigent- 
lichen Gerichtsbarkeit zugehörig betrachtete !). 

Die Absicht der Kirchenordnung, das privilegium fori 
auch den niederen Kirchendienern zukommen zu lassen, blieb 
dagegen — zumal sie nicht einmal deutlich zum Ausdruck 
gekommen war — fast ganz unbeachtet?). Die einzigen, die 
sich daran kehrten, waren die Angehörigen dieses Standes 
selber. Glaubten sie irgendwie Hoffnung zu haben, vom Konsi- 


!) Ein Fall, wo ein Amtmann einen Pfarrer wegen eines bruch- 
fälligen Vergehens bestraft hatte und deswegen vom Konsistorium zur 
Rechenschaft gezogen wurde, bei Krusch, Entwicklung II, 103 
Ann. 1. 

2) A.M. Schlegel, Kirchenrecht I, 146. — Die von ihm behaup- 
teten, „sehr häufigen Beispiele“ dafür, dass „von den ältesten Zeiten her“ 
eine gegenteilige Praxis bestanden habe, vermag ich in den von ihm 
zitierten (ungedruckten) Konsistorialkundebüchern nicht zu finden. Richtig 
ist, dass die geistliche Aufsicht sich — wie auf Kirche und Schule über- 
haupt, so auch — auf den clerus minor erstreckte, und dass demnach 
Mängel in dessen Amtsführung vom Superintendenten zu rügen, eventuell 
ans Konsistorium zu berichten waren. Richtig ist ferner, dass das Kon- 
sistorium in solchen Fällen kraft eigenen Rechts Strafen verhängte. 
Das alles erscheint aber selbstverständlich. Bemerkenswert dagegen ist, 
dass Klagen und Beschwerden über den clerus minor vom Amtmann 
entgegengenommen und entschieden wurden, und dass er sich — wie die 
Akten ergeben — auch durch eine Berufung auf die Zuständigkeit des 
Konsistoriums nicht daran hindern liess, denn meist hatte er die An- 
gelegenheit schon entschieden, ehe das Konsistorium überhaupt Kenntnis 
davon erhielt. — Es ist bezeichnend, dass auch die Verordnung vom 
1. Mai 1770, welche diesen Gegenstand zum ersten Male eingehend regelte, 
dem Konsistorium eine — übrigens recht beschränkte — Zuständigkeit 
nur beilegte mit einem Vorbehalte zu Gunsten der Patrimonialgerichte, 
in denen eine andere Kompetenzverteilung herkömmlich sei. — Die Ver- 
ordnung ist abgedruckt bei E. Spangenberg, Sammlung der Verord- 
nungen und Ausschreiben, welche für sämtliche Provinzen des hannover- 
schen Staates bis zur Zeit der feindlichen Usurpation ergangen sind. 
Hannover, 1819/25; II, 343 ff.; der Passus, der den Vorbehalt zu Gunsten 
der Patrimonialgerichte macht, auch bei Schlegel, Kirchenrecht I, 395. 
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storium glimpflicher behandelt zu werden, als geschehen, so 
beschwerten sie sich über Missachtung der geistlichen Standes- 
vorrechte beim Konsistorium, und dieses musste schon aus 
Selbstachtung den nicht selten langwierigen Streit mit den 
weltlichen Lokalbehörden auf sich nehmen. Aber trotz aller 
Hartnäckigkeit, die in solchen Fällen auf beiden Seiten zu- 
tage trat: wir lesen zwischen den Zeilen, dass dem Konsisto- 
rium die Aufrührung solcher Fragen nur unangenehm war, 
und dass es gern gegenüber der Selbstherrlichkeit des Amt- 
manns ein Auge zudrückte. 

Mit weit grösserem Eifer wachte das Konsistorium über 
seine Kompetenz in Ehesachen. Auch hier war der Amtmann 
zu eigenmächtigem Vorgehen geneigt!), da er eben die An- 
gelegenheiten seiner Amtseingesessenen lieber im Amte selbst 
erledigt sah und ihm die Jurisdiktion in diesen Sachen seit 
langem unangefochten zugestanden hatte. Umgekehrt als im 
Falle des clerus minor kam ihm hier auch das Interesse der 
rechtssuchenden Partei entgegen. Das Verfahren vor dem 
Amtmann war einfacher und schneller, die weiten Reisen wur- 
den gespart, und der Amtmann war auch wohl praktischen 
Gründen zugänglicher als das kanonistisch gebildete Konsi- 
storium ?). Aber trotz alledem war das letztere, dabei unter- 


!) Dass man die Kompetenz des Konsistoriums in Ehesachen in den 
ersten Jahren nach dem Anfall Calenbergs an Wolfenbüttel gelegentlich 
nicht beachtete, bemerkt schon Spittler, Geschichte I, 308 (Sämtl. 
Werke VI, 215 £.). 

?) Schoen, Kirchenrecht II, 369 glaubt umgekehrt, man habe bei 
der Uebertragung der Ehegerichtsbarkeit auf die Konsistorien von ihnen 
eine weniger formalistische Handhabung derselben erhofit als von den 
weltlichen Gerichten. Ich habe aus den Akten des Konsistoriums den 
Eindruck gewonnen, dass — wenn es überhaupt einmal zum Wege Rechtens 
kam — dessen Formalismus in Ehesachen nicht wohl zu überbieten war, 
und halte es — wenigstens für die Calenberg-Wolfenbüttelschen Lande — 
für wenig wahrscheinlich, dass man sich darüber einer Täuschung hin- 
gegeben hätte, zumal das Verfahren, wo es etwa vor dem Amtmann als 
Einzelrichter stattfand, der Natur der Sache nach einfacher und damit 
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stützt von Pfarrer und Superintendent, auf seiner Hut. Und 
wenn wir aus der ersten Zeit auch gelegentlich von Kom- 
petenzüberschreitungen hören: mit der Zeit verschwanden sie. 

Das Verfahren der Güte dagegen fand, entsprechend den 
Absichten der Kirchenordnung, meist vor Superintendent und 
Amtmann, nicht selten aber auch vor einem von ihnen allein 
statt ?). 

Die Prozesse um Kirchen- und Pfarrgut waren entspre- 
chend dem Grundgedanken der Kirchenordnung von der Kom- 
petenz des Konsistoriums nicht ausgeschlossen. Nichtsdesto- 
weniger wurden Streitigkeiten darüber meist auf administra- 
tirem Wege vom Amtmann erledigt?). Aber auch die höheren 


auch weniger formalistisch sein musste. — Ueber die Praxis des Kon- 
sistoriums zu Wolfenbüttel in Ehesachen: Schlegel, Kirchengeschichte 
m 2arr. 

!) Es wurde dadurch jedoch nicht ausgeschlossen, dass vor dem 
Konsistorium nochmals ein Sühnetermin stattfand; aber auch dann war 
das gütliche und rechtliche Verfahren durchaus getrennt. Zeitweilig 
wurde dieses im Gegensatz zu jenem dem Generalkonsistorium vorbehalten. 

Beispiel: Sitzungsprotokoll des Konsistoriums Helmstedt vom 30. Ok- 
tober 1579 (Staatsarchiv Hannover: Hann. Des. 83 Hann. IV. A.L]): 


Bescheidt: 

„Demnach die güte zwischen ... Boden Ölegerin, undt Hanssen 
Eggers beclagten uber Zuversicht undt Angewanten Vleiss nit 
vorfangen wollen, als ist die Sache zu recht verwiesen, undt ferner 
der bescheidt, Das Olegerin ihr Claglibel In wenig drei oder vier 
tagen hirnegst allhie vor den Fl. Br. verordneten Kirchen Rheten 
schriftlich eingeben, Beclagter aber uf den 11. Decembris (1579) 
vor dem General Consistorio zu Wulffenbüttell Persönlich erscheinen, 
Alsdann ohne einige Ausflucht uff Eingewante Clage ... richtig 
andtworten, Undt den Krieg rechtens befestigen sollen.“ 


?2) Wie weit das Konsistorium den gegebenen Verhältnissen Rech- 
nung tragen musste, zeigt folgender Passus in den Protokollen des Kon- 
sistoriums zu Helmstedt vom 20. November 1581 (Staatsarchiv Hannover: 
Hann. Des. 83 Hann. IV. A. I, 1) wo es heisst: 


Harlingerode: 
„Der Pastor beschwert sich, dass der Amtmann zur Harzburg 
ihm seine Kuh pfanden und nehmen lassen, aus Ursachen, dass 
Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. 11 
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weltlichen Gerichte zogen aus der weltlichen Verwaltung des 
Kirchenguts in Verbindung mit der herkömmlichen Praxis den 


er das Mastgeld zu geben sich verweigert, bittet ihn in Schutz zu 
nehmen, bis ausfindig gemacht, dass er zu geben schuldig. 
Bescheid: 

„Sollen ihm promotoriales an Illum mitgeteilt werden, dem 
Amtmann zu befehlen, die Auspfandung einzustellen, bis zu Nach- 
kundigung und Verhör der Sachen, dazu sie, die Räte, sich, wo- 
fern Illus das friedlich, wollen erboten haben.“ 


Richtig ist, dass es sich hier um eine Gemeinheitssache handelte, 
und dass für Streitigkeiten dieser Art im allgemeinen das Unter- 
gericht zuständig war. — Nach der Kirchenordnung bestand indessen 
— wie im vorigen Paragraphen dargelegt — eine Ausnahme vom 
privilegium fori für die Geistlichen nur hinsichtlich ihres Erbgutes. 
Hier war aber in Streit die Verpflichtung des Pfarrers als solchen 
zur Zahlung von Mastgeld. Die Ausnahme traf also nicht zu. Nach 
dem Gesetz war das Konsistorium zuständig. — Des weiteren kam hier 
in Betracht, dass es sich nicht um eine gewöhnliche Streitigkeit 
wegen einer Pfarrgerechtsame handelte, die nach tatsächlichen Gesichts- 
punkten zu entscheiden gewesen wäre, sondern um eine Rechtsfrage über 
die Abgabefreiheit der Kirchendiener. Die Kirchenordnung hatte aus- 
drücklich die Freiheit der Geistlichen von Gemeindeabgaben und Bei- 
trägen angeordnet. Diese Vorschrift war angeblich verletzt. Auch aus 
diesem Grunde wäre die Zuständigkeit des Konsistoriums geboten ge- 
wesen. 

Was geschieht? Der Amtmann kehrt sich an nichts und setzt sich 
erst einmal in den Besitz der Kuh. Der Pfarrer wendet sich um Abhilfe 
an das Konsistorium, ob durch Vermittlung des Superintendenten, das 
steht dahin, Er ruft nicht etwa das Konsistorium als Gericht an, sondern 
er bittet nur, ihm beizustehen. — Das Konsistorium ist nach der Kirchen- 
ordnung zuständig; auch als Gericht. Aber es entscheidet nicht. Es 
wendet sich an Illustrissimum. 

Zweierlei Gründe sind für dies Verhalten denkbar. Entweder wurde 
trotz aller gesetzlichen Vorschriften immer noch eine Gerichtsbarkeit des 
Amtmanns über das Pfarrgut anerkannt, dann hätten Rechtsgründe ein 
Einschreiten verhindert; oder aber das Konsistorium wusste, dass es 
ohne Rückhalt am Herzog seinen Willen gegenüber dem Amtmann nicht 
würde durchsetzen können, und wollte deshalb sich noch durch ein 
Spezialmandat des Herzogs mit der Untersuchung betrauen lassen. Dann 
hätten Gründe tatsächlicher Art das Verhalten des Konsistoriums be- 
stimmt. 
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Schluss auf seinen weltlichen Charakter und nahmen deshalb 
Klagen darum an!), allerdings ohne eine feststehende Uebung 


In Wahrheit traf beides zu. Wäre das Konsistorium rechtlich 
unzweifelhaft zuständig gewesen, so hätte es erst entschieden und dann 
eventuell den Landesherrn um die Durchführung des Spruches ersucht. 
Der Wortlaut des Beschlusses lässt aber auch sonst die Annahme nicht 
zu, dass das Konsistorium den Amtmann für unzuständig hielt. — Hätte 
sich das Konsistorium umgekehrt zwar zur Entscheidung nicht für zu- 
ständig gehalten, aber doch dem Amtmann gegenüber die nötige Au- 
torität gehabt, so würde es verfügt haben, dass der Amtmann zunächst 
einmal (unbedingt) die Kuh zurückzugeben habe, dass im übrigen aber 
die Entscheidung der zuständigen Beschwerdeinstanz (Landesherr bezw. 
dessen Geheimer Rat) abzuwarten sei. 

Namentlich bei neueren Schriftstellern wird so vielfach hervor- 
gehoben, dass im 16. und beginnenden 17. Jahrhundert die einzelnen 
Departements der Regierung noch rechtlich ein einheitliches Ganzes 
bildeten, so dass also — einmal abgesehen vom Verhältnis zum Landes- 
herrn — jede Zentralbehörde zu jeder niederen Instanz im Vorgesetzten- 
verhältnis stand, ohne Rücksicht auf die Ressortverhältnisse. Diese Be- 
hauptung ist zweifelsohne richtig. Obiger Fall aber zeigt, was von dieser 
theoretischen Befehlsgewalt jeder höheren über jede niedere Instanz 
praktisch zu halten ist, Befehlen konnten jene wohl; damit war aber 
noch nicht entschieden, ob diese auch gehorchten. 

Rechtlich nach denselben Gesichtspunkten entschied das Konsisto- 
rium in einem ähnlichen Falle desselben Jahres (Protokoll des Konsi- 
storiums Helmstedt vom 20. Juni 1581. Staatsarchiv Hannover: Hann. 
Des. 83 Hann. IV. A.T, 5). Dort heisst es: 


Bodenstedt: 
Der Opfermann beschwert sich ... dass ein Stück Ackers, das 
bisher verpachtet, trotz Kündigung nicht zurückgegeben worden. 
Bescheid: 


Soll an den Amtmann zu Wolfenbüttel geschrieben werden, 
dass er die Sache erkunde und eventuell dem Opfermann zum 
Recht verhelfe. 


Das Konsistorium erkannte damit die Zuständigkeit des Amtmanns 
an, war ihm doch nicht einmal ein späterer Bericht aufgegeben. 

) Vgl. Vdg vom 18. September 1596 (also kurz nach dem Tode 
des Herzogs Julius): „... fügen euch hiemit gnädig zu wissen, dass 
Uns glaublich fürkommt, welchergestalt bei währender Unserer Regierung 
allerlei Missverständnisse unter euch eingerissen und dahero fürnehmlich 
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in dieser Hinsicht erreichen zu können. Tatsächlich entschied 
Prävention !). 

Eine naheliegende irrtümliche Auffassung sei schon hier 
berichtigt: die Bedeutung der Kommissionen. Um den Par- 
teien unnütze weite Reisen zu ersparen, war es üblich, dass 
das Konsistorium einzelne Prozesshandlungen, wie Partei- und 
Zeugenvernehmungen, durch Lokalinstanzen vi commissionis 
wahrnehmen liess. Dazu bediente es sich in erster Linie der 
Superintendenten. Da denen aber oft die nötige juristische Bil- 
dung fehlte, um derartige Aufträge sachgemäss zu erledigen, 
so kommittierte man auch Superintendent und Amtmann ?). 
Es liegt nun nahe, auch hierin schon die Herausbildung einer 
besonderen, aus Superintendent und Amtmann bestehenden 
Instanz zu erblicken. Das würde jedoch verfehlt sein. Die 
übertragenen Befugnisse sind nie eigene geworden. Das lag 
damals ebenso fern wie etwa heute die Gefahr, dass durch 
das prozessrechtliche Institut des ersuchten Richters all- 
mählich die Kompetenzen der höheren Gerichte als der Er- 


sich verursachet, dass ... ein Gericht dem anderen in sein von Uns 
anbefohlenes Amt und Jurisdiction Griffe und Eintracht tuhe, Sachen so 
dahin nicht, sondern vor das andere gehören, annehmen ... sonderlich 
aber Sachen, so Pfarr-, Kirchen-, auch geistliche Lehen und andere der- 
gleichen Sachen betreffen und vermöge Unserer Kirchenordnung ... vor 
Unser geistliches Gericht gehören, vor den weltlichen Gerichten et vice 
versa angenommen werden; aus welcher Confusion ...“ — CCCp.l 
c. II No. VI, 245. — Auf die Untergerichte bezieht sich diese Ver- 
ordnung nicht. 

') Trotzdem die Vdg vom 18. September 1596 (siehe letzte An- 
merkung) die Kompetenz des Konsistoriums für die causae mixtae auf 
das nachdrücklichste hervorhebt, lässt sie doch eventuell Praevention 
entscheiden, was nur mit Rücksicht auf die — auch sonst verbürgte — 
Praxis geschehen sein kann. Vgl. Schlegel, Kirchenrecht I, 137. 

?) Eine Fülle solcher Beispiele enthalten die Protokolle des Kon- 
sistoriums Helmstedt im hannoverschen Staatsarchiv: Hann. Des. 83 
Hann. IV. A. I, 1. — Aus ihnen ergibt sich aber auch, dass eine feste 
Praxis für alle Fälle sich noch nicht herausgebildet hatte. Mit Rücksicht 
auf den Gegenstand der Kommission waren Abweichungen nicht selten. 
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suchenden an das Amtsgericht als ersuchtes Gericht übergehen 
könnten. 

Das Gleiche gilt von der (einzigen) rechtlich und prak- 
tisch bestehenden eigenen Befugnis des Superintendenten und 
Amtmanns auf dem Gebiet des geistlichen Prozesses, von dem 
Recht der Güte. Der Eheprozess bestand aus dem gütlichen 
und dem rechtlichen Verfahren. Nur das letztere stand dem 
Konsistorium zu, das erstere hatten Superintendent und Amt- 
mann zu leiten. Auch hier ein Fall des Zusammenwirkens 
beider, sogar kraft eigener Amtsbefugnis. Aber es waren 
sehr naheliegende praktische Rücksichten, welche diese Be- 
stimmung veranlassten; und es liegt kein Grund vor, darin 
irgendeinen allgemeinen Grundgedanken zu suchen, dem eine 
über die Grenzen der Bestimmung selbst hinausgehende sym- 
ptomatische Bedeutung zukäme. Man mag vielleicht annehmen, 
dass solche Gemeinsamkeit Superintendent und Amtmann ein- 
ander näher brachte; aber zu solcher gegenseitigen Annäherung 
lag so mancherlei Veranlassung vor, dass es unrichtig sein 
würde, diesen einzelnen Fall vor den anderen herauszuheben. 

V. Und nun die weltlichen Angelegenheiten der Kirche! 
Sie blieben da, wo sie waren, und wo auch die Kirchen- 
ordnung sie im wesentlichen belassen hatte: in den Händen 
der weltlichen Obrigkeit. Eine Aufzählung erübrigt sich. 
Das einzelne ergibt sich schon aus dem Vorhergehenden. Das 
Pfarrgut erhielt der Pfarrer vom Amtmann bei der Immis- 
sion. Fehlte etwas davon, so beschaffte es dieser. Ward ihm 
nachträglich etwas davon entzogen, so sorgte der Amtmann für 
Rückschafftung. War das Pfarrhaus einer baulichen Besserung 
bedürftig, so prüfte er deren Notwendigkeit. Die Beschaffung 
der Mittel und die Leistung der Frohnen war Gegenstand seiner 
Fürsorge. War der Pfarrer verstorben, so nahm der Amt- 
mann die Pfründe wieder in Besitz und zog deren Früchte im 
Interesse der Kirche). Und kam der neue Pfarrer an, so 


!) Siehe das Schreiben des Konsistoriums zu Wolfenbüttel vom 
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war er es, der den Ausgleich zwischen den Erben des Vor- 
gängers und dem neuen Stelleninhaber vermittelte und eventuell 
von sich aus festsetzte. — Verwaltet wurde das Kirchengut 
von den Kirchenvorstehern. Der Amtmann ernannte sie und 
nahm ihnen den Eid für treue und gewissenhafte Führung ihres 
Amtes ab. Alljährlich mussten sie ihm Rechnung legen, sei 
es, dass sie zum Amtssitz gingen, sei es, dass der Amtmann 
selbst auf die Pfarre kam, um sich durch den Augenschein 
von der guten Führung der Geschäfte zu überzeugen. Was 
der Amtmann für richtig hielt, liess er passieren; was ihm 
nicht angemessen schien, „strich er ibnen in der Rechuung 
aus“. Darum waren sie gezwungen, überall, wo es sich um 
nicht alltägliche Ausgaben handelte, sich seines Einverständ- 
nisses vorher zu vergewissern. Ohne den Amtmann konnten 
sie nichts tun. Aber wie er sie beaufsichtigte, so schützte er 
sie auch. Wo ein säumiger Pächter nicht zahlte, wo ein 
Pflichtiger seine Abgaben weigerte, da lieh der Amtmann den 
Vorstehern seinen Beistand, und gern setzten sie ihm in ihrer 
Rechnung eine mässige Gebühr aus, wenn die Zahl der Wider- 
spenstigen einmal besonders gross gewesen war. 

VI. Auf den Zustand der Pfarre als Ganzes bezog sich 
die Visitation!). Da auch die Kirchenordnung nichts anderes 


21. Juli 1599 an den Amtmann zur Erichsburg wegen der Interkalar- 
früchte der Pfarre Markoldendorf. Konsistorial-Kundebuch I, 350 ff. 


') Die Generalvisitationen sind hier — wie in der Arbeit überhaupt — 
nicht berücksichtigt. Sie waren nicht Obliegenheit der Kirchenkommission. 
Wenn auch für die Zuziehung der weltlichen Obrigkeit zu Schirm und 
Schutz ähnliche Vorschriften bestanden wie für die Spezialvisitationen, 
so fehlten doch die darüber hinausgehenden Vorbedingungen für eine 
aktive Teilnahme des Amtmanns. — Die Generalvisitationen wurden von 
vornherein sehr unregelmässig gehalten und kamen in der ersten Hälfte 
des 13. Jahrhunderts gänzlich in Fortfall. Schlegel, Kirchengeschichte 
III, 441 £.; derselbe, Kirchenrecht II, 499 ff. 

Von den Generalvisitationen sind zu unterscheiden: 

1. die sogenannten Reformationsvisitationen, denen auch die Calen- 
berger Generalvisitation von 15839 zuzurechnen ist. Siehe Kayser 
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bestimmt hatte, blieb es dabei, dass die Kirchenrechnungsab- 
nahme ein hiervon getrennter Akt war!) ?), dessen Vornahme 


Generalvisitation I, 93 f. — Diese sind, wie das in der Natur der Sache 
liegt, keine ständigen Einrichtungen und wurden durch ad hoc ernannte 
Visitationskommissionen vorgenommen ; 

2. die Visitationen der Superintendenturpfarren, welche rechtlich den 
Spezialvisitationen gleich stehen, nur mit der selbstverständlichen Modi- 
fikation, dass für den beteiligten Superintendenten dessen übergeordneter 
Geistlicher, der Generalsuperintendent, eintritt. In wenig zweckmässiger 
Weise bezeichnet das Konsistorialausschreiben d. d. Hannover, 4. Januar 
1855 sub 1 auch diese Visitationen als Generalvisitationen. Christian 
Hermann Ebhardt, Gesetze, Verordnungen und Ausschreiben für den 
Bezirk des Kgl. Consistorii zu Hannover, welche in Kirchen- und Schul- 
sachen ergangen sind. Erste Folge. 1845—1857 (Hannover 1858), 90 ff. 
— Vel. die inzwischen aufgehobene Bestimmung sub 4d daselbst. 

) Unrichtig Schlegel, Kirchenrecht IV, 232 £.; richtig dagegen 
derselbe, ebendort II, 461. 

?) Vgl. Fürstl. Ausschreiben vom 6. Januar 1593 (CCC p.lec.I 
No. II, 412 und CCC p. IV c. VIII No. I, Anlage A, 46 f.): „Und dann 
schliesslich, dass die unnötige Zehrung und Aufschläge, so bei den Special- 
Visitationibus und Kirchen-Rechnungen bishero an etzlichen Oertern zur 
Ungebühr geschehen, hinfüro gänzlich unterlassen werden und die Super 
intendentes, wenn sie ausziehen, keinen grossen Comitatum mit sich führen, 
sondern eine Person allein, wie auch unsere Amtleute, wenn sie zu Auf- 
nehmung der Kirchenrechnungen reisen, nicht einen Haufen Volks... 
wie bisher geschehen, mit sich nehmen ...“ — Kirchenvisitation und 
Kirchenrechnungsabnahme sind also als verschiedene Akte gedacht. 

Pufendorf (Observationes, Tom. IV, Obs. VII, $ VII) sagt 
darüber: „Sed in terris certe Brunsvicensibus et Luneburgensibus Magi- 
stratus quoque loci visitationibus interest, tam ad auxilium bracchii 
secularis, ut vocant, praestandum, ... quam rationum ecclesiasticarum 
gratia reddendarum ... Videtur autem ipsa visitatio ad Superintendentem 
pertinere, rationum autem receptio ad Magistratum imprimis secularem, 
etsi nec Superintendens ab ea re excluditur“. Die begriffliche Scheidung 
hat Pufendorf hier sehr scharf hervorgehoben; auch die verschiedene 
Zuständigkeit für Visitation und Rechnungsabnahme. Er scheint aber 
beides als zwei zeitlich zusammenfallende Akte zu denken, was für die 
ältere Zeit nur in den seltensten Fällen zutrifft. Erst das 17. Jahr- 
hundert brachte hier eine Aenderung. Die Wendung: „nec Superinten- 
dens ab ea re excluditur“, gibt den Rechtszustand des beginnenden 
17. Jahrhunderts in unübertrefflicher Weise wieder. 
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allein dem Amtmann überlassen blieb‘). Der Superintendent 
war nicht daran beteiligt. Er ebenso wie das Konsistorium 
erhielten auch im allgemeinen eine Kopie der Kirchenrechnung 
nicht. Die hierauf bezüglichen Bestimmungen der Kirchen- 
ordnung kamen nicht zur Ausführung?). Nur gelegentlich hat 
einmal ein Superintendent unter Berufung auf die Kirchenordnung 
die Aushändigung eines Rechnungsexemplars verlangt, und als 
dann sein Ansinnen zurückgewiesen wurde, sich beschwerde- 
führend ans Konsistorium gewandt. Dieses war nun zwar zur 


‘) In dem Beschluss über die Ergebnisse der Calenberger (Reforma- 
tions-) General-Visitation von 1588 wurde ausdrücklich bestimmt, dass 
die Visitation durch die Superintendenten, die Kirchenrechnungsabnahme 
durch die Beamten erfolgen solle. Schlegel, Kirchenrecht IT, 461. 
Siehe auch Pufendorf, Öbservationes (Tom. IV, Obs. VII, $ III), wo 
es heisst „Nam etsi in Ordinatione Ecclesiastica Dueis Juli de rationibus 
ecclesiastieis nihil cavetur, tamen Constitutio de 10. Februar 1710 ostendit, 
rationes eas in visitationibus ecclesiastieis discuti, et ex Recessu Ganders- 
heimensi (sc. de 10. Oktober 1601) $ 1 intellegitur, eas jam tum temporis 
coram Superintendentibus discussas esse“. Pufendorf irrt hier in so 
fern, als er in den Bestimmungen des Gandersheimer Landtagsabschiedes 
einen Beweis für die in jener Zeit angeblich übliche Zuziehung des 
Superintendenten zur Rechnungsabnahme sehen will. Wie unten (8. 191) 
des näheren darzulegen, führte der Gandersheimer Landtagsabschied ge- 
rade in dieser Hinsicht etwas von dem bisherigen Brauch Abweichendes 
ein. Ausserdem war nach demselben Abschiede der Superintendent nicht 
derjenige, der die Rechnung im eigentlichen Sinne abnehmen sollte. Er 
wurde nur zugezogen. Endlich sprach der Gandersheimer Landtagsab- 
schied überhaupt nur von den Pfarren in adligen Gerichten oder adligen 
Patronats. 

?) Krusch, Entwicklung ll, 123. Dort ist zum Beweise der Miss- 
achtung der diesbezüglichen Bestimmungen der Kirchenordnung angeführt, 
dass es erforderlich wurde, am 5. September 1580 ein Konsistorial-Aus- 
schreiben an die Superintendenten und Amtleute zu erlassen, in dem ihnen 
erneut die Abnahme der Kirchenrechnung von den Kirchenvorstehern 
und die Uebersendung von Abschriften an das Konsistorium anbefohlen 
wurde. Mir ist dieses Ausschreiben nicht bekannt geworden. Jedenfalls 
wäre es irrtümlich, anzunehmen, dass es in seinem zweiten Punkte 
mehr Beachtung gefunden hätte als die entsprechenden Vorschriften der 
Kirchenordnung. 
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Wahrung seines Gesichts gezwungen, sich der Sache anzunehmen. 
Welchen Ausgang sie genommen, lässt sich aus den Akten nicht 
ersehen. Jedenfalls blieb der Amtmann mehreren Reskripten 
gegenüber fest, wie sich schon aus deren Wiederholung ergibt }). 
Aber solche Fälle erscheinen nur als Ausnahmen. Im allge- 
meinen hat sich das Konsistorium und mit ihm die General- 
und Spezialsuperintendenten auf dasjenige beschränkt, was bei 
der Kirchenvisitation festgestellt wurde. 

Die Visitation wurde auch in der Praxis vom Superinten- 
denten im Beisein des Amtmanns vorgenommen ?). Freilich 
wird diese „Anwesenheit“ des Amtmanns — wenn er über- 
haupt kam — mit Rücksicht auf seine traditionelle Stellung 
zur Kirche eine durchaus aktive gewesen sein. Doch lässt 
sich dieses nur vermuten. Näheres darüber erfahren wir aus 
den Akten nicht. 

Gegenstand der Visitation waren die kirchlichen Verhält- 
nisse der zu visitierenden Pfarre nach jeder Richtung hin, 
insbesondere wurde auch der aktive Bestand des Kirchenrer- 
mögens und der Kirchenkasse nachgeprüft. Auch die Kirchen- 
rechnungen lagen zu diesem Zwecke vor. Wurde alles für 
richtig befunden, so unterzeichneten die Visitatoren die Rechnung; 
es wurden auch Monita angefügt. Aber nichtsdestoweniger ist 
daran festzuhalten, dass es sich dabei nicht um eine eigent- 


!) Sitzungsprotokoll des Konsistoriums d. d. Helmstedt, 7. Juni 
1581: „Auf Bericht des Superintendenten zu Holzminden decretum: 
Soll der Superintendens nochmals an die drei Amtleute schreiben und 
sie erinnern, dass sie die Kirchen-Rechnungen einschicken, wo nicht, 
werde Illustrissimo es müssen berichtet werden (Staatsarchiv Hannover: 
Hann. Des. 83 Hann. IV, A. IL, 5). Wenn man nicht eine Verschwörung 
dieser drei Amtleute gegen den Superintendenten annehmen will, so 
kann man nicht im Zweifel sein, dass der Superintendent derjenige 
war, der etwas Ungewöhnliches verlangte. Es wäre doch sonderbar, 
wenn gerade dieser Superintendent drei halsstarrige Amtleute in seinem 
Sprengel gehabt haben sollte, zumal er mit mehreren kaum wird zu tun 
gehabt haben. 

2) Zustimmend Schlegel, Kirchenrecht II, 459 £. 
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liche Rechnungsabnahme handelte. Das Recht, die Abnahme 
zu verweigern, hatte der Superintendent nicht. Niemand hätte 
sich daran gekehrt. Auch Belege wurden anscheinend nicht 
vorgelegt. Die Monita aber waren meist allgemeiner Natur, 
und das Recht, sie zu erteilen, konnte dem Superintendenten 
ebensowenig versagt werden wie die Befugnis, irgendwelche 
andere Missstände zu rügen. 

Die von der Kirchenordnung vorgesehenen Termine für die 
Visitationen (zweimal jährlich für die Spezial- und alle drei 
Jahre für die Generalvisitation) wurden von vornherein nicht 
innegehalten '), Schon zu Zeiten des Herzogs Julius liegen 
zwischen den einzelnen Spezialvisitationen nicht selten mehrere 
Jahre. 

VI. So wie die Dinge sich praktisch gestalteten, hatten auch 
die Patrone wenig Anlass zur Beschwerde. Ihr freies Be- 
setzungsrecht wurde zwar im allgemeinen zum Präsentations- 
recht; aber da die Zeiten der Laienbelehnungen so wie so ein 
für allemal verschwunden waren, und die Verlehnung von Pfarren 
damit aufgehört hatte, ein einträgliches Geschäft zu sein ?), 
mochte sie solche Wandlung wenig berühren °). 


!) Schlegel, Kirchenrecht II, 504. 

?) Versuche, sich für die Verlehnung ihrer Pfarren grössere Beträge 
zahlen zu lassen, scheinen indessen die Patrone auch noch in viel spä- 
teren Zeiten gemacht zu haben. Die Verordnung vom 14. Juni 1597, 
die den Patronen untersagte, für die Verlehnung einer Pfarre mehr als 
4 Taler Lehn-Geld zu nehmen, ward unter dem 6. Mai 1675 (CCC p.I 
c.1,797 £.; Willich III, 189) wörtlich erneuert, und ebenso, unter Hin- 
zusetzung einiger neuer scharfer Bestimmungen, durch Verordnung vom 
31. Dezember 1734 (CCC p.Ic.I, 826 f£.; Willich III, 190 £.). 

®) Auf welchen Umwegen man oft versuchte, eine direkte Aner- 
kennung der landesherrlichen Ansprüche zu vermeiden, zeigt die Ge- 
schichte der Pfarre Wiedelah im gleichnamigen Gericht. In deren 
Pfarrakten wird nach Kayser, Reformationsvisitationen 186 Anm. 348 
berichtet: „Diese Pfarre hat dem Kloster St. Johannis in Halberstadt 
zugestanden und ist hernach tempore reformationis von Dietrichen von 
Quitzow sel. bestellt, der sie folgends, durch Verhandlung Marten von 
Veltheims sel., Herzogen Julio l. m. cediret und abgetreten. Henricus 
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Freilich von einer anderen Seite drohte ihren Gerechtsamen 
Gefahr. Das Kirchengut war — wie schon oft hervorgehoben 
— unter den Gesichtswinkel fürstlichen Kammergutes geschoben, 
und darüber stand die Aufsicht wohl den Amtleuten, nicht aber 
ohne weiteres den Gerichtsherren zu. Deshalb wollten die Amt- 
leute (von den Superintendenten ist gar nicht die Rede) bei 
den Kirchen im Patrimonialbezirk, wo der Junker zumeist 
auch Patron war, Kirchenrechnungen einnehmen. Dem aber 
widersetzten sich die Junker, und trotz gelegentlichem direktem 
Eingreifen des Landesherrn, nicht ohne Erfolgt). Die Sache 
wurde erst später durch besondere Rezesse und durch den 
Gandersheimer Landtagsabschied geregelt. 

Ein weiterer Streitpunkt, der aber hier weniger in Betracht 


Julius u. g. f. und Herr solche hinwider Henning von Quitzow aus Gnaden 
gegönnet und ihm über die Praesentation eine sonderbare Belehnung 
sub dato 15. Martii ao. 1607 gegeben.“ Hier ist also die Verwandlung 
des Nominationsrechts in die Präsentation durch Zession mit darauf- 
folgender Rückbelehnung geschehen. — Wahrscheinlich handelt es sich 
um denselben Vertrag, den Schlegel, Kirchengeschichte II, 290 bei 
den Irrungen zwischen denen von Veltheim und Herzog Julius er- 
wähnt, anlässlich der Pfarre Kremlingen. Man ersieht daraus, dass 
zwischen der Zession des Präsentationsrechts an Herzog Julius und der 
Rückbelehnung durch seinen Nachfolger Heinrich Julius ein enger Zu- 
sammenhang bestand in so fern, als nämlich auch in der Zwischenzeit 
die von Veltheim an der Besetzung der Pfarre beteiligt waren. 

') Krusch, Entwicklung II, 123. — Ein lehrreiches Beispiel bilden 
die Streitigkeiten der Landesherrschaft mit denen von Adelebsen. Diese 
weigerten sich unter Berufung auf ihre durch Herkommen wohlerwor- 
benen Rechte die Spezialvisitation und Kirchenrechnungsabnahme in ihren 
Patronatspfarren zu dulden. Schliesslich verglich man sich durch Rezess 
vom 12. März 1594 dahin, dass der Landesherrschaft das Recht auf die 
Visitation zugebilligt wurde, die Patronatspfarren aber von Ablegung 
der Kirchenrechnungen befreit wurden. — Schlegel, Kirchengeschichte 
II, 358 f. Vgl. auch das Edikt vom 10. November 1646 (bei Schlegel, 
Kirchenrecht IV, Beilage XXVIII, 524 f.). — Die Visitation, die künftig 
geduldet werden sollte, erstreckte sich nur auf die spiritualia, die Kirchen- 
rechnung nur auf die temporalia. Man sieht also, worauf es den Junkern 
in erster Linie ankam. 
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kommt, lag darin, dass die Junker mit geschlossenem Gericht 
überhaupt ein Aufsichtsrecht des Superintendenten, gelegentlich 
auch des Generalsuperintendenten und des Konsistoriums, nicht 
anerkennen wollten. Dass dort von einer Rechnungsabnahme 
durch den Amtmann nicht die Rede sein konnte, liegt auf 
der Hand. 

VIII. So war beim Tode des Herzogs Julius (1589) überall 
in Calenberg und Wolfenbüttel die lutherische Lehre eingeführt. 
Aber die Kirchenverfassung — mochte ihre Einrichtung auch 
mit noch so grossem Eifer betrieben sein — zeigte noch 
mancherlei Mängel und Lücken. Erst der Gandersheimer 
Landtagsabschied vom 10. Oktober 1601 legte den Schluss- 
stein zu dem Gebäude der ÜCalenberg -Wolfenbüttelschen 
Kirchenverfassung !). 


8 152). 
Die Kirche unter Herzog Heinrich Julius (1589 —1613). 


I. Die höheren landesherrlichen Behörden, insbesondere 
das Konsistorium, waren unter dem Nachfolger des Herzogs 
Julius zum ersten Mal seit ihrer Einrichtung dauernd vollzählig 
besetzt. Die Folge war die Herausbildung eines regelmässigen 
seschäftsganges, einer Behördentradition. Die Bureaukratie 
mit all ihren Vorzügen und Mängeln machte sich geltend. Die 
ständigen Eingriffe des Landesherrn in den täglichen Geschäfts- 
gang, wie sie noch Herzog Julius beliebt hatte, unterblieben. 
Der neue Herzog mochte sich nicht mit den kleinen täglichen 
Geschäften des Geheimen Rats oder seiner Deputationen be- 
fassen, wenn anders er sich überhaupt im Lande aufhielt. So 
fand sich denn im Behördenorganismus der Regierung allmäh- 


’) Uhlhorn, Kirchengeschichte 91. 

?) Literatur: Spittler, Geschichte I, 328 ff. (Sämtl. Werke VI, 
230 ff), Havemann, Geschichte II, 419 £., v. HeinemannIIH, 11 ff., 
Schlegel, Kirchengeschichte II, 329 ff, Beste 168 ff, F. Spehr, 
Heinrich Julius, Herzog von Braunschweig-Wolfenbüttel. ADB XI, 500 fi. 
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lich eine wohltuende Rechtssicherheit ein, die bisher gefehlt 
hatte. Immerhin bot sich zu Kompetenzstreitigkeiten noch 
reichlich Anlass, nicht zuletzt bei Erledigung kirchlicher 
Angelegenheiten. 

II. Herzog Julius hatte, dem Zwang der Verhältnisse 
nachgebend, nicht selten eine laxere Handhabung seiner Gesetze, 
besonders soweit sie etwas vom Herkommen Abweichendes an- 
ordneten, stillschweigend dulden müssen‘). Jetzt lag dazu 
keine Veranlassung mehr vor. Die landesherrliche Gewalt 
war erstarkt. Der Herzog hatte nicht nur den Willen, sondern 
auch die Macht, seinen Befehlen unbedingten Gehorsam zu 
erzwingen. Und manche Stadt?) und mancher Junker mussten 


!) In Gegenwart des Herzogs äusserte der Kanzler auf dem General- 
Konsistorium vom 9. Dezember 1580, nirgends würde die Kirchenordnung 
weniger gehalten als im Fürstentum Braunschweig. Krusch, Ent- 
wicklung I, 130. 

?) In einem Reskript des Herzogs an die Stadt Münden vom 
10. Januar 1591 heisst es (Schlegel, Kirchenrecht I, 417 ff.): „So 
viel aber das jus episcopale, geistliche Jurisdiktion und denselben an- 
hangenden ‚Jura, als da ist cognitio und executio in Ehe- und anderen 
geistlichen Sachen, Inspectio, Administratio und dispositio über Kirchen 
und Schulen, derselben Güter und Diener, desgleichen Visitatio, exami- 
natio, ÖOonfirmatio, immissio und dimissio der Prediger und anderer 
Kirchen- und Schuldiener, auch Gebot und Verbot über dieselben, und 
was sonsten mehr dazu gehöret, betreffen tut; Alldieweil solche Jura 
vermöge der Rechte und Religions-Friedens unter den Laicis keiner, als 
dem jetztgedachter Religions-Friede dieselbige einräumet, haben, exer- 
cieren, oder auch longissimo tempore, bevorab aber wider seinen re- 
gierenden Landesfürsten praescribieren kann, und dann jetztberührter 
Religionsfrieden allein den Ständen, so dem hl. Römischen Reich ohne 
Mittel unterworfen sind, und anders niemand dieselben nachgibt, dass 


demnach ... Unsere Stadt Münden, als die keine Reichsstadt, sondern 
Uns ... ohne Mittel unterworfen (ist), ... Unserer Kirchen-Ordnung 


sich durchaus und ohne einige Distinction gemäss verhalten ...“ — 


Solche Sprache gegenüber einer bedeutenden Stadt des Landes, die auf 
ihre Selbständigkeit pochte, für ihre Kirchenangelegenheiten sogar ein 
eigenes Stadtministerium hatte, war für die damaligen Verhältnisse uner- 
hört. Auf eine praescriptio longissimo tempore konnte man sich auch der 
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zu ihrem Schaden erkennen!), dass die Zeiten vorbei waren, 
wo man mit Halsstarrigkeit und Rechthaberei Privilegien er- 
trotzen konnte. 

Naturgemäss nahmen auch die landesherrlichen Regierungs- 
behörden Anteil an dieser Steigerung des landesherrlichen 
Ansehens. Auch sie verlangten fortan peinlich genaue Durch- 
führung ihrer zahlreichen und bis ins Kleinste gehenden 
Reskripte und Ausschreiben ?). 

Immerhin liess sich nicht alles von heute auf morgen 
umkehren. Ohne Geld ging es nun einmal nicht. Und das 
Geld hatten die Stände?). Also konnte man wohl versuchen, 
ihre Privilegien zu beschneiden; aber es ging nicht an, sie 
ohne weiteres in die Rumpelkammer zu den historischen Reliquien 
zu werfen. Und ähnlich wie mit den Ständen als Ganzem stand 
es mit deren einzelnen Gliedern. Städte und Adel bildeten 
immer noch eine ansehnliche Macht. Und so sehr man geneigt 
war, ihrer Selbstherrlichkeit im Einzelfalle nichts nachzusehen, 


Landesherrschaft gegenüber noch 100 Jahre später mit gutem Grund 
berufen. — Einen noch eklatanteren Fall berichtet Spittler, Geschichte 
I, 329 Anm. m (Sämtl. Werke VI, 230 Anm.): Die Stadt Braunschweig 
hatte in einer Deduktion die Wendung gebraucht: „Hält unser Herr, 
so halten wir auch“. In der Antwort des Herzogs darauf hiess es: „Vox 
asini et bovis non subditi“. 

') Die Stände und eine Anzahl Adliger klagten beim Reichskammer- 
gericht gegen den Herzog wegen Verletzung ihrer Privilegien. — 
Spehr 502. — In einer solchen Klageschrift hiess es: „Der Kanzler 
wolle die Landsstände zum Fussschemel machen“. Zitat aus Spittler, 
Geschichte I, 329 f. (Sämtl. Werke VI, 231). 

?) Hierüber wird uns berichtet: „Jagemann, sein Kanzler, hat das 
jus principis et superioritatis in seinen Öffentlichen ausgelassenen Schriften 
sehr weit extendiret und das monstrum, sonsten von den Italienern Ragion 
di Stato genannt, welches Landt und Leuthe verwüstet und viel übels 
stifftet, trefflich formentiret und gestercket“. Zitat aus Spehr 502. 

°) Allerdings behauptete der Kanzler gelegentlich, das Land sei 
zur Zahlung der vom Landesherrn ausgeschriebenen Steuern auch ohne 
Einwilligung der Stände verpflichtet. Aber er drang damit nicht durch. 
Spittler, Geschichte I, 340 f. (Sämtl. Werke VI, 238 ff.). 
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so sehr mochte man Bedenken tragen, sie durch ein allzu 
rasches Vorgehen zu einheitlicher Abwehr zu zwingen. 

III. Das Konsistorium hatte an dieser Bewegung in be- 
sonderem Masse teil. Die auf Sparsamkeitsrücksichten beruhende 
Neigung des verstorbenen Herzogs, die Konsistorialgeschäfte 
von anderen landesherrlichen Dienern im Nebenamt versehen 
zu lassen, hatte dem weltlichen Element einen massgebenden 
Einfluss im Konsistorium verschafft. Das war jetzt anders 
geworden. Wohl bildete das Konsistorium nur eine Deputation 
der fürstlichen Ratsstube !), wohl waren deshalb die Hofräte 
immer noch Konsistorialräte, aber die Wahrnehmung der Kon- 
sistorialgeschäfte war nicht mehr, wie so oft unter Herzog 
Julius, allein auf sie gestellt. Sie nahmen nicht einmal regel- 
mässig an den Sitzungen des Konsistoriums teil. Nicht selten 
waren die geistlichen Herren ganz unter sich ?). 

Auch die Persönlichkeiten hatten gewechselt. Der Genera- 
lissimus Basilius Sattler?) gewann den grössten Einfluss, ein 


!) Siehe oben S. 153 Anm. 2. 

*®) Darauf dürfte es zurückzuführen sein, wenn der Herzog (Heinrich 
Julius) im Gandersheimer Landtagsabschied vom 10. Oktober 1601 $ 1 
(CCCp.IVe. VII No. I, 3) seinen Ständen versprach, das Konsistorium 
„nicht allein mit geistlichen Personen, sondern auch mit politischen 
Räten zu bestellen‘. — Man wende nicht ein, dass sich Wendungen 
gleichen Inhalts in zahlreichen Gesetzen aus der Reformationszeit finden, 
ohne dass ähnliche Zustände vorhanden gewesen wären. In jenen anderen 
Fällen (vgl. z. B. Calenberger Kirchenordnung von 1569, Vorrede; CCC 
p-I c.I No.I, V) handelt es sich um die Einrichtung eines neuen Kon- 
sistoriums, wobei natürlich auch die Besetzung mit weltlichen Räten 
erwähnt werden musste. Hier aber gab es seit mehr als 30 Jahren ein 
mit geistlichen und weltlichen Räten besetztes Konsistorium. — Man 
beachte auch wohl die Fassung der Bestimmung, welche sich scharf gegen 
die Alleinherrschaft der Theologen wendet. — Zustimmend Spittler, 
Geschichte I, 350 Anm. r. (Sämtl. Werke VI, 248 Anm.). 

®) Sattler war freilich schon unter Herzog Julius in Wolfenbüttel- 
schen Diensten gewesen. Bereits 1569 wurde er ins Land berufen; 1571 
wurde er zum Generalsuperintendenten zu Gandersheim, unmittelbar 
darauf zum ersten Prediger an der Hauptkirche zu Wolfenbüttel ernannt. 
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Mann von unermüdlichem Fleiss, aussergewöhnlicher Begabung 
und eisernem Willen, aber auch von geistlicher Herrschsucht 
und Anmassung }). 

IV. Den geistlichen Herren konnte es auf die Dauer nicht 
verborgen bleiben, wie die tatsächliche Stellung des Konsistoriums 
in der Kirche zurückblieb hinter der Allgewalt, die ihm die 
Kirchenordnung verliehen. Man suchte deshalb im kleinen nach- 
zuholen, was man im grossen versäumt hatte. Mit Unwillen 
sah man, wie unabhängig vom Konsistorium noch so mancherlei 
in der Kirche sich vollzog; mit Unwillen, dass es hauptsäch- 
lich Laien waren, die sich dieser Unabhängigkeit erfreuten, 
So ergingen denn zahlreiche Reskripte, welche dem ein Ende 
machen sollten. Die Bestimmungen der Kirchenordnung über 
die Grenzen der geistlichen und weltlichen Gerichtsbarkeit ?), 
über Ordination und Pfarrbesetzung wurden bald allgemein?), 


Erst 1579 erhielt er neben seinen inzwischen erworbenen anderen Stellen 
und Würden auch die eines Konsistorialrats. Generalissimus und damit 
höchster Geistlicher des Landes war er erst seit 1589, dem Jahre des 
Regierungsantritts des Herzogs Heinrich Julius. Diese Stelle bekleidete 
er 35 Jahre hindurch. Beste 121 £. 


!) Spittler, Geschichte I, 349 (Sämtl. Werke VI, 245) sagt von 
ihm treffend: „es habe ihm wenigstens nicht an dem Willen gefehlt, 
einen kleinen Papst in seiner Sphäre zu spielen“. — Schlegel, Kirchen- 
geschichte II, 336 ff. sucht vergeblich, dies als eine ungerechte Ver- 
unglimpfung hinzustellen. Kayser, Generalvisitation I, 98 Anm. 2 
spricht von ihm als einem der treufleissigsten, aber auch rücksichtslosesten 
Hierarchen, welche die lutherische Kirche gesehen hat. Sehr milde 
Beste 121 f. 


?) Siehe oben S. 163 f. Anm. 1. 


3») Fürstliches Ausschreiben vom 6. Januar 1593 (CCCp.lIe.I 

No. II, 408 ff. auch als Anlage A zum Gandersheimer Landtagsabschied 
vom 10. Oktober 1601 in. C CC p. IV e!VIIL No.1 432) ra Wi 
. geben euch ... zu erkennen, dass uns glaublich fürkommt, ... dass 
etzliche unsere Land-Stände, Amtleute, Bürgermeister und Räte in unseren 
Städten, Schult-Heissen, Richter, Vögte, Gogrefen, und andere Befehls- 
Haber, so ... Obrigkeit und Gericht zu verwalten haben, solcher unser 
Kirchen-Ordnung zu gehorsamen, ... ingleichen unsers ... Consistorii 
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bald in Rücksicht auf besondere Fälle neu eingeschärft, aller- 
hand Missbräuche bei Ausübung des Patronatrechts aufs strengste 
untersagt. 

Aber ganz konnte man mit diesen Bestrebungen nicht 
durchdringen. Sie mussten scheitern an der rechtlichen und 
tatsächlichen Lage des Kirchenguts. Das befand sich überall 
in der Verwaltung oder doch unter der Aufsicht der Amtleute 
und der Junker. Es ging nicht an, diese ohne weiteres ihrer 
herkömmlichen Stellung zu berauben. Ganz abgesehen davon, 
dass die Hilfsorgane des Konsistoriums, die Superintendenten, 
kaum in der Lage gewesen wären, sie vollständig zu ersetzen, 
mochte auch der Landesherr schwerlich die Hand dazu bieten, 
seinen Finanzbeamten, den Amtleuten, die Aufsicht über die 
Kirchengüter zu nehmen, über die er doch gerade so die freieste 
Verfügung hatte. Und gegenüber den Junkern wäre es auf 
eine Machtfrage angekommen, die man. — jedenfalls in dieser 
Allgemeinheit — besser nicht aufwart. 

So begann denn das Konsistorium diese lästigen Mitregenten 
nach Möglichkeit zu schikanieren. Man verlangte die genaueste 
Beobachtung auch der unwesentlichsten Vorschriften und ver- 
suchte, gestützt auf das uneingeschränkte jus episcopale des 
Landesherrn, überall mitzureden und, wo möglich, mitzube- 
stimmen. Dass die General- und Spezialsuperintendenten dabei 
kräftig sekundierten, bedarf kaum der Hervorhebung. Aber 


Befehlen, Decretis, Urteilen, Bescheiden, Commissionibus, Inhibitionibus, 
Citationibus und anderen Prozessen zu parieren, oder dieselben zu exe- 


quieren, zu Zeiten sich weigern oder säumig erzeigen ..., Als gebieten 
. wir... ernstlich, ... dass Ihr alle, keinen ausbescheiden, euch nach 
unser ... Kirchen-Ordnung ... richtet ... imgleichen unsers Consistorii 


ausgehende Schreiben, Mandata, Citationes, Decreta, Commissiones, Ur- 
teile, Executoriales und alle anderen Prozesse, sie seien von uns unter- 
zeichnet oder nicht, wann sie nur unter unserem Üonsistorial-Secret von 
unserm Statthalter oder Kanzler oder ... unterschrieben abgehen, nicht 
in geringern respekt und observanz, als unserer Fürstlichen Rats- 
Stuben- und Hof-Gerichts-Befehle und Prozesse haltet, sondern denselben 
durchaus gelebet ...“ 


Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. 12 


178 E. Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. 


überall fehlte das Grosszügige, das doch der Regierung des 
Landesherrn gerade die Signatur gab. Man rieb sich in 
Kleinigkeiten aneinander, und die Erfolge waren dementspre- 
chend. 

V. Freilich ganz fruchtlos waren diese Bestrebungen nicht. 
Die Amtleute verloren allmählich das Interesse an ihren Kirchen. 
Die Zeiten, wo ihnen aus der Verwaltung oder Aufsicht über 
die Kirchengüter rechtmässiger oder unrechtmässiger Gewinn 
zufliessen konnte, waren vorüber; dazu sah man ihnen jetzt 
zu scharf auf die Finger. Die Idee etwa, sich auf einer Pfarre 
zur Ruhe zu setzen und von deren Einkünften zu leben, — 
wie doch noch vor 40.Jahren geschehen war — wäre jetzt 
Wahnwitz gewesen. Das persönliche materielle Interesse musste 
verschwinden. Nur die alte Gewohnheit und der Wunsch, dem 
Amte auch die hergebrachten Rechte zu erhalten, liessen ihren 
Widerstand fortbestehen. Vielleicht mochte auch mitsprechen 
die Abneigung der Provinz gegen allzustraffe Organisation; 
will sagen, das Bestreben der Lokalobrigkeit, die hohen Vor- 
gesetzten nicht allzusehr in die eigenen Karten sehen zu lassen. 
Im übrigen war es eine Frage der Persönlichkeit, wie viel 
Energie noch auf die Durchführung eines Kampfes zu setzen 
war, in dem es für den Amtmann weder viel zu gewinnen 
noch viel zu verlieren gab. 

VI. Mehr stand schon für die Gerichtsherren und Patrone 
auf dem Spiele. Und soweit ihnen das Herkommen besonders 
hervorragende Rechte an ihren Kirchen gab, wurden sie auch 
nicht müde, den Aspirationen des Konsistoriums — allerdings 
mehr praktisch als theoretisch — entgegenzutreten. Aber 
im allgemeinen konnten sie doch nur ihr Präsentationsrecht 
in Anspruch nehmen, und das war ihnen so oft verbürgt, dass 
sie darob nicht in Sorge zu sein brauchten. 

VH. Die Folge war ein langsames Zurückweichen der 
weltlichen Elemente aus dem Kirchenregiment. Wie das sich 
im einzelnen vollzog, soll im folgenden Paragraphen dar- 
getan werden. 


| 
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8 16. 
Die kirchliche Praxis im einzelnen. 


I. Dass die Aufsicht über Lehre und Leben der Geist- 
lichen ebenso wie die Kirchenzucht ausschliesslich den kirch- 
lichen Instanzen, in letzter Linie dem Konsistorium, zukamen, 
konnte auch in der Praxis nicht mehr zweifelhaft sein. 


II. Die geistliche Gerichtsbarkeit quoad personalia setzte 
sich gleichfalls überall durch. Zweifel bestanden nur wegen 
der Rechtsstellung des clerus minor. Uebergriffe der weltlichen 
(sewalt, insbesondere der Untergerichte, scheinen recht häufig 
gewesen zu sein; denn man muss annehmen, dass nur ein 
geringer Bruchteil der Fälle zur Kenntnis des Konsistoriums 
kam. Bemerkenswert ist, dass trotzdem weder vom Landes- 
herrn noch vom Konsistorium ein generelles Ausschreiben erging. 
Das hätte umso näher gelegen, als bei dem Schweigen der 
Kirchenordnung tatsächlich jede ausdrückliche Norm fehlte und 
deshalb eine Rechtsunsicherheit bestehen musste, der leicht ab- 
zuhelfen gewesen wäre. Den Grund dafür mag man vielleicht 
darin finden, dass man im Konsistorium kein Verlangen trug, 
wegen jedes — vielleicht geringen — Vergehens eines Schul- 
meisters oder Küsters ein Verfahren einzuleiten, das umso 
umständlicher war, als das Konsistorium in Wolfenbüttel in 
einer Ecke des Landes seinen Sitz hatte, also von den west- 
lichen und südlichen Teilen beträchtlich entfernt war. Man 
half sich wohl in solchen Fällen mit Kommissionen an Super- 
intendent und Amtmann. Aber da man den Kommissaren oft 
nicht nur die Vernehmung der Parteien und Zeugen, sondern 
auch die Entscheidung selbst auftrug, so sparte man vielerlei 
Arbeit, wenn man einfach dissimulierte. Ganz ausgeschaltet 
wurde das Konsistorium ja auch dann nicht, denn kraft des 
unbestrittenen Disziplinarrechts über den clerus minor kam 
es in schwereren Fällen, die gleichzeitig eine Absetzung nötig 
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machten, doch zu einer Entscheidung des Konsistoriums. Es 
bleibt das allerdings nur der Versuch einer Erklärung dieses 
auffallenden Schweigens der Gesetzgebung. 

Die geistliche Gerichtsbarkeit quoad realia nahm das Kon- 
sistorium gleichfalls uneingeschränkt für sich in Anspruch. Es 
erwirkte auch beim Landesherrn eine Verordnung in diesem 
Sinne!). Aber es ist bezeichnend dafür, wie fest die Vor- 
stellung von dem weltlichen Charakter der Angelegenheiten 
des Kirchenguts sich eingenistet hatte, dass selbst Kanzlei und 
Hofgericht vielfältig Prozesse um Kirchengut annahmen und 
entschieden. Wie viel mehr musste das bei den Untergerichten 
der Fall sein, die doch nicht so gleichsam unter den Augen 
des Konsistoriums prozedierten wie die höheren Gerichte. So 
ist denn auch schon in dem genannten landesherrlichen Reskript 
mit der Anerkennung der Prävention ein Hintertürchen für 
die weltlichen Gerichte often gelassen. Und sie haben dieses 
Türchen reichlich benutzt. In der Praxis entschied hinsichtlich 
der Kompetenz zwischen den geistlichen und weltlichen Ge- 
richten tatsächlich nichts als die Prävention ?). 


III. Die Versuche des Konsistoriums, eine Mitaufsicht 
über das Kirchengut zu erlangen, hatten nur geringen Erfolg. 
Insbesondere war eine Beteiligung des Superintendenten an den 
laufenden Geschäften der kirchlichen Vermögensverwaltung 
nicht zu erreichen. Wollte das Konsistorium wirksame Mass- 
regeln in Bezug auf das Kirchengut treffen, so musste es sich 
notgedrungen an die Amtleute wenden). Diese aber nahmen 


') De dato Wolfenbüttel, den 18. September 1596 (Heinrich Julius). — 
Siehe oben 8. 163 f. Anm. 1. 


?) Schlegel, Kirchenrecht I, 137. — Die endgültige Regelung 
erfolgte erst durch die Verordnung vom 22. Mai/2. Juni 1739, und 
zwar im wesentlichen zu Gunsten der weltlichen Gerichte. — Die Ver- 
ordnung ist abgedruckt bei Schlegel, Kirchenrecht I, 498 ff., Bei- 
lage VI. 


°) Vgl. Ausschreiben des Konsistoriums an den Amtmann zu Erichs- 
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auch weiterhin die Kirchenrechnung meist allein ab!); aller- 
dings wurde es mancherorts üblich, an Stelle des mündlichen 
Termins ein schriftliches Verfahren treten zu lassen. Der 
Amtmann liess sich die Rechnung von den Alterleuten ein- 
senden und schickte sie mit seinen Monitis zurück. Es mag 
dies vielleicht auch geschehen sein, um den Superintendenten 
zu umgehen. Das Konsistorium verlangte immer energischer 
eine Zuziehung des Superintendenten zur Rechnungsabnahme. 
Durch den Fortfall des Termins wurde dies Verlangen gegen- 
standslos. 


IV. Rechtlich und meist auch tatsächlich verschieden von 
der Rechnungsabnahme war die Kirchenvisitation ?). Sie blieb 


burg wegen der Interkalarfrüchte der Pfarre Markoldendorf vom 21. Juli 
1599 im Konsistorial-Kundebuch I, 350 ff. 

!) Vgl. Fürstliches Ausschreiben vom 6. Januar 1593, siehe oben 
S. 167 Anm. 2. 

?) Im Staatsarchiv zu Hannover (Hann. Des. 83 Hann. IV, BII 1, 
308 ff.) findet sich ein (ungedrucktes) „Visitationsdirektorium“ vom Jahre 
1600 (1606?). Dasselbe enthält 22 Visitationsfragen, die sich mit Aus- 
nahme der Frage 19 auf mere spiritualia beziehen. Die Frage 19 
lautet: „ob die Kirchenrechnung jährlichs eingeschickt?“ — Man sieht 
daraus, dass die Rechnungsabnahme nicht Gegenstand der Visitation 
war, sondern der Visitator sich eben nur ganz allgemein nach der 
ordnungsmässigen Handhabung der Vermögensverwaltung erkundigen 
sollte. — Diesem Visitationsdirektorium ist in den Akten ohne weiteren 
Zusammenhang angehängt ein „Directorium etzlicher Artikel, so bei 
den Kirchen-Rechnungen in Achtung zu nehmen“. Die hierunter ver- 
zeichneten 15 Fragen beziehen sich nur auf die Temporalia. Ihr Inhalt 
deutet darauf hin, dass es sich bei der Rechnungsabnahme um einen 
besondern Termin gehandelt haben muss. So „1. Erstlich sollen für- 
gebracht werden die gehaltenen Rechnungen von dem vorigen Jahr. 
2. Ob auch die Rechnung vom vorigen Jahr richtig gefunden oder 
aber nicht. 3. Zu Anfang der Kirchenrechnung soll vorgelegt werden 
ein beständiges Inventarium etc.* — Hätte es sich um einen einheit- 
lichen Termin zwecks Vornahme von Visitation und Kirchenrechnung 
gehandelt, so wäre Frage 19 des Visitatoriums neben den Fragen 1—3 
der Kirchenrechnung überflüssig und unverständlich; das wäre sie 
übrigens auch dann, wenn der Visitator mit dem Rechnungsrevisor 
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den Superintendenten vorbehalten, die sie allerdings oft nur 
in jahrelangen Zwischenräumen einnahmen. Die zu Zwecken 
der Hilfeleistung vorgesehene Teilnahme des Amtmanns an 
den Visitationsterminen wurde nicht etwa intensiver oder gar 
zu einem Mitvisitationsrecht entwickelt, — wie man mit einem 
verstohlenen Blick auf die spätere Kirchenkommission wohl 
annehmen möchte —, sondern im Gegenteil, der Amtmann zog 
sich nach Möglichkeit zurück. Oft erschien er überhaupt nicht. 
Warum nicht? In puncto honoris war nichts zu holen; der 
Superintendent spielte ja doch die Hauptrolle. Gebühren gab 
es auch nicht; gegen den früher üblichen Aufwand bei der 
Visitationsmahlzeit eiferte das Konsistorium immer heftiger 
Endlich musste bei Besprechung der Fürsorge der welt- 
lichen Lokalobrigkeit für die Kirche für den Amtmann das 
Lob eines ihm im wesentlichen gleichgestellten Beamten ebenso 
demütigend sein, wie dessen Tadel ihn kränkte. 

Dies alles findet jedoch eine Einschränkung in einem Um- 
stand, der in der Literatur zu den mannigfachsten Irrtümern 
Veranlassung gegeben hat. Ich meine die sich anbahnende 
Verbindung von Kirchenrechnungsabnahme und Kirchenvisi- 
tation!). Wohl aus Gründen der Einfachheit nahmen die 


identisch wäre, denn sonst wäre Frage 19 die Anfrage des Revisors, 
ob ihm, dem Revisor, die Rechnungen auch jährlich eingeschickt würden. 
— Wie sich jemand, dem selbst die Revision obliegt, von der Ordnungs- 
mässigkeit der bisherigen Revisionen überzeugt, das geben die erwähnten 
Fragen 1—3 treffend an. 


') Hervorgehoben sei, dass die Calenberger Rechtsentwicklung sich 
hier von derjenigen in den welfischen Nachbarterritorien entfernt, und 
es mag als ein Hauptgrund der bisherigen Unklarheit gelten, dass dieser 
Verschiedenheit nicht die genügende Beachtung geschenkt wurde. So 
wurde — im Gegensatz zu Calenberg — in Lüneburg durch die Kirchen- 
ordnung von 1619 die Rechnungsabnahme zu einem Teil der Kirchen- 
visitation gemacht. (Schlegel, Kirchengeschichte II, 467 hebt richtig 
hervor, dass diese Regelung — für Lüneburg — gänzlich neu gewesen 
sei). In Calenberg fand solche gesetzliche Verbindung nicht statt, und 
wenn auch im Wege der Gewohnheit etwas äusserlich Gleiches sich zu 
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Amtleute vielfach die Kirchenrechnung bei Gelegenheit der 
Kirchenvisitation ein. Auch dort, wo sie schon schriftlich die 
Reehnung durchgesehen und moniert hatten, mussten sie sich 
gelegentlich von dem Barbestand überzeugen, auch nach dem 
Zustand der kirchlichen Gebäude und Ländereien umsehen. 
Das liess sich praktisch bei Gelegenheit der Visitation er- 
ledigen. In solchem Fall wurden dann die — bei den Pfarr- 
akten zurückbehaltenen Exemplare der — Kirchenrechnungen 
vorgelegt und von Superintendent und Amtmann unterzeich- 
net, von ersterem seiner Stellung entsprechend zuerst. Daraus 
ist aber keineswegs zu entnehmen, dass etwa der Super- 
intendent die Rechnungen mit abgenommen hättet). Es 
wurden vielmehr — wie bereits ausgeführt — bei den Visi- 
tationen zum Zwecke allgemeiner Orientierung über die Lage 
der Pfarre die Rechnungen überall dem Superintendenten 
vorgelegt und von ihm wie von dem Amtmann — wenn er 


bilden begann, so waren doch gerade für die hier in Frage kommenden 
Punkte die Folgen des Gesetzgebungsaktes und der — inhaltlich gleichen — 
Gewohnheitsbildung einander entgegengesetzt. Die Lüneburger Kirchen- 
ordnung änderte nämlich mit der Erweiterung des Gegenstandes der 
Visitation nicht auch die Person der Visitatoren. Zwar wird in der 
Lüneburger Praxis auch von zwei Visitatoren gesprochen, dem Super- 
intendenten und der Obrigkeit des Orts; aber von einer Gleichberech- 
tigung beider ist trotzdem nach den ausdrücklichen Bestimmungen der 
Lüneburger Kirchenordnung nirgends die Rede. Der eine Visitator, 
der Superintendent, hat die Leitung der Visitation — jetzt also auch 
hinsichtlich der kirchlichen Vermögensverwaltung (vgl. Lüneburger Ver- 
ordnung vom 283. November 1704; CCCLun p.I c. I No. XXXIV, 508, 
wo die Superintendenten als „visitatores ordinarii“ bezeichnet werden) — 
der andere Visitator, die weltliche Obrigkeit, hat deren Exekution zu 
besorgen. — Es bedeutete also für Lüneburg die im Wege des Gesetzes 
erfolgende Ausdehnung der Visitation auf die Temvoralia zugleich eine 
Erweiterung der Kompetenzen des bevorrechtigten geistlichen Visitators, 
während für Calenberg die im Wege der Gewohnheit geschehende An- 
gliederung der Kirchenrechnungsabnahme an die Kirchenvisitation zu 
einer gleichberechtigten Beteiligung des Amtmanns an der Erledigung 
der Visitationsgeschäfte führte. 

’) Siehe oben die S. 167 Anm. 2 zitierte Bemerkung Pufendorfs. 
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gegenwärtig war — unterzeichnet. Darüber, ob nicht ausser- 
dem noch eine eigentliche Rechnungsabnahme stattgefunden 
hat, lässt sich aus diesen Unterschriften allein gar nichts 
entnehmen. 


V. Dem Verbleiben des Kirchengutes unter der Aufsicht 
der weltlichen Beamten entspricht es, wenn die Introduktion 
immer noch in zwei scharf getrennte Teile zerfiel: die Ein- 
führung in die Spiritualia und die Einweisung in die Temporalia; 
jene durch den Superintendenten in Gegenwart des Amtmanns 
— wie in der Kirchenordnung vorgeschrieben —, diese durch 
den Amtmann in. Gegenwart des Superintendenten !) ?). 


VI. Die Kirchenordnung hatte auf die kirchliche Sonder- 
stellung der Junker wenig Rücksicht genommen. Sie hatte 
sich darauf beschränkt, zu versichern, dass niemand in seinen 
Rechten gekränkt werden solle®), und ausserdem einiges über 
die Formen der Präsentation bestimmt). Gelegentlich hatte 
sie auch bei Erwähnung des Amtmanns etwas schablonenhaft 
hinzugefügt: „oder Gerichtshalters“. Aber sie hatte weder 
dem Gerichtshalter den Amtmann überall gleichgestellt, noch 
noch auch irgendwie etwas Abweichendes für ihn festgesetzt). 


!) Gelegentlich scheinen auch die Pfarrer aus den umliegenden Ge- 
meinden sich eingefunden zu haben. So schreiben die „sämtlichen Ein- 
wohner zu Gr. Berkel“ in einer Petition an den Herzog zu Gunsten 
ihres Pfarrers, dieser sei eingeführt „in Gegenwart des Superintenden- 
ten, des Amtmanns zu Erzen und vieler Pastore“ (Hann. Des. 83 Hann. 
III, 66 fol. 17). — Ob und inwieweit diese Geistlichen an dem Ein- 
führungsakt beteiligt waren, erhellt nicht. 

2) Weiteres siehe unten im Text S. 189. 

®) Calenberger Kirchenordnung s. t.: „Wie alle Pfarren und Kirchen- 
ämter besetzt werden sollen“ (CCCp.Iec.INo.I, 218 f.) und „Wie und 
wovon die Pfarrherren ... erhalten sollen werden“ (l. c. 272). 

#4) Ebenda s.t.: „Wie alle Pfarren und Kirchenämter besetzt werden 
sollen“ (l.c. 218: f.). 

°) Auch die Terminologie ist nicht eindeutig. Manche Aemter 
führten herkömmlich die Bezeichnung „Gericht“, ohne dass dort die 
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Die rechtliche Stellung des Gerichtshalters musste also nach 
der Kirchenordnung im Unklaren bleiben. In der Praxis 
hatte man versucht, wie weit man damit kam. Man hatte 
überall möglichst viel verlangt, aber wo wenig zu erreichen 
war, sich vorläufig mit Wenigem beschieden; allerdings nur 
stillschweigend und unter allem Vorbehalt, damit ja den 
landesherrlichen Rechten nicht präjudiziert werde. So war 
denn beim Tode des Herzogs Julius (1589) das Verhältnis des 
landesherrlichen Konsistoriums zum Adel — besonders in 
Calenberg — unklar und unsicher !) ?). 

Unter Herzog Heinrich Julius wagte niemand mehr die 
Autorität des Landesherrn in Kirchensachen — und damit 
auch die seines Konsistorriums — de jure in Abrede zu 
stellen. Aber de facto behaupteten manche Grosse des 
Landes eine solch stattliche Anzahl kirchlicher Privilegien, 
dass das landesherrliche Episkopalrecht bei deren Anerken- 
nung zum nudum jus herabgesunken wäre. Am ehesten fügte 
man sich noch in die neue Gestaltung des Präsentations- 
rechtes der Patrone. Dass dem Konsistorium rechtlich die 
Befugnis der Konfirmation bestritten worden wäre, ist mir nir- 


Rechte der Landesherrschaft irgendwie durch Patrimonialherren be- 
einträchtigt gewesen wären. Die landesherrlichen Beamten in diesen 
Gerichten hiessen dementsprechend auch wohl Befehlshaber oder Ge- 
richtshalter. Es ist deshalb sehr wohl möglich, dass an den betreffenden 
Stellen gar nicht an Patrimonialgerichte gedacht ist; doch lässt sich Ge- 
naueres darüber schwerlich noch ermitteln. — Im Text sind unter „Ge- 
richten“ stets Patrimonialgerichtsbezirke verstanden. 


) Schlegel, Kirchengeschichte II, 331. 


2) In einer undatierten Verordnung (CCC p.II c.II, 663; Wil- 
lich IL, 831 f.; 872 ff.) hatte Herzog Julius zwar versucht, die Kom- 
petenzen der Patrimonialgerichte in einigen Punkten festzulegen. Aber 
er hatte darin ein anderweites Herkommen nach jeder Richtung hin 
vorbehalten müssen, so dass in Wahrheit an dem bestehenden Rechts- 
zustande nichts geändert wurde. Ausserdem waren in dieser Verordnung 
die Patrimonialrechte in Kirchensachen überhaupt unberührt geblieben, 
Wohl nicht ohne Grund. 
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gends vorgekommen !!). Aber im übrigen blieb kaum ein Vor- 
recht des Konsistoriums unwidersprochen. Die Introduktion 
verlangte man gänzlich für sich; also Ausschluss des Super- 
intendenten. Die geistliche Gerichtsbarkeit des Konsistoriums, 
besonders quoad realia, stellte man in Abrede Von einem 
Aufsichtsrecht wollte man überhaupt nichts hören. Das Recht 
der Absetzung wünschte man sich allein vorzubehalten ?). Visi- 
tationen wollte man nicht dulden. Eine Beaufsichtigung bei 
Verwaltung des Kirchenguts wies man zurück. 

Unrichtig würde es nun freilich sein, anzunehmen, dass 
alle Gerichtsherren gleiche Rechte für sich behauptet hätten?). 
Die geschlossenen Gerichte gingen darin naturgemäss viel weiter 
als die offenen. Hier wurde dieses, dort jenes Recht kraft 
alten Herkommens in Anspruch genommen. Aber trotz aller 
Mannigfaltigkeit im einzelnen sind zwei Grundzüge nicht zu 
verkennen: 

In erster Linie sträubte sich der Adel gegen eine Be- 
schränkung der auf das Kirchengut bezüglichen Rechte: 
Kirchenrechnungsabnahme und Einweisung in die Temporalien, 
auch gegen die Visitation, soweit sie nicht auf rein spirituale 
Dinge Bezug hatte *). Dies letztere brachten die Junker zum 


!) Bei den Streitigkeiten um die Besetzung der Pfarre Kremlingen 
(1581), die Schlegel, Kirchengeschichte II, 290 erwähnt, handelt es 
sich nur um die Bestellung eines „Interims-Predigers“ durch die von 
Veltheim, welche mit Rücksicht auf die Verzögerung der Besetzung 
seitens des Landesherrn geschah. 

?, Ein solcher Fall mitgeteilt bei Strube, Bedenken I, 230 f. aus 
dem Protokolle des Konsistoriums zu Wolfenbüttel vom 15. Dezember 
1597, betreffend die Absetzung des Pastors zu Oberg durch die Junker 
zu Oberg. Siehe oben $S.100 Anm.1. Vgl. auch Schlegel, Kirchen- 
geschichte II, 356 ff. 

3) Hier und zum Folgenden vgl. auch Strube, Nebenstunden, 
6 Tie. Hannover 1742 ff.; v. Hugo, Beiträge zu des Herrn Vizekanzlers 
Struben Abhandlung von „Geschlossenen Gerichten“ im Fürstentum 
Calenberg in den Annalen der Hannoverschen Churlande, III. Jahr- 
gang, 1789, 225; desselben: „Zugabe“ dazu, ebenda 823 ft. 

*) Siehe oben S. 171 Anm. 1. 
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Ausdruck, indem sie nur die Prediger und auch diese aus- 
schliesslich zur Prüfung den Visitatoren stellten, im übrigen 
aber weder selbst zur Visitation erschienen noch auch das 
Erscheinen der Gemeindeangehörigen oder etwa nur der Alta- 
risten veranlassten. Man kann sagen, dass weitergehende 
Rechte, wenn überhaupt, nur von solchen Junkern in Anspruch 
genommen wurden, die auch seit alters im Besitze solcher dem 
Kirchengute anhangenden Rechte waren. 

Zweitens ist hervorzuheben, dass es nicht so sehr die 
Patrone als vielmehr die Gerichtsherrn waren, welche kirch- 
liche Regimentsrechte in Anspruch nahmen. Es erhellt das 
daraus, dass der Streit sich fast immer um die Pfarren in 
einem ganzen Gericht drehte, nicht aber um einzelne Pfarren, 
an denen ein Patronat behauptet wurde). Es ist dabei 
allerdings nicht zu verkennen, dass Gerichtsherrlichkeit 
und Patronat meist, aber durchaus nicht immer, zusammen- 
fielen. 

Um schneller weiter zu kommen, hatten die Visitatoren 
von 1568 und 1588 sich mit weitläufigen Debatten hierüber 
nicht aufgehalten, sondern einfach über den Widerstand des 
Adels an den Landesherrn berichtet, und es blieb dann diesem 
überlassen, wie er sich mit seinen Junkern abfinden wollte. 
Herzog Julius behandelte die Sache dilatorisch und suchte 
von Fall zu Fall weiter zu kommen. Heinrich Julius be- 
nutzte die gerade vorfallenden Zwistigkeiten zu endgültiger 
Einigung: 

Zunächst mit einzelnen adligen Familien ?). Das Mass der 


!) So stellten sich 1596 im Gericht Westerhof in Wolfenbüttel bei 
der — aus territorialen Gründen damals erstmaligen — Visitation des 
Gerichts zwar die Geistlichen zur Visitation, es geschah dem Visitator 
auch sonst keinerlei Behinderung, nur die Kirchenrechnung durfte nicht 
eingeliefert werden. Es verhinderten das die Gerichtsherren von Olders- 
hausen. Kayser, Reformationsvisitationen 202 £. 

?) So mit denen von Uslar am 14. Januar 1592 (inhaltlich wieder- 
gegeben bei Schlegel, Kirchengeschichte II, 357 ff.), denen von Oberg 
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Rechte, das er ihnen dabei zusprach, richtete sich natürlich 
nach der mehr oder minder unabhängigen Stellung, welche 
die einzelnen Gerichtsherrn gegenüber der Landesherrschaft 
hatten. Gemeinsam aber ist allen diesen Rezessen der Grund- 
gedanke, dass niemandem rein geistliche Rechte zugebilligt 
wurden, während umgekehrt hinsichtlich der causae mixtae 
seitens der Landesherrschaft ein grösseres Entgegenkommen 
gezeigt wurde. 

Mit den übrigen Ständen einigte sich der Herzog auf dem 
@andersheimer Landtagsabschied vom 10. Oktober 1601 !), der 
fortan zu den wichtigsten Verfassungsgrundgesetzen Calenbergs 
gehörte ?). Für die Untersuchung sind diese Bestimmungen 
doppelt wichtig: Einmal eben, weil sie die Kirchenordnung 
modifizierten, dann aber, weil sie einen Rückschluss auf die 
kirchenrechtlichen Verhältnisse jener Zeit ermöglichen. Sind 
sie doch aus der Praxis entstanden, und nicht wie die Kirchen- 
ordnung auf fremdem Boden erwachsen. 

Zunächst gibt der Abschied eingehende Vorschriften über 
das Verfahren bei Ausübung des Präsentationsrechts der 
Patrone°®). Im wesentlichen bleibt es bei den Bestimmungen 
der Kirchenordnung, die nur hier und da noch ergänzt 
werden. 

Sodann aber folgen drei wichtige Bestimmungen über die 


am 2. Juli 1592 (ebenda II, 358), denen von Adelebsen am 12. März 1594 
(ebenda II, 358 £.). 

!) Abgedruckt: CCC p. V ce. VIII, No. I, 1ff. — danach ist hier 
zitiert —; Chr. H. Ebhardt, Sammlung der Verordnungen für das 
Königreich Hannover aus der Zeit vor dem Jahre 1813. 3 Bde. Han- 
nover 1854—1855, II, 64 ff.; Willich II, 395 ff; Cellische Gerichts- 
ordnungen 846 ff.; auszugsweise auch Ebhardt, Kirchengesetze I, 174 ff. 
und oft. 

?) Der Gandersheimer Landtagsabschied gilt nur für Calenberg. 
Den Wolfenbüttler Ständen wurde die „Religions-Assekuration“ schon 
am 3. Juni 1597 auf dem Landtage zu Salzdahlum erteilt. — Beste 
165 f. 

°) Gandersheimer Landtagsabschied $ 1 (l. c. 3). 
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Introduktion, die Kirchenrechnungsabnahme und die Visi- 
tation. 

Die Introduktion !) soll in ihrem spiritualen Teil vom 
Superintendenten im Beisein des Gerichtsherrn oder seines 
Befehlshabers vorgenommen werden, die immissio in temporalia 
aber in Gegenwart des Superintendenten durch den Gerichts- 
herrn geschehen. Die fürstlichen Beamten sollen dort, wo 
die Gerichte dem Landesherrn nicht immediate zuständig sind, 
nicht dazu gezogen werden. Also nicht der Patronat ent- 
scheidet, der Patron wirkt überhaupt nicht mit, sondern die 
Gerichtsherrlichkeit. Und: der Gerichtsherr schliesst den 
Amtmann aus. Der Amtmann war eben nur als weltliche 
Lokalobrigkeit und damit als Verwalter der geistlichen Güter 
an der Introduktion beteiligt. Dort, wo ein anderer das 
Untergericht hatte, trat deshalb dieser andere an seine Stelle. 
Hätte er als Vertreter des Landesherrn beim Introduktionsakt 
mitgewirkt — wie so vielfach behauptet wird ?), — so wäre 
eine Teilnahme nirgends notwendiger gewesen, als da, wo sie 
nicht stattfand, wo „die Gerichte dem gnädigen Landes- Fürsten 
immediate nicht zuständig“. 

Bei der Kirchenrechnungsabnahme ?) sollen die vom Adel 


!) Die Stelle lautet: „(Es soll der Präsentierte) an den Super- 
intendenten und Gerichis-Herrn des Orts, dahin er gesetzt werden soll, 
nicht allein zu Erlangung der Vocation ..., sondern auch ... zur Im- 
mission zugleich verschrieben, dieselbe auch vom Superintendenten in 
Beisein des Gerichts-Herrn oder seines Befehlshabers in der Kirchen, 
nach buchstäblichem Inhalt viel-berührter Fürstlicher Kirchen-Ordnung, 
ausserhalb der Kirchen aber in Gegenwart des Superintendenten vom 
Gerichts-Herrn oder seinem Befehlshaber in die Pfarre oder Kaplanei, 
wie auch die dazu gehörige allda gelegene Güter, Zinsen, Renten und 
Gefälle verrichtet, und die Fürstlichen Beamten an den Oertern, da die 
Gerichte dem gnädigen Landes-Fürsten immediate nicht zuständig, darzu 
nicht gezogen, sonsten aber...“ (l.c. 3 £.). 

2) Siehe oben 8. 129 Anm. 4. 

3) Die Stelle lautet: „(Es soll) auch denen vom Adel und andern, 
welche neben dem Patronat die Untergerichte haben, sowohl der Präsen- 
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und andere, welche Untergerichte daselbst haben, den Super- 
intendenten zuziehen, wofern sie nicht die alleinige Abnahme 
hergebracht haben!). — Der vielberufene Vertreter des 


tierten Examinibus als auch, wann dieselbe an Lehr und Leben strafbar 
befunden, und deswegen entsetzet werden sollen, dem summarischen 
Verhör und Cognition, desgleichen den Visitationibus jederzeit mit bei- 
zuwohnen, nicht allein zu vernehmen, wie damit verfahren wird, sondern 
dabei ihr Bedenken und Gutachten ohne Scheu zu eröffnen, und denen 
vom Adel und andern, so ihre eigenen Untergerichte und solchs“ (sc. 
die alleinige Kirchenrechnungsabnahme, nicht, wie Schlegel, Kirchen- 
recht IV, 379 meint, den Patronat) „daselbst hergebracht haben, wann 
sie vorher dem Generali Superintendenten aller und jeder Pfarr-, 
Kirchen-, Schulen-, Kaplaneien und anderer der Ends vorhandener und 
befindlicher geistlicher Güter ... ein richtiges Corpus zugefertigt, und 
dasselbe fürter von ihm ins Fürstliche COonsistorium eingeschickt, darauf 
die Rechnung jährlichs von den verordneten Vorstehern, wie von Alters 
hergebracht, einzunehmen zugelassen, auch, da der Generalis Super- 
intendens etwa begehrt, was jährlichs aufkommen, und wohin es 
gewendet, demselben zur Nachrichtung Abschrift mitgeteilet, sonsten 
aber die Kirchen-Rechnung in Beisein des Superintendenten einge- 
nommen ...“. 

Diese Stelle des Abschiedes ist in ihrer Deutung streitig. Schle- 
gel, Kirchenrecht IV, 380 meint, hierdurch seien die Patrone mit 
Untergerichtsbarkeit allgemein verpflichtet worden, bei der Kirchen- 
rechnungsabnahme die Superintendenten zuzuziehen. Pufendorf, Ob- 
servationes Tom. IV, Obs. VII, $ IX dagegen glaubt, denjenigen Ge- 
richtsherren, welche die alleinige Kirchenrechnungsabnahme hergebracht 
hätten, sei nur eine Verpflichtung zu eventueller Auskunftserteilung an 
den Generalsuperintendenten auferlegt, während nur in den übrigen 
Fällen, wo solch Herkommen nicht bestehe, die Beiziehung des Super- 
intendenten angeordnet sei. — Auf Grund des Wortlauts läßt sich 
eine Entscheidung schwerlich treffen. Wenn man der vorher und nach- 
her geübten Praxis folgt, so ist die Meinung Pufendorfs die 
richtige. 3 
!) Inhaltlich übereinstimmend der Abschied vom 12. März 1594 be- 
züglich deren von Adelebsen wegen der Kirchen im Gericht Adelebsen: 
Ihnen wurde die alleinige Kirchenrechnungsabnahme zugesichert, der 
Visitation hatten sie sich aber zu unterwerfen; davon konnte sie eben 
weder ihr Patronat noch ihre Gerichtsherrlichkeit befreien. Diese Be- 
stimmungen wurden erneuert durch das Edikt vom 10. November 1646. — 
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Landesherrn ist bei dieser für die Landesherrschaft gewiss 
hochwichtigen Angelegenheit überhaupt nicht erwähnt, Die 
Obrigkeit ist da, und das genügt. — Weiter verdient Be- 
achtung, dass nicht die weltliche Obrigkeit, sondern der Super- 
intendent als der neu hinzukommende Teil bezeichnet wird. 
Jene mussten also bisher im Besitze dieser Funktionen gewesen 
sein. Nicht der Gerichtsherr, sondern der Superintendent kämpft 
um seine Teilnahme an der Aufsicht über das Kirchengut. 
Wie ganz anders, als in der Kirchenordnung, wo die Kirchen- 
rechnungen ohne weiteres ans Konsistorium zur Superrevision 
gehen, versehen mit den Monitis der Geistlichkeit. — Es ist 
das Recht der Kirchenrechnungsabnahme endlich nicht ab- 
hängig vom Patronat, sondern vom Untergericht daselbst !). Das 
ist sehr bemerkenswert in so fern, als diese Stelle einen Beweis 
dafür bildet, dass nicht nur der Patronat, sondern auch die 
Gerichtsherrlichkeit Rechte am Kirchengut begründete ?). Und 


Abgedruckt bei Schlegel, Kirchenrecht IV, 523 f., Beilage XX VIII — 
Näheres derselbe, Kirchengeschichte II, 358 £. 

‘) Von Patronat ist in dem entsprechenden Passus (siehe oben 
S.189 f. Anm. 3) überhaupt nicht die Rede im Gegensatz zu den Be- 
stimmungen über die Teilnahme an der Visitation. Die daselbst zitierte 
Auslegung Schlegels scheint mir dem Wortlaut zu widersprechen. Zu- 
treffend spricht deshalb Pufendorf (siehe dieselbe Anm. am Ende) 
nur von Gerichtshaltern, nicht aber von Patronen, während Mejer, 
Institutionen 174 Anm. 8 unter Berufung auf Schlegel diese Fälle 
gleichfalls nur auf Patrone mit Untergerichtsbarkeit bezieht. 

2) Diese Beziehung zwischen Kirchenrechnungsabnahme und Ge- 
richtsherrlichkeit bleibt auch dann bestehen, wenn man entgegen dem 
in der letzten Anm. Ausgeführten annehmen will, die Bestimmung beziehe 
sich nur auf Gerichtsherren mit Patronat, denn auch dann bleibt der 
Satz richtig: ohne Gerichtsbarkeit keine Rechnungsabnahme. — Schlegel, 
Kirchenrecht IV, 378 f. meint nun zwar, durch die Bestimmungen des 
Landtagsabschiedes sei auch den Patronen ohne Gerichtsbarkeit die 
Teilnahme an der Kirchenrechnungsnahme neben Amtmann und Super- 
intendent nicht genommen. Diese Auffassung gründet sich gewiss nicht 
auf den Wortlaut der Bestimmungen, denn der besagt unzweifelhaft das 
Gegenteil. Schlegel dachte vielmehr an die Praxis, wie er sie aus 
den Akten kannte. Darüber ist folgendes zu sagen: Alle gesetzlichen 
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wenn das nicht schon anderweit hinlänglich dargetan wäre, so 
müsste man schon hieraus abnehmen, dass auch dem Amtmann 
kraft seiner Amtsgewalt Rechte an Kirchengut, insbesondere 
die Kirchenrechnungsabnahme, zugestanden haben müsse, 
Stand er doch zu den Pfarren seines Amtes in keinem anderen 
rechtlichen Verhältnis als der Gerichtsherr zu denen seines 
Patrimonialbezirks. 

Endlich die Visitationen. Auch ihnen wohnen nur die 
vom Adel bei, „welche neben dem Patronat die Unter- 
gerichte haben“ !). Den Vertreter des Landesherrn sucht 
man wieder vergebens. Hervorhebung verdient der Unter- 
schied gegen die Regelung der Teilnahme an der Rechnungs- 
abnahme. Dort wird dem Superintendenten die Anwesenheit 
gestattet; hier umgekehrt dem Patrone und Gerichtsherrn. 
Dort handelt es sich ursprünglich um eine Funktion der welt- 
lichen Obrigkeit, hier um eine Amtsobliegenheit des Super- 
intendenten. 


und vertraglichen Bestimmungen allgemeiner Art wurden in jener Zeit 
nur unter dem Vorbehalt wohlerworbener Spezialrechte in die Praxis 
eingeführt, und zwar auch wenn dies nicht besonders zum Ausdruck ge- 
bracht war. Sollten also einzelne Patrone ohne Gerichtsbarkeit in Calen- 
berg "damals kraft Spezialrechts die Befugnis zur Teilnahme an der 
Rechnungsabnahme gehabt haben, so würde ihnen diese in dem her- 
gebrachten Umfang auch weiter zugestanden haben. — Dem entsprach 
auch die spätere Praxis. — Der Landtagsabschied gab den betreffenden 
Adligen das Recht der Abnahme selbst, also das votum decisivum. Den 
Adligen ohne Gerichtsbarkeit stand aber nach späterer Praxis im all- 
gemeinen nur das Recht der Anwesenheit, also nur ein votum consul- 
tativum zu. “Davon handelt aber der Landtagsabschied gar nicht; auch 
der Text spricht überall nur von der Kirchenrechnungsnahme selbst. 


!) Siehe den Wortlaut des Abschiedes darüber oben S$S. 189 f. 
Anm. 3. 
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SET) 
Die Kirche unter der Regierung Friedrich Ulrichs 
(1613 — 1634). 


I. Wie für das Land im allgemeinen so bedeutet für die 
Kirche im besonderen die Regierungszeit Friedrich Ulrichs 
eine Zeit tiefsten Niedergangs, in ihrem Einde sogar eine Zeit 
völliger Anarchie. Die Zentralbehörden und nicht zuletzt das 
Konsistorium funktionierten jahrelang überhaupt nicht. Super- 
intendenturen und Pfarren waren in grosser Zahl unbesetzt, 
das Kirchen- und Pfarrgut geplündert oder geraubt. Wohl 
wurden hie und da Versuche einer Reorganisation gemacht; 
aber binnen kurzem stürzte alles wieder zusammen. 

Il. Der Versuch, den Faden kirchlicher Verfassungs- 
geschichte durch diese Jahrzehnte hindurch fortzuführen, ist 
nutzlos. Der Faden ist zerissen. Macht ging vor Recht. 
Der Kirche nahm sich an, wer ein Interesse an ihr hatte. 
Die Pfarrer suchten natürlich zu retten, was zu retten war. 
Aber nur zu häufig mussten sie ihre Pfarren verlassen, weil 
sie darauf ihren Lebensunterhalt nicht mehr finden konnten. 
Die Superintendenten hatten jeder seine eigene Pfarre und 
waren bemüht, sich dort zu halten, so lange es ging. Aber 
sie standen nicht besser da als jeder andere Geistliche auch. 
Anderen helfen konnten sie nicht. Die ohnmächtige Zentral- 
regierung kämpfte um ihre eigene traurige Existenz. Wer 
sich auf sie verliess, der war verlassen genug ’?). 


!) Literatur: Schlegel, Kirchengeschichte II, 376 ff., 437 ff.; 
Spittler, Geschichte I, 373 £. (Sämtl. Werke VI, 263 f£.); Uhlhorn, 
Kirchengeschichte 83 fg.; Beste 168 ff., 204 ff. 

?) Auf eine Eingabe des Superintendenten in Gronau zu Gunsten 
der zahlreichen Pfarrer seines Sprengels, welche durch die Gegen- 
reformation abgesetzt und infolgedessen brotlos geworden waren, wusste 
das Konsistorium unter dem 15. Juli 1630 nichts anderes zu erwidern 
als die Mahnung, er möge jene Geistlichen trösten, wie Ühristus seine 
‚Jünger, indem er sage: „Seid fröhlich und getrost, euer Lohn soll im 
Himmel gross sein.“ Schlegel, Kirchengeschichte II, 504. 
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Auch um die weltliche Lokalobrigkeit war es schlecht 
bestellt. Die Aemter waren gebrandschatzt, beraubt und 
mit Kontributionen überlastet. Manche Lücken waren auch 
hier entstanden. Aber immerhin: der Amtmann war der 
einzige, der noch nicht völlig zur Untätigkeit verdammt war. 
Ein wenn auch noch so primitives und ungeschicktes Gericht 
war den Untertanen Bedürfnis; eine wenn auch noch so 
schwache ÖOrtsobrigkeit war der angestammten Regierung, 
wie den durchziehenden feindlichen Heeren eine Notwendig- 
keit. Wer sollte sonst Abgaben erheben? Von wem sonst 
sollte man Geld erpressen? 

ill. Das Kirchengut war noch in den Händen oder doch 
unter Aufsicht der Amtleute. Aber sie wahrten es schlecht. 
Von den treulosen, die unter Ausnutzung der fehlenden Auf- 
sicht sich am Pfarr- und Kirchengut bereicherten, gar nicht 
zu reden. Gewiss gab es auch solcher viele. Aber heute ist 
darüber nur noch wenig auszumachen. Mehr noch konnten 
das Kirchengut nicht schützen, ob sie es schon wollten. Was 
nicht manu militari geraubt war, wurde ihnen als Kontribution 
abgepresst, und in der grossen Not gaben sie natürlich alles, 
was sie hatten. Wahllos.. Kirchliches und weltliches Gut. 
Endlich aber auch: welches besondere Interesse sollten sie 
gerade an Pfarr- und Kirchengut nehmen? Hatte man nicht 
alles getan, ihnen eine Beteiligung an kirchlichen Angelegen- 
heiten zu verleiden ? 

Natürlich blieb manches, viel, vielleicht sogar der grösste 
Teil des kirchlichen Gutes übrig. Bestand es doch zumeist 
aus Liegenschaften, die niemand forttragen konnte. Und wenn 
auch mancher die gute Gelegenheit benutzt haben mag, sich 
etwas davon anzueignen, viel wird es schon deshalb nicht 
gewesen sein, weil Ländereien bei den herrschenden Zuständen 
schwerlich etwas Begehrenswertes dargestellt haben. Ueberall 
gab es herrenloses, verwüstetes Land in Hülle und Fülle. 
Ganze Dorfschaften waren entvölkert. Fast allenthalben die 
Hälfte der Bewohner oder mehr tot oder ausgewandert. 
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IV. Am besten standen noch die Kirchen der Junker da. 
Der Adel nahm nur sein eigenes Interesse wahr, wenn er 
darauf achtete, dass seinen Lehnen nichts entfremdet wurde; 
auch war er nicht so völlig ohnmächtig, dass er nicht viel- 
fach doch seinen Rechten Geltung hätte verschaffen können. 

V. Das Ergebnis der Entwicklung ist das: die Kirche 
war der weltlichen Obrigkeit machtlos in die Hand gegeben. 
In so fern war die Entwicklung seit der Reformation fruchtlos 
geblieben. Aber die Bereitwilligkeit und das Interesse, von 
dieser Macht im Sinne der Kirche Gebrauch zu machen, 
waren geschwunden. In so fern waren die Jahrzehnte nicht 
spurlos an der Kirche vorüber gegangen. Das Bestreben, die 
Kirche Herrin werden zu lassen im eigenen Hause, war nur 
zu ihrem Nachteil ausgeschlagen. Die weltliche Obrigkeit, die 
man gewaltsam hatte verdrängen wollen, rief man jetzt zurück. 
Aber es blieb eine offene Frage, ob der Ruf nicht vergeblich 
sein würde. 


Vom Regierungsantritt Georgs von Calenberg bis zum 
Tode Johann Friedrichs (1636—1679). 


A. Bis zu Johann Friedrich (1636—1665). 


SaL8: 
a) Geschichtliches. 


I.!) Friedrich Ulrich hatte keine Nachkommen. Die 
mittlere Wolfenbüttler Linie starb mit ihm aus. Seine nach- 
gelassenen Fürstentümer fielen den Lüneburger Vettern an; 
aber in Lüneburg gab es 3 Linien, und jede dieser 3 Linien 
hatte wieder mehrere gleichberechtigte Prinzen. Streitigkeiten 
— infolge der allgemeinen Erschöpfung freilich nur mit der 


!) Literatur: Spittler, Geschichte II, 7 f. (Sämtl. Werke 
VII, 7); Schaumann 228f.; HavemannTII, 696 f.; . Heinemann 
117, 86% 
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Feder geführt — waren die Folge. Aber die schwierige Lage 
der beiden Fürstentümer Friedrich Ulrichs drängte zur Ent- 
scheidung. Etwa 1!» Jahr nach dem Tode des letzten Herzogs 
(14. Dezember 1635) einigte man sich dahin, dass Oalenberg !) 
und Wolfenbüttel künftig getrennt sein sollten. Wolfenbüttel 
fiel an die Braunschweig-Lüneburg-Dannenbergsche Linie, deren 
regierender Herzog, August der Jüngere, zugleich Herzog von 
Wolfenbüttel wurde, Oalenberg an die Braunschweig-Lüne- 
burgische Hauptlinie (Celle), deren jüngster Anwärter, Herzog 
Georg, zur ungeteilten Regierung kam. Seit dieser Teilung 
sind Calenberg und Wolfenbüttel nicht wieder vereinigt worden. 
Wolfenbüttel scheidet deshalb mit diesem Zeitpunkt aus der 
Darstellung aus ?). 


!) Das Fürstentum Calenberg sollte im allgemeinen denselben Um- 
fang haben, den es zu Zeiten Herzog Erichs gehabt hatte. Einige Aemter 
davon wurden dem Wolfenbüttler Anteil beigelegt. — Vgl. den Vertrag 
vom 27. Januar 1636, abgedruckt bei Spittler, Geschichte II, Bei- 
lage VI, Anhang 60 (Sämtl. Werke VII, 366 ff.). 

2) DasKirchenkommissariat inBraunschweig-Wolfen- 
büttel: Die Weiterentwicklung in Braunschweig-Wolfenbüttel war der- 
jenigen in Calenberg (Hannover) zunächst ganz analog. Der Absolutismus 
des ausgehenden 17. Jahrhunderts in Verbindung mit den kirchlichen 
Strömungen jener Zeit (Calixtinismus) führte überall zu einer umfassenden 
Beteiligung der weltlichen Beamten an den Angelegenheiten der Kirche. 
Bei der Introduktion und der geistlichen Gerichtsbarkeit hatte diese 
Mitwirkung weltlicher Instanzen nie ganz aufgehört; bei der Visitation 
wurde sie erneut anbefohlen. Dies letztere wurde um so wichtiger, als 
gleichzeitig aus praktischen Gründen eine Verbindung von Kirchen- 
visitation und Kirchenrechnungsabnahme sich anbahnte, so dass im 
Laufe des 17. Jahrhunderts wie der Superintendent an dieser, so der 
Amtmann an jener beteiligt wurde. Zu einer völligen Verschmelzung 
kam es jedoch nicht. Die landesherrliche Verordnung vom 28. Mai 1746 
über die Administration der Kirchengüter trägt zwar den „Kirchen-Visi- 
tatoribus“ die Aufsicht über die Kirchengüter auf; aber es fehlt viel, 
dass der geistliche und der weltliche Vertreter einander gleichgestellt 
oder sonst zu einer einheitlichen Aufsichtsbehörde zusammengeschlossen 
wären. Jedem Visitator sind seine besonderen Befugnisse beigelegt. Ein 
Eingreifen des Konsistoriums — wie in Calenberg — scheint nicht statt- 


gefunden zu haben. Auch eine commissio consistorii an beide Be 148 
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einen der Visitatoren gab es nicht. Demnach fehlte hier auch der einigende 
Gesichtspunkt. Ein dem Calenberger Kirchenkommissariat entsprechendes 
Rechtsinstitut bildete sich nicht. Superintendent und Amtmann handelten 
gemeinsam bald als Introduzenten, bald als Visitatoren, bald als Richter, 
sei es kraft Auftrages, sei es kraft eigenen Rechts: jedesmal nach den 
für den einzelnen Fall ihres Zusammenwirkens geltenden besonderen 
Bestimmungen. Trotzdem war es mit Rücksicht darauf, dass die meisten 
der gemeinsamen Obliegenheiten bei Gelegenheit der Kirchenvisitation 
auszuführen waren, üblich geworden, den Amtmann (jetzt Kreisdirektor) 
als weltlichen Kirchenvisitator zu bezeichnen. Diese Bezeichnung blieb 
auch bestehen, als durch Reglement vom 12. August 1782 die Kirchen- 
visitation wieder in ihre ursprünglichen Teile zerlegt wurde: Kirchen- 
visitation — im früheren beschränkten Sinne — und Kirchenrechnungs- 
abnahme, wobei, ganz der Entwicklung entsprechend, diese dem welt- 
lichen Beamten (wenn auch nach Anhörung des Superintendenten und 
in Unterordnung unter das Kensistorium), jene aber dem Superinten- 
denten zugewiesen wurde. — Die im 19. Jahrhundert auch in Braun- 
schweig gelegentlich (z. B. Gesetz, die Errichtung von Kirchenvorständen 
in den evangelisch-lutherischen Kirchengemeinden betreffend, vom 30. No- 
vember 1851 $$ 25, 49, 50) — aber keineswegs allgemein — vorkommende 
Bezeichnung der Visitatoren als Kirchenkommissarien dürfte auf hanno- 
versches Vorbild zurückzuführen sein. 

Eine der hannoverschen Kirchenkommission entsprechende einheitliche 
kirchliche Behörde gibt es demnach auch heute in Braunschweig-Wolfen- 
büttel nicht. Schief würde deshalb auch die Fragestellung nach den Zu- 
ständigkeiten der Visitatoren sein; man muss vielmehr fragen: In welchen 
Fällen bedarf der Superintendent der Mitwirkung des weltlichen Visitators? 

Nach dem Gesagten liegt ein solcher Fall nicht vor bei der Kirchen- 
visitation, auch nicht bei der Kirchenrechnungsabnahme oder — da seit Ein- 
führung der Kirchenvorstände die eigentliche Abnahme durch die Kirchen- 
vorstände geschieht — besser: Kirchenrechnungsrevision. Diese letztere 
liegt vielmehr in letzter Instanz beim Konsistorium. In der Mittelinstanz 
aber hat sich eine merkwürdige Wandlung vollzogen: ursprünglich von 
Superintendent und Amtmann gemeinsam vorgenommen, war sie bei der 
Aufteilung von deren gemeinsamen Zuständigkeiten 1782 dem Amtmann 
zugefallen. Nachträglich aber ist sie, allerdings beschränkt durch die 
Rechte der Kirchenvorstände, gänzlich auf die Superintendenten über- 
gegangen. Der Amtmann (Kreisdirektor) ist daran nicht mehr beteiligt. 

Ebensowenig hat der weltliche Visitator teil an der Aufsicht über 
die Kirchenvorstände. Während sich in Hannover bei deren Einführung 
die Uebertragung der Aufsichtsfunktionen auf die Kirchenkommissarien 
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II.!) Herzog Georg von Calenberg (1636—1641) war einer 


infolge von deren Zuständigkeit für die kirchliche Vermögensverwaltung fast 
von selbst ergab, fielen diese Kompetenzen in Wolfenbüttel der dortigen 
untersten Instanz des Kirchenregiments, dem Superintendenten, zu. Ihm 
dabei den Amtmann zuzuordnen, lag vielleicht praktisch nahe, aber prin- 
zipiell war keine Veranlassung dazu vorhanden. Die Fälle der Zuziehung des 
weltlichen Visitators waren, wie noch heute, singulär; einen allgemeinen 
Verfassungsgrundsatz, wonach es bei Erledigung von kirchlichen Ver- 
mögensangelegenheiten dieser Zuziehung bedurft hätte, gab es nicht. 

Die geistliche Gerichtsbarkeit ist inzwischen im wesentlichen beseitigt, 
also auch hier für eine Tätigkeit des weltlichen Visitators kein Raum mehr. 

Es bleibt nur noch die Beteiligung an der Bestellung der Kirchen- 
diener: an Vokation und Introduktion. Bei dieser letzteren besteht aber 
gleichfalls nicht eigentlich eine gemeinsame Kompetenz der Visitatoren, son- 
dern der Superintendent nimmt die geistliche Feier vor, während der welt- 
liche Visitator die immissio in temporalia vollzieht. 

Abgesehen von einigen wenigen Fällen ohne prinzipielle Bedeutung 
wäre hier endlich vielleicht noch die dem weltlichen Kommissar ob- 
liegende Berichtigung und Ergänzung der corpora bonorum zu nennen, 
ein Rest aus jener Zeit, wo der Amtmann die Sorge für das Kirchen- 
gut hatte. Aber auch hier ist kein Zusammenwirken, sondern alleiniges 
Handeln. Jeder Visitator hat ein Exemplar des Güterverzeichnisses für 
sich und berichtigt und ergänzt es allein. 

Eins freilich verdient Hervorhebung: Soweit er auf dem Gebiete 
der Kirche tätig wird, also in seiner Eigenschaft als weltlicher Visitator, 
untersteht der Kreisdirektor dem Konsistorium; es erscheint dies jedoch 
in Braunschweig nicht so sehr als Beweis dafür, dass der weltliche 
Visitator ein Organ des landesherrlichen Kirchenregiments geworden ist, 
als vielmehr als ein Zeichen der in Braunschweig immer noch nicht voll- 
ständig durchgeführten Scheidungsstaatlicher und kirchlicher Amtstätigkeit. 

Literatur: Johann Christoph Stübner, Historische Beschrei- 
bung der Kirchenverfassung in den Herzogl. Braunschweig-Lüneburgischen 
Landen seit der Reformation. 2 Teile. Goslar 1800; v. Schmidt- 
Phiseldeck, Kirchenrecht (oben S. 120 Anm. 2); F. A. Ludowig, Die 
Kirchenverfassung im Herzogtum Braunschweig. Helmstedt 1834; Rhamm, 
Verfassungsgesetze, Einleitung (oben S. 115 Anm. 3). — Quellen insbeson- 
dere: Leopold Friedrich Fredersdorff, Promtuarium der Fürst- 
lichen Braunschweig-Wolfenbüttelschen Landes-Verordnungen in einem 
wesentlichen Auszuge derselben. Braunschweig 1777 ff. 

') Literatur: Schlegel, Kirchengeschichte II, 512 ff.; Spitt- 
ler, Geschichte II, 1 ff. (Sämtl. Werke VII, 1f£); Havemann II, 
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der tüchtigsten Regenten, die das Land je gehabt hat. Durch 
geschicktes Lavieren zwischen den streitenden Hauptparteien, 
aber auch durch seine in der Eile so gut wie möglich zu- 
sammengeworbene Militärmacht erreichte er es, dass die 
ständigen Durchzüge feindlicher Armeen unterblieben, Plünde- 
rungen und Kontributionen aufhörten und allmählich jene 
Ruhe in seinen Landen wieder einzog, welche die erste Vor- 
bedingung für eine Erholung von den Leiden des Krieges bilden 
musste. Dabei fand er die Zeit, überall die bessernde Hand 
anzulegen. Seine — wegen der Trennung von Wolfenbüttel — 
neugeschaffenen Regierungsbehörden !), die im wesentlichen 
den Wolfenbüttelschen nachgebildet wurden, erhielten zeit- 
gemässe Geschäftsanweisungen. Die zahlreichen vakanten 
Stellen, besonders in den untern Instanzen, wurden vollzählig 
besetzt und der gelockerte, wenn nicht verlorene Zusammen- 
hang zwischen Zentral- und Lokalinstanz neu gefestigt. 
Auch eine durchgreifende Reform des Kirchenwesens wurde 
geplant?), war aber beim Tode des Herzogs noch nicht durch- 
geführt. 

Die Staatsmaschine begann wieder zu funktionieren. Aber 
das alles war nur ein Anfang. Noch herrschte Krieg vor 
den Toren und drohte täglich in die mühsam befriedeten 
(rebiete einzubrechen; noch lag Handel und Verkehr dar- 
nieder; noch war das Land verwüstet und verödet, ein grosser 
Teil seiner Bewohner erschlagen, verhungert oder geflohen, 
der Rest verarmt, nicht wenige sittlich verkommen und 
verwildert. 


710f.; v. Heinemann III, 90 f.; K.Janicke, Georg, Herzog von 
Braunschweig-Lüneburg (1582—1641). ADB VIII, 629 ff. 

!) Residenz war mit kurzen Unterbrechungen Hannover. 

?) Landtagsabschied d. d. Hannover, 3. April 1639, wo es unter 
anderem heisst: „Die Fürstl. Kirchenordnung, welche demnächst ver- 
mittels göttlicher Hülfe, salvis substancialibus, mit Zuziehung der 
löblichen Landschaft auch revidiert werden soll.“ CCCp.V e. VIL 
Nr.4V,.70; 
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1641, inmitten der weitschichtigsten Pläne und Unter- 
nehmungen, starb der Herzog, anscheinend an Gift‘). 

III?). Ihm folgte sein ältester Sohn Christian Ludwig 
(in Calenberg 1641—1648, später in Lüneburg bis 1665). 
Mit ihm kam ein wohlmeinender, von den besten Absichten 
erfüllter Jüngling zur Regierung, der nichtsdestoweniger durch 
seine Unerfahrenheit und übermässige Nachgiebigkeit?) den 
Fortgang der unter seinem Vater so günstig begonnenen 
Regeneration eher hinderte als förderte. In der an sich 
richtigen Erkenntnis, dass dem Lande in erster Linie der 
Friede not tue, machte er das Streben nach Ruhe um 
jeden Preis zur obersten Maxime seiner innern und äussern 
Politik ). Mit dem Kaiser schloss er Frieden, mit seinen 
Nachbarn Verträge. Dadurch glaubte er sich der Not- 
wendigkeit überhoben, ein eigenes nennenswertes Heer zu 
halten. Und so geschah es, dass in seinen Landen fremde 
durchziehende Armeen erneut die Schrecken des 30jährigen 
Krieges verbreiteten, und dass seine Gesandten später bei den 
Friedensverhandlungen zu Münster wohl grosse Worte machen 
und viele Ansprüche erheben konnten, dass aber ihren Aus- 
führungen jener reale Hintergrund fehlte, der die schwedischen 


') „Kein Vater kann seinen Kindern in einem prüfenderen Zeit- 
punkte sterben, kein Vormund seinen Waisen unglücklicher entrissen 
werden, als Herzog Georg diesem Lande starb,“ schreibt Spittler über 
den Tod des Herzogs. Geschichte II, 103 (Sämtl. Werke VII, 77). 

2) Literatur: Schlegel, Kirchengeschichte II, 531f.; Have- 
mann II, 734 ff.; v. Heinemann III, 99 £.; Spittler, Geschichte 
Il, 103 ff. (Sämtl. Werke VII, 82 £.). 

®) Nachgiebig freilich nur in der äusseren Politik; von seinen per- 
sönlichen Eigenschaften gilt eher das Gegenteil; die aber interessieren 
hier nicht. Vgl. Adolf Köcher, Geschichte von Hannover und Braun- 
schweig, 1648—1714 (Publ. aus den Preuss. Staatsarchiven XX, LXVILH. 
Leipzig 1884, 1895) I, 347 £. 

*) Spittler, Geschichte II, 199 (Sämtl. Werke VII, 151) sagt dar- 
über, es habe „ausgesehen, als ob der beste Plan für die Kultur des 
Hannöverschen wäre, Friede mit den Auswärtigen zu machen, und als- 
dann im Lande selbst alles der lieben Natur zu überlassen“, 
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und brandenburgischen Ansprüche so überzeugend, so logisch 
unanfechtbar erscheinen liess: die Macht, sie mit den Waffen 
zu verteidigen. 

Die Bestimmungen des westfälischen Friedens glichen 
infolgedessen für die äussere Stellung des Fürstentums einer 
Katastrophe: Das kleine Stift Hildesheim, das Herzog Georg 
erobert, wurde wieder zurückgegeben, aber auch das Grosse 
Stift, das doch (abgesehen von dem Wolfenbüttler Anteil) 
seit 1523 bei den Calenberger Landen gewesen war, konnte 
gegenüber den Ansprüchen Chur-Kölns nicht gehalten werden. 
Die Bistümer Halberstadt, Magdeburg, Merseburg, Bremen 
und Verden, die, zum Teil seit vielen Jahrzehnten, wenn nicht 
Jahrhunderten, in mehr oder minder grosse Abhängigkeit von 
den welfischen Herzogen geraten waren, und deren Bischofs- 
stühle seither eine willkommene Versorgungsstelle für jüngere 
Prinzen des Hauses gebildet hatten, wurden mächtigen weltlichen 
Herren als weltliche Territorien beigelegt und damit endgültig 
allen Hoffnungen der Welfen auf territoriale oder politische 
Ausdehnung nach dieser Richtung ein Ziel gesetzt. Und das 
alles, trotzdem gerade damals in den meisten dieser Bistümer 
bereits welfische Prinzen residierten !) oder doch eine spes 
succedendi erworben hatten. Allein in Magdeburg sollte noch 
der Tod des letzten Administrators (aus dem Welfenhause) 
abgewartet werden. Hildesheim blieb zwar geistliches Terri- 
torıum, aber es erstand auf Kosten der Herzoge zu neuer 
(srösse, und seine nahezu traditioneil gewordene Verbindung 
init Chur-Köln liess auch von der Zukunft für einen Rück- 
erwerb wenig hoffen. Bemerkenswert blieb allein die Zuweisung 
des alternativen Besetzungsrechts in Osnabrück. Aber auch 
das mochte gegenüber dem bisherigen Zustand eher als ein 
Minus denn als ein Plus erscheinen ?). 


') Nämlich in Magdeburg, Bremen, Halberstadt und Ratzeburg. 


?) Eine übersichtliche Zusammenstellung der auf Calenberg bezüg- 
lichen Bestimmungen des Westfälischen Friedens bei Spittler, Geschichte 
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Und wie nach aussen, so im Innern. Die auf allen 
(tebieten begonnenen Reformationsbestrebungen Georgs blieben 
entweder ganz liegen oder wurden nur halb fortgeführt. Die 
von Georg geplante Neuordnung der Kirchenverfassung unter- 
blieb gänzlich. 

Immerhin herrschte, abgesehen allerdings von den nicht 
seltenen Durchzügen feindlicher Armeen, Ruhe im Lande. Man 
gewann Zeit, mit dem Wiederaufbau des Zerstörten zu be- 
ginnen. Aber nur sehr allmählich hoben sich Wohlstand und 
Bevölkerungszahl. Fanden die Kolonisten doch in andern, von 
der Natur reicher ausgestatteten Gegenden, die gleichfalls 
durch den Krieg entvölkert waren, bessere Gelegenheit zur 
Ansiedlung als im Lande zwischen Deister und Leine oder gar 
in der Lüneburger Heide !). 

IV). Die eigenartigen dynastischen Verhältnisse führten 
dazu, dass Christian Ludwig 1648 Calenberg mit Lüneburg 
vertauschte und ihm in der Calenberger Regierung sein 
jüngerer Bruder Georg Wilhelm (in Calenberg 1648—1665; 
in Lüneburg bis 1705) nachfolgte. An Regierungstalent wie 
an Vergnügungssucht war er seinem Bruder und Vorgänger 
nicht wenig überlegen, wovon freilich das letztere mehr als 
das erstere besagen will®). Häufige und langwährende Reisen 
nach Italien, speziell zum Karneval nach Venedig, hielten ihn 
von seinen Landen und deren Regierung fern. Er war wohl 
der erste Herzog, dessen Regierungspolitik weniger nach den 
Fähigkeiten und Neigungen seiner Person als nach den 
Tendenzen einer unpersönlichen Regierung orientiert war. 


1I, 159 £. (Sämtl. Werke VII, 122 £.). — Siehe auch Havemanın II, 743 ff; 
v. Heinemann II, 462 ff. 

') Trotzdem scheint es etwas gewagt, wenn Spittler, Geschichte 
II, 112 (Sämtl. Werke VII, 84) behauptet, den Reisenden seien mehr Wölfe 
als Menschen begegnet! 

?) Literatur:HavemannlII, 200 ff.; v. Heinemann III, 124 ff.; 
Spittler, Geschichte II, 167 ff. (Sämtl. Werke VII, 125 ff.). 

?) Eine treffliche Charakteristik bei Köcher I, 384 £. 
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Und es liegt auf der Hand, dass diese wieder in allem dem 
Zuge der Zeit folgten. 

In der äussern und innern Politik herrschte Ruhe. Die 
Wunden des grossen Krieges begannen zu vernarben. Die 
Staatsgewalt fing an, sich zu konsolidieren. 


SH). 
b) Staats- und Kirchenverfassung im allgemeinen, 


I.?) Ueberall in Deutschland erhob sich auf den Trümmern, 
die der 30jährige Krieg von dem alten Feudalstaat übrig 
gelassen, der absolute Staat, der alles ordnen und regieren 
wollte, in dessen Wörterschatz das Wort „Unzuständigkeit“ 
ein fremder Begriff war. 

So auch in Oalenberg. 

Mit einer überraschenden Plötzlichkeit machten sich alle 
die Anzeichen des beginnenden Polizeistaates geltend). Her- 
zog Georg erliess in seinen fünf Regierungsjahren vielleicht 
mehr Verordnungen und Reskripte als Friedrich Ulrich in 
seinen zwanzig. Die Aufgaben, die sich der Staat stellte, 


) Literatur: Beste 177ff.; Uhlhorn, Kirchengeschichte 101 ff. 
und 189 ff.; Schlegel, Kirchengeschichte II, 512 fi. 


3 


?) Die Entwicklung des Absolutismus in Calenberg ist in ihren 
Hauptzügen vorzüglich dargestellt bei Köcher IL, 3 ff. Die unteren In- 
stanzen der Staatsverwaltung sind freilich in dem rein historischen Werke 
ausgeschaltet. 


®) Uhlhorn, Kirchengeschichte 95 meint, in den welfischen Landen 
habe das Streben nach Absolutismus „bald nach dem dreissigjährigen 
Kriege“ begonnen und weist dem Herzog Johann Friedrich (1665—1679) 
die Hauptrolle dabei zu. Tatsächlich aber setzte die Bewegung ziemlich 
unvermittelt mit dem Regierungsantritt des Herzogs Georg von Calenberg 
im Jahre 1636 ein. Richtig ist nur, dass der absolutistische Polizeistaat 
seine schärfste Ausprägung unter Johann Friedrich erhielt; aber es 
waren das nicht zum kleinsten Teil die Früchte der Regierungstätigkeit 
seiner Vorgänger. 
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mehrten sich. Die Zahl der Gegenstände seiner Fürsorge stieg 
ins Ungemessene. Die polizeiliche Seite der Staatsgewalt trat 
derart in den Vordergrund, dass man mit Recht vom Polizei- 
staat spricht. 

Diese Erweiterung der Landespolizei machte sich in be- 
sonderem Masse geltend für den Amtmann, der nunmehr un- 
umschränkter Herr im „Kreise“ wurde. Abgesehen von den 
Exemtionen auf dem Gebiet der Rechtsprechung war da nichts, 
was nicht zu seiner Kompetenz gehört hätte. Aber, was der 
Amtmann an Machtfülle nach unten gewonnen, das büsste er 
an Selbständigkeit nach oben wieder ein. Die Kontrolle über 
seine Amtsführung wurde schärfer. Ueber jede Angelegen- 
heit von Erheblichkeit war zu berichten und die Entschei- 
dung der hohen Vorgesetzten einzuholen. Zentralisation bis 
ins Kleinste wurde das oberste Prinzip aller Regierungs- 
kunst. 

Und so ist denn auch den Gesetzen und Verordnungen 
dieser Zeit ein ganz anderer Wert beizumessen als den Ord- 
nungen und Satzungen des 16. und beginnenden 17. Jahr- 
hunderts. Für die Folge bildet ein Auseinandergehen von ge- 
setztem Recht und Verwaltungspraxis eine Ausnahme. 


ll. Die Kirche hatte sich nicht minder gewandelt. Bis 
zum grossen Kriege war Calenberg- Wolfenbüttel eine Hoch- 
burg der Orthodoxie gewesen. Die Geistlichkeit hatte alle 
Einmischung weltlicher Elemente in kirchliche Angelegenheiten 
als Beeinträchtigung empfunden. Nicht in dem Sinne eines 
(fegensatzes von Staat und Kirche! Die Idee eines unper- 
sönlichen Staates lag jenen Zeiten ferne. Die weltlichen Be- 
amten waren nichts als landesherrliche Diener, und auch die 
Kirche sah in Illustrissimo ihren obersten Herrn. Wohl aber 
im Sinne eines Gegensatzes von weltlich und geistlich. Geist- 
liches sollte nur von Geistlichen erledigt werden. Und geist- 
lich war alles, was irgendwie mit den Angelegenheiten der 
Kirche im Zusammenhang stand. 
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Jetzt war die Reaktion gegen diese Ueberspannung ein- 
getreten. In der Landesuniversität Helmstedt war man nicht 
mehr orthodox. Man predigte Annäherung der christlichen 
Konfessionen aneinander!). Man hob das Gemeinsame her- 
vor und nicht mehr das Trennende?)°). Und, wie so oft, 
verband sich mit dieser laxen Auffassung in Glaubenslehren 
eine minder ablehnende Haltung gegen die weltlichen Elemente 
in der Kirche. Man nahm den Schutz der landesherrlichen 
Behörden und Beamten nicht nur hin, sondern man erkannte 
die Vorteile an, welche ihr Wirken der Kirche brachte. 

Und was in Helmstedt gelehrt wurde, machte sich auch 
in der Praxis geltend‘). Die massgebenden Theologen waren 
keine Heissporne mehr, wie ein Basilius Sattler es gewesen. 
Sie erkannten, dass die grossen und vielfachen Schäden der 
Kirche nicht allein durch Theologen, sondern, soweit sie das 
weltliche Gebiet streiften, viel besser und wirksamer durch 


) Vel.E.L. Th. Henke, Georg Calixtus und seine Zeit. 2 Bde. 
Halle 1853/1856; Paul Tschackert in Hauck-Herzogs Realenzy- 
klopädie ®. III (Leipzig 1897), 643 £.; Otto Ritschlin Schiele, Die 
Religion in Geschichte und Gegenwart. I (Tübingen 1909), 1539 £. 

2) Der Hauptvertreter dieser Richtung, die etwa ein Jahrhundert 
an der Helmstedter Universität herrschte, war Georg Calixt. Von der 
Orthodoxie auf das massloseste befehdet — ein Heimstedter Professor 
wurde von einem Kollegen offen als „Schwein von der Herde Epikurs“ 
hingestellt; Calixtus nannte man Calvinomixtus — brachte diese Richtung 
die Universität bei den strengen Lutheranern in den Verdacht der 
mangelnden Rechtgläubigkeit. — Von welcher überragenden Bedeutung 
der Calixtinismus für die Braunschweigische Kirche wurde, ersieht man 
schon äusserlich aus der Kirchengeschichte von Beste, welche den 
Verlauf der Gesamtentwicklung einteilt: 1. Die altlutherische Periode 
(1521—1624) und 2. die Calixtinische Periode (1624—1747). — Siehe 
oben 8.15 f. Anm. 2. 

®) Beste (190) bezeichnet es als Calixts Lebensaufgabe, den Frieden 
unter den Konfessionen zu vermitteln. 

*) Herzog Georg selbst war ein Anhänger des Calixtus. Das 1636 
zu Hannover neuerrichtete Konsistorium besetzte er mit dessen Schülern. 
Uhlhorn, Kirchengeschichte 101 f. 
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die in solchen Sachen erfahreneren weltlichen Beamten geheilt 
werden könnten. Das Konsistorium selbst erliess Ausschreiben 
an die Beamten, worin es ihnen anbefahl, sie sollten sich in 
Zukunft mehr des Kirchengutes annehmen, sie sollten fürder- 
hin bei keiner Kirchenvisitation fehlen ?), sie sollten den Super- 
intendenten in allem tatkräftigst unterstützen. 


III. So kamen sich zwei Strömungen entgegen: das Streben 
nach Omnipotenz auf Seiten des Staates, die Nachgiebigkeit auf 
Seiten der Kirche. Der alte Streit zwischen Konsistorium und 
weltlicher Lokalgewalt insbesondere schien beigelegt und in 
ein harmonisches Zusammenarbeiten verwandelt. 


IV. Aber auch die ‚Stellung des Konsistoriums zur welt- 
lichen Lokalgewalt hatte sich geändert. In dem früheren Streit 
hatte der Amtmann seine Funktionen lediglich in seiner Eigen- 
schaft als Lokalgewalt gegen die zentralistischen Bestrebungen 
des Konsistoriums verteidigt. Er erschien in so fern nicht 
so sehr als weltlicher Beamter, denn als Vertreter der „Pro- 
vinz“ gegenüber der Zentrale. Er sträubte sich dagegen, dass 
seinem „Amt“ Rechte genommen und einer höheren Instanz 
beigelegt werden sollten; er wünschte nicht, dass ihm seine 
Selbständigkeit nach oben beschnitten wurde. Dass es eine 
geistliche Behörde war, die jene Kompetenzen für sich rekla- 
mierte und dass er selbst weltlicher landesherrlicher Beamter 
war, kam dabei wenig oder gar nicht in Betracht. 

Umgekehrt das Konsistorium! Wohl waren es in erster 
Linie Bedenken gegen die Tätigkeit eines Nichtgeistlichen in 
kirchlichen Angelegenheiten, die seine Bemühungen so zähe 
und ausdauernd machten; aber es stand doch nicht in eigent- 
lichem Gegensatze zu der weltlichen Gewalt überhaupt. Schon 
deshalb nicht, weil das Konsistorium ja im Grunde mit der 
höchsten weltlichen Regierungsbehörde identisch war. Das 


‘) Ausschreiben des Konsistoriums Hannover an die Beamten vom 
14. Juni 1636, abgedruckt bei Schlegel, Kirchenrecht II, 606 f., Bei- 
lage XXV. Vgl. derselbe, Kirchengeschichte II, 516. 
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Konsistorium erschien vielmehr zugleich als Zentralbehörde, 
welche die Lokalinstanz von sich abhängig machen wollte. 
Der Landesherr und seine Räte mussten deshalb ausschliess- 


lich auf seiner Seite stehen, und die Gesetzgebung — wie 
oben bereits dargetan — seine, des Konsistoriums, Ansprüche 
widerspiegeln. 


Dieser (regensatz konnte jetzt schon aus dem anderen 
(runde nicht mehr fortbestehen, weil die Wandlung aller 
staatlichen Organisation die frühere Dezentralisation in eine 
straffe Zentralisation verwandelt hatte und ein Antagonismus 
zwischen Oben und Unten schon dadurch hinfällig oder doch 
wesentlich eingeschränkt werden musste. Demnach wäre es 
unrichtig zu sagen, jener alte Streit zwischen Konsistorium 
und Amtmann habe schliesslich doch noch einen dem Amt- 
mann günstigen Ausgang genommen. Ehe er noch vollständig 
ausgetragen, war der Gang der Ereignisse über ihn hinweg- 
geschritten. Mit dem Verschwinden des mittelalterlichen Feudal- 
staates war ihm der Boden entzogen, auf dem er er- 
wachsen war. 


V. Wie das ganze Verhältnis von Konsistorium und Amt- 
mann unter einem anderen Gesichtswinkel erschien, so gewann 
auch die Kompetenz des Amtmanns auf kirchlichem Gebiete — 
sowohl hinsichtlich des Althergebrachten wie hinsichtlich des 
Neuhinzugekommenen — einen anderen rechtlichen Charakter: 
den einer staatlichen Tätigkeit in der Kirche und für die 
Kirche, geübt mit Wissen und Willen, ja, auf Befehl der 
Landesherrschaft!.. Ein Anspruch auf Ausschliesslichkeit 


!) Sehr charakteristisch für die Rechtslage erscheint mir folgender 
(ungedruckte) Konsistorialerlass, d. d. Hannover, 28. Februar 1646 (Konsi- 
storial-Kundebuch I, 134 ff.): „An den Superintendenten zu Münder und 
den Amtmann zu Hallerspring.“ 

„Was der Pastor zu Hallerspring (eine nicht selbständige Stadt) 

.. wegen seiner Pfarrländerei vom Rat daselbst zur Ungebühr aufge- 
drungenen Kontribution, auch bei den Bürgern allda ihm noch hinter- 
ständigen Ackerzins, klagend anhero gelangen lassen und daneben gesucht, 
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der Kompetenz wurde weder von kirchlicher noch von welt- 
licher Seite erhoben. Staatlicher und kirchlicher Beamter 


solches giebt eingeschlossene Copie mit mehrerem. Nun ist hierunter 
(= hierüber) wegen Immunität der Kirchen- und Schuldiener in fürst- 
licher Kirchenordnung klar genug disponiert, Sers Jllmus Herr Chri- 
stian Ludwig ... haben auch jüngsthin überdas noch zur Beobachtung 
dessen durchs ganze Land Special-Befehl ergehen lassen, es sind auch 
vom gnädigen Landesfürsten die Superindendenten zu dem Ende be- 
stellt, dass sie mit Zuziehung des Amtmannes diesen und dergleichen 
Sachen ohne Remission und sondere Belästigung des fürstl. Consistorii 
ihre abhelfliche Mass geben sollen, committieren und befehlen demnach 
statt S. F. G. Euch kraft dieses, ihr wollet Euch eines gewissen Tages 
vereinbaren, alsdann Bürgermeister und Rat für Euch erfordern, ihn 
mittels gehöriger Zugemütführung eines Bessern erinnern und es dahin 
richten, dass Supplicant nicht allein bei erwähnter Befreiung umgemole- 
stieret bleibe, sondern auch angezogene und von ihm weiter specifizierte 
Restanten gedachter Gestalt befriediget oder befindende Länderei von 
den Säumigen abgenommen und anderen gewissen Leuten hinwieder 
eingetan ... werde ...“ 
Hannover, 28. Februar 1646. 
Fürstl. Braunschweigisch-Lüneburgische Konsistorial- und Kirchenräte. 


Wie die Unterschrift zeigt, geht der Erlass vom Konsistorium aus. 
Die Wendung „befehlen anstatt S. F.G.“ deutet nur darauf hin, dass 
das Konsistorium damals gegenüber dem Landesherrn noch keine selb- 
ständige Behörde war und gegenüber den Unterbehörden rechtlich noch 
keine eigene Befehlsgewalt hatte. Tatsächlich wurde dieser Befehl des 
Landesherrn in gewöhnlichen Fällen nicht eingeholt, so dass die Wen- 
dung bald zur bedeutungslosen Floskel herabsank. Als solche blieb sie 
noch lange bestehen, nachdem sie längst von der Verfassungsentwicklung 
überholt war. — Es handelt sich also um einen gewöhnlichen Konsistorial- 
erlass. Er ist gerichtet an Superintendent und Amtmann. Eine zu- 
sammenfassende Bezeichnung für beide ist noch nicht üblich; eine 
Kirchenkommission gibt es noch nicht. Auch die Unterordnung des 
Amtmanns unter das Konsistorium ist nichts Besonderes, da wegen der 
noch nicht vollendeten Ausbildung der Ressortteilung alle niederen In- 
stanzen allen Zentralbehörden nachgeordnet waren. 

Bemerkenswert dagegen ist, dass der Amtmann nicht nur als Hilfs- 
organ des Superintendenten fungiert, sondern mit ihm gleichberechtigt 
erscheint. (Beide zusammen sollen einen Tag vereinbaren und gemein- 
sam entscheiden.) Bemerkenswert aber ist ferner, dass der Erlass von 
einer ipso jure vorhandenen Zuständigkeit des Amtmanns wie des Super- 
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arbeiteten beide im Interesse der Obrigkeit nebeneinander und 
miteinander !). 


VI. Das für den Amtmann Gresagte gilt im wesentlichen 
auch für den Gerichtshalter. Wohl hatte er sich noch eine ge- 
wisse Selbständigkeit gegenüber den oberen Behörden gewahrt, 
wohl richtete sich sein Bestreben immer noch auf deren Erhal- 
tung, wenn nicht Erweiterung. Aber die ihm gezogenen Grenzen 
wurden immer genauer festgelegt, und die Neuordnung der 
Dinge schien deren Ueberschreitung unmöglich zu machen. 
So trug man auch hier kein Bedenken, ihn an der Erweite- 
rung der staatlichen Einflussphäre in der Kirche teil haben 
zu lassen. Gab ihm doch schon allein die Tatsache, dass er 
diese neuen Rechte auf landesherrliche Verleihung und nicht 
auf altes Herkommen stützte, immer mehr den Charakter eines 
Trägers ihm fremder obrigkeitlicher Befugnisse und machte 
seine Stellung dadurch derjenigen des Amtmanns immer ähn- 
licher. 


intendenten ausgeht. (Die Superintendenten sind bestellt, unter Zuziehung 
des Amtmanns solche Sachen ohne vorherige Anrufung des Konsisto- 
riums, also auch ohne besonderen Auftrag an einen der beiden, zu er- 
ledigen. Der Ausdruck „committieren* ist hier, wie sich aus dem 
vorhergehenden Satze klar ergibt, gleichbedeutend mit „befehlen“. Der 
Amtmann ist also nach Auffassung dieses Reskripts nicht mehr nur zu 
Zwecken der Hilfeleistung da, wie er es nach der Absicht der Kirchen- 
ordnung sein sollte; aber er handelt doch noch nicht vi commissionis 
consistorii, wie nach Auffassung der Wende des 17. Jahrhunderts. Er 
ist vielmehr gleichberechtigter Genosse des Superintendenten, aber in 
seiner Eigenschaft als weltlicher Beamter. 

ı) „Weilen dann die exemtio der Pastoren und Kirchendiener in 
realibus, ausserhalb der Pfarr- und Kirchengüter, nicht fundiert, sollen 
die Pastores und Kirchendiener über realia, so der Kirche nicht zu- 
ständig, an End und Oertern Recht geben und nehmen, daselbst selbige 
Güter belegen“ (Landtagsabschied d. d. Hannover, den 3. April 1639 in 
CCCp.IV e. VIII No. V, 71). — Früher hätte man diesen Satz ent- 
weder überhaupt nicht geschrieben, oder man hätte ihm mindestens 
einen weitläufigen Zusatz über die Unverbrüchlichkeit der übrigen konsi- 
storialen Gerichtsbarkeit gegeben. 
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VH. Nicht so die Patrone! Staat und Kirche sahen ihre 
Tätigkeit ungern, denn es stand ihnen darüber rechtlich und 
tatsächlich eine Kontrolle nicht zu. Man begünstigte deshalb 
ihnen gegenüber die Rechte des Superintendenten als des geist- 
lichen Oberen und des Amtmanns als des Aufsehers über das 
Kirchengut, beider zugleich als Vertreter des Laandesherrn. 

Dort freilich, wo der Patron zugleich Gerichtsherr war, 
fehlte es vorläufig noch an einem Vorwande, einen abhängigen 
Amtmann an den Angelegenheiten der Patronatkirchen zu be- 
teiligen, und dort scheint denn auch der patronatsberechtigte 
Gerichtsherr meist mit dem Superintendenten allein gewaltet 
zu haben. 

An Reibereien im einzelnen fehlte es natürlich nicht. Aber 
die Zeit junkerlicher Herrlichkeit war vorüber. Die Patrone 
mussten sich fügen. Sie mochten froh sein, wenn ihr Prä- 
sentationsrecht unangetastet blieb. 


8 20. 


c) Die Kirchenverfassung im einzelnen. 


I. Die Visitationen waren unter Friedrich Ulrich fast ganz 
in Fortfall gekommen. Das Konsistorium ordnete jetzt erneut 
ihre Vornahme an !), und zwar wurde den Amtleuten ausdrücklich 
anbefohlen, daran teilzunehmen ?). Praktisch erfuhren sie in so 


!) Die Bestimmung der Calenberger Kirchenordnung, dass die Visi- 
tation jährlich zweimal geschehen sollte, war niemals in die Praxis um- 
gesetzt und ist deshalb auch niemals aufgehoben worden. In den Ver- 
ordnungen dieser Zeit ist nur von den jährlich zu haltenden Visitationen 
die Rede. (Verordnung vom 9. Oktober 1650 — Ebhardt, Kirchen- 
gesetze II, 631 — und vom 9. Oktober 1681 — CCC p.1c.INo. CXIL, 
867). In Wirklichkeit wurden sie sehr unregelmässig gehalten. 

2) Reskript des fürstlichen Konsistoriums an die Beamten vom 
14. Juni 1636; abgedruckt bei Schlegel, Kirchenrecht II, 606 f., Bei- 
lage XXV. Dieses ganz am Anfang dieser Periode stehende Aus- 
schreiben zeigt, dass der Amtmann damals noch nicht Mitvisitator ge- 
worden, anderseits aber auch die Kirchenrechnungsabnahme der Visitation 


Die Kirchenvisitationen. >11 


weit eine Ausdehnung, als es jetzt allgemein üblich wurde, 
bei dieser Gelegenheit auch die Kirchenrechnung abzunehmen, 
was in früheren Zeiten mitunter wohl auch schon, aber doch 
nur mehr aus Zufall geschehen war. Eine Zeitlang scheint 
man trotz der tatsächlichen Zusammenlegung rechtlich beides 
noch auseinander gehalten zu haben !) ?). Bald jedoch verschmolz 


noch nicht beigelegt war. Es heisst dort: „Uns ist beglaubter Bericht zu- 
kommen, dass die Beamten hin und wieder den angestellten Special- 
Kirchen-Visitationen bishero gar selten beigewohnet, und dieselben meisten- 
teils von den Superintendenten allein ... haben müssen verrichtet 
werden. ... Als Tun... Wir Euch hiermit ernstlich befehlen, dass Ihr 
Euch ins Künftige bei obgedachten ... Special-Visitationen, wie sich 
gebühret, allemal persönlich finden lasset, Eure dabei obliegende Ver- 
richtung keineswegs verabsäumt, den sämtlichen Kirchendienern und 
deren Vorstehern in geklagten billigmässigen Sachen bei Einforderung 
ihrer Salarien, Zinsen und anderen gebührenden Kirchengefällen zu ihrem 
notdürftigen Unterhalt, auch Erhaltung der Gebäude, die gebührliche 
Amtshülfe tätlich widerfahren lasset ...“ — Dies Schreiben steht also 
noch durchaus auf dem Standpunkt der Kirchenordnung, dass der Amt- 
mann nur zur Hilfeleistung herangezogen wird. 


!) In dem Landtagsabschied d. d. Hannover, 3. April 1639 8 1 
heisst es (ÖCC p.IV c. VIII, 68): „Ingleichen soll dem Superintendenti 
wie auch den Beamten bei jeder Visitation und Rechnung nur eine Mahl- 
zeit... gegeben ... werden“. — Es ist also nicht mehr wie 1593, wo 
dem Superintendenten bei der Visitation, und dem Amtmann bei der 
Rechnungsabnahme ein grosser Aufwand verboten wurde (Fürstl. Ausschr. 
vom 6. Januar 1593; CCC p.I c.I No.II, 412 und l.c. p. IV ce. VIII 
No. I, Anlage A, 46 f.); aber auch noch nicht wie später, wo dem Super- 
intendenten und dem Amtmann bei der Visitation schlechthin (worunter 
die Kirchenrechnungsabnahme stillschweigend mitverstanden ist) über- 
mässige Zehrungskosten verboten werden — z. B. Verordnung des Kur- 
fürstl. Consistorii vom 6. April 1734 sub 4 (l.c. p.I c.I No. XXV, 589 £.); 
man trennt vielmehr zwar „Visitation und Rechnung“ im Ausdruck, 
denkt dabei offenbar aber an einen einheitlichen Vorgang. 


?) Es ist natürlich, dass die Entwicklung nicht vollständig in gerader 
Linie verläuft. So klar die allgemeinen Richtlinien auch sind, bei dem 
Versuch, die Fortschritte der Entwicklung auf Jahrzehnte oder gar auf 
Jahre genau festzulegen, muss man notwendigerweise auf Widersprüche 
stossen. Deshalb beweist es auch nichts, wenn die Amtsordnung Johann 
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beides. Man begriff fortan unter der Kirchenvisitation auch 
die Rechnungsabnahme !). Hieraus wieder folgte ein doppeltes: 
Der Amtmann wurde auch de jure Mitvisitator. Er gab seine 
Kompetenzen in Ansehung der Kirchenrechnung ja nicht an 
den Visitator — den Superintendenten — ab; dafür lag ge- 
rade in jener Zeit, wo die weltliche Gewalt auf allen Gebieten 
im Vordringen war, keinerlei Veranlassung vor. Sondern seine 
Aufsichtstätigkeit fiel mit der des Superintendenten zuerst nur 
zeitlich, nachher auch rechtlich zusammen, und es ergab sich 
damit von selbst, dass die früher von jedem Teil für sich er- 
ledigten Geschäfte nun von beiden und in Hinsicht auf das 
Ganze besorgt wurden ?). Seit aber der berufene Pfleger der 


Friedrichs vom 14. Juni 1674 art. 2 (CCC p.IV ce. V, 20; Willich 
1, 79) als Obliegenheit der Beamten in Kirchensachen nur die Rechnungs- 
abnahme anführt, nicht aber auch die Visitation. Die Amtsordnung 
bewegt sich in so weit noch in dem Anschauungskreis vergangener 
Jahre. Das kann aber um so weniger etwas verschlagen, als das Resultat 
der Entwicklung, die beiden gleichberechtigten Kommissarien, ja unbe- 
streitbar vorhanden ist. Hinsichtlich der Zusammenlegung von Rech- 
nungsabnahme und Visitation kann es sich also nur noch um die 
Richtigkeit der Datierung handeln, die Tatsache selbst noch weiter zu 
erhärten, ist überflüssig. — Von grundlegender Bedeutung für die Er- 
gebnisse dieser Abhandlung sind dagegen die Beweise dafür, dass wirk- 
lich in der älteren Zeit Visitation und Rechnungsabnahme zwei sachlich 
und persönlich so streng getrennte Akte waren, wie es in Vorstehendem 
behauptet wurde. Und wenn man der Ueberzeugung sein sollte, dass 
diese Behauptung weiterer Beweise bedürftig sei, so würde in dieser 
Stelle der Amtsordnung allerdings ein weiterer Beweis von nicht geringer 
Tragweite gefunden werden können. 


!) Siehe auch das Schreiben des (Calenberger) Konsistoriums zu 
Hildesheim vom 7. Januar 1639 (im ungedruckten Konsistorial-Kundebuch 
V, 153 f.) an den Superintendenten zu Wrisbergholzen, worin ihm mit- 
geteilt wird, dass bei der Kirchenvisitation auch die Einnahme der 
Kirchenrechnung zu erfolgen habe. 


?) Dies ist die Auffassung der (späteren) Verordnung vom 9. Ok- 
tober 1681 (CC C p.Ic.I No. CXII, 867), wo es heisst: ... „so be- 
fehlen Wir fürs Dritte Unseren Superintendenten und jeden Orts Obrig- 
keit, auch denen, so es sonst von Rechts- oder Gewohnheits wegen 
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geistlichen Güter, der Amtmann, an der Visitation selbst teil- 
hatte, mussten auch die sich auf das Kirchengut beziehenden 
Teile der Visitation selbst eine andere, erweiterte Bedeutung 
erhalten. So lange der Superintendent allein visitierte, hatten 
die Erkundigungen, die er über die Temporalien einzog, nur 
den Zweck gehabt, ihn über den Zustand der visitierten Pfarre 
im allgemeinen zu unterrichten. Und wenn er auch nominell 
das Recht gehabt hatte, Mängel in der zeitlichen Versorgung 
der Pfarre zu rügen, so hatten ihm doch die Mittel gefehlt, 
selbst für Abhilfe zu sorgen oder auch nur eine eingehende 
Untersuchung darüber anzustellen: Die Visitation hatte er wirk- 
sam nur halten können in Ansehung der rein kirchlichen An- 
gelegenheiten; und es entsprach das auch durchaus dem Sinn 
der darauf bezüglichen Gesetze und Verordnungen. Seit der 
Amtmann zum Mitvisitator geworden war, musste sich das 
ändern. Es ergab sich von selbst, dass der Amtmann bei der 
Visitation nicht nur die Kirchenrechnungsabnahme vornahm, 
sondern dass er auch die sonst aus seiner Aufsichtsbefugnis 
über die kirchlichen Güter sich ergebenden Revisionen abhielt. 
Hatte er früher vielleicht bei einer gelegentlichen Anwesen- 
heit am Orte auch die kirchlichen Gebäude auf ihre Reparatur- 
bedürftigkeit geprüft, so bot ibm jetzt die Kirchenvisitation 
(mit Rechnungsabnahme) die passende Gelegenheit dazu. 
Die Beteiligung des Superintendenten daran ergab sich von 
selbst, denn es waren ja auch diese Angelegenheiten von der 
ihm früher allein zukommenden Visitation nicht ausgeschlossen 


zu tun gebührt, dass sie jährlich die gewöhnlichen Kirchen-Visitationes 
in eigener Person selber und nicht durch andere Substituierte verrichten, 
und dabei insonderheit scharfe Nachfrage halten sollen, ob auch diese 
Unsere Verordnung (die Katechismuslehre ... betreffend) gebührlich in 
Acht genommen werde“. — Es wird also die Visitation der Lehre dem 
Superintendenten und dem Amtmann gleichmässig aufgetragen. Beide 
sind gleichberechtigt. — Das bei Schlegel, Kirchengeschichte II, 539 
angeführte ungedruckte Ausschreiben vom 12. Mai 1646 über denselben 
Gegenstand stand mir nicht zur Verfügung und konnte deshalb nicht 
zum Vergleich herangezogen werden. 
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gewesen. So wurde durch die Zuziehung des Amtmanns der 
weltliche Teil der Visitation dem geistlichen an Gründlichkeit 
und Ausdehnung ebenbürtig. Wie es einen weltlichen und 
einen geistlichen Visitator gab, so waren auch die kirchlichen 
und weltlichen Angelegenheiten der Pfarre gleichmässig Gegen- 
stand der Visitation. 


II. Ganz das Gleiche hat für die Introduktion zu gelten. 
Zwar ist die Vermengung der geistlichen und weltlichen Funk- 
tionen nicht so deutlich wahrnehmbar wie bei der Visitation. 
Immissio in spiritualia und in temporalia gehörten von jeher 
zeitlich und begrifflich zusammen. Aber nirgends mehr in 
den Quellen tritt der "Unterschied zwischen beiden hervor. 
Ueberall ist nur noch von einem einheitlichen Akt die Rede, 
vorgenommen unter Leitung der „Visitatoren“, des Superinten- 
denten und des Amtmanns. 


Ill. Und wie die kirchliche Vermögensverwaltung bezw. 
die Aufsicht darüber sich im wesentlichen konzentrierte in der 
Visitation mit Rechnungsabnahme und in der Teilnahme an 
der Einweisung der neu anziehenden Pfarrer, so mussten sich 
die dort beobachteten Grundsätze allmählich auf die Behand- 
lung des Kirchenguts überhaupt ausdehnen. Nirgends mehr 
blieb hier die Kompetenz des Amtmanns ausschliesslich ; über- 
all trat ihm der Superintendent zur Seite. 


IV. Bezüglich der geistlichen Gerichtsbarkeit wurden neue 
Anordnungen nicht getroffen. Und dennoch, welcher Unter- 
schied gegen früher! Die Klagen über Beeinträchtigung der 
konsistorialen Zuständigkeit wurden immer seltener; ja, man 
gab in der Gesetzgebung und in der Praxis den Kompe- 
tenzen der weltlichen Gerichte die weitgehendste Auslegung). 
Das Konsistorium pflegte nicht mehr in allen Streitigkeiten 
selbst zu entscheiden, sondern es erteilte freigebig Kommis- 
sionen, wo es: im Interesse der Sache (Augenschein!) oder der 


!) Siehe oben 8. 209 Ann. 1. 


Introduktion; geistliche Gerichtsbarkeit. 915 


Parteien (weite Entfernung!) zweckmässig erschien. Die Be- 
sorgnis vor Eigenmächtigkeiten mochte früher der Anlass ge- 
wesen sein, von Kommissionen ganz abzusehen oder doch sie 
gelegentlich nur auf den Superintendenten auszustellen. Jetzt 
waren die Bedenken in der Hinsicht verschwunden, und man 
nutzte die juristischen Kenntnisse des Amtmanns, indem man 
ihn dem Superintendenten als Konkommissarius beiordnete. 


B. Die Regierung Johann Friedrichs (1665—1679). 


Su21a). 
a) Geschichtliches. 


I. Als 1665 Georg Ludwig, wie schon sein Vorgänger 
getan, nach Lüneburg übersiedelte, folgte ihm in Calenberg 
sein Bruder Johann Friedrich (1665—-1679), ein strenger und 
energischer Herr mit ausgeprägt militärischen Neigungen. Er 
hielt sich ein Heer, wie es seine Vorgänger in dieser Stärke 
kaum in Kriegszeiten gehabt, und wusste seine Macht auch 
in den Händeln der grossen Staaten ins rechte Licht zu stellen. 
Kriegerische Unternehmungen grösseren Umfanges freilich hat 
er nie unternommen. Im Innern führte er ein energisches 
Regiment. Selbstherrlichkeit wurde nicht geduldet, überall bis 
ins kleinste die staatliche Autorität zur Geltung gebracht. 


II. Johann Friedrich war katholisch. Darüber herrschte 
grosse Aufregung im Lande, besonders bei der lutherischen 
Greistlichkeit. Sie, die sich doch bisher so gern von der 
Sonne allerhöchster Huld hatte bescheinen lassen, suchte sich 
jetzt vom Landesherrn unabhängig zu machen. Früher war 
es selbstverständlich gewesen, dass das Konsistorium die wich- 


!) Literatur: v. Heinemann III, 127 f£.; Havemann III, 
234 ff.; Spittler, Geschichte II, 280 ff.; Schlegel, Kirchengeschichte 
III, 247 #.; Adolf Köcher, Johann Friedrich, Herzog zu Braun- 
schweig-Lüneburg. ADB XIV, 177 #. 
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tigsten Sachen nur im Einverständnis mit dem Landesherrn 
erledigte. Rechtsvorschriften darüber hatte es nicht gegeben. 
Und wenn der Landesherr gerade einmal ausser Landes war, 
so hatte man sich doch der Zustimmung einiger einflussreicher 
Räte versichert. Gelegentlich war man auch wohl einmal ganz 
selbständig verfahren. Niemals aber hatte darin eine Spitze 
gegen den Landesherrn gelegen. Dem katholischen Johann 
Friedrich gegenüber wollte man diesen Mangel rechtlicher 
Bindung ausnutzen. Man suchte ihn zu umgehen. Die Folge 
war, dass der Herzog generell vorschrieb, das Konsistorium 
habe ın gewissen Fällen vor der Entscheidung die Zustimmung 
des Landesherrn einzuholen !), in anderen die Angelegenheit 
dem Geheimen Rat zu unterbreiten?). Verschiedenes wurde 
seiner Kompetenz ganz entzogen®?). Auch sonst wurde den 
kirchlichen Unabhängigkeitsbestrebungen entgegengetreten ‘). 
Das Konsistorium büsste damit seine bisherige Unumschränkt- 
heit ein; anderseits aber musste die rechtliche Fixierung 
seiner Zuständigkeit zu einer grösseren Freiheit in der Be- 
handlung der übrigen Angelegenheiten führen. Und so war 
das Konsistorium denn im allgemeinen zu Zeiten Johann 
Friedrichs unabhängiger vom Landesherrn als vorher. 


Ill. Aber der Eifer der Theologen richtete sich nicht nur 
gegen den Liandesherrn selbst, sondern auch gegen seine Be- 


i) Bei Exkommunikation; Besetzung der Pfarren landesherrlichen 
Patronats; suspensio ab offhiecio der Geistlichen wegen strafbarer Hand- 
lungen. Verordnung vom 8. November 1679; abgedruckt bei Schlegel, 
Kirchenrecht I, 493 ff. 

?) Bei der Zeugenvernehmung von Soldaten. Ebenda. 

®) Die höhere Kriminalgerichtsbarkeit gegen Geistliche. Es blieb 
dem Konsistorium lediglich vorbehalten, nach einem summarischen Ver- 
fahren die vorläufige Suspension vom Amte zu verfügen und vor der Voll- 
streckung entehrender Strafen sie „ihres Amts völlige zu entsetzen und 
aller ihrer geistlichen Dignität zu berauben“. Das eigentliche Kriminal- 
verfahren sollte durch den „judicem saecularem competentem“ geschehen. 

‘) So wurden die Bestimmungen über den Huldigungseid der Geist- 
lichen neu eingeschärft. Reskript vom 29. April 1671. Schlegel, Kirchen- 
recht II, 308. 
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amten. Waren sie auch lutherisch, ihre Abhängigkeit vom 
katholischen Herzog liess sie doch der Kirchenfeindlichkeit 
verdächtig erscheinen. Und so erblickte man denn im Staat 
überhaupt nicht so sehr den Schirmer und Schützer der luthe- 
rischen Kirche, als vielmehr ihren Freundschaft heuchelnden 
Feind, aus dessen Umklammerung sich zu befreien, sie als 
ihre Hauptaufgabe betrachten musste. 

IV. Der damit anhebende Streit um die Alleinherrschaft 
auf dem Grenzgebiet zwischen Staat und Kirche, das beide 
bisher in Eintracht nebeneinander regiert hatten, führte zu 
einer reinlichen Scheidung, zu einer Liquidation derjenigen 
Angelegenheiten, deren Zugehörigkeit zu Staat und Kirche 
bisher zweifelhaft gewesen und bei dem freundschaftlichen Ver- 
hältnis beider auch keiner Entscheidung bedurft hatte. Erst 
jetzt, hundert Jahre nach Erlass der Kirchenordnung, trat 
auch in der Praxis eine begriffliche und tatsächliche Schei- 
dung zwischen Staatlich und Kirchlich ein!); und diese Schei- 
dung blieb die Grundlage für das folgende Jahrhundert. 


Spar) 
k) Die Weiterentwickung der Kirchenverfassung. 


I. War die Kirche bisher in ihrem Entgegenkommen gegen 
den Staat so weitherzig wie möglich gewesen, so setzte mit dem 


') Hiermit ist natürlich etwas ganz anderes gemeint als der Gegen- 
satz zwischen Staats- und Kirchengewalt im Sinne der Neuzeit. Zu 
Zeiten des Absolutismus ging das, was wir heute so bezeichnen, beides 
in dem allumfassenden Staatsbegriff auf. Die Trennung von Staatlich 
und Kirchlich bedeutete nichts als eine Scheidung der Ressorts. Kor- 
rekterweise müsste man also sagen, dass in der einheitlich bleibenden 
Staatsgewalt das Nur-Staatliche sich sonderte von dem Staatlichen, das 
auf die Kirche Bezug hatte. Heute dagegen bedeutet der mit den gleichen 
Worten gekennzeichnete Gegensatz zwei Dinge, denen der gemeinsame 
Oberbegriff fehlt. Die Schwierigkeit liegt eben in der verschiedenen 
Bedeutung des Wortes Staatsgewalt. 

?) Literatur: Uhlhorn, Kirchengeschichte, 103 f.; Schlegel, 
Kirchengeschichte III, 253 ff. ; 
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unvorhergesehenen Regierungsantritt des katholischen Johann 
Friedrich plötzlich eine rückläufige Bewegung ein. Niemandem 
gegenüber war das Konsistorium eifersüchtiger auf Wahrung 
seiner Rechte bedacht als gegenüber den weltlichen Staats- 
behörden. Und da die Zentrale in dieser Hinsicht sich neutral 
verhielt, war es in erster Linie der Amtmann, gegen den man 
sich wandte. Man grub die alte Kirchenordnung von 1569 
wieder aus, deren Bestimmungen doch in diesem Punkte, so- 
weit sie überhaupt geltendes Recht gewesen waren, gerade in 
den letzten Jahrzehnten so oft mit Billigung des Konsistoriums 
zu Gunsten der weltlichen Beamten überschritten worden waren !). 
Man steifte sich auf den Buchstaben und ward nicht müde, 
den Amtleuten generell und auch mit Rücksicht auf einzelne 
Fälle die Bestimmungen der Kirchenordnung wieder einzu- 
schärfen. 


II. Die Folge waren Konflikte der mannigfachsten Art. 
Wohl konnte das Konsistorium direkt den Amtleuten ihre 
angeblichen Eigenmächtigkeiten untersagen. Aber es fehlte ihm 
an Zwangsmitteln, seine Verfügungen durchzusetzen, und von 
anderer Seite, insbesondere vom Landesherrn, wurden sie ihm 
nicht zur Verfügung gestellt. So kam es denn oft auf einen 
Wettstreit in Zähigkeit und Ausdauer an?), und man würde 


!) Diese Wandlung lässt sich in manchen Fällen bis ins einzelne 
verfolgen. Als Herzog Georg in seinem Edikt vom 10. Juni 1640 
(CCC p.Ic. I No. XI, 438 f.) anordnete, dass alle rückfälligen 
Ehebrecher dem Konsistorium zur Verhängung der Kirchenbusse an- 
gezeigt werden sollten, richtete er dies Edikt nur an die Beamten. 
Als diese Anzeigepflicht in dem Ausschreiben vom 14. Juni 1677 (l. c. 
No. XIV, 439) neu eingeschärft wurde, sandte man das Ausschreiben 
ausschliesslich an die Superintendenten. Die Amtleute wurden in diesem 
Schreiben ebensowenig erwähnt, wie seiner Zeit die Superintendenten 
in dem Edikt. 


?) Das zeigen die immer erneuten Verfügungen des Konsistoriums 
an die Amtleute in Calenberg, sich des einseitigen Prozedierens in 
Sachen des clerus minor zu enthalten und, wie das einem seit langem 
geübten Brauch entsprach, die Vergehen der Geistlichen in Wroge- 
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fehlgehen, wollte man annehmen, das Konsistorium sei dabei 
stets oder meistens der obsiegende Teil gewesen. 


Ill. Der Streit sollte bald zu einem eigenartigen Kom- 
promiss führen. Dort, wo das Konsistorium sah, dass es end- 
gültig nicht würde durchdringen können, hielt es wenigstens 
äusserlich dadurch seine Ansprüche aufrecht, dass es eine 
Tätigkeit des Amtmanns nomine consistorii anerkannte), da- 
bei freilich überall eine Mitwirkung seines Hilfsorgans, des 
Superintendenten, verlangend. Natürlich nicht, als ob der 
Amtmann sich expressis verbis mit dem Konsistorium ver- 
glichen hätte. Er übte seine Kompetenzen wie ehedem. Nur 
das Konsistorium hob bei jeder Gelegenheit hervor, dass er 
nicht kraft seines weltlichen Amtes, sondern nur nomine con- 
sistorii, also in so fern als kirchlicher Beamter handle ?). 


sachen nicht ohne Vorwissen des Konsistoriums zu erledigen. Das Kon- 
sistorial-Kundebuch (I, 44 ff.) enthält aus dem Jahrzehnt 1670--1680 
eine sehr grosse Anzahl solcher oft fast wörtlich übereinstimmender 
Reskripte. 

!) Wie auch gelegentlich die Superintendenten auf ganz die näm- 
liche Art und Weise in vollständige Abhängigkeit vom Konsistorium 
gebracht werden sollten, zeigt folgender Erlass des Konsistoriums an 
den Superintendenten zu Münder (d. d. Hannover, 31. Januar 1667; 
Konsistorial-Kundebuch I, 421 ff.): „Wiewohl nun in dem Gandersheimer 
Landtagsabschied de anno 1651 (1601?) enthalten, dass die custodes vom 
Special-Superintendenten jedes Orts ... examiniert, auch ihre testimonia 
vitae angenommen und darauf nach Befindung vermöge fürstl. Kirchen- 
ordnung gelehret (?) werden soll, So haben sich dennoch die Super- 
intendentes in der Bestellung der Schulmeister und Lehrmeisterinnen (?) 
ohne ausdrückliche Einwilligung des Fürstl. Consistorii eigentlich nichts 
anzumassen, damit aber ..., So können wir geschehen lassen, dass Ihr 
kraft dieser Euch hiermit erteilenden Commission selbe Lehrmeisterin (?) 
für Euch bescheidet, gebührlich examiniert und, wann sie geschickt be- 
funden, Ihr dieselbe, jedoch bloss vermöge hieraus auftragenden Com- 
mission, im Namen des Fürstl. Consistorii confirmiert und bestätiget.” — 
Hier wird also dem Superintendenten die Kommission in bewusster Er- 
weiterung des bestehenden Rechts aufgenötigt. 

?) Hiermit scheint in Widerspruch zu stehen ein Erlass des Konsi- 
storiums vom 24. November 1681, abgedruckt bei Schlegel, Kirchen- 
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Dem Amtmann mochte dies gleichgültig erscheinen, so lange 
seine Kreise nicht gestört wurden; und er scheint gegen die 


recht II, 483 f. Da dieser Erlass so ziemlich überall in der Literatur 
als Hauptstütze der Theorie von der Entwicklung der Kirchenkommission 
aus der Hilfeleistung des brachium saeculare angeführt wird, gebe ich 
ihn hier in extenso wieder. Er stammt aus dem zweiten Regierungs- 
jahre des Herzogs, spätern Kurfürsten, Ernst August (1679—1698); man 
kann also wohl annehmen, dass im Konsistorium noch die Tendenzen 
nachwirkten, die unter seinem Vorgänger, dem katholischen Herzog 
Johann Friedrich, massgebend gewesen waren. Eine Adresse ist nicht 
angegeben; der Inhalt zeigt aber, dass der Erlass an den Beamten und 
weltlichen Kirchenkommissar zu Münder gerichtet war. Er lautet: 

„Unsern pp. Beiverwahrt ersehet Ihr, was der Superintendent zu 
Münder Ehr Johann Redecker sich über Euch beschwerend anhero gelangen 
lassen und gesucht. Wenn nun die Superintendenten ex perpetua commis- 
sione Consistorii bei denen Visitationibus und andern Fürstl. Commissionen 
Revermi Sermi jura episcopalia repräsentieren, die Beamten aber haupt- 
sächlich der Execution halber dazu gezogen werden, und allerseits her- 
gebracht, dass jene in Fürstl. Commissionen den Beamten, Drosten und 
Gerichtsinhabern vorgesetzt werden, und dann folglich durante hoc actu 
den Vorsitz, und was dem anhängig, unstreitig haben; So begehren an- 
statt vorhöchst gemeldet, ihr wollet euch bei so gestalten längst aus- 
gemachten Dingen begreifen.“ 


Hannover, 24. November 1631. 
E.0.:.B.1L>:0/ BER 


Man sieht, es handelt sich nicht um einen allgemeinen Erlass, sondern 
nur um die Entscheidung eines einzelnen Falles. Der weltliche Kommissar 
zu Münder hatte dem Geistlichen den Vorrang streitig gemacht, und 
dieser verlangte eine Entscheidung darüber. Sie konnte nicht zweifelhaft 
sein. Wenn auch eine ausdrückliche Bestimmung darüber niemals er- 
gangen war, so war doch der Vorrang des Superintendenten bisher 
niemals bestritten; und gerade das Konsistorium hatte am allerwenigsten 
Veranlassung, diesen Brauch abzuschaffen. Der Superintendent musste 
also Recht bekommen; aber aus welchen Gründen? Man überdenke die 
Rechtslage, wie sie nach dem Text sein musste, und man wird zu dem 
Ergebnis kommen, dass triftige Gründe für eine generelle Bevorzugung 
des Superintendenten nicht vorhanden waren. Man wird also in der 
Kirchenordnung nachgeschlagen und dort gefunden haben, dass „die Be- 
amten hauptsächlich der Exekution halber dazu gezogen“ wurden. Ausser- 
dem berief man sich auf das Herkommen. — Eine andere Begründung 
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Veränderung des weltlichen Gesichtspunktes, deren Tragweite 
ihm vielleicht nicht einmal zum Verständnis kam, keinerlei 
Widerspruch erhoben zu haben. Aber das Konsistorium legte 


war unmöglich, mochte man über die Entstehung der Kirchenkommission 
denken, wie man wollte. So zeigt sich denn, dass dieser viel angeführte 
Erlass eine Bedeutung für die Geschichte des Kirchenkommissariats über- 
haupt nicht hat; er spricht weder für noch gegen die Ausführungen des 
Textes — wenigstens in so weit. Es ist aber noch ein anderer Punkt daran 
bemerkenswert, der in der Literatur nicht hervorgehoben ist: die Zuständig- 
keit des Konsistoriums. Hätte der Amtmann wirklich nur die Exekution 
gehabt, so hätte er eben nur als Amtmann gehandelt und über seinen 
Rang als solcher hatte die fürstliche Kammer oder der Geheime Rat zu 
bestimmen, nicht aber einseitig das Konsistorium. War es einerseits auch 
nur natürlich, dass der Superintendent sich an das Konsistorium als seine 
vorgesetzte Behörde wandte, so hätte dieses doch die Sache entweder 
an den Geheimen Rat weitergeben oder mit, der fürstlichen Kammer 
darüber sich ins Benehmen setzen müssen. Beides unterblieb, weil der 
Amtmann eben de facto nicht nur „hauptsächlich der Exekution halber 
dazu gezogen“ wurde, sondern weil er Mitvisitator, weltlicher Kirchen- 
kommissar, geworden war, und als solcher ebenso wie der Superintendent 
dem Konsistorium unterstand. — Man mag vielleicht hiergegen einwenden, 
dass damals die Zuständigkeitsverhältnisse noch nicht so scharf ausge- 
bildet waren wie heute, auch, dass das Konsistorium damals nicht eine 
rein kirchliche Behörde war, sondern infolge der Unterordnung unter den 
(Geheimen Rat auch zu den Staatsbehörden zählte. Das eine aber steht 
trotzdem fest, dass jener Erlass von 1681 eher für als gegen die Aus- 
führungen des Textes spricht und demnach ungeeignet ist, der gegen- 
teiligen Auffassung verschiedener Schriftsteller als Stütze zu dienen. — 

Die Lüneburger Praxis bietet hierzu eine Parallele in den Bestim- 
mungen des Dannenbergischen Landtagsabschiedes von 1682 (Cellische 
Gerichtsordnungen 517 ff.), wo es sub VII heisst: „Der geistlichen Juris- 
diktion, und was sonsten zum Jüre Episcopali gehöret, sollen sich Unsere 
von Adel und Gerichts-Junker, wie billig, enthalten und sich deren nicht 
anmassen. Wir wollen gleichwohl, soviel insonderheit die Introduktion 
der Pfarrer und Visitation der Kirchen und Schulen betrifft, und soviel 
die dabei Unseren Superintendenten zu adjungierenden weltlichen Personen 
betrifft, sonderlich auf die Gerichts-Junker des Orts, an welchem die 
Introduktion und Visitation geschieht, gnädigste Reflection nehmen und 
dergleichen durch Unser Fürstliches Consistorium beobachten lassen“. — 
Also: Die Landesherrschaft nimmt den Gerichts-Junkern ihre Befugnisse, 
verspricht aber, sie ihnen in Gestalt von Kommissionen zurückzugeben. 
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grosses Gewicht darauf, abgesehen von dem angegebenen Grunde 
auch deshalb, weil es auf diese Weise möglich schien, die un- 
bedingte Abhängigkeit der weltlichen Beamten von der katholi- 
schen Landesherrschaft zu lockern. Durch ihren Eintritt in 
das Kirchenregiment wurden sie eben in so weit dem Einfluss 
des Konsistoriums unterworfen. 


IV. Der erste Schritt auf dem Wege zur Kirchenkom- 
mission war die Verwandlung des Nebeneinanderwirkens von 
Amtmann und Superintendent in ein Zusammenwirken gewesen. 
Jetzt war der zweite Schritt getan: das Hinüberziehen des 
weltlichen Beamten in die kirchliche Hierarchie, die Ver- 
wandlung des Amtmanns in einen commissarius consistorüi 
und damit auch die theoretische, rechtliche Gleichstellung von 
Superintendent und Amtmann!). 


!) Das zeigt die Denkschrift des Hannoverschen Konsistoriums an 
den Kurfürsten vom 20. Mai 1706 (abgedruckt bei Schlegel, Kirchen- 
geschichte III, Beilage XIII, 673 ff... Es war damals der Anfall des 
Fürstentums Lüneburg an Calenberg erfolgt, und man erwog, ob man 
das Cellische Konsistorium mit dem in Hannover vereinigen solle. Die 
Lüneburger Landschaft hatte dagegen natürlich protestiert und insbe- 
sondere darauf hingewiesen, dass es den Untertanen zu schwer fallen 
würde, den Vorladungen vor das Konsistorium in Hannover Folge zu 
leisten, da der weite Weg ihnen viel Mühe, Zeit und Kosten machen 
werde. Eventuell hatten die Lüneburger vorgeschlagen, das Cellische 
Konsistorium mit beschränkter Zuständigkeit bestehen zu lassen. Es 
wären dann die „mere Episcopalia“ nach Hannover gekommen, während 
man die Matrimonial- und „übrigen ordinäre Konsistorial-Sachen“ in 
Celle gelassen hätte (Schlegel, Kirchengeschichte III, 216 £.) Ueber 
diese Vorschläge forderte der Kurfürst ein Gutachten seines hannoverschen 
Konsistoriums ein, das unterm 20. Mai 1706 erging. Es kam zu dem Schluss, 
dass eine gänzliche Verlegung des Konsistoriums nach Hannover den 
Lüneburger Untertanen nicht beschwerlich fallen könne, da man in Calen- 
berg seit langem in den Kirchenkommissarien ein Organ habe, welches 
die auswärtigen Termine wahrnehme. Es heisst dort unter anderem: 
„Wahr ists, dass unter denselben (sc. Pastoren und Eingepfarrten) zum 
öftern lites exigui momenti oder Kleinigkeiten sich ereignen. Es werden 
aber solche allhier im Lande (sc. Calenberg) grössern Teils von jeden 
Orts Superintendenten und Amtleuten als perpetuis consistorii commis- 
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Das Grundprinzip des Kirchenkommissariats war damit 
ins Leben getreten. Der folgenden Periode blieb es über- 
lassen, daraus unsere heutige Kirchenkommission zu bilden. 


Anhang. 


$ 23. 
Kritik. 


I. Um eine fortlaufende und geschlossene Darstellung zu 
ermöglichen, sind bisher die bereits vorhandenen Darstellungen 
der Geschichte der hannoverschen Kirchenkommission !) unbe- 
rücksichtigt geblieben. Und doch würde die vorliegende 
Arbeit unvollständig und ihre Beweisführung nicht schlüssig 
sein, wenn sie sich nicht auch mit ihnen auseinandersetzen 


sariis bei den Visitationibus, oder, wenn in mora periculum, sofort dato 
casu in Güte beigelegt oder entschieden. ... Wie man denn bei uns 
die Habilität eines Superintendenten unter anderem daraus judizieret, 
wenn er den modum agendi, dergleichen Kleinigkeiten sine strepitu et 
figura judicii bald abzutun gründlich verstehet, wir auch einige solcher 
Superintendenten ... haben, aus deren Inspektion oft im ganzen Jahr 
keine dergleichen kleine Controversen ans Consistorium gediehen, unan- 
gesehen von des Superintendenten und Amtmanns deciso männiglich 
dahin zu provozieren frei stehet“. Es folgen dann noch eingehende Dar- 
legungen über die Stellung der Kirchenkommission im Eheprozess, aus 
denen sich gleichfalls ergibt, dass sie inzwischen zu einem Institut mit 
festen Zuständigkeiten geworden war. — Bemerkenswert ist an dem Gut- 
achten noch ein Doppeltes: Gerade aus den zitierten Stellen ergibt sich, 
dass die 30 Jahre, die seit dem Tode Johann Friedrichs verflossen waren, 
die Eifersucht unter den kirchlichen und weltlichen Staatsbehörden 
wieder hatten verschwinden lassen. Das Konsistorium spricht sich an- 
erkennend darüber aus, dass die Superintendenten und Amtleute ihm 
mancherlei Arbeit abnehmen. Ausserdem erkennt man, wie die Stellung 
des geistlichen und die des weltlichen Kommissars einander gleich ge- 
worden sind. Beide entscheiden die lites exigui momenti oder Kleinig- 
keiten gemeinsam und zwar ohne besondere Delegation, als perpetui 
commissarii consistori. Der Name Kirchenkommissar ist indessen zum 
technischen Ausdruck noch nicht geworden. 
') Siehe die oben S. 9 Anm. 1 angeführten Schriften. 
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würde. Es geschieht das zweckmässig an dieser Stelle, weil 
mit Abschluss der letzten Periode das Kirchenkommissariat im 
wesentlichen ausgebildet ist. Nach 1700 ist nur noch der Aus- 
bau im einzelnen erfolgt. Die wesentlichsten Abweichungen 
dieser Abhandlung von den bisherigen Arbeiten beziehen sich 
auf die Entwicklung vor diesem Zeitpunkt. 


II. Ein Hauptirrtum der bisherigen Darstellungen besteht 
in der Gleichsetzung von Kirchenkommissarien und Kirchen- 
visitatoren!). An sich ist diese Gleichsetzung nicht so un- 
richtig?). Tatsächlich wurden in den ersten Jahrzehnten seit 
Ausbildung des Instituts die heutigen Kirchenkommissarien als 
Kirchenvisitatoren bezeiehnet. Diese Bezeichnung aber ist nur 
von einem Teil der in Betracht kommenden Tätigkeit herge- 
nommen). Da das Kommissariat nicht durch einmaligen Akt, 
sondern im Wege der Gewohnheit entstand *), entnahm man — 


1) So besonders Schlegel, Kirchenrecht II, 459 ff. Er nennt 
zwar auch die Introduktion als Amtsobliegenheit der Kirchenkommissarien, 
erwähnt aber nachher bei Darlegung der geschichtlichen Entwicklung 
kein Wort mehr davon, sondern spricht nur von der Visitation. 8. 465 
finden sich sogar die Worte: „Dieses Visitationsgeschäfte oder welt- 
liche Kirchenkommissariat“. — Ebenso Ludowieg 23 und die (unge- 
druckte) Eingabe der Bezirkssynode Göttingen an das Kel. Konsistorium 
zu Hannover (siehe oben S.9 Ann. ]). 


2) Aeusserlich fiel sogar — abgesehen von der Introduktion — der 
bei weitem grösste Teil der Tätigkeit der Kommissarien mit den Visita- 
tionen zusammen. Alles wurde eben auf der Visitation besprochen, und 
wenn irgend möglich auch sogleich erledigt, sogar die Gerichtssachen, 
die zur Zuständigkeit der Kirchenkommissarien gehörten, sofern nicht 
ihre besondere Dringlichkeit eine Erledigung ausser der Zeit erforderlich 
machte. — Vgl. das bereits erwähnte Gutachten des hannoverschen 
Konsistoriums vom 20. Mai 1706 (siehe oben 8. 222 f. Anm. ]). 


®) Siehe unten 8. 241 f. 


*) Das hat auch für die Introduktion zu gelten. Das von vorn- 
herein übliche Immissionsdekret, das die Vornahme der Introduktion 
den Kirchenkommissarien nur für den einzelnen Fall übertrug, konnte 
nicht die Grundlage eines dauernden Instituts bilden; dazu hätte es 
einer Vorschrift bedurft, die generell bestimmt hätte, dass Superintendent 
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gerade wie die darauf anzuwendenden Rechtsgrundsätze dem 
bekannten Rechtsbegriff der Delegation — den Namen dem be- 
reits bestehenden Institut der Kirchenvisitatoren. Aber ebenso- 
wenig wie der herangezogene Rechtsbegriff die rechtliche Grund- 
lage des Instituts deckte, ebensowenig der Name die ihm zukom- 
menden Geschäfte !). Den Visitatoren lag auch die Introduktion 
und in mässigen Grenzen die Jurisdiktion ob. Wer übersieht, 
dass die Kirchenvisitatoren des ausgehenden 17. Jahrhunderts 
mehr zu tun hatten, als nur zu visitieren?), und deshalb auch 
wesentlich verschieden waren von den Visitatoren des 16. und 
beginnenden 17. Jahrhunderts, wo Geschäfte und Bezeichnung 
sich deckten, muss notwendigerweise die Entwicklung des Kir- 
chenkommissariats einseitig mit der Entwicklung der Kirchen- 
visitationen identifizieren. Dass damit aber nur ein — wenn 
auch bedeutender — Teil der Aufgabe gelöst ist, liegt auf der 
Hand. 


und Amtmann (durch das Immissionsdekret) mit der Introduktion zu 
beauftragen seien, wie das in der Praxis überall und zu allen Zeiten 
geschah, abgesehen von einigen wenigen Fällen im Reformationsjahr- 
hundert, wo die Gewohnheit noch nicht fest geworden war. 


!) Dies ist treffend hervorgehoben in dem (ungedruckten) Bericht 
des Konsistoriums vom 10. Januar 1854 (siehe oben $. 9 Anm. |): 
„Es leuchtet ein, dass die gedachte Benennung (sc. Kirchenvisitatoren) 
immerhin zu eng war, und so werden die Gehülfen des Kirchenregiments 
Kirchenkommissarien“. — Unrichtig ist allerdings die Annahme, die 
Unzulänglichkeit der Bezeichnung Kirchenvisitatoren habe die Veranlas- 
sung zur Einführung des Namens Kirchenkommissarien gegeben. — Vgl. 
darüber unten $ 26 des Textes. 


?) Das Gutachten des hannoverschen Konsistoriums vom 20. Mai 
1706 (Schlegel, Kirchengeschichte III, 675) stellt es umgekehrt sogar 
so hin, wie wenn es Aufgabe der Kirchenkommission gewesen wäre, 
dem Konsistorium alle unwichtigen Sachen abzunehmen, ja, nach 
Möglichkeit — auf Grund ihrer Zuständigkeit für das Verfahren der 
Güte — alle streitigen Sachen der Amtsuntertanen in Kirchensachen 
ohne Anrufung des Konsistoriums zu erledigen. Dies ist aber wohl mit 
Rücksicht auf den Zweck des Gutachtens — vgl. oben S. 222 Anm. 1. — 
unbewusst etwas übertrieben. 
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III. Diese Unvollständigkeit, die an sich ja leicht hätte 
behoben werden können, wurde aber eine Quelle der Un- 
richtigkeit. Nur die Kirchenvisitation war von vornherein ein 
Geschäft des Superintendenten allein, dem erst später der Amt- 
mann hinzutrat. Nur hier lag die Annahme nahe, die spä- 
tere Mitberechtigung des Amtmanns sei auf die ihm nach der 
Kirchenordnung obliegende Pflicht zu Schirm und Schutz des 
Superintendenten bei Vornahme seiner Amtsverrichtungen zu- 
rückzuführen. 

So ist denn die Gleichsetzung von Kirchenvisitatoren und 
Kirchenkommissarien der eigentliche Grund dafür, dass die 
Literatur fast einhellig!) in dem heutigen Kirchenkommissariat 
eine Nachwirkung der in der Kirchenordnung festgesetzten 
Verpflichtung der weltlichen Obrigkeit zum Schutz und Schirm 
der Kirche erblickt ?). 


!) Wohl in der Erkenntnis, dass die Frage nach der Entstehung 
der Kirchenkommission noch der Klärung bedürftig sei, begnügen sich 
die meisten Verfasser der Lehr- und Handbücher des Kirchenrechts mit 
einem allgemeinen Hinweis auf den nach ihrer Meinung entscheidenden 
Gesichtspunkt. Es erübrigt sich, solche gelegentlichen Bemerkungen 
hier zusammenzustellen. Welchen Standpunkt diese Abhandlung dazu 
einnimmt, ergeben die Ausführungen des Textes zur Genüge. — Hervor- 
gehoben sei nur diejenige Auffassung, welche dem Text am nächsten 
kommt: Richter-Dove-Kahl (610 Anm. 6) geben an, das weltliche 
Kirchenkommissariat sei das Ergebnis der Mitwirkung von Lokalgewalten 
bei der Erledigung einzelner ephoraler Geschäfte. 

?) Schlegel, Kirchenrecht II, 459 ff., besonders 461; (Unge- 
druckter) Bericht des hannoverschen Konsistoriums vom 10. Januar 1854 
(siehe oben S. 9 Anm. 1), wo es heisst: „Der Standpunkt, welchen die welt- 
liche Obrigkeit in Kirchensachen einnahm, entsprang aus der landesherr- 
lichen Schutz- und Schirmgerechtigkeit bezüglich der Kirche“. — Ferner 
(ungedruckte) Eingabe der Bezirkssynode Göttingen an das Konsistorium 
in Hannover (siehe oben S.9 Anm. 1); Schoen, Kirchenrecht I, 274. 
— Ludowieg 23 fasst seine Darlegungen in den sachlich durchaus 
richtigen Satz zusammen: „Diese beiden Punkte: die Gewährung des 
Schutzes und (die Mitwirkung bei der Abnahme der Kirchenrechnung 
sind der Ausgang der heutigen Kirchenkommissarien gewesen“. Zur 
Begründung aber heisst es unmittelbar vorher: „Nun wurde es schon 
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IV. Immerhin bedurfte es eines weiteren Irrtums, um die 
aktive Teilnahme des Amtmanns an den Visitationen auf die 
Hilfeleistung des bracchium saeculare zurückzuführen. Man 
verkannte, dass die Kirchenvisitation zu Zeiten der Reforma- 
tion, abgesehen von einer allgemeinen Orientierung über Pfarre 
und Gemeinde im Ganzen, nur auf die mere ecclesiastica sich 
bezog !), dass parallel mit der Zuziehung eines zweiten Visitators, 
des Amtmanns, auch eine Erweiterung des Gegenstandes der Visi- 


sehr früh üblich, bei diesen Kirchenvisitationen auch die Abnahme der 
Kirchenrechnungen zu bewirken. Die geistlichen Herren sind bekannt- 
lich im Rechnen immer etwas schwach gewesen, und deshalb wurde auch 
der Amtmann angewiesen, die geistlichen Herren bei der Rechnungsab- 
nahme zu unterstützen.“ Hätte sich Ludowieg diesen Witz versagt, so 
wäre alles richtig gewesen, so aber gewinnt es den Anschein, dass auch 
nach seiner Meinung alles auf die Hülfeleistung des weltlichen Armes 
hinausläuft. — Am schwersten muss es noch ins Gewicht fallen, dass auch 
das Gutachten des hannoverschen Konsistoriums vom 20. Mai 1706 (oben 
S. 222 Anm. 1), das doch diesen Zeiten noch nicht so sehr fern stand, den 
Gesichtspunkt der Hilfeleistung des brachium saeculare in den Mittel- 
punkt stellt, wenn auch nur im Hinblick auf die jurisdiktionellen Be- 
fugnisse der Kirchenkommission. Es heisst dort (Schlegel, Kirchen- 
geschichte III, 674 ff): „Wie denn das Amt eines Superintendenten 
unter anderem mit darin bestehet, dass er... tamquam subordinatus 
consistorii auf dem Lande mit Zuziehen der Beamten oder des Ge- 
richtsherren, in den Städten mit Zuziehen Bürgermeister und Rats tam- 
quam brachii saecularis das Consistorium auf die Mass subleviere ...“ 
Der Zufall will es indessen, dass gerade für die Zuziehung der welt- 
lichen Beamten zur Ausübung der geistlichen Gerichtsbarkeit unterster 
Stufe durch die Zwistigkeiten des Konsistoriums mit den Amtleuten unter 
Johann Friedrich auf das klarste erwiesen ist, dass sie nicht eine Folge 
der Anrufung des weltlichen Arms war, sondern dass sie infolge der 
nachdrücklichen Ansprüche der Amtleute auf alleinige Handhabung dieser 
Jurisdiktion geschah. 

!) Die meisten Schriftsteller sprechen freilich ausdrücklich hiervon 
überhaupt nicht; sie unterstellen ohne weiteres, dass die (Spezial-) 
Visitation der Reformationszeit hinsichtlich ihres Gegenstandes in allen 
Punkten der heutigen Visitation entsprochen habe, wobei denn ausserdem 
(in diesem Zusammenhange) noch unbeachtet bleibt, dass auch diese 
letztere sich auf die Temporalien erst in zweiter Linie bezieht. 
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tation stattfand, in so fern nämlich, als sie seit der aktiven Be- 
teiligung des Amtmanns auch auf die Güter der Kirche Bezug 
hatte. Wohl erwähnen einzelne Schriftsteller, dass die Kirchen- 
rechnungsabnahme zu Zeiten der Reformation ein selbständiger 
Akt war, der erst später mit der Kirchenvisitation vereinigt 
wurde!). Aber sie unterlassen es, daraus die naheliegende 
Folgerung zu ziehen, dass seit dieser Zusammenlegung nun 
auch der bis dahin mit der Kirchenrechnungsabnahme befasste 
Beamte?) das Recht der Mitwirkung an der so erweiterten 
Visitation haben musste). 

V. Da die Kirchenvisitationen in ihrer heutigen Gestalt im 
wesentlichen durch die Reformation geschaffen wurden, und weil 
in dem hauptsächlich bei der Visitation in die Erscheinung 
tretenden Grundsatze der Hilfeleistung des bracchium saeculare 
die eigentliche historische Veranlassung zur Entstehung des 
Kirchenkommissariats gefunden schien, kann es nicht wunder- 
nehmen, dass keiner der erwähnten Schriftsteller die Ent- 
stehung der Kirchenkommission weiter zurück verfolgt als bis 
zur Reformation. Und doch hätte ihnen bei Berücksichtigung 
auch vorreformatorischer Verhältnisse nicht verborgen bleiben 
können, welche umfassende Stellung der Amtmann in katholi- 
scher Zeit gehabt hatte. Es hätte dann auch für sie nahe ge- 
legen, die spätere kirchliche Stellung des Amtmanns als einen 
Rest dieser früheren Allgewalt zu betrachten oder doch wenig- 
stens seine Rechte nach Einführung der Reformation nicht 
als plötzlich aus dem Nichts entstanden, sondern als auf dem 
Boden alten Herkommens erwachsen anzusehen. 

VI. Auch ein Blick auf die Entwicklung in anderen evan- 
gelischen Landeskirchen lässt keinen Zweifel darüber, dass 
man mit dem Prinzip der Hilfeleistung des bracchium saecu- 


) Schlegel, Kirchenrecht, II, 461; Ludowieg 23. 

?) Dass das der Amtmann war, darüber ist die Literatur einig bis 
auf Ludowieg, der sie anscheinend dem Superintendenten zuschreibt. 
Vgl. oben 8. 226 f. Anm. 2. 

®) Siehe oben S. 182 f. Anm. 1. 
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lare allein zur Erklärung der Gemeinschaftlichkeit von Super- 
intendent und Amtmann nicht auskommt. In allen evangeli- 
schen Landeskirchen war die weltliche Obrigkeit zu Schutz 
und Schirm der Kirche verpflichtet; also hätte auch in allen 
Landeskirchen ein Kirchenkommissariat zur Ausbildung ge- 
langen müssen. Tatsächlich ist das aber nicht der Fall. Es 
müssen also noch Umstände vorhanden gewesen sein, welche 
entweder in einzelnen Territorien die Entwicklung besonders 
begünstigten oder aber in den übrigen die Entwicklung 
hemmten. Diese besonderen Umstände würden dann de facto 
den Angelpunkt der Geschichte des Kirchenkommissariats 
bilden. Sie würden — prozessual ausgedrückt — die causa 
proxima sein, gegenüber der das Prinzip der Hilfeleistung des 
bracchium saeculare nur den interesselosen Hintergrund, die 
causa remota, bildete. Solche besonderen Umstände aufzu- 
zeigen, ist aber den Vertretern der hier abgelehnten Ansicht 
nicht gelungen, und deshalb ist für sie die Kardinalfrage: 
„Warum gibt es in Hannover eine Kirchenkommission, nicht 
aber in Altpreussen?“ ein ungelöstes Rätsel. 

Es sei hier nochmals hervorgehoben, dass auch die hier 
vertretene Ansicht den Gesichtspunkt der Hilfe des weltlichen 
Arms nicht etwa für die Erklärung des bestehenden Kirchen- 
kommissariats als absolut wertlos hinstellt; aber sie hält es 
für eine die Tatsachen entstellende Uebertreibung, wenn dieses 
Prinzip als der einzige oder auch nur als der Hauptpfeiler 
der Entwicklung betrachtet wird. 

VI. Von ganz anderen Gesichtspunkten geht eine zweite 
Theorie aus, die in dem Amtmann den Vertreter des Landes- 
herrn bei der Kirchenvisitation und der Introduktion erblickt?). 
In den tatsächlichen Verhältnissen findet diese Theorie über- 
haupt keine Stütze, ebensowenig in den Kirchenordnungen oder 


') Besonders Nobbe, Superintendentenamt (siehe oben S. 129 
Anm. 4); auch Regierungsreskript vom 15. Juni 1776 (Ebhardt, Kirchen- 
gesetze I, 742). 
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sonstigen kirchlichen Gesetzen und Verordnungen. Im Gegen- 
teil! Die Reformation sah in den Superintendenten nicht mehr 
und nicht minder landesherrliche Diener als in den weltlichen 
Beamten auch. Und es wäre deshalb auch theoretisch ein 
Unding gewesen, ihnen einen Vertreter des Landesherrn bei- 
zuordnen. Die ganze Theorie geht von dem neuzeitlichen 
Gegensatz von Staat und Kirche aus!), den es damals nicht 
in diesem Sinne gab. Der damalige Staat umfasste beides ?). 
Eine eingehende Widerlegung bleibt dem dogmatischen Teil 
vorbehalten; denn wer den weltlichen Kirchenkommissar als 
Vertreter staatlicher Interessen gegenüber der Kirche ansieht, 
verkennt den Grundgedanken der Kirchenkommission als einer 
kirchlichen Behörde). 

VIII. Ueber die Entstehung des sächsischen Kirchenkom- 
missariats, der „Kircheninspektion“, ist eine besondere Schrift 
erschienen, die wegen der allgemeinen Gleichheit des Problems 
hier kurzer Erwähnung bedarf *). 

Es würde naturgemäss für die im vorstehenden vorge- 
tragene Ansicht eine wesentliche Unterstützung sein, wenn 
diese Arbeit zu gleichen Ergebnissen gekommen wäre. Das ist 
jedoch nicht der Fall. Der Erklärungsversuch, den diese Ar- 
beit macht, weicht von der Lösung, zu der die vorliegende 
Arbeit gekommen ist, ganz wesentlich ab. Die Kirchen- 
inspektion soll nämlich im wesentlichen darauf zurückzu- 
führen sein, dass Superintendent und Amtmann gelegentlich 


!) „Es ist dies nur eine spätere Idee neuerer Kirchenrechtslehrer 
nach mehr ausgebildetem Systeme des Kirchenrechts“, sagt Schlegel, 
Kirchenrecht II, 464. 

?) Siehe oben 8. 217 Ann. 1. 

®) Der rein kirchliche Charakter der Kirchenkommission ist klar 
hervorgehoben bei Ludowieg 25. 

*) Hans Kuno Zimmermann, Die Entwicklung der Kirchen- 
inspektionen. Beiträge zur sächsischen Kirchengeschichte. Heft 16. 
Leipzig 1903. 120 ff. Daselbst (206 ff.) eingehende Literaturangaben 
zum sächsischen Kirchenrecht, worauf hiermit verwiesen wird. 
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der Vornahme kirchlicher Regierungsgeschäfte sich davon 
überzeugt hätten, dass sie ihrer Vorbildung und ihrer Stellung 
nach sehr geeignet seien, einander zu ergänzen !). Der Super- 
intendent habe sich überzeugt, wie wertvoll ihm die sach- 
verständige Hilfe des Amtmanns sei, und umgekehrt. Da- 
durch sei schliesslich der Superintendent ganz allmählich dahin 
gekommen, dem Amtmann ein Mitbestimmungsrecht einzu- 
räumen?). Als lokaler Sachverständiger sei bei Patronats- 
kirchen der Patron hinzugekommen°). Eine solche Entwicklung 
dürfte so äusserst unwahrscheinlich sein, dass es sich erübrigt, 
im einzelnen auf die erwähnte Arbeit einzugehen. 


!) Auf 8. 147 heisst es: „Der Superintendent als Verwaltungs- 
beamter hat in seinem Können eo ipso eine Lücke. Diese Lücke 
fordert Ergänzung; das ist der Ursprung der Kircheninspektion“. Und 
S. 154: „Aus der Lücke im Können des Superintendenten wächst 
langsam der erste Stamm der späteren Behörde ‚Kircheninspektion‘ 
hervor.“ 


?) 8.148: „Bei dieser tatsächlich vorhandenen und eingestandenen 
Lücke der Superintendenten ist es selbstverständlich, wenn sie in jenen 
ersten Zeiten sich auf eigene Faust, je nach Bedarf des Tages, Er- 
gänzung suchen, ohne erst die Regierung, den Kurfürsten, anzurufen“; 
und ferner: „Als Gehilfen nur geht der Superintendent den Amt- 
mann an. Aber aus der gelegentlichen Hilfe wird bald eine an- 
dauernde Gleichberechtigung.“ 149: „Der Sachverständige erhebt sich 
zum Mitrichter ... Der Amtmann wird bald ein sachverständiger Mit- 
verwalter der Kirchensachen des Superintendenten, beide werden eins.* 
Zimmermann setzt ohne weiteres voraus, dass der Superintendent der 
ursprünglich zuständige Beamte, der erste „Stamm“ der Inspektion ist. 
Hätte er die Richtigkeit dieser Voraussetzung, auf welcher seine ganze 
Abhandlung beruht, zunächst geprüft, so glaube ich, dass er zu wesent- 
lich anderen Ergebnissen gekommen wäre. 


®) 8.135: „Genau so, wie sich der rein theologisch geschulte 
Superintendent für vor allem juristische Verwaltungsfragen an den ihn 
ergänzenden Amtmann wandte, ... ebenso gibt es eine Menge not- 
wendiger Berührungspunkte der täglichen Arbeit zwischen ihm und den 
Patronen der ihm unterstellten Kirchen“ und S. 136: „Patron und Super- 
intendent stehen usus- und naturgemäss in besonderer, vielverheissender 
Wechselbeziehung.“ 
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Soweit man sich an der Hand des publizierten Materials 
ein Urteil bilden kann, dürfte Folgendes zu sagen sein: 

(Genau wie wir nach neueren Forschungen !) zwei Arten von 
Konsistorien zu unterscheiden haben: solche, die als geistliche 
Gerichtshöfe lediglich jurisdiktionelle Zuständigkeiten hatten, 
und solche, die als Zentralbehörden für das gesamte Gebiet 
der kirchlichen Angelegenheiten bestellt wurden, genau so 
wird man auch unter den ihnen unterstellten Superintendenten 
zu unterscheiden haben ?). So lange es keine Konsistorien gab, 
oder so lange die Konsistorien noch in ihrer alten ursprüng- 
lichen Form bestanden, so lange war der Superintendent nichts 
als ein höherer Geistlicher, dessen Zuständigkeit, wie die aller 
evangelischen Geistlichen, nicht über das Gebiet der mere 
ecclesiastica hinausging?). Auch soweit der Superintendent 
Aufsicht zu üben hatte, beschränkte sich diese Aufsicht auf 
die Grenzen, die dem evangelischen Lehramt als solchem 
gezogen waren. 

Dies gilt insbesondere für Sachsen, wo das Super- 
intendentenamt*) vor den Konsistorien eingesetzt wurde, wo 
auch die Konsistorien zunächst nur Gerichtshöfe waren. Hier 
hatte also die Einführung der Superintendenten nur eine 
Verschiebung der Zuständigkeiten bezüglich der mere eccle- 
siastica zur Folge. Verschiedene Geschäfte, welche vorher von 
den Geistlichen erledigt waren, sollten in Zukunft dem Super- 
intendenten vorbehalten werden. Der Superintendent erhielt 


!) Besonders: Karl Müller, Die Anfänge der Konsistorialver- 
fassung im lutherischen Deutschland (siehe oben S. 123 Anm. 8). 

?) Siehe die Ausführungen S. 123 Anm. 8. 

®) Vgl. die Zusammenstellung der einzelnen Kompetenzen bei 
Georg Müller, Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte der sächsi- 
schen Landeskirche. Beiträge zur sächsischen Kirchengeschichte, heraus- 
gegeben im Auftrage der Gesellschaft für sächsische Kirchengeschichte 
von Dibelius und Brieger. Heft 9—10. Leipzig 1894/1895. — I, 96 £. 

*) Der besseren Uebersicht halber soll hier stets von Superinten- 
denten gesprochen werden. Die Form „Superattendenten“ ist zwar in 
den ersten Zeiten häufiger, aber nicht ausschliesslich gebräuchlich. 
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dabei nicht mehr als die Geistlichen gehabt hatten, insbe- 
sondere wurden durch diese Uebertragung Rechte dritter nicht 
geistlicher Personen gar nicht berührt. Die Veränderung trat 
für sie nur in so fern in die Erscheinung, als ihnen in ein- 
zelnen Angelegenheiten, bei denen bisher der Pfarrer mitge- 
wirkt hatte, an dessen Statt jetzt der Superintendent gegen- 
übertrat. Diese lediglich interne personale Aenderung war 
sachlich für sie gleichgültig. Sie behielten ihre Stellung ohne 
Veränderung bei. 

Das galt insbesondere vom Patron und vom Amtmann!). 
Beide hatten zur Zeit, als es kirchliche Behörden neben dem 
Pfarrer überhaupt noch nicht gab, wesentlichen Anteil an der 
Erledigung der causae mixtae der ihnen zugehörigen Pfarren 
genommen ?), insbesondere auf dem Gebiete des kirchlichen Ver- 
mögensrechts. Diese Rechte wurden durch die Einrichtung der 
Superintendenturen ebensowenig berührt wie durch die Einrich- 
tung der Konsistorien (älterer Art). Beide erhoben auf das 
Kirchengut keinerlei Ansprüche, die nicht schon zuvor den ein- 
zelnen Pfarrern zugestanden hätten; darum traten sie nicht an 
die Stelle des Amtmanns, sondern neben den Amtmann °)®). Ihn 


!) Der Unterschied zwischen Schösser und Amtmann mag hier zu- 
nächst unbeachtet bleiben. Siehe darüber unten 8. 235 Anm. 1. 

?) Welch bedeutende Stellung die Amtleute und Schösser de facto 
in der sächsischen Kirche einnahmen, kann man unter anderem daraus 
entnehmen, dass sie das Präsentationsrecht auf alle in ihrem Amt ge- 
legenen Pfarren landesherrlichen Patronats, worunter offenbar diejenigen 
mit freiem landesherrlichen Besetzungsrecht einbegriffen sind, den Konsi- 
storien streitig machten und für sich allein reklamierten, allerdings an- 
scheinend ohne Erfolg. Müller, Verfassungsgeschichte I, 126 £. 

®) Es ist in diesem Zusammenhange bemerkenswert, dass der Ent- 
wurf zur ersten Visitationsinstruktion in Sachsen, die „Artikel, so durch die 
Räte zur Visitation verordnet und andere untertäniglich bedacht 1527“ 
(Sehling, Kirchenordnungen I, 1, 37f. Anm. 1), den Superintendenten 
allein überhaupt nicht nennen, sondern immer nur sprechen vom „ampt“ 
(= Amtman) und Superintendenten, jenen sogar zuerst anführen. 

#) Treffend sagt Wilhelm Haan, Die Episkopal-, Konsistorial- 
und Diözesanverfassung im Königreich Sachsen vor und seit der Ein- 
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aus seiner Stellung in der Kirche überhaupt zu verdrängen, 
darauf erhoben sie keinerlei Anspruch). — Natürlich lässt 
sich die Praxis in allen Einzelheiten nicht diesen einen 
Grundzug auflösen. Aus mannigfachen Gründen. Ebenso- 
wenig wie die Theorie der lutherischen Kirche bis dahin 
eine feste Grenze zwischen Kirchenregiment und weltlicher 
Landeshoheit herausgebildet hatte, ebensowenig bestand in der 
Praxis Gleichmässigkeit hinsichtlich dessen, was der Amtmann 
in der Kirche zu tun hatte, gegenüber dem, was ausschliess- 
lich den kirchlichen Instanzen vorbehalten blieb. Und des 


führung der Reformation. Dresden 1880, 37: „Das Institut und Amt 
der Superintendenten (Superattendenten) trat... an die Stelle der Bi- 
schöfe ... in Unterordnung und im Namen der höheren Behörden, aber 
in Verbindung mit den weltlichen Coinspektionen (Gerichtsämter, Pa- 
tronatsherren, Stadträte)“. — Zustimmend auch die Ausführungen bei 
O. Mejer, Zum Kirchenrechte des Reformationsjahrhunderts. Hanno- 
ver. 1891. Erste Abhandlung: „Anfänge des Wittenberger Konsisto- 
riums“, 10 f.; und desselben, Grundlagen des lutherischen Kirchen- 
regiments. Rostock. 1864. 5 ff. Daselbst auch zahlreiche Beleg- 
stellen. — Vgl. auch Müller, Verfassungsgeschichte I, 94. 

!, In der Konstitution und Artikel des geistlichen Consistorii zu 
Wittenberg von 1542 heisst es s.t.: „Was Sachen über die vorigen in 
der Consistoria und der Commissarien Jurisdiction gehören sollen (Seh- 
ling, Kirchenordnungen I, 1, 204): „Gleichwohl aber, so wollen wir hie- 
mit unsern ampten, Räten und Gerichten in Städten und Dörfern nicht 
benommen, noch sie entladen oder entschuldigt wissen, solche ‚vorbre- 
chung‘, die nach Recht und Gewohnheit auch durch die weltlichen Gerichte 
haben gestraft werden mögen, davon die Hand abzuziehen und von sich 
zu schieben, sondern, damit solche Laster ... mit fleissigem Aufsehen 
zu strafen, nicht weniger denn vorhin beladen haben und in denselben 
den Consistorien und weltlichen Gerichten concurrentem jurisdietionem, 
jedoch jedem Teil zu seiner Prävention gelassen haben ...“ Wie der 
Text zeigt, bezieht sich diese Stelle zwar nur auf die Jurisdiktion. Sie 
gibt aber meiner Auffassung nach ein deutliches Bild davon, wie die 
sächsischen Reformatoren sich das Verhältnis der neuen kirchlichen Be- 
hörden zu den weltlichen Instanzen dachten. Das rein Geistliche blieb 
jenen vorbehalten, im übrigen aber sollten diese fortan von ihren bis- 
herigen Zuständigkeiten auf kirchlichem Gebiete nicht ausgeschlossen 
werden. In diesem Falle liess man die Prävention entscheiden, 
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weiteren war in jenen ersten Zeiten der lutherischen Kirche, 
wo immer noch der Katholizismus die neue Lehre zu ver- 
nichten drohte, ein eigentlicher Gegensatz zwischen den welt- 
lichen und kirchlichen Beamten nicht vorhanden. Beide arbei- 
teten Hand in Hand an der Neueinrichtung der jungen Kirche. 
So war es nicht erforderlich, überall den Rechtsstandpunkt 
herauszukehren. Wenn der Superintendent den Wunsch hatte, 
bei der Abnahme der kirchlichen Rechnungen oder sonst gegen- 
wärtig zu sein, so lag kein Grund vor, ihm das Recht zu dieser 
Teilnahme zu versagen. Und so findet sich denn auch wohl 
eine Teilnahme des Superintendenten bei der Erledigung solcher 
Geschäfte, zu denen der Pfarrer bisher nicht zugezogen war. 

Demnach wirkten in Sachsen Superintendent und Amt- 
mann von vornherein bei verschiedenen Geschäften der Ver- 
mögensverwaltung nebeneinander). Freilich, ob zu dieser 


!) Damit soll natürlich nicht ausgeschlossen werden, dass gerade 
wie der Superintendent immer noch eine Anzahl von Funktionen allein 
wahrnahm, auch der Amtmann gelegentlich kirchliche Angelegenheiten 
allein erledigte. — Vgl. Sächsische Visitations-Artikel von 1533 (Seh- 
ling, Kirchenordnungen I, 1, 189): „Die Kirchväter sollen ihre Rechnung 
jährlich in dem Amt in Gegenwart und Beisein des Schössers tun und 
beschliessen“. Des Superintendenten wird keine Erwähnung getan. 
Vgl. auch Zimmermann 133. 

Zur Aufklärung der sächsischen Entwicklung würde es m. E. von 
wesentlicher Bedeutung sein, zu untersuchen, warum bei Erledigung ver- 
schiedener Gruppen von Fällen der Schösser und nicht der Amtmann 
zugezogen wurde. — Die Stellung des Amtmanns und des Schössers in 
den sächsischen Aemtern kann hier natürlich nicht weiter untersucht 
werden. Aber Zimmermann hätte sich damit befassen müssen. Dass 
der Schösser die Kirchenrechnung einnahm, ergibt schon die oben in der 
letzten Anm. angeführte Stelle. Ueber die Kirchengutsverwaltung be- 
stimmten die General-Artikel von 1557 im Abschnitt „Von den Kirchvätern“ 
(Sehling l.c. IL, 1, 331), dass die Kirchengüter nicht ohne Einwilligung 
der Schösser veräussert werden sollten. — Von der Introduktion hören 
wir in dem Abschnitt „Von den Pfarrherrn insgemein“ (Sächsische General- 
Artikel; l.c. 325), dass der Schösser sich der Einweisung der Pfarrer 
unterfangen habe. (Gleichzeitig eine seltsame Parallele zu der oben 
S. 231 Anm, 2 wiedergegebenen Behauptung Zimmermanns, es habe 
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Zeit schon von einem eigentlichen Zusammenwirken gesprochen 
werden kann, das lasse ich dahingestellt. Es scheint mir wahr- 
scheinlich, dass der Amtmann der Leitende war, während in 
ältester Zeit der Pfarrer, später der Superintendent, nur ein 
Recht der Teilnahme hatte!). Doch, wie dem auch sei, der 
Anfang ist in diesem Nebeneinanderwirken von Amtmann 
und Superintendent zu suchen; und dieses Nebeneinander- 
wirken fand statt von dem Augenblick an, in dem die Super- 
intendenten ihre Wirksamkeit begannen ?). 

Diese Andeutungen dürften genügen, um den Unterschied 
gegen Wolfenbüttel anzudeuten. In Wolfenbüttel trat der Super- 
intendent von vornherein mit dem Anspruch auf, gerade wie 
über ihm das Konsistorium®), alle kirchlichen Angelegen- 


sich der Superintendent auf eigene Faust in dem Amtmann einen Ge- 
hilfen gesucht). Dasselbe bestätigt ein bei Benedictus Carpzov 
(Jurisprudentia Ecclesiastica. Hanoverae 1645, Tit. III, Def. XXXII; I, 37) 
mitgeteiltes Immissionsdekret aus der späteren Praxis (1629). — Umge- 
kehrt stand bei der Ausübung der Jurisdiktion dem Superintendenten 
der Amtmann zur Seite. 

Schon diese Verschiedenheit ist geeignet, Zimmermanns Dar- 
stellung in ihrer Richtigkeit stark zu erschüttern. In welchem der beiden 
suchte und fand der Superintendent denn nun die so notwendige Er- 
gänzung seiner selbst? Und warum wandte er sich beispielsweise bei der 
Introduktion in seiner Hilflosigkeit an den zweiten und nicht an den 
ersten Beamten? Warum? — In Wirklichkeit war dieser zweite Beamte 
mit der Erledigung der finanziellen Angelegenheiten des Amts betraut. 
Er war der zur Wahrnehmung der wirtschaftlichen Interessen des Landes- 
herrn zuständige Lokalbeamte. Deshalb führte er die Aufsicht über die 
landesherrlichen Güter und mit ihnen auch über die kirchlichen. Auch 
diese letzteren fielen in sein Ressort. Der Amtmann hatte mit dem 
dem Kirchengut ebensoviel und ebensowenig zu tun wie mit den (sonstigen) 
finanziellen Rechten des Landesherrn. 

!) Auf dem Gebiete der geistlichen Gerichtsbarkeit beispielsweise 
war das vor Errichtung der Konsistorien ganz allgemein so üblich. 
Müller, Verfassungsgeschichte I, 117. 

?) Eine ähnliche Bemerkung bei Müller l.c. I, 94, 

®) Das Wolfenbüttler Konsistorium war eben nach Württemberger 
Muster von vornherein als Zentralverwaltungsbehörde organisiert, also 
ein Konsistorium neuerer Art. 
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heiten, auch die der Vermögensverwaltung, zu besorgen und 
zwar ausschliesslich, In Wolfenbüttel trat der Superintendent 
von vornherein an Stelle des Amtmanns, wenigstens in thesi, 
in Sachsen zunächst neben ihn. Ob er später, als ein Zentral- 
Verwaltungskonsistorium in Sachsen geschaffen wurde, gleich- 
falls den Anspruch auf Alleinherrschaft erhoben !) und den Amt- 
mann zu verdrängen gesucht hat, das lasse ich dahingestellt. 
Wahrscheinlich war die spätere sächsische Entwicklung der- 
jenigen in Wolfenbüttel ähnlich, zumal die sächsische Kirchen- 
ordnung von 1580 in den hier wichtigen Punkten auf dem- 
selben Grunde ruht wie die Wolfenbüttler Kirchenordnung 
von 1569, nämlich auf der grossen Württemberger Kirchen- 
ordnung von 1559). 


!) Müller, Verfassungsgeschichte I, 137 scheint auf etwas Aehn- 
liches abzuzielen, wenn er erwähnt, dass die gegen Ende des 16. Jahr- 
hunderts in Sachsen neuorganisierte Zentral-Finanzbehörde bestrebt ge- 
wesen sei, die kirchlichen Finanzsachen an sich zu ziehen, und dass diese 
Bestrebungen auf Einschränkung der Kompetenzen des (1580 gegründeten) 
Oberkonsistoriums gelegentlich nicht ohne Erfolg gewesen seien. — Dem- 
nach wäre der Streit um die Aufsicht der Kirchengüter in Sachsen haupt- 
sächlich unter den beiden beteiligten Zentralbehörden zum Austrag ge- 
bracht. Indessen können über alles dieses ohne Kenntnis der Akten nur 
Vermutungen ausgesprochen werden; das aber schien unumgänglich, um 
zu zeigen, in welcher Richtung nach diesseitiger Auffassung die Unter- 
suchungen über die sächsische Kircheninspektion sich hätten bewegen 
müssen. 


2) nicker Stellung 178; Sehling, Kirchenordnungen I, 1, 135. 


Dritte Periode. 


Der Ausbau der Kirchenkommission in ihren 
verfassungsrechtlichen Einzelheiten. 


Vom Regierungsantritt des Herzogs Ernst August von 
Calenberg (1679) bis zur Gegenwart. 


8 24. 
Ueberblick. 


Die vorige Periode hatte das Institut, dessen Entwicklung 
die vorliegende Abhandlung darstellen soll, in seinen Grund- 
zügen festgelegt. Was noch folgt, ist der Ausbau auch in 
den Einzelheiten. Für das 18. Jahrhundert steht dabei das 
Institut selbst noch im Vordergrunde, die Entwicklung ist 
selbständig. Für das 19. Jahrhundert handelt es sich im 
wesentlichen um Reflexe der grossen Umwälzungen, die im 
Anschluss an die Neuordnung aller staatlichen Organisation 
auch für die Kirche von der weittragendsten Bedeutung wurden. 
Die Brennpunkte dieser Entwicklung sind die auch praktisch 
durchgeführte Trennung von Staatsregierung und Kirchen- 
regiment und die Einführung der Selbstverwaltung in die 
Kirche. 


$ 28. 
Geschichtliches. 
I. 1679 folgte in Calenberg auf Johann Friedrich (1665 


bis 1679) sein Bruder Ernst August, (evangelischer) Bischof 
von Osnabrück. 1692 wurde er Kurfürst des Reiches. Seine 
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Haupttätigkeit lag auf dem Gebiete der äusseren Politik, wo 
seiner meisterlichen Geschicklichkeit mancherlei Erfolge be- 
schieden waren. Im Inneren beschränkte er sich auf die An- 
gabe der Richtlinien des Regierungskurses, ohne sich allzusehr 
auf Kleinigkeiten und Einzelheiten einzulassen, was sich ja 
auch für einen Kurfürsten nicht geziemt hätte. Für die niederen 
Instanzen in Staat und Kirche, mit denen sich die vorliegende 
Abhandlung in erster Linie befasst, kam die Person des Landes- 
herrn so gut wie gar nicht mehr in Betracht. Der Geheime 
Rat, die „Regierung“, erledigte diese Angelegenheiten von sich 
aus. Die in den meisten Fällen noch erforderliche kurfürst- 
liche Unterschrift war ebenso eine äussere Form wie das 
mandatum oder mandatum speciale in den Reskripten des Ge- 
heimen Rats. Es ist deshalb für die Folgezeit zum Verständnis 
der Verfassungsgeschichte — wenigstens in den unteren In- 
stanzen — die Kenntnis der Persönlichkeit des Landesherrn 
nicht mehr erforderlich. 

Aber auch die staatliche Verfassungs- und Verwaltungs- 
geschichte bedarf keiner besonderen Skizzierung mehr. Ein 
kurzer Hinweis im Laufe der Darstellung wird genügen. Bietet 
doch die Entwicklung in Hannover in keiner Hinsicht wesent- 
liche Abweichungen von den entsprechenden Verhältnissen der 
anderen deutschen Staaten, abgesehen davon vielleicht, dass 
man in der Modernisierung im allgemeinen einige Jahre oder 
Jahrzehnte hinter den übrigen Staaten zurückblieb. 


II. Nur die allerwichtigsten Daten seien hervorgehoben: 
1705 erfolgte der Anfall Lüneburgs, das fortan mit dem Stamm- 
land ein organisches Ganzes, das Kurfürstentum Hannover, 
bildete. 1714 wurde Georg I. Ludwig König von England. 
Er residierte seitdem in London. Nach dem Regierungs- 
reglement vom 29. August 1714 wurden nur die wichtigeren 
Angelegenheiten der persönlichen Entschliessung des Landes- 
herrn vorbehalten. Im übrigen regierten die Geheimen Räte 
in Hannover. 
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Es folgten die Jahre der Personalunion mit England 
(1714—1837), gekennzeichnet durch ein immer stärkeres Zu- 
rücktreten der hannoverschen Interessen gegenüber denen 
Englands. 

Die Zeit Napoleons war für Hannover eine Zeit mannig- 
facher Wirren und Bedrängnisse, aber auch der Ausgangs- 
punkt einer neuen Entwicklung nach aussen und innen. Im 
Aeusseren gab der reiche Gebietszuwachs, mit dem Hannover 
aus dieser Zeit hervorging, den Anlass zur Annahme der Königs- 
würde. Im Innern wurde die Zeit nach den Befreiungskriegen 
einem langsamen, aber stetigen Ausbau der Verfassung ge- 
widmet. In der Zentralinstanz wurde ein neuzeitlich organi- 
siertes Ministerium geschaffen, für die Mittelinstanz Land- 
drosteien — ähnlich den heutigen preussischen Regierungen — 
eingesetzt, in unterster Instanz die Aemterverfassung neu 
organisiert und reformiert, endlich 1833 durch den letzten 
gemeinsamen König, Wilhelm IV. (1830—1837), dem Lande 
eine konstitutionelle Verfassung gegeben. Aber erst nach 
mannigfachen Verfassungskämpfen führte das Jahr 1848 zum 
endgültigen Siege des Konstitutionalismus. Gleichzeitig wurden 
die letzten Reste einer überlebten Verfassung beseitigt. Justiz 
und Verwaltung wurden getrennt. Die geistliche Ehegerichts- 
barkeit wurde aufgehoben. 

1866 erfolgte die Einverleibung in das Königreich Preussen. 


III. Auf die Kirche konnten diese Umwälzungen nicht 
ohne Nachwirkung bleiben !). Die Einrichtung eines modernen 
Ministeriums nahm den Konsistorien ihre Stellung als geist- 
liche Zentralbehörden auch äusserlich. Tatsächlich waren sie 
schon lange, schon seit dem Anfall Bremen-Verdens, Lauen- 
burgs und Hadelns, wegen ihrer räumlich beschränkten Zu- 
ständigkeit zu Provinzialbehörden geworden. 


') Die aus der Territorialentwicklung sich ergebenden Aende- 
rungen der Konsistorialbezirke sind zusammengestellt bei Lohmann 
II 13%, 
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Die Einführung der Verfassung verschaffte der theoretisch 
schon früher ausgebildeten Unterscheidung von Kirchenhoheit 
und Kirchengewalt auch praktische Anerkennung. Die daraus 
sich ergebenden Konsequenzen wurden für das Staatsoberhaupt 
sofort, für die Konsistorien erst durch die Staats- und Kirchen- 
gesetzgebung des Jahres 1885 gezogen, die ihnen ihre staatlichen 
Funktionen nahm und sie zu rein kirchlichen Behörden machte. 
Im übrigen ist die Trennung kirchlichen und staatlichen Regiments 
äusserlich immer noch nicht vollständig durchgeführt. In der 
Zentralinstanz stehen zwar Landeskonsistorium und Kultus- 
minister nebeneinander; dieser hat jedoch noch nicht alle Funk- 
tionen rein kirchlicher Natur verloren. Er ist Staats- und 
Kirchenbehörde zugleich. 


8 26. 
Allgemeine Entwicklung. 


I. Die Kirchenkommission als Institut der Kirchenver- 
fassung war ins Leben getreten. Es fehlte nur noch an einem 
einheitlichen Namen. Bisher hatte man Superintendent und 
Amtmann wohl nach den gerade in Rede stehenden Amtsver- 
richtungen als Visitatoren, Introduzenten, Kommissarien be- 
zeichnet; aber diese Namen bezeichneten eben nur die Tätigkeit, 
sie waren keine termini technici, sie hatten keine juristische 
Bedeutung. Um die Wende des 17. Jahrhunderts!) begann 


!) In dem (ungedruckten) Bericht des hannoverschen Konsistoriums 
an das dortige Kultusministerium vom 10. Januar 1854 (siehe oben 8. 9 
Anm. ]) wird angegeben, die Bezeichnung Kirchenvisitatoren für die 
(heutigen) Kirchenkommissarien sei in Lüneburg zum ersten Mal ge- 
schehen im Jahre 1693, in Calenberg 1727. Das dürfte nicht zutreffen. 
Für Superintendent und Amtmann als diejenigen, welche die Visitation 
vornahmen, ist die Bezeichnung schon von der Reformation an in Calen- 
berg durchaus gebräuchlich. Aber auch dann, wenn es sich um eine 
andere gemeinsame Tätigkeit handelte, wurde schon im 16. Jahrhundert 
hie und da von Visitatores gesprochen. Die Aufschrift auf den Im- 
missionsdekreten lautete nicht selten: „An die Visitatores der Pfarre . 
oder des Amtes ... „Anlässlich der Verhandlung über ein eingegangenes 
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sich das zu ändern. Nach ihrer wichtigsten Amtsobliegenheit 
bezeichnete man die (heutigen) Kommissarien als Visitatores !), 
und zwar für den ganzen Umfang ihrer Tätigkeit. Die Visi- 
tatores introduzierten und sprachen Recht. 

Diese Benennung war jedoch nach einer doppelten Rich- 
tung hin unzweckmässig: sie war erstlich nur von einem Teil 
der Amtsobliegenheiten hergenommen und in so fern unzu- 
treffend; sie hob aber ausserdem das eigentliche Charakteri- 
stikum des neuen Instituts, die (fingierte) commissio consistorü, 
nicht hervor. Trotzdem würde es wohl bei der bisherigen 
Bezeichnung geblieben sein, wenn nicht ein neuer Umstand 
hinzugekommen wäre, der die commissio wenigstens für den 
weltlichen Visitator zur Wirklichkeit werden liess. 

Schon im 16. und beginnenden 17. Jahrhundert hatten 
den Amtleuten in den grösseren Aemtern die sogenannten 
Amtsschreiber als Gehilfen zur Seite gestanden. Deren Zu- 
ständigkeit war zwar nicht fest begrenzt, insbesondere waren 
Vertretungen nicht ausgeschlossen; aber es sollte doch der 
erste Beamte hauptsächlich die Hoheitssachen bearbeiten, 
während dem Amtsschreiber, im wesentlichen die laufenden 
Verwaltungsgeschäfte zufielen. Gegen Ende des 17. Jahr- 
hunderts wurde diese Doppelbesetzung der Aemter zur Regel, 
ja grössere Aemter erhielten sogar oft noch einen dritten 
Beamten ?). Hierdurch mochte die Einheitlichkeit bei Wahr- 


Zeugenvernehmungsprotokoll heisst es in dem Protokoll des Konsistoriums 
Helmstedt vom 16. Dezember 1580 (Hann. Des. 83, Hann. IV, A.J): „Ist 
vonn den Ampt Visitatorn ufgenommene Inquisition einkommen“. — Zu 
einer ständigen Uebung wurde diese Benennung allerdings erst im An- 
schluss an die monita generalia von 1727 (siehe unten S. 249 f.); darin 
ist dem vorzitierten Bericht Recht zu geben. Immerhin ist es gewagt, 
hier überhaupt mit einzelnen Jahreszahlen zu operieren. 

!) Einmal findet sich sogar für Superintendent und Amtmann die 
gemeinsame Bezeichnung: „Kirchenvisitatorium“. — Calenberger monitum 
generale (vom 26. August 1727) XVI. CCC p.I cap. I No. XVII, 448. 

?) v. Meier II, 325. — Vgl. auch Calenberger Amtsordnung vom 
18. Juni 1674, Art. 2. 
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nehmung der kirchlichen Angelegenheiten gefährdet erscheinen. 
Vielleicht bestanden auch Bedenken dagegen, dass dem Super- 
intendenten nur der zweite oder dritte weltliche Beamte an 
die Seite treten könnte. Jedenfalls benutzte das Konsistorium 
diesen Umstand um die Entscheidung über die Zuweisung des 
Kirchenkommissariats an den einen oder den anderen Beamten 
an sich zu ziehen. Es erteilte fortan einem der Beamten, 
und zwar durchweg dem ersten, eine schriftliche „Kommis- 
sion“. Es ernannte ihn zum Kommissar, zum weltlichen 
Kirchenkommissar. 

Hieran anknüpfend ersetzte man im Laufe des 18. Jahr- 
hunderts!) im Wege der Gewohnheit den Ausdruck „Kirchen- 
visitatores“ (im späteren Sinne) durch „Kirchenkommissarien“ ?). 


!) Wie langsam indessen auch hier die neue Bezeichnung sich in 
der Praxis Geltung verschaffte, zeigt die Tatsache, dass Willich in 
seinem umfassenden Kompendium der Calenberger und Lüneburger Landes- 
gesetze und Verordnungen, herausgegeben im Jahre 1780, unter seinen 
alphabetisch geordneten Artikeln keinen mit der Ueberschrift „Kirchen- 
kommission“ oder „Kirchenkommissarien“ aufgenommen hat, trotzdem 
das Werk im übrigen sehr eingehend spezialisiert ist. 

?) Die einzige Aeusserung der einschlägigen Literatur über die Ent- 
stehung der Bezeichnung „Kirchenkommissarien“, „Kirchenkommission“ 
findet sich bei Schlegel, Kirchenrecht II, 465, und zwar im Sinne des 
Textes. Die übrigen Schriftsteller unterstellen, ohne das allerdings be- 
sonders hervorzuheben, dass der Auftrag, die Delegation, von Seiten des 
Konsistoriums, welche doch nach ihrer Meinung die historische und recht- 
liche Grundlage des ganzen Instituts bildete, ihm auch den Namen ge- 
geben habe. 

In dem oben S. 9 Anm. 1 angeführten Bericht vom 10. Januar 
1854 wird angegeben, dass die Bezeichnung der Kirchenvisitatoren als 
Kirchenkommissarien sich zum ersten Male in dem Ausschreiben des 
Konsistoriums Hannover vom 30. Mai 1748 finde. — Die früheste Er- 
wähnung, welche mir vorgekommen ist, enthalten die „ritterschaftlichen 
Erinnerungen zu dem unterm 29. Mai 1731 vorgelegten Verordnungs- 


entwurf über die Baulast der geistlichen Gebäude ...“ (v. Lenthe, 
Kirchenrechtliche Mitteilungen I, 16). Dort heisst es: „Ein solcher Bau 
müsste ... von denen Superintendenten und Beamten desselbigen Orts, 


welche als commissarii den Kirchenvisitationes mit beiwohnen, untersucht 
werden“. Immerhin gibt diese Stelle aus mehr aus einem Grunde Anlass 
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Es fand diese Bezeichnung um so leichter Eingang, als man 
schon seit langem vom Superintendenten — freilich aus anderen 
Gründen — als einem commissario perpetuo consistorii ge- 
sprochen hatte!), und ausserdem dieser neue Name der theo- 
retischen Auffassung des Instituts als eines Auftragsverhält- 
nisses zu entsprechen schien. 

Tatsächlich war das allerdings nicht der Fall. Das welt- 
liche Kirchenkommissariat war aus dem (weltlichen) Amt her- 
vorgegangen und, wenn auch die Fiktion einer Delegation 
seiner Befugnisse von seiten des Konsistoriums es theoretisch 
davon loszulösen schien, so stand doch die Tatsache, dass der 
Inhaber des Amtes zugleich Kirchenkommissar sein musste, 
unabänderlich fest, und die neuerdings übliche schriftliche 
Kommission legte dem Inhaber des Amtes keinerlei Befugnisse 
bei, die er nicht auch ohnedies gehabt hätte. Sie traf nur 
die Auswahl und bestimmte, welcher von den weltlichen Be- 
amten die dem Amte an sich schon zukommenden kirchen- 
kommissarischen Befugnisse in concreto ausüben sollte. 


zu Zweifeln. — Siehe auch: „Monitorium vom 31. August 1736 (CCC 
p. 1c. I No. CXXXIII, 923): „Widrigenfalls ... (habtihr) ... gewärtig 
zu sein, dass man die Exequierung der SchulOrdnung in eurem Gericht 
den Kirchen-Visitatoribus per specialem commissionem aufgeben werde“. 
Auch hier ist nicht klar, ob nicht vielleicht die specialis commissio der 
generellen entgegengestellt werden soll. Nur ganz beiläufig, aber doch 
völlig gleichbedeutend mit „Kirchenvisitatoren“ findet sich die Benennung 
„Kommissarien“ in der Verordnung vom 6. April 1734 (für Lüneburg); 
Ebhardt, Kirchengesetze I, 759f. Von dieser Zeit an wird dann die 


Bezeichnung „Kirchenkommissarien* häufiger und bald ausschliesslich 
üblich. 


!) In dem Ausschreiben des Konsistoriums Hannover vom 15. Mai 
1679 (im — ungedruckten — Konsistorial-Kundebuch I, 415 £.), gerichtet 
an den Pastoren zu Seelze heisst es: „... so hätten Wir um desto 
weniger gehoffet, dass Ihr ein solches zu Ihr Fürstl. Durchl. U. gn. H. 
hohen Juribus Episcopalibus gehöriges, und Ewern Superintendenten, als 
in diesen und dergleichen Verrichtungen perpetuo Consistorii Commissario 
zustehendes werck thadeln ...“ Und oft so. Siehe auch den Wortlaut 
des Konsistorialerlasses vom 24. November 1681 oben $.219f. Anm. 2. 
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II. Diese Neuerung auf dem Gebiete der Form mehr 
als auf dem des materiellen Rechts war das einzige, was im 
18. Jahrhundert hinsichtlich der Kirchenkommission im allge- 
meinen geändert wurde. Wohl erging eine ganze Anzahl von 
Gesetzen und Verordnungen, die auch die Kirchenkommission 
berührten, aber es handelt sich um Einzelheiten, die im näch- 
sten Paragraphen ihre Stelle finden. Die Grundzüge blieben 
dieselben. 


III. Die napoleonische Zeit brachte die weittragendsten 
Veränderungen auf allen Gebieten; aber die Restauration liess 
alles Alte zu neuem Leben erstehen. So bedarf es auch für 
die Geschichte der Kirchenkommission einer näheren Betrach- 
tung dieser Epoche nicht. 


IV. Die Wandlungen, die das 19. Jahrhundert für die 
Kirchenkommission mit sich brachte, gingen von der Organi- 
sation der staatlichen Gewalt aus. Die hannoverschen Amts- 
ordnungen von 1823, 1852 und 1859 regelten die Aemterver- 
fassung neu, und es entsprach nur der Rechtslage, wenn unter 
den Zuständigkeiten der Aemter auch die kirchenkommissari- 
schen Geschäfte mit aufgezählt und für deren Wahrnehmung 
Bestimmungen getroffen wurden. Hieran knüpften sich mannig- 
fache Erörterungen, von kirchlicher Seite oft nicht ohne Leiden- 
schaft geführt. Sie bieten nur geringes juristisches Interesse, 
und es wäre deshalb hier überhaupt nicht darauf einzugehen, 
wenn sich in ihnen nicht zugleich die notwendige Folge der 
voraufgegangenen Entwicklung zeigte. 

Ihrer Entstehung nach waren die Obliegenheiten der welt- 
lichen Kirchenkommissarien nichts anderes als Geschäfte des 
Amtes, rechtlich in nichts von den übrigen Amtsgeschäften unter- 
schieden. Dem entsprach die Gesetzgebung von 1823 und 1852. 
Der Auffassung der massgebenden kirchlichen Instanzen nach 
aber war das weltliche Kirchenkommissariat ein von der Kirche 
freiwillig erteilter Auftrag, und daher — wenn man den Ge- 
danken bis zum letzten Ende durchführt — lediglich persönlicher 
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Natur. Nach dieser Auffassung konnte die Geschäftsordnung 
der Aemter für die Wahrnehmung des weltlichen Kirchen- 
kommissariats keine Gültigkeit haben. Hätten also die Amts- 
ordnungen auf diesem Gebiete überhaupt etwas zu bestimmen 
vermocht, so hätte es nur das sein können, dass quoad personalia 
und quoad realia die Anordnung des Konsistoriums entscheide. 
— Ganz so verlief denn auch die Diskussion der Sache, wobei 
jeder Teil natürlich seine Meinung in der sorgfältigsten Weise 
geschichtlich begründete. Die Wahrheit lag, wie so oft, in 
der Mitte. Auf Einzelheiten soll hier nicht eingegangen werden. 
Das Ergebnis war $ 3 der Revidierten Amtsordnung vom 
10. Mai 1859, welcher lautete: „Die Aemter haben die Mit- 
wirkung in Kirchen- und Schulsachen, welche früher von den 
Beamten als weltlichen Kirchenkommissarien wahrzunehmen 
war, vorbehaltlich der Befugnisse Unserer Konsistorien, einen 
anderen Beamten zu beauftragen (vgl. $ 45)“, und in diesem 
$ 45 war dann wieder das Erfordernis der Einwilligung seitens 
der staatlichen Oberbehörden zu dieser Uebertragung statuiert. 
— Wie man sieht, ein Kompromiss. 

Eine zweite Schwierigkeit brachte die im Anschluss an 
die Einführung der Verfassung in die Praxis eindringende 
Unterscheidung von Kirchenhoheit und Kirchengewalt, von 
Staatskirchenrecht und Kirchenrecht. Die Anschauung kirch- 
licher Kreise ging dahin, dass man im weltlichen Kirchen- 
kommissariat eine kirchliche Funktion zu sehen habe, und dass 
es daher eine Grenzüberschreitung des Staates zum Nachteil 
der Kirche sei, wenn ein staatliches Gesetz, wie die Amts- 
ordnung, nähere Bestimmungen über dessen Wahrnehmung 
treffe. Auch dieses war zum Teil begründet, nämlich in so 
fern, als nach moderner Auffassung darüber ein Zweifel nicht 
wohl möglich ist, dass das kirchliche Vermögensrecht zu den 
kirchlichen Angelegenheiten gehört, und dass daher die Ver- 
waltung der kirchlichen Güter oder doch die Aufsicht darüber 
(auch) eine kirchliche Funktion ist. Indessen enthält die Kirchen- 
hoheit gleichfalls Aufsichtsrechte, wie über alle kirchlichen 
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Angelegenheiten, so auch über das Kirchengut. In so fern 
handelt es sich um eine staatliche Funktion. Es fragt sich 
also, ob diejenige Aufsicht über das Kirchengut, welche Ob- 
liegenheit der Kirchenkommission ist, staatliche oder kirchliche 
Aufsicht sei. Ebenso gewiss, wie sie heute nur das letztere 
ist, war sie damals beides zugleich. Die Trennung von Kirchen- 
hoheit und Kirchengewalt war eben nur in der obersten Instanz 
(König und Landesbischof) durchgeführt; im übrigen waren 
diese neuzeitlichen Ideen noch nicht in die Praxis eingedrungen. 
Wie die Konsistorien und das Kultusministerium, ebenso war 
auch die Kirchenkommission staatliche und kirchliche Instanz 
zugleich. Es war also wohl die Staatsgesetzgebung zuständig 
für die Regelung des weltlichen Kirchenkommissariats; aber 
ebenso auch die Kirchengesetzgebung. So, wie die Dinge sich 
gestaltet hatten, war eine vollkommene Lösung der Zuständig- 
keitsfrage eine Unmöglichkeit }). 

Stellt man sich nun vor, dass alle diese Erwägungen, ob 
das Kirchenkommissariat dem Amt oder dem Beamten zu- 
komme, ob es staatlichen oder kirchlichen, geistlichen oder welt- 
lichen Charakter trage, ob es eine Funktion der Kirchengewalt 
sei oder der Kirchenhoheit, mit einander vermengt wurden, und 
dass es hauptsächlich Theologen waren, die diese scharfen juristi- 
schen Begriffe zum Werkzeug ihrer Deduktionen nahmen, dann 
bekommt man eine annähernde Vorstellung davon, mit welch reich- 
licher Nebelbildung dieser Sturm im Glase Wasser verbunden war. 

So viel steht fest, dass die Amtsordnungen an dem Kirchen- 
kommissariat selbst materiell nichts geändert haben ?). 


!) Es bestanden sogar Zweifel, ob das Kirchenkommissariat nicht 
vollständig im Amt aufgegangen, also überhaupt als erledigt anzusehen 
sei. Dem traten jedoch entgegen die Ausschreiben des Konsistoriums 
Hannover vom 30. September 1852 (siehe nächste Anm.) und Stade vom 
9. Oktober 1852 (Rechtern 69 f.). Vgl. auch Ausschreiben vom 2. Mai 
1854 (Hannover; Ebhardt, Kirchengesetze. Erste Folge. I, 40); vom 
12. Juni 1854 (Stade; Rechtern 45f.); vom 6. April 1854 (Aurich; 
Dilriehessl, 311 F.). 

2) Treffend heisst es in dem Konsistorialausschreiben d. d. Han- 
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Das Weitere ist dem dogmatischen Teil vorzubehalten, ins- 
besondere die Wirkung der Gesetzgebung des Jahres 1885, 
die auch in Hannover die Trennung der staatlichen und kirch- 
lichen Funktionen bis auf wenige Reste durchführte. 


V. Der Geschäftskreis der Kirchenkommission wurde neu 
geregelt ') durch die Bekanntmachungen des Kultusministeriums 
für den Bezirk des Konsistoriums Hannover vom 22. Oktober 
1864?) und für den Bezirk des Konsistoriums Aurich vom 
18. November 1864?) *). Abgesehen von dem nunmehr einheit- 
lichen Geltungsgebiete stimmte mit diesen Bekanntmachungen 
im wesentlichen überein das Regulativ vom 29. September 1888 
betreffend die Zuständigkeit der Kirchenkommissarien in der 
evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Hannover, das noch 
heute die Grundlage der Kirchenkommission bildet. Formell da- 
gegen bietet es in so fern eine Neuerung, als es nicht, wie jene, 
vom Kultusminister allein, sondern von ihm in Gemeinschaft 
mit dem Minister des Innern erlassen wurde. Ueber die Gründe 
dieser Aenderung und deren Berechtigung bleibt das Nähere 
im dogmatischen Teil auszuführen. Hier genüge die Feststellung, 
dass seither alle wichtigeren, die Kirchenkommission be- 
treffenden Anordnungen von den beiden Ministern des Kultus 
und des Innern gemeinsam erlassen wurden. 


nover, 30. September 1852 (Ebhardt, Kirchengesetze. Erste Folge. 35 ff.): 
„das weltliche Kirchenkommissariat bleibt in seinem Wesen ungeändert 
bestehen, namentlich was den Umfang der Geschäfte und das Verhältnis 
des weltlichen Kirchenkommissarius zu dem vorgesetzten Konsistorium 
und zu den Konkommissarien betrifft‘. 

!) Es ergingen bereits in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
verschiedene Instruktionen für die Kirchenkommissarien. Deren Auf- 
zählung im einzelnen ist jedoch ohne Interesse. 

?) Ebhardt, Kirchengesetze. Zweite Folge. 82 ff; Lohmann 
EHER 

®) Ulrichs II, 149 ff.; Lohmann IL, 210 fi. 

*#, Für die Konsistorialbezirke Stade, Osnabrück und Otterndorf sind 
keine entsprechenden Bekanntmachungen ergangen. 


er 
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VI. Im Interesse einer zusammenhängenden Darstellung 
wurde bisher eine wichtige Veränderung in der Kirchenverfassung 
übergangen, die auch für das Kirchenkommissariat von hervor- 
ragender Bedeutung ist: die Einführung der Selbstverwaltung 
in die hannoversche Landeskirche durch das Kirchenvorstands- 
gesetz vom 14. Oktober 1848 und die Kirchenvorstands- und 
Synodalordnung vom 9. Oktober 1864. In der Beaufsichtigung 
und obersten Leitung der neuen kirchlichen Selbstverwaltungs- 
organe erwuchsen dem Kirchenregiment vielerlei neue Auf- 
gaben, an deren Erledigung auch den Kirchenkommissarien ein 
bedeutsamer Teil zugewiesen wurde. 


SR 
Die einzelnen kirchenkommissarischen Geschäfte. 


I. Zu Ende der letzten Periode hatten die Kirchenkom- 
missarien selbständig, d. h. ohne besonderen Auftrag wahr- 
genommen: die Kirchenvisitationen mit der Kirchenrechnungs- 
abnahme und die Aufsicht über das Kirchenvermögen in 
beschränkten Grenzen. Kraft Kommission hatten sie die 
Introduktion und verschiedene unbedeutendere Angelegenheiten 
zu erledigen. Die geistliche Gerichtsbarkeit in gewissem Um- 
fange endlich war ihnen teils kraft Kommission, teils kraft 
eigenen Rechts zugekommen. 


II. Das Recht der Kirchenvisitation fand im 18. Jahr- 
hundert eine eingehende Darlegung in dem „Visitations- Direk- 
torıum, nach welchem die General- und Special-Superinten- 
denten bei den Special-Kirchen- und Schul- Visitationibus sich 
zu richten haben de anno 1734*1), und den „Monitis gene- 
ralıbus, die Kirchen- und Kapellenrechnungen in den Fürsten- 
tümern Calenberg und Grubenhagen und dazu gehörigen 


Grafschaften betreffend, vom 26. August 1727“ °). Beide 


!) Abgedruckt CCC p.I c.I No. XXVI, 590 ff. 
2) Abgedruckt CCCp.Ic.INo.XVII, 444 ff. — Insgesamt 158 Monita! 
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schliessen sich durchaus an das geltende Recht an!). Die 
Neuerungen beschränken sich im wesentlichen auf die Her- 
stellung einer gleichmässigen Praxis, zu welchem Zweck die 
Vorschriften so eingehend als möglich gehalten wurden, Einige 
spätere Anordnungen modifizieren diese Bestimmungen zwar 
in etlichen Punkten, aber ohne sie formell aufzuheben oder in 
ihren wesentlichen Teilen abzuändern ’?). 

Bemerkenswert ist die immer noch nicht ganz ver- 
schwundene (theoretische) Trennung zwischen Spiritualien und 
Temporalien. Während das Direktorium eine Visitation vor- 
schreibt, wie sie in früheren Zeiten vor der aktiven Beteiligung 
des Amtmanns üblich gewesen war — also mit der Beschrän- 
kung im wesentlichen auf die Spiritualia®) —, regeln die monita 
generalia den anderen Teil der Visitation, die Kirchenrechnungs- 
abnahme. — In ersterer Hinsicht fällt auf, dass die Fragen, welche 
auf die weltliche Obrigkeit selbst Bezug hatten, nicht mehr 
aufgenommen sind‘). Man erkennt daraus, dass der Amtmann 


!) Allerdings waren verschiedene nicht unwichtige Neuerungen erst 
kürzlich getroffen. So war die Voreinsendung der kirchlichen Rechnungen 
an die Visitatoren angeordnet durch das Konsistorialausschreiben vom 
10. Februar 1710 — vgl. unten S. 251 Anm. 2 —, die Einsendung der 
Kirchenrechnungen nebst Monitis an das Konsistorium durch Konsistorial- 
ausschreiben vom 31. August 1719. — Dies letztere ist übersehen bei 
Schlegel, Kirchengeschichte IH, 396 ff.; richtig dagegen desselben 
(früheres) Kirchenrecht IV, 233. 

?) Konsistorialausschreiben d. d. Hannover, 29. Dezember 1823 (Eb- 
hardt IV,46 ff.) und die daselbst in Absatz 3 des Eingangs zitierten 
Ausschreiben. 

®) Schlegel, Kirchengeschichte III, 399 will auch das Visitations- 
direktorium in erster Linie auf das Kirchenrechnungswesen beziehen, was 
jedoch mit dem Inhalt des Direktoriums nicht zu vereinbaren ist. 

*) Auch die Fassung einzelner Fragen zeigt die Wandlung: In der 
Calenberger Kirchenordnung hiess es — Superintendenzordnung =. t.: 
„Artikel, worauf die Speciales ihre Visitation richten sollen“ CCC p.I 
cap. I No. 1, 249 —: „Ob sie, unsere Amtleute, ... ob unser Kirchen-, 
Lands-, Kasten- und Brüch-Ordnung halten, und sonderlich, ob sie Zauberer, 
Segensprecher, und denselben den Zugang, desgleichen öffentlichen Gottes- 
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eben zum gleichberechtigten Mitvisitator geworden ist. Er 
ist nicht mehr Objekt, sondern Subjekt der Visitation. — 
Dann ist hervorzuheben, dass die Mündlichkeit des Ver- 
fahrens immer mehr durch die schriftlichen Vorverhandlungen 
in den Hintergrund gedrängt wird. Die in dem Visitations- 
Direktorium angeordneten Fragen werden dem Pastor zuvor 
übersandt, und er hat seine Antworten dahinter zu schreiben. 
Nur was auf diese Weise nicht herauszubringen ist, soll bei 
der Visitation mündlich besprochen werden !). — In ähnlicher 
Weise zeigen die Monita generalia, dass die eigentliche Rech- 
nungsabnahme zwar immer noch mündlich im Termin zu ge- 
schehen hat, dass aber doch allmählich der Schwerpunkt der 
Revision in das schriftliche Vor- und Nachverfahren zu liegen 
kommt?). Zwischen Neujahr und Ostern reicht der Kirchen- 
rechnungsführer zwei, oder wo es hergebracht ist, drei?) Exem- 


schwur, unehrliche Beisitzung, auch unordentlich Zu- und Volltrinken 
auf den Rathäusern, und sonst fürnehmlich unter den Predigten gestatten, 
oder selbst brauchen ?* — Im Visitationsdirektorium vom 1734 — Tit. IV 
Frage 7; CCC p.I c.I No. XXVI, 610 — dagegen lautet eine entspre- 
chende Frage: „Ob Sabbaths-Schänder allda vorhanden? Auch ob die 
Uebertretung der Sabbathordnung der weltlichen Obrigkeit zur Bestrafung 
angemeldet werde?“ 

!) Visitationsdirektorium s. t.: „Nötiger Vorbericht,“ 1. c. 591. 

2) Der Rechnungsabnahmetermin hatte seit der Zusammenlegung 
mit dem Visitationstermin zunächst wieder an Bedeutung gewonnen, da 
er gleichzeitig den Visitatoren Gelegenheit gab, sich gegenseitig über die 
Monita zu besprechen. Anderseits dehnte sich die Unregelmässigkeit in der 
Abhaltung der Visitationen auf die Rechnungsabnahme aus. Das musste 
zu arger Verwirrung im Kirchenrechnungswesen führen. Deshalb wurde 
die Rechnung oft schriftlich — von beiden Visitatoren! — eingenommen, 
wobei dann nur die Revision der Kasse u. dgl. bis zum Visitationstermin 
zurückgestellt blieb. Doch waren dies immerhin (theoretisch) Ausnahme- 
zustände gewesen, mochten sie vielleicht auch praktisch die Mehrzahl 
der Fälle gebildet haben. — Generell zum ersten Male wurden schrift- 
liche Verhandlungen bei der Rechnungsabnahme erst angeordnet durch 
das Konsistorialausschreiben vom 10. Februar 1710. — CCC p.Ie.l 
No. CXIH, 869 f£ — Schlegel, Kirchenrecht IV, 232 ff. 

®) Monitum generale V (l.c. 445). 
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plare der Kirchenrechnung dem Superintendenten ein): eins 
für diesen selbst, eins für das Konsistorium und eventuell noch 
ein drittes für die Amtsregistratur. Der Superintendent notiert 
sich nun seine Monita und reicht gleichzeitig ein Exemplar 
der Rechnung dem Amtmann weiter, welcher seinerseits die 
Rechnung mit gehörigem Fleisse durchsieht und seine Aus- 
stellungen entwirft!). Es folgt dann der Visitationstermin, wo 
die Rechnung mit dem Rechnungsführer einzeln durchgegangen ?) 
und zuletzt salvis monitis unterschrieben wird®). Bei dieser 
Gelegenheit ist auch der bare Ueberschuss „in Oonformität 
des Konsistorial-Reskripts vom 22. Juli 1717“ nachzuzählen‘). 
Hierauf wird dem Konsistorium ein Exemplar zur Super- 
revision eingesandt’). Endlich folgen weitere schriftliche 
Verhandlungen über die Erfüllung der Monita, das Einlaufen 
der Restanten und dergleichen’). — Man sieht, der Weg zu 
einem rein schriftlichen Verfahren war nicht mehr weit. In 
der Tat, als um die Wende des 18. Jahrhunderts die eigent- 
liche Visitation in Fortfall kam, blieb nur noch die schriftliche 
Rechnungseinnahme). Erst die Mitte des 19. Jahrhunderts 
brachte die Visitationen wieder in Uebung ’). Erhebliche Neue- 


') Mon. gen. VII (l. c. 446). 
2) Mon. gen. VIII (l. c.). 
®) Mon. gen. IX (l. c.). 
#) Mon. gen. CLVII (l. c. 447). 
5) Mon. gen. XIII (l. c. 447 £.). 

°) Der Uebergang zur vollständigen Schriftlichkeit vollzog sich um 
so leichter, als schon früher etwas Entsprechendes für diejenigen Jahre 
vorgesehen war, in denen eine Visitation nicht stattfand. Es galt das 
insbesondere für Lüneburg, wo überhaupt nur eine dreijährige Wieder- 
kehr der Visitation vorgeschrieben war, wurde aber auch in den übrigen 
Landesteilen praktisch, weil auch dort von einer jährlichen Visitation 
de facto keine Rede sein konnte. — Vgl. Konsistorialausschreiben d. d. 
Hannover, 8. Dezember 1801 (Ebhardt, Kirchengesetze II, 344). — 
Das Konsistorialausschreiben d. d. Hannover, 29. Dezember 1823 $ 14 
(Ebhardt IV, 56) schreibt vor: „Die Annahme der Rechnung erfolgt 
dann ohne Abwartung der Kirchenvisitation von Haus aus.* 

?) Konsistorialausschreiben d. d. Hannover, 4. Januar 1853 und 
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rungen wurden dabei nicht eingeführt. Nur in so fern ist die 
Trennung der Kirchenrechnungsabnahme von der eigentlichen 
Kirchenvisitation weiter fortgeschritten, als auch theoretisch 
nicht mehr die Gleichmässigkeit in der Wiederkehr von Visi- 
tationen und Rechnungsabnahmen aufrecht erhalten ist. Jene 
findet nur alle fünf Jahre, diese aber Jahr für Jahr statt. 
Damit ist die schriftliche Rechnungsabnahme zur Notwendig- 
keit geworden. 

Diese selbst hat sich aber inzwischen auch gewandelt. 
Seit Einführung der Selbstverwaltung in die Kirche liegt die 
Vermögensverwaltung der Einzelgemeinden bei den Kirchen- 
vorständen, und deren Massnahmen unterliegen nicht mehr in 
gleichem Umfange wie die der früheren Juraten der Nach- 
prüfung des Kirchenregiments. Wohl ist auch jetzt noch bei 
der Kirchenvisitation der Bestand der Kirchenkasse auszu- 
weisen, wohl ist auch jetzt noch jährlich ein Exemplar der 
Kirchenrechnung zur Superrevision an die Kirchenregierung 
einzureichen; aber die Nachprüfung erstreckt sich nicht mehr 
auf die Zweckmässigkeit im einzelnen, sondern nur auf deren 
Gesetzlichkeit und auf die Ordnungsmässigkeit der Rechnungs- 
führung im allgemeinen. Eine bemerkenswerte Besonderheit 
ist allerdings der Kirchenrechnungsabnahme aus ihrer früheren 
Verbindung mit der Visitation geblieben: die öffentliche Aus- 
legung der Kirchenrechnung. Bei der Visitation war jedem 
Gemeindegliede die Möglichkeit gegeben, Beschwerden gegen 
die Amtsführung der kirchlichen Organe zu erheben, insbe- 
sondere konnten Einwendungen gegen die Führung der Kir- 
chenrechnung erhoben werden. Seitdem die Rechnungsein- 
nahme schriftlich erfolgte, war das unmöglich geworden. Um 
nun einerseits die Rechte der Gemeinden nicht zu verkürzen, 
anderseits auch diese wichtige Kontrolle nicht zu missen, legte 
man die Kirchenrechnung öffentlich aus mit der Aufforderung 


4. Januar 1855. Ebhardt, Kirchengesetze. Erste Folge. 77 ff. und 
90 A. 
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an die Gemeindeglieder, etwaige Einwendungen dagegen inner- 
halb bestimmter Frist einzubringen !). 


III. Eine umfassende Umgestaltung erfuhr die kirchliche 
Vermögensverwaltung. Das Kirchen- und Pfarrgut hatte bis- 
her — vorbehaltlich wohlerworbener Rechte — der freien 
Verfügung des Kirchenregiments unterstanden, dessen Rechte 
in unterster Instanz von den Kirchenkommissarien wahrge- 
nommen wurden. Die in den einzelnen Gemeinden zu Kirchen- 
juraten (Altaristen, Aeltesten, auch Kirchenvorstehern) be- 
stellten Gemeindemitglieder waren rechtlich nichts als deren 
unselbständige Helfer?), wenn sie praktisch vielleich auch 
dort, wo sie wegen der Geringfügigkeit der Sache oder 
aus einem sonstigen Grunde auf spätere Anerkennung rechnen 
konnten, vielfach auf eigene Verantwortung vorgingen. — 
Das änderte sich mit einem Schlage, als in Erfüllung ver- 
schiedener, schon früher gegebener Versprechungen ®) durch 
das Kirchenvorstandsgesetz vom 14. Oktober 1848 die kirch- 
liche Vermögensverwaltung Selbstverwaltungsorganen, den 
Kirchenvorständen, übertragen wurde). Diese vertraten nicht 
mehr das Kirchenregiment gegenüber den Gemeinden, sondern 
die Gemeinden gegenüber dem Kirchenregiment. An die Stelle 


') Es ist dies also keine Folge der Einführung kirchlicher Selbst- 
verwaltung, wie sich auch schon aus der chronologischen Aufeinander- 
folge der gesetzlichen Bestimmungen ergibt. 

?) Partikulär waren freilich schon früher selbständige Kirchenvor- 
stände vorhanden gewesen, so in Ostfriesland, in der Grafschaft Bent- 
heim und im Lande Hadeln (Kirchenprovisoren). — Allgemeines Kirchen- 
blatt I (1852), 65. — Es ward jedoch Anordnung getroffen, dass auch diese 
allmählich den Bestimmungen der neuen Gesetze gemäss eingerichtet und 
dann deren Vorschriften ganz unterstellt wurden. —$32 Abs. 2 K.-V.- u. 
Syn.-O.; Instruktion des Konsistoriums Aurich vom 10. November 1864. 

?) So Verfassung vom 26. September 1833, 88 60 Abs. 3 (Ebhardt 
III, 52) und 69 (ebenda III, 54); Gesetz vom 5. September 1848 $ 28 
(Ebhardt, Zweite Folge I, 698). 

*) Inden oben Anm. 2 genannten Landesteilen blieben die Kirchen- 
vorstände alter Art zunächst bestehen. Allgemeines Kirchenblatt I(1852),66. 
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des rechtlich so einfachen völligen Abhängigkeitsverhältnisses 
trat nunmehr für die Kirchenregierung das Recht der Aufsicht 
und der oberen Leitung dieser neuen Körperschaften }). Mochte 
hierin materiell auch eine grosse Einbusse an kirchenregiment- 
lichen Rechten liegen, so vermehrten doch die ziemlich kom- 
plizierten Bestimmungen über die Grenzen der Selbstverwaltung 
und die Garantien ihrer Aufrechterhaltung formell die Auf- 
gaben der Kirchenregierung um so mehr, als in der Aufsicht 
über die Personalangelegenheiten der neuen Kirchenvorstände 
ein neues Tätigkeitsfeld geschaffen wurde, das früher theoretisch 
zwar auch vorhanden gewesen war, im Verhältnis zu seiner 
neuen Gestaltung aber nur ein Minimum von Arbeitsaufwand 
erfordert hatte. 

Eine Erweiterung der Aufgaben der Kirchenvorstände — 
gleichzeitig mit der Einfügung der Synoden in den kirchlichen 
Verfassungsorganismus — brachte die Kirchenvorstands- und 
Synodalordnung vom 9. Oktober 1864. 

Endlich vollzog die Staats- und Kirchengesetzgebung der 
achtziger Jahre des 19. Jahrhunderts die praktische Durch- 
führung der theoretisch längst anerkannten Scheidung von 
staatlichen und kirchlichen Aufsichtsrechten am Kirchengut 
oder, was dasselbe besagen will, die Entstaatlichung der Kirchen- 
behörden. Die so geschehene Neuumgrenzung des Kirchen- 
regiments gegenüber der Selbstverwaltung und der Staatsgewalt 
machte, wenn auch nicht eine Neuorganisation der Kirchen- 
regierung, so doch eine Neuverteilung der Kompetenzen 
des Kirchenregiments auf die einzelnen Instanzen erforderlich; 
und es erging zu diesem Zweck eine grosse Anzahl kirch- 
licher Gesetze und Erlasse. Auf ihnen ruht auch das geltende 
Recht der Kirchenkommission in Ansehung der kirchlichen 
Vermögensverwaltung. 


!) Auch theoretisch mustergültig die Ausführungen des Konsistorial- 
schreibens d. d. Hannover, 26. Juli 1849 (Ebhardt, Kirchenge setz 
Erste Folge. 32 ff.). 
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IV. Das Bestreben des 19. Jahrhunderts, überall den 
reformatorischen Ideen wieder Geltung zu verschaffen, führte 
auch für das Pfarrbesetzungsrecht zu weitgehenden Neue- 
rungen. Abgesehen von dem Präsentationsrecht der Patrone 
war das Konsistorium (der Landesherr) in der Stellenbesetzung 
unbeschränkt. Das Vokationsrecht der Gemeinden war zu 
einer leeren Form geworden, mancherorts sogar gänzlich fort- 
gefallen). Nicht das Vertrauen der Gemeinde, sondern das 
Vertrauen der Regierung berief den Geistlichen in sein Amt. 

Hier glaubte man Wandel schaffen zu müssen. Zunächst 
wurde das Vokationsrecht der Gemeinden aus seinem Schatten- 
dasein zu wahrem Lebenerweckt?). Aber damit nicht genug. Das 
Kirchengesetz vom 22. Dezember 1870?) verlieh in allen Fällen, 
wo bisher libera provisio des Kirchenregiments bestanden hatte, 
den Gemeinden das alternative Besetzungsrecht. Waren die 
Pfarrwahlen bis dahin nur hier und da, wo eine Gemeinde 
kraft besonderen Rechtstitels noch einen massgebenden Einfluss 
auf die Pfarrbesetzung gehabt hatte, üblich gewesen, so wurden 
sie jetzt zu einem wichtigen Institut des kirchlichen Verfassungs- 
lebens. Das Gesetz, das sie eingeführt hatte, regelte auch 
die Grundzüge ihrer Ausführung. Die Einzelheiten wurden 
durch die Ausführungsbekanntmachung des Landeskonsistoriums 
vom 21. Dezember 1874) festgelegt. Eine Beteiligung der 
Kirchenkommission wurde dabei nicht vorgesehen. Die Leitung 
der Wahl wurde einem vom Konsistorium jedesmal besonders 
zu ernennenden Wahlleiter übertragen und für die Regel die 
Uebertragung dieser Funktion an den Superintendenten in 
Aussicht genommen’), 


') Näheres Lohmann II, 93. 

2) Ministeralbekanntmachung vom 7. Juni 1865; dazu Lohmann 
II, 94 fi. 

?) Ebhardt-Boeckler, Kirchengesetze (Dritte Folge) 185 ff.; 
Lohmann IJ, 108 f. 


*) Ebhardt-Boeckler|.c. 197” ff; Lohmann II, 138 ff. 
>) Art. 3 daselbst. 


Die Pfarrbesetzung. 257 


Die an die Pfarrbesetzung sich anschliessende Introduktion 
erfuhr schon zu Beginn dieser Periode in so fern eine Um- 
wandlung, als die immissio in temporalia aufhörte, einen förm- 
lichen Teil der Einweisungshandlung zu bilden. Die Teil- 
nahme des Amtmanns wurde dadurch eigentlich überflüssig; 
und in der Tat, dort, wo es eine Kirchenkommission nicht 
gab, war der Amtmann an der Introduktion nicht mehr aktiv 
beteiligt. Der nunmehr rein geistliche Akt war hier Sache 
des Superintendenten allein. In Calenberg aber musste sich 
bei dieser Gelegenheit zeigen, dass Superintendent und Amt- 
mann inzwischen zu einer einheitlichen Behörde, zur Kirchen- 
kommission, vereinigt waren, deren Zuständigkeit zu einer recht- 
lichen Tatsache geworden und deshalb nicht mehr abhängig 
war von dem Fortbestehen des Tatbestandes, der historisch zu 
ihrer Entstehung geführt hatte. In Calenberg blieb also auch 
weiterhin die Kirchenkommission für die Introduktion zuständig; 
ja, die Bestrebungen, das Kirchenrecht der neuen Provinzen 
dem des Stammlandes anzupassen, führten sogar dazu, sei es 
im Wege der Gesetzgebung!), sei es im Wege der Gewohnheit, 
auch in jenen die Introduktion den Kompetenzen der Kirchen- 
kommission beizuzählen. Das Regulativ vom 29. September 1888 
bildet auch hier einen Abschluss, in so fern nämlich, als es in 
$ 8 für den ganzen Umfang der Landeskirche eine, wenn auch 
fakultative, Beteiligung des weltlichen Kirchenkommissars vor- 
sieht. Es ist diese Entwicklung um so merkwürdiger, als 
ihr seit Fortfall der immissio in temporalia weder Gründe 
theoretischer Folgerichtigkeit noch praktischer Zweckmässig- 
keit zukommen. Eine kirchliche Einführungsfeier bildet für 
die Mitwirkung weltlicher Beamten ein untaugliches Objekt ?). 


!) Siehe z. B. Bekanntmachung der Provinzialregierung zu ÖOsna- 
brück vom 11. Mai 182185 Ziff. 5 (EbhardtIV, 33); Amtsordnung vom 
13. April 1823 $ 72 Ziff. 9 (Ebhardt II, 232). 

?) Um in die Zuziehung des weltlichen Beamten einen Sinn hinein- 
zubringen, versuchte man gelegentlich, ihn an dem kirchlichen Akte 
zu beteiligen. Er trat neben den Altar und hielt auch seinerseits 
eine passende Ansprache an die Gemeinde. Dem trat entgegen das 
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V. Die selbständige geistliche Gerichtsbarkeit der Kirchen- 
kommission erfuhr im 18. Jahrhundert zwar noch einige Aende- 
rungen; indessen erübrigtessich,im einzelnen daraufeinzugehen!), 
Die Tage der geistlichen Gerichtsbarkeit waren gezählt. Das 
(tesetz vom 12. Juli 1848?) beschränkte die Gerichtsbarkeit der 
Konsistorien auf die Ehe- und Verlöbnissachen, und das preus- 
sische Gesetz vom 1. März 1869?) beseitigte auch diese letzten 
Reste kirchlicher Gerichtsbarkeit. Damit war diesem Teil der 
Zuständigkeit der Kirchenkommission der Grund entzogen. 

VI. Dagegen ist den Kirchenkommissarien durch die Ein- 
führung der Kirchenvorstände ein neues reiches Feld der Be- 
tätigung erschlossen worden. Zwar hatte es früher schon 
Kirchenvorsteher oder Juraten gegeben; aber sie sind an Be- 
deutung und Grösse des Wirkungskreises mit den neuen 
Kirchenvorständen nicht zu vergleichen. Erstere waren ledig- 
lich niedere Gehilfen bei der Verwaltung des Kirchenguts, 
die letzteren dagegen sind die Träger der kirchlichen Selbst- 
verwaltung unterster Stufe mit einer Zuständigkeit auf den 
mannigfachsten Gebieten. Die Einzelheiten bleiben dem dog- 
matischen Teil vorbehalten. 


8 28. 
Territoriale Ausbreitung der Kirchenkommission. 


I. Der Vollständigkeit halber bedarf es noch eines kurzen 
Ueberblicks über die territoriale Ausbreitung der Kirchen- - 


Konsistorialausschreiben d. d. Hannover, 14. Oktober 1845 (Ebhardt, 
Kirchengesetze. Erste Folge. 30 f.). 

!) Als für die Kirchenkommission besonders wichtig verdient viel- 
leicht hervorgehoben zu werden die Verordnung vom 1. Mai 1770 (abge- 
druckt bei Willich I, 513 ff.), die über den Gerichtsstand des clerus. 
minor Bestimmung traf. Soweit nicht die weltliche Obrigkeit zuständig 
war, lag danach das Verfahren gegen die niederen Kirchendiener im. 
wesentlichen in den Händen der Kirchenkommissarien. Indessen ent- 
sprach das alles der schon vorher geübten Praxis. 

?) Ebhardt, Kirchengesetze. Erste Folge. 26 £. 

®) Ebenda. Zweite Folge. 468 ff. 
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kommission über den ganzen Umfang der hannoverschen Landes- 
kirche. Die vorige Periode hat sich lediglich mit dem 
Kirchenkommissariat in Calenberg-Göttingen beschäftigt. 


II. 1705 erfolgte der Anfall Lüneburgs. Ob dort schon 
vorher ein dem Calenbergischen Kirchenkommissariat ähnliches 
Institut bestanden hat, würde nur auf Grund besonderer For- 
schungen festgestellt werden können). Hier kann es dahin- 
gestellt bleiben; denn 1705 wurde die Kirchenorganisation Lüne- 
burgs im wesentlichen derjenigen Calenbergs angeglichen ?). So 
gab es seitdem auch Kirchenkommissionen im Lüneburgischen. 
Da dort jedoch die Lüneburger Kirchenordnung und die sonstigen 
kirchlichen Gesetze und Verordnungen bestehen blieben, ergaben 
sich in Einzelheiten für die Zuständigkeit der Kirchenkommis- 
sarien geringe Unterschiede in den beiden Provinzen, die in- 
dessen heute bis auf geringfügige Ausnahmen fortgefallen sind. 


III. Auf Bremen-Verden wurde 1719 die hannoversche 
Kirchenverfassung nicht ausgedehnt). Kirchenkommissarien 
wurden dort erst vom 1. Januar 1827 ab eingeführt *). Auch 
hier haben sich bis in die jüngste Zeit unbedeutende Besonder- 
heiten erhalten. 


IV. In Osnabrück erfolgte die Errichtung von Kirchen- 
kommissionen gleichzeitig mit der Anordnung der Superinten- 
denturen im Jahre 1821). 


!) Vgl. jedoch oben $. 182 Anm. 1. 

?) Siehe auch die Ausführungen des Gutachtens vom 20. Mai 1706 
(oben S. 222 Anm. 1), die indessen genau betrachtet über das Bestehen 
oder Nichtbestehen einer Kirchenkommission oder einer ähnlichen Be- 
hörde in Lüneburg nichts aussagen. 

®) v. Meier IJ, 18. 

*) Bekanntmachung des Konsistoriums Stade vom 19. Oktober 1826. 
— Mit Kel. Genehmigung. — Ebhardt IV, 70 ff. 

5) Bekanntmachung der Provinzialregierung zu Osnabrück vom 
11. Mai 1821 (Ebhardt IV, 31ff.) und vom 22. November 1821 (ebenda 
33 ff). — Beide zur Ausführung einer vorangegangenen Kgl. Verord- 
nung. — Vgl. auch Ausschreiben des evang. Konsistoriums Osnabrück 
vom 28. September 1845. 
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V. In Ostfriesland hatte zwar schon zu preussischen Zeiten 
eine Mitwirkung der Aemter bei verschiedenen kirchenregiment- 
lichen Akten bestanden‘). Indessen fehlte viel, dass sie an 
Bedeutung der Tätigkeit der hannoverschen Aemter auf kirch- 
lichem Gebiete gleichgekommen wäre, Nichtsdestoweniger wies 
man zu Beginn des 19. Jahrhunderts auch im Bezirk des Konsi- 
storiums Aurich den Aemtern eine den hannoverschen Verhält- 
nissen analoge Stellung zu?). So bildete sich, gefördert durch 
eine uniformierende Gesetzgebung, allmählich in Ostfriesland 
eine den übrigen Landesteilen im wesentlichen entsprechende 
kirchliche Praxis heraus, und es war nur der letzte formelle 
Schritt, wenn durch Ausschreiben des Konsistoriums Aurich vom 
6. Februar 1845 °) die Erteilung auch einer förmlichen Kommis- 
sion an den weltlichen Kirchenkommissar angeordnet wurde ®). 


VI. Erst in allerjüngster Zeit im Jahre 18905) erfolgte 
die Ausdehnung auf die Niedergrafschaft Lingen, das Herzog- 
tum Arenberg-Meppen und das Land Hadeln. 


VII. Demnach gibt es heute Kirchenkommissarien im 
ganzen Umfange der hannoverschen Landeskirche. 


!) Vgl. z. B. Inspektionsordnung für das Fürstentum Ostfriesland 
und Harrlingerland vom 9. April 1766 (Ulrichs I, 425 ££.), cap. I Ziff. 18; 
cap. II Ziff. 9 und 13. 

?) Ausschreiben des Konsistoriums Aurich vom 7. August 1817 (Eb- 
hardt II, 91): „Auf die Anfrage eines Kgl. Amtes, in welchem Dienst- 
verhältnisse die jetzigen Kgl. Aemter in Ansehung der vom Kgl. Consi- 
storio ressortierenden Angelegenheiten stehen, wird hierdurch ... bekannt 
gemacht, dass die Kgl. Grossbrittannisch-Hannöversche Verfassung darin 
von der vormaligen Kgl. Preussischen Verfassung in dieser Provinz im 
wesentlichen nicht abweicht.“ 

Sl lrı cher], 189. 

*) Vgl. $2 der ersten Instruktion für die Kirchenkommissarien des 
Bezirks Aurich vom 28. Mai 1846 (Ulrichs I, 205). 

5) Gemeinschaftlicher Erlass der Minister des Kultus und des 
Innern vom 26. März 1890 auf Grund Allerhöchster Ermächtigung vom 
5. März 1890 — bekanntgemacht durch Ausschreiben des Landeskon- 
sistoriums vom 25. April 1890 (K.A.Bl. 33). 


Zweiter Teil. 


Das Recht der Kirchenkommission. 
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$ 29. 
Die rechtlichen Grundlagen. 


I. Kirchenkommissionen !) gibt es sowohl in der evange- 
lisch-lutherischen wie in der evangelisch-reformierten Landes- 
kirche®?) der Provinz Hannover’) ®). 

Sie bestehen aus einem geistlichen und einem welt- 


!) Die Ausdrücke Kirchenkommission und Kirchenkommissarien 
sind gleichbedeutend. In dem Ausschreiben des Konsistoriums Stade vom 
14. Juli 1886 (K.A.Bl. 1885/1886, 76 f.) heisst es allerdings „die Herren 
Kirchenkommissarien und Kirchenkommissionen“; der Sinn dieser Häufung 
aber ist unklar; besonders im Hinblick auf das Ausschreiben desselben 
Konsistoriums vom 12. Juni 1854 (Rechtern 45f.), wo ausdrücklich 
angeordnet ist, dass die Bezeichnung „Kirchenkommission“ künftig durch 
„Kirchenkommissarien“ zu ersetzen sei. Vielleicht hat man bei den Kirchen- 
kommissionen an die mehrgliedrigen städtischen Behörden gedacht. Neuer- 
dings wird amtlich die Bezeichnung „Kirchenkommissarien“ bevorzugt. 
Früher war dagegen in einzelnen Landesteilen die Bezeichnung „Kirchen- 
kommission“ fast ausschliesslich üblich. Mir scheint das der Rechtslage 
mehr zu entsprechen. Näheres unten $ 37. 

R?®) Die nur auf die reformierte Landeskirche sich beziehenden Beleg- 
stellen und Ergänzungen sind der besseren Uebersicht halber durch ein 
vorgesetztes R gekennzeichnet. 

3) Und zwar jetzt überall in beiden Landeskirchen. Näheres über die 
Einführung in den einzelnen Landesteilen ist oben in $ 28 angegeben. 

*) Entsprechende Behörden gibt es noch in verschiedenen anderen 
evangelischen Landeskirchen Deutschlands unter verschiedenen Bezeich- 
nungen: so in Württemberg (gemeinschaftliches Oberamt), im König- 
reich Sachsen, in den Thüringischen Staaten und in Schaumburg-Lippe 
{Kircheninspektion). — Näheres Friedberg, Verfassungsrecht 181 ff. 
— In Altpreussen fehlt eine entsprechende Instanz. 
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lichen Kommissar !), dem Superintendenten und dem Land- 
rab?) )e) 

Sie bilden die unterste Instanz des Kirchenregiments und 
sind als solche die nächsten kirchlichen Vorgesetzten der 
Kirchenvorstände und der Kirchengemeinden °) *®), Ausserdem 
sind ihnen in der Kirchenvisitation und in der Introduktion 
der Pfarrer zwei wichtige kirchenregimentliche Funktionen 
übertragen ?)®®), 


!) Der Patron gehört nicht dazu. Vgl. unten $ 30 sub VII. 

2) Das Recht der Städte scheidet hier aus. Die städtischen Kirchen- 
kommissionen sind historisch auf grundsätzlich abweichenden rechtlichen 
Grundlagen erwachsen, und es bestehen für sie auch heute noch, wenig- 
stens in den bedeutenderen (kirchlich selbständigen) Städten, zahlreiche 
Besonderheiten, zumal wegen der Verquickung mit dem Patronat. Siehe 
oben S. 5f. Allerdings ist von der Gültigkeit des Regulativs vom 
29. September 1888 formell das Recht der Städte nicht ausgenommen. 

®) In den Gemeinden Gartow, Holtorf, Capern, Prezelle, Restorf 
und Trebel gelten noch die Bestimmungen des Rezesses vom 1. Juli 1850, 
betreffend die Abtretung des Gräflich v, Bernstorffschen Gerichts Gartow. 
— Siehe Erlass des Ministers der geistlichen pp. Angelegenheiten vom 
30. Dezember 1889 (K.A.Bl. 1890, 14). — Danach nehmen die Grafen 
v. Bernstorff zu Gartow die Rechte der Zwischeninstanz zwischen Konsi- 
storium und diesen Gemeinden für gewisse weltliche Angelegenheiten wahr. 

*) In einigen Gemeinden des früheren Konsistorialbezirkes Osna- 
brück behaupten die Patrone noch heute das Recht, neben Landrat und 
Superintendent Mitglieder der Kirchenkommissionen zu sein. Diese Rechte 
sind indessen streitig. 

®) Regulativ, betreffend die Zuständigkeit der Kirchenkommissarien 
innerhalb der evangelisch-lutherischen Landeskirche der Provinz Hannover 
vom 29. September 1888 (K.A.Bl. 77 ff.) $ 1. 

R6) Regulativ, betreffend die Zuständigkeit der Kirchenkommissarien 
innerhalb der evangelisch-reformierten Kirche der Provinz Hannover 
vom 29. September 1888 (Ernst Giese, Die Kirchengesetze der 
evangelisch-reformierten Kirche der Provinz Hannover. Aurich 1902; 
13u.8 41: 

”) Da die Beteiligung des weltlichen Kommissars an beiden Ge- 
schäften nur fakultativ ist, auch das Regulativ von 1888 nur beiläufig 
die Visitation und die Introduktion erwähnt — $ 8 daselbst —, ist es 
zweifelhaft, ob man überhaupt von einer Obliegenheit der Kirchenkom- 
mission sprechen kann, ob es sich nicht vielmehr um eine Tätigkeit des 
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Für die Geistlichen bilden die Superintendenten allein 
die nächste kirchliche Aufsichtsinstanz, sodass also die Kirchen- 
kommission und der Superintendent im Kirchenregiment auf 
gleicher Stufe nebeneinander stehen — beide über den Ge- 
meinden und unter den Konsistorien. 


II. Bei Prüfung der rechtlichen Grundlagen der Kirchen- 
kommission sind drei Fragen zu unterscheiden: 

1. Worauf gründet sich die Existenz der Kirchen- 
kommission ? 

2. Welcher Art sind die Bestimmungen über die Mit- 
gliedschaft darin ? 

3. Welcher Art sind die Bestimmungen über ihre Zu- 
ständigkeit?!) 


Superintendenten handelt, bei welcher der weltliche Kirchenkommissar 
mitzuwirken lediglich befugt (nicht auch verpflichtet) ist. Das Nähere 
unten $ 35 sub II. 

RS) 8 8 des Regulativs; $ 3 Abs. 2 des Kirchengesetzes vom 8. August 
1898; Giese 201. 

!) Diese Dreiteilung ist in so fern nicht ganz logisch, als Mitglied- 
schaft und Zuständigkeit auch für die Existenz der Behörde wesentlich sind, 
also die erste Frage tatsächlich die beiden anderen mitumfasst. Ander- 
seits ist es aber logisch nicht angängig, jede geringe Veränderung in 
Zusammensetzung oder Zuständigkeit auf eine Stufe zu stellen mit der 
Aufhebung des Instituts überhaupt. Hier gilt es, eine Grenze zu ziehen 
zwischen Wesentlichem und Unwesentlichem. Wesentlich ist hinsichtlich 
der Mitgliedschaft die gleichberechtigte Beteiligung eines geistlichen 
und eines weltlichen Kommissars. Als ersterer muss der zuständige 
Superintendent fungieren (vgl. unten S. 272 ff.); als letzterer ein (welt- 
licher) Staatsbeamter. Wesentlich ist hinsichtlich der Kompetenz die 
Aufsicht über die Vermögensverwaltung in den Gemeinden, die Teil- 
nahme an Visitation und Introduktion. Alles andere ist unwesentlich, 
insbesondere die Geschäftsordnung, sofern sie das Prinzip der Gleich- 
berechtigung beider Kommissare nicht aufhebt, und die Vertretungsbestim- 
mungen, sofern sie die Zusammensetzung aus einem weltlichen und einem 
geistlichen Mitglied nicht beseitigen. — Sollen die hiernach wesentlichen 
Bestimmungen geändert werden, so ist das in so weit einer Aufhebung 
der Kirchenkommission gleich zu achten, und es kommen die für diese 
gültigen Zuständigkeitsbestimmungen zur Anwendung. Das erörtert der 


266 E. Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. 


Von diesen Fragen ist hier nur die erste zu erörtern, 
die zweite und dritte bleiben den Abschnitten über die 
Zusammensetzung und über die Zuständigkeit der Kirchen- 
kommission vorbehalten. 


III. Die Organisation der Kirche erfolgt durch königliche 
(Kirchen-) Verordnung !)*?). Dementsprechend ist davon auszu- 


Text im Folgenden. Sollen dagegen die unwesentlichen Vorschriften 
über Mitgliedschaft und Zuständigkeit der Kirchenkommission abwei- 
chend festgelegt werden, so finden die hierüber in den besonderen Ab- 
schnitten ($$ 30, 33) angegebenen Regeln ihre Anwendung. 

!) „Kirchengesetze werden unter Zustimmung der Landessynode 
erlassen ...“ 8 65 K.-V.- und Syn.-O. — Das ist die einzige Bestimmung, 
die — abgesehen von den allgemeinen Grundsätzen, wie sie in den 
hannoverschen Verfassungen als künftige Richtschnur für den Gesetz- 
geber angegeben waren, und von Einzelbestimmungen; vgl. ebenda Abs. 3 
(hierzu eingehend Schoen, Kirchenrecht II, 256 Anm. 1, dessen dortige 
Bemerkungen gegen Lohmann indessen nicht überzeugend erscheinen) 
— über die grundsätzliche Scheidung von Kirchengesetz und Kirchen- 
verordnung im hannoverschen Kirchenrecht ergangen ist. Alles, was 
hiernach nicht der Zustimmung der Landessynode bedarf, bleibt im 
Wege kirchlicher Verordnung zu regeln. 

Aehnliche Bestimmungen finden sich im Staatsrecht. Die dort 
herrschende Meinung geht dahin, dass in Anordnungen wie den obigen 
nicht nur die Form des Erlasses der Gesetze vorgeschrieben sei, sondern 
dass daraus zugleich entnommen werden könne, in welchen Fällen die 
vorgeschriebene Form beobachtet werden müsse. Ein Gesetz (im mate- 
riellen Sinne) liege nämlich nur dann vor, wenn eine neue Rechtsnorm 
geschaffen werde. 

Diese staatsrechtlichen Lehren sind auch in das Kirchenrecht über- 
gegangen. (Siehe besonders Friedberg, Verfassungsrecht 123 ff., auch 
A. Friedmann, Geschichte und Struktur der Nostandsverordnungen. 
Stutz, Kirchenrechtliche Abhandlungen, Heft 5. Stuttgart 1902.) Auch 
dort legt man Bestimmungen wie die obige dahin aus, dass Rechtsnormen, 
welche den einzelnen Gliedern der Kirche neue Rechte und Pflichten 
auferlegen, der Form des Kirchengesetzes bedürfen. Da die Organisation 
auf Normen solcher Art nicht beruht, so trennt man die Organisations- 
gewalt von der Gesetzgebungsgewalt, indem man zur Ausübung der 
ersteren den Weg der Verordnung für ausreichend hält. 

Diese Auffassung ist auch im hannoverschen Kirchenrecht bisher mass- 
gebend gewesen, siehe Th. Lohmann, Kirchengesetze der evangelisch- 
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lutherischen Kirche des vormaligen Königreichs Hannover, Erster Teil. 
Hannover 1871. Zweiter Teil, bearbeitet von Uhlhorn und Chaly- 
bäus. Hannover 1886: I, 64 ff. und etwas abweichend Chalybäus bei 
LohmannII, 4ff. Vgl. auch E. Herrmann, Ueber den verfassungs- 
mässigen Weg bei Einführung von Veränderungen in den Konsistorial- 
einrichtungen. Monatsschrift für Theologie und Kirche von Lücke und 
Wieseler. 1851, 1 ff. — Der Text schliesst sich dem an. Wenn auch 
die Beweiskraft dieser Ausführungen zum Teil zweifelhaft sein mag und 
ihre Richtigkeit sogar für das Staatsrecht sehr bestritten ist, so kann 
es doch hier nicht der Ort sein, durch eine vom Herkömmlichen abwei- 
chende Grundauffassung die praktische Verwendbarkeit der Ausführungen 
des Textes gänzlich in Frage zu stellen. 

Die meines Erachtens richtige Auffassung hat sich (materiell) in 
der Richtung der Bestimmungen der Verfassung vom 26. September 1833 
$ 60 Abs. 2 zu bewegen. Dort (Ebhardt III, 52) heisst es: „Sollen 
für das Königreich oder ganze Landesteile neue Kirchenordnungen er- 
lassen oder in wesentlichen Grundsätzen derselben ... Veränderungen 
gemacht werden, so ist darüber mit einer... Versammlung von geist- 
lichen und weltlichen Personen ... zu beraten.“ — Vgl. auch $ 23 des 
Gesetzes vom 5. September 1848 (Ebhardt, Zweite Folge, I, 255 f£.). 
— Danach wäre also zur Abänderung aller Grundsätze der (materiellen) 
Kirchenverfassung ein Kirchengesetz nötig, während im übrigen — ab- 
gesehen von Sondervorschriften — die Form der Verordnung nur dort 
nicht ausreichte, wo es sich um Aenderung oder Aufhebung eines Ge- 
setzes handelte, — Im Ergebnis übereinstimmend Schoen, Kirchenrecht 
II, 257 f. Anm. 1i. f., dessen allgemeine Ausführungen daselbst für das 
hannoversche Kirchenrecht durchaus zutreffen. 

R2) Vgl. die Erklärung des Regierungskommissars bei den Verhand- 
lungen über $ 1 der K.-Gem.- und Syn.-O. vom 12. April 1882. — 
Giese, Kirchengesetze 3, Vorbemerkung zu $ all. — Die Vorschriften 
über das Erfordernis der Form eines Kirchengesetzes sind in der refor- 
mierten Kirche womöglich noch unklarer als in der lutherischen: $ 73 
Ziff. 13 der K.-G.- und Syn.-O. lautet: („Der Wirkungskreis der Gesamt- 
synode umfasst nachfolgende Befugnisse und Öbliegenheiten:) die Mit- 
wirkung bei der kirchlichen Gesetzgebung dergestalt, dass kirchliche Ge- 
setze für den Bezirk ohne Zustimmung der Gesamtsynode nicht erlassen, 
aufgehoben ... werden können.“ — Diese Fassung ergibt noch deutlicher, 
dass diese Vorschrift über die Fälle, in denen Kirchengesetze im Gegen- 
satz zu kirchlichen Verordnungen erlassen werden sollen, überhaupt nichts 
aussagt (abgesehen von der hier nicht interessierenden Einführung neuer 
Agenden u. dgl.). Auch hier ist im wesentlichen das über die lutherische 
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gehen, dass auch die Anordnung, Aenderung !) und Auf- 
hebung der Kirchenkommission königlicher Verordnung vor- 
behalten ist. Für die neueren (hannoverschen) Landesteile kann 
die Richtigkeit dieses Grundsatzes keinem Zweifel unterliegen. 
Die Kirchenkommission wurde dort durch königliche Ver- 
ordnung ?) eingeführt). Zweifel könnten aber entstehen für 
die alten Provinzen, insbesondere für Calenberg. Die Calen- 
berger Kirchenordnung bildet hier zwar tatsächlich, aber nicht 
formell die Grundlage der Kirchenkommission. Deren Abände- 
rung oder Aufhebung würde also nicht gleichzeitig eine Aende- 
rung der Kirchenordnung in sich schliessen *). Daraus aber, 


Kirche Gesagte gültig. Vgl. jedoch Art. 13 und 14 des (Staats-) Gesetzes 
vom 6. August 1883 in der Fassung des Gesetzes vom 14. Juli 1895. — 
Giese, Kirchengesetze 117. 

!) Ueber den Begriff der Aenderung siehe oben 8. 265 f. Anm. 1. 

?) Oder durch Ministerialerlass mit Allerhöchster Genehmigung, was 
juristisch auf dasselbe herauskommt. — Siehe oben 8. 259f. Anm. 4 ff. 

3) Die einzelnen Einführungserlasse sind angeführt in dem Ab- 
schnitt über die territoriale Entwicklung. 

4) Nach der herrschenden zutreffenden Meinung ist übrigens auch zur 
Abänderung der Kirchenordnung ein Kirchengesetz nicht immer erforder- 
lich (siehe Herrmann 7ff.). Es entscheidet vielmehr der Inhalt der ein- 
zelnen Bestimmungen für die Kompetenz zu ihrem Erlass. (Siehe Loh- 
mann II, 4f. Vgl. auch die theoretisch ausgezeichneten Bestimmungen 
der Verfassung vom 26. September 1833 $ 60 Abs. 2; oben S. 266 f. Anm. 1.) 
— Wenn Schoen, Kirchenrecht II, 256 f. Anm. 2 annimmt, es werde 
bei der Frage nach dem Erlass eines Kirchengesetzes an Stelle einer 
Kirchenverordnung letzten Endes meist auf eine Ermessensfrage heraus- 
kommen, so kann dem nach dem Vorhergehenden nur in so weit beige- 
pflichtet werden, als es jederzeit im Ermessen der Kirchenregierung steht, 
einen Gegenstand, der bisher durch Verordnung geregelt war, künftig 
im Wege des Gesetzes zu regeln (vgl. $ 64 Ziff. 2 K.-V.- und Syn.-O). 
Es gibt indessen auch Fälle, in denen eine Regelung durch Gesetz er- 
forderlich ist. Und dann handelt es sich nicht um eine Ermessensfrage. 
— Aus der Literatur besonders David Georg Strube, Nebenstunden. 
Th. II. Hannover 1747. X. Abhandlung: Von Landständen 523 ff. Was 
hier über das Erfordernis ständischer Mitwirkung gesagt ist, gilt nach 
meiner Auffassung im wesentlichen auch für die Notwendigkeit eines 
Kirchengesetzes nach neuerem Recht. Zwar bemerkt Schoen, Kirchen- 
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dass die Kirchenkommission im Wege des Gewohnheitsrechtes 
entstand, ist für die Kompetenz zu späterer Aenderung nichts 
abzuleiten. Es ist vielmehr zu prüfen, ob nicht diese Ge- 
wohnheit irgendwie gesetzlich festgelegt wurde !)* 2). 

Hierbei sind zwei Zeitpunkte von entscheidender Be- 
deutung: 1848 und 1864). 

Bis zum Jahre 1848*) wurde zwischen staatlicher und 
kirchlicher Gesetzgebung nicht unterschieden ?). Der König 
regierte den Staat wie die Kirche absolut. Staatliches und 
kirchliches Recht war rechtlich ein und dasselbe. Es wurde 
geschaffen durch königliche Verordnung. Kirchengesetze im 
heutigen Sinne gab es nicht. Darum kann auch die vor 1848 
liegende Gesetzgebung für eine spätere Regelung das Erforder- 
nis eines Kirchengesetzes nicht begründen. 

1848 wurde die Kirchengesetzgebung von der Staats- 
gesetzgebung getrennt. Der König als Staatsoberhaupt wurde 
in gewissen Fällen an die Mitwirkung der Stände gebunden. 


recht II, 256 f. Anm. 2 mit Recht gegen Lohmann I, 65, dass die 
frühere Mitwirkung der Stände (im Sinne der ständischen Verfassung) 
als solche mit der Mitwirkung einer heutigen Kirchenvertretung nicht auf 
eine Stufe gestellt werden und deshalb auch das Erfordernis einer Mit- 
wirkung der Landessynode nicht begründen könne. Indessen kommen 
praktisch die Fälle, in denen nach heutigem Recht ein Kirchengesetz 
erforderlich ist, mit denen überein, in denen es früher einer Mitwirkung 
der Stände bedurfte (siehe oben 8. 266 f. Anm. 1 a. E.). Und in so weit 
ist Lohmann beizupflichten. 

!) Die Aenderung oder Aufhebung eines Kirchengesetzes kann 
wieder nur im Wege eines Gesetzes geschehen. $ 65 K.-V.- und Syn.-O, 

R2) Ebenso nach reformiertem Recht. Siehe oben S. 267 Anm. R2. 
®) Vgl. zum Folgenden Lohmann I, 63 f.; II, 1 ff. 

4) Die Verfassung vom 26. September 1833 wurde schon 1837 durch 
Ernst August wieder aufgehoben. Endgültig trat Hannover erst 1848 
in die Reihe der Verfassungsstaaten. 

°) Dass man trotzdem schon vor 1848 die Unterscheidung der staat- 
lichen Kirchenhoheit von der innerkirchlichen Gewalt des Landesherrn 
kannte und verwertete, zeigen die Bestimmungen der Verfassung vom 
26. September 1833, besonders $$ 58 ff. (Ebhardt III, 51ff.). 
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Der König als Landesbischof blieb absolut‘). Bei dieser 
Rechtslage ergingen die beiden hannoverschen Amtsordnungen 
von 1852 und 1859, welche bestimmten, dass die Geschäfte 
des weltlichen Kirchenkommissariats durch das Amt zu erledigen 
seien. Diese Amtsordnungen sind (unter Zustimmung der 
Volksvertretung ergangene) Staatsgesetze. Es fragt sich, ob 
hierdurch die Kirchenkommission, wenn auch nicht zu einer 
Staatsbehörde, so doch zu einer staatlich sanktionierten Kirchen- 
behörde geworden ist, seither also zu ihrer Aufhebung oder 
Aenderung ein Akt staatlicher Gesetzgebung erforderlich wäre. 
Das ist nicht der Fall. Aus einem zwiefachen Grunde: 

Die Amtsordnungen bestimmen über die Existenz der 
Kirchenkommission nichts. Sie setzen sie voraus, An sich 
würde zwar auch eine einfache Erwähnung schon ausreichen, 
um sie unter die Garantie des (Staats-) Gesetzes zu stellen. 
Man wird dies jedoch nur für den Fall gelten lassen können, 
dass in dem Gesetz Anordnungen getroffen werden, welche 
das betreffende Institut in den Dienst der Zwecke des Ge- 
setzes stellen; mit anderen Worten, wenn man sagen müsste: 
hätte es dieses Institut nicht gegeben, so hätte das Gesetz 
es geschaffen oder doch einen Ersatz dafür vorsehen müssen. 
Hier liegt der Fall aber genau umgekehrt. Die Amtsord- 
nungen übertragen der Kirchenkommission keinerlei Befug- 
nisse. Alle ihre Bestimmungen können ohne die Kirchen- 
kommission durchgeführt werden. Es wird nur bestimmt, 
dass die Funktionen des weltlichen Kirchenkommissars durch 
das Amt wahrgenommen werden sollen. Diese Bestimmung 
stellt nichts anderes dar als eine ÖOrganisationsvorschrift für 
ein bereits bestehendes Institut. Fällt dieses fort, so ist die 
Bestimmung eben gegenstandslos. Eine Zuständigkeit der 


') $ 23 des Gesetzes vom 5. September 1848 verlangte zum Erlass 
von Kirchengesetzen zwar schon Beratung mit einer kirchlichen Vertreter- 
schaft, aber an die Zustimmung der Synode wurde der König erst ge- 
bunden durch $ 65 der K.-V.- und Syn.-O. von 1864. 
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Staatsgesetzgebung wird dadurch in Ansehung der Existenz 
der Kirchenkommission nicht begründet. 

Eine andere Betrachtung führt zum selben Ziel. Durch 
die (Staats- und Kirchen-) Gesetzgebung des Jahres 1885 !) 
sind die kirchlichen Instanzen ?) ihres bisherigen staatlichen 
Charakters beraubt. Sollte die Kirchenkommission bis dahin 
staatlich und kirchlich gemischten Charakters gewesen sein, 
was hier dahingestellt bleiben kann, so ist das seit 1885 
jedenfalls beseitigt, insbesondere auch eine eventuelle staatliche 
Garantie für ihre Existenz. 

Seit 1864°) ist der König auch kirchenrechtlich beim 
Erlass von Gesetzen an die Zustimmung einer Kirchen- 
vertretung gebunden. Es sind aber keinerlei Anordnungen 
ergangen, welche die Existenz der Kirchenkommission kirchen- 
gesetzlich festgelegt hätten. 


IV. Die rechtliche Grundlage des Kirchenkommissariats 
ist demnach heute im ganzen Umfange der Landeskirche aus- 
schliesslich kirchliches Recht, und nach diesem überall ein 
Allerhöchster (Kirchen-) Erlass zur Aufhebung oder grund- 
legenden Aenderung des Instituts erforderlich und genügend, 


8 30, 
Die Zusammensetzung der Kirchenkommissien. 


I. Geistlicher Kirchenkommissar ist der Superintendent, 
weltlicher Kirchenkommissar der Landrat. Das geistliche 
Kommissariat ist also verknüpft mit einem kirchlichen, das 


!) Staatsgesetz vom 5. Mai 1885. Allerh. (Kirchen-) Erlass vom 
13. April 1885. Beide nebst zahlreichen Ausführungsbestimmungen. — 
Vgl. auch $ 27 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883. 

2) „Konsistoriale Behörden“, $ 1 Abs. 2 des Staatsgesetzes vom 
6. Mai 1885. 

») 8 65 K.-V.- und Syn.-O. 
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weltliche mit einem staatlichen Amt. Die Art dieser Verknü- 
pfung ist jedoch für die beiden Kommissariate verschieden: 

Die Kirchenkommission ist eine kirchliche Behörde !)*?) 
und übt als solche kirchliche Funktionen aus. Sie gleicht 
darin dem Superintendentenamt, und zwar auch in so fern, 
als beide die gleiche Stufe im Kirchenregiment darstellen. 
Während nun aber das Superintendentenamt grundsätzlich alle 
Kompetenzen des Kirchenregiments, soweit sie nicht höheren 
Instanzen vorbehalten sind, in sich vereinigt, sind der Kirchen- 
kommission nur bestimmte Regimentsrechte übertragen. Setzt 
man also die Kirchenkommission in Gegensatz zu dem Ephoral- 
amt, so bilden die Befugnisse jener Ersteren rechtlich Aus- 
nahmen von der Zuständigkeit dieses Letzteren. Ein solcher 
(segensatz aber würde den Tatsachen nicht gerecht. Die Ge- 
schäfte der Kirchenkommission sind vom Amtsbereich des 
Superintendenten durchaus nicht ausgenommen; im Gegenteil, 
da er geistlicher Kirchenkommissar nur kraft seines Haupt- 
amtes ist, erledigt er sie letzten Endes auch in seiner Eigen- 
schaft als Superintendent. Er hat seine Zuständigkeit auch in 
Ansehung dieser Geschäfte behalten; er übt sie nur unter dem 
Namen eines geistlichen Kirchenkommissars und unter den 
Beschränkungen, die sich aus der Existenz des weltlichen 
Kirchenkommissars ergeben®). Darum ist das geistliche 


!) Regulativ $ 1, der indessen nur deklaratorische Bedeutung hat, 
da durch Ministerialerlass keine Kirchenregimentsbehörden geschaffen 
oder sanktioniert werden können. 

R?) 8 1 des Regulativs. Rechtlich wie in der lutherischen Kirche. 

®) Bezeichnend für die Richtigkeit dieser Auffassung ist die Be- 
stimmung in $ 6 des (nicht mehr gültigen) Regulativs für die Kirchen- 
kommissarien in den Amtsvogteien vom 18. August 1842, wo es heisst: 
„(Es besorgt zunächst und vorzugsweise der geistliche Kirchenkommis- 
sarius) n. alle Sachen, welche vor den Superintendenten oder geist- 
lichen Inspektor als solchen gehören und vermöge höheren Auftrages 
an die Kirchenkommissarien gelangen ...“ Die Grenze zwischen den 
Ephoralgeschäften und den Zuständigkeiten der Kirchenkommission ist 
also fliessend. 
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Kirchenkommissariat als ein Teil des Superintendentenamtes 
von dem Rest lediglich dadurch unterschieden, dass der Super- 
intendent hier an die Mitwirkung des weltlichen Kirchen- 
kommissars gebunden ist, nicht aber durch die Art der recht- 
lichen Verknüpfung mit der Person seines Trägers. 

Anders verhält es sich mit dem weltlichen Kirchenkommis- 
sariat. Wie die Kirchenkommission eine kirchliche Behörde ist, so 
verleiht die Mitgliedschaft darin auch nur kirchliche Funktionen )). 
Das Hauptamt des Landrats aber ist staatlichen Charakters. 
Zur Wahrnehmung kirchlicher Geschäfte berechtigt (und ver- 
pflichtet) es seinen Inhaber nicht?). Das Kirchenkommissariat 
fügt also seinem Geschäftskreis noch andere Geschäfte hinzu, 
und zwar solche, die ihm rechtlich durchaus fremd sind. 
Darum ist das weltliche Kirchenkommissariat kein Teil 
des Landratsamts, sondern nur ein Appendix, ein Annex 
desselben °). 


II. Aus dieser Sachlage ergibt sich, dass keine Vor- 
schriften bestehen können, welche dem Superintendenten das 
geistliche Kirchenkommissariat auftragen — denn er hat es 
schon mit seinem Amte —, dass aber anderseits die Ver- 
knüpfung des Kirchenkommissariats mit dem Landratsamt nur 
auf positiver Rechtsnorm beruhen kann und zwar, da es sich 
um die Mitgliedschaft in einer kirchlichen Behörde handelt, 
nur auf einer kirchlichen Rechtsnorm. 


!) Treffend vergleicht Mejer, Institutionen 161 die Stellung des 
weltlichen Kirchenkommissars in der Kirchenkommission mit derjenigen 
der weltlichen Räte im Konsistorium. 


?) Die dem Landrat zustehende Kirchenpolizei ist eine staatliche 
Funktion; siehe unter IV dieses Paragraphen. 


®) Als Annex des landrätlichen Amtes wird das Kirchenkommissariat 
schon bezeichnet in dem (ungedruckten) Bericht des Hannoverschen Konsi- 
storiums an das Kgl. Ministerium vom 10. Januar 1854 (siehe oben 8. 9 
Anm. 1). — Ein Analogon bietet die landesbischöfliche Gewalt als Annex 
der Landesherrschaft; vgl. darüber jedoch unten S. 374 Anm. 1. 
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Welches ist diese? Sie ist auch heute noch Gewohn- 
heitsrecht }). 


III. Für die Frage, wer für die Aenderung des be- 
stehenden Rechtszustandes als zuständig anzusehen ist, ergibt 
sich hieraus Folgendes: 

Soll das geistliche Kirchenkommissariat von dem Super- 
intendentenamt überhaupt getrennt werden, so bedarf es dazu 
eines Kirchengesetzes, denn es läge darin eine Aenderung des 
Superintendentenamtes selbst?). Ganz das Gleiche hat aber 
für den Fall zu gelten, dass einem bestimmten Superinten- 
denten das geistliche Kirchenkommissariat vorenthalten werden 
soll. Er hat auf dessen Ausübung dasselbe Recht wie auf 
die Führung seines Amtes überhaupt). Für die Voraus- 


!) Nicht ist hierbei zu denken an die Vorschriften der Amtsordnungen. 
Diese enthalten nur staatliches, kein kirchliches Recht. Vgl. oben S. 245 f. 
Anders natürlich in denen neueren Landesteilen. Siehe oben S. 268. 

?) Zu unwesentlichen Aenderungen in der Zuständigkeit der Super- 
intendenten wird im allgemeinen das Konsistorium zuständig sein, 
soweit der Gegenstand der Aenderung nicht die Zuständigkeit einer 
höheren Instanz bedingt. Für eine Neuorganisation des Superintendenten- 
amts ist kgl. Verordnung erforderlich. Vgl. oben S. 266 f. Anm. 1. 
Soll aber das Wesen des Superintendentenamts geändert werden, oder 
soll es als Institut der Kirchenverfassung überhaupt verschwinden, so 
bedarf es eines Kirchengesetzes. — Mit der herkömmlichen Scheidung 
von Gesetz und Verordnung im materiellen Sinne dürfte dies allerdings 
kaum harmonieren. Trotzdem zustimmend Lohmann II, 6. — Die 
schwierige Abgrenzung zwischen Akzidentalien und Essentialien des 
Superintendentenamts kann hier nicht erörtert werden. Das geistliche 
Kirchenkommissariat gehört jedenfalls zu den Essentialien. Ein Super- 
intendent, der nicht zugleich Kirchenkommissar ist, kann als Super- 
intendent im Sinne der Kirchenordnungen nicht mehr angesehen werden. 
Ihm würde, abgesehen von einigen Dispensationsrechten, nur noch die 
Aufsicht über Lehre und Wandel der ihm unterstellten Geistlichen zu- 
kommen. Aber auch in so weit wäre seine Stellung wegen der fehlenden 
Visitations- und Introduktionsbefugnis nur unvollkommen, 

?) Hieraus ergibt sich umgekehrt, dass er bei Ausübung des Kom- 
missariats durch Anordnung des Konsistoriums in derselben Weise be- 
schränkt werden kann wie bei Wahrnehmung seines Ephoralamtes. Aber 
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setzungen und rechtlichen Folgen einer rechtlichen oder tat- 
sächlichen Behinderung des geistlichen Kommissars gelten des- 
halb keine anderen Vorschriften und Zuständigkeitsbestimmungen 
als für sein Hauptamt auch!)). 

Soll das weltliche Kirchenkommissariat vom Landratsamt 
getrennt werden, so bedarf es einer Aenderung der gewohn- 
heitsrechtlichen Norm, welche beide verknüpft. Staatliche 
Mitwirkung ist dabei nicht erforderlich ?). Kirchlich bedürfte 
es königlicher Verordnung, da dem König die Organisation 
der Kirche vorbehalten ist. Das Gleiche hätte dann zu gelten, 
wenn im Einzelfall an Stelle eines Landrats jemand anders 


im einen wie im anderen Falle darf das zu einer Entziehung nicht 
führen. 

Wenn es daher in der Praxis gelegentlich vorgekommen ist, dass 
durch Konsistorialerlass einem Superintendenten die Befugnisse als geist- 
licher Kirchenkommissar entzogen sind, so vermag ich das nicht als 
zulässig anzuerkennen. 

!) Darum sieht auch die kgl. Verordnung vom 5. März 1890 
(K.A.Bl. 33 £.) nur den Fall einer dauernden Behinderung des weltlichen 
Kommissars vor. Eine dauernde Behinderung des geistlichen Kommissars 
erscheint gleichzeitig als eine solche des Superintendenten in seinem 
Hauptamt, und dafür ist bereits anderweit Fürsorge getroffen. 

?) Das steht im Widerspruch zu der bisherigen Praxis. Diese scheint 
davon auszugehen, dass das weltliche Kirchenkommissariat (durch das 
kirchliche Recht) dem Staate zugewiesen sei, und dass es diesem über- 
lassen bleibe, wen er mit der Wahrnehmung dieser Funktion betrauen 
wolle. Nach dieser Auffassung wären dann die Bestimmungen der Amts- 
ordnungen dahin zu verstehen, dass die kraft Kirchenrechts einem Staats- 
beamten vorbehaltene offene Stelle durch das „Amt“ bezw. dessen 
jeweiligen Inhaber zu versehen sei. Dies wäre dann eine Vorschrift 
staatlicher Organisation und demnach staatlicher Natur. — Dieser Ge- 
dankengang ist aber nicht zutreffend. Es ist das, weltliche Kirchen- 
kommissariat nicht dem Staate ganz allgemein zugekommen, der Amt- 
mann war nicht als Vertreter des Staates Mitglied der Kirchenkommis- 
sion, sondern die (gewohnheitsrechtliche) Vorschrift des Kirchenrechts 
machte speziell den Amtmann und nur diesen zum Kirchenkommissar. 
Ebensowenig wie das Kirchenrecht die oberste Stelle des Kirchenregiments 
dem Staate zuweist und dieser nun (kraft Staatsrechts) den König 
in die ihm vorbehaltene Stelle des Kirchenregiments hineinsetzt, eben- 
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zum weltlichen Kirchenkommissar ernannt werden sollte). In- 
dessen ist in diesem Punkte die Entwicklung der Kirchen- 
kommission zu einer festen Behörde noch nicht zum Abschluss 
gekommen. In hannoverscher Zeit war das Konsistorium zur 
Erteilung der „Kommission“ befugt?). In preussischer Zeit ist 
der Kultusminister gemeinsam mit dem Minister des Innern 
zuständige Instanz geworden’). Im Falle vorübergehender 


sowenig ist der Amtmann (Landrat) kraft Staatsrechts Mitglied der 
Kirchenkommission. — Ob sich die (staatlichen) Vorschriften der Amts- 
ordnungen über das Kirchenkommissariat nicht etwa daraus rechtfertigen, 
dass die Kirchenkommission damals auch Staatsbehörde war (wie die 
Konsistorien), ist für das geltende Recht ohne Belang, da der staatliche 
Charakter jedenfalls seit 1885 in Fortfall gekommen ist. 

!) Als durch kgl. Verordnung vom 5. März 1390 (K.A.Bl. 33 £.) die 
Kirchenkommission auch für Lingen, Arenberg-Meppen und Hadeln 
eingeführt wurde, hat der König die Minister des Kultus und des Innern 
ausdrücklich ermächtigt, im Falle dauernder Verhinderung des weltlichen 
Kommissars an dessen Statt einen anderen Beamten zu beauftragen. 
Dass diese Ermächtigung nötig war, ist ein Beweis für die Richtigkeit 
obiger Deduktion. 

2) Vgl. $ 40 der hannoverschen Amtsordnung vom 18. April 1823 
(Ebhardt II, 216); $8 der revidierten Amtsordnung vom 10. Mai 1859 
(oben S. 246). Wenn man, wie ich das für richtig halte, hierin lediglich 
staatliche Bestimmungen sehen will, die für die nach heutigem Recht 
allein kirchliche Behörde nicht mehr massgebend sein können, so ist das 
im Resultat unwesentlich, da es sich nach kirchlichem Recht, sei es 
infolge der Auffassung der Kommission als eines freiwilligen Auftrages, 
sei es infolge entsprechender Gewohnheit, ebenso verhält. 

®) Eine ausdrückliche Anordnung, die dem Konsistorium seine Be- 
fugnisse in so weit entzogen und sie auf die Ministerialinstanz übertragen 
hätte, ist mir nicht bekannt geworden. Indessen stand es dem Kultus- 
minister als der höheren Instanz auch ohne besondere Anordnung frei, 
diese Angelegenheiten von sich aus zu regeln und dadurch indirekt die 
Verordnungsgewalt darüber auch für die Folge an sich zu ziehen, da ja 
das Konsistorium als nachgeordnete Behörde diese Vorschriften von sich 
aus nicht wieder aufheben kann. — Dort, wo die Kirchenkommission 
überhaupt erst in preussischer Zeit eingeführt ist, ergab sich aus der 
geschichtlichen Entwicklung weder eine Kompetenz des Konsistoriums 
noch eine solche des Kultusministers, und es bedurfte daher hier einer 
besonderen Uebertragung der Verordnungsgewalt an ihn. Siehe Anm. 1 
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Behinderung des Landrats aus rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen gelten nicht die staatlichen Vorschriften für seine 
Vertretung. Es bedarf vielmehr besonderer kirchlicher Rege- 
lung, für welche dieselbe Instanz zuständig ist, die auch über 
die normale Versehung des Kommissariats zu bestimmen hat: die 
Minister des Kultus und des Innern, welche aber ihre Befug- 
nisse in so weit auf den Oberpräsidenten übertragen haben )). 

Auf Grund dieser allgemeinen Rechtslage ergibt sich im 
einzelnen folgender Rechtszustand: 


IV. Der Superintendent ist ohne weiteres auch geistlicher 
Kirchenkommissar und zwar, abgesehen von den unten zu 
nennenden Beschränkungen, auch in Superintendenturpfarren ?). 
Eine besondere Ernennung findet nicht statt. Für die Ver- 
tretung des Superintendenten als Kirchenkommissar gelten 
grundsätzlich dieselben Vorschriften wie für seine Vertretung im 
Hauptamt. Ist der Superintendent tatsächlich verhindert ®)? %), 


zu dieser Seite. — Die Zuziehung des Ministers des Innern rechtfertigt 
sich daraus, dass die Uebertragung neuer Amtsfunktionen auf die ihm 
unterstellten Beamten seiner Zustimmung bedarf (vgl. auch Hannoversche 
Revidierte Amtsordnung vom 10. Mai 1859 $ 8; oben S. 246). Aus der 
rechtlichen Natur des weltlichen Kirchenkommissariats kann diese Zu- 
ziehung nicht begründet werden. Vgl. auch unten S. 301 ff. 

!) Siehe Erlass des Oberpräsidenten zu Hannover vom 12. Oktober 
1888. — Dass die Beauftragung des Oberpräsidenten mit kirchlichen 
Funktionen eine bemerkenswerte Anomalie ist, bedarf nur eines Hin- 
weises. Sie erklärt sich wohl aus der oben S. 275 Anm. 2 näher dargelegten 
Auffassung, welche in der Uebertragung des weltlichen Kirchenkommis- 
sariats einen Akt staatlicher Gewalt sieht. — Durch den Öberpräsidenten 
ist ein für allemal eine Stellvertretungsliste für die weltlichen Kirchen- 
kommissare aufgestellt, so dass es eintretendenfalls nur einer Anzeige an 
den Stellvertreter bedarf. 

?) Für den Bezirk Hannoverr besonders angeordnet in Art. 1 Abs. 2 
der Konsistorialanweisung vom 8. November 1864. — Baustaedtll. 

°) Im Falle der Beurlaubung eines Superintendenten ist eine An- 
zeige an den weltlichen Kirchenkommissar besonders vorgeschrieben in der 
Bekanntmachung des Kgl. Landeskonsistoriums Hannover vom 7. Mai 1886 
Ziff. 3 (K.A.Bl. 1885/6, 50). 

R#) Kons.-Bek. vom 25. Juli 1890 betr. Urlaubserteilung an Super- 
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so vertritt ihn sein vom Konsistorium ein für allemal be- 
stellter Vertreter, jedoch sind alle entscheidenden Verfügungen, 
soweit angängig und tunlich, zurückzustellen, bis der Super- 
intendent die Geschäfte selbst wieder übernommen hat. — Ist 
der Superintendent rechtlich verhindert, so tritt an seine 
Stelle der Generalsuperintendent‘). Dieser wird in so fern 
zum geistlichen Kirchenkommissar. 

Die Fälle rechtlicher Behinderung ergeben sich im 
wesentlichen aus der Stellung des geistlichen Kommissars zu- 
gleich als Pfarrer der Superintendenturgemeinde. Man hat 
hier zwischen den drei Hauptzweigen der Kompetenz der 
Kommissarien zu unterscheiden. Die Visitation und die In- 
troduktion haben in erster Linie Bezug auf die Person des 
Pfarrers. Für diese Geschäfte tritt also der Generalsuper- 
intendent in die Stelle des Spezialsuperintendenten. Die Aufsicht 
über den Kirchenvorstand dagegen schliesst nach Auffassung 
der Gesetzgebung keinen derartigen Interessenkonflikt in sich, 
dass der Pfarrgeistliche nicht auch zugleich Aufsichtsinstanz sein 
könnte: in so weit bleibt also die Kirchenkommission auch für 
Superintendenturpfarren bei ihrem Bestande ?). 


intendenten und Pastoren. — Giese, Kirchengesetze 7 f. — Die Verpflich- 
tung zur Anzeige an den weltlichen Kirchenkommissar daselbst sub. 4 i. f. 

!) Die Angelegenheit kommt dadurch nicht etwa an das Konsi- 
storium; denn nicht die Kirchenkommission ist behindert, sondern nur 
ein Mitglied. Auch tritt nicht etwa der Stellvertreter für den Super- 
intendenten ein; denn der ist nur zur Vertretung bei zeitweiliger Be- 
hinderung des Superintendenten bestellt. — Der Generalsuperintendent 
tritt ein, weil er die unterste kirchliche Instanz ist, welche über alle Be- 
teiligten kirchenregimentliche Aufsichtsrechte besitzt; gerade wie der 
Superintendent im allgemeinen eintritt, weil er die unterste kirchen- 
regimentliche Instanz ist, welche über die Beteiligten (Kirchenvorstände, 
Kirchengemeinden, auch Pfarrer) Aufsichtsrechte ausübt. 

2) Vgl. die Anweisung des Kgl. Konsistoriums Hannover für die 
Kirchenkommissarien vom 8. November 1864 zur Ausführung der Mini- 
sterialbekanntmachung vom 22. Oktober 1864 (Lohmann I, 202 Art. 1 
Abs. 2). — Die Ministerial-Bekanntmachung ist zwar durch $ 12 des 
Regulativs im allgemeinen aufgehoben (siehe aber auch die nächste Anm.). 


Rn 
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Als besondere Fälle, in denen der geistliche Kirchen- 
kommissar sein Amt nicht ausüben darf, sind zu nennen: 

a) Die Bestätigung der Pfarr-, Melioramenten- und 
Teilungsvergleiche der Superintendenturpfarrer. Dafür ist der 
Generalsuperintendent zuständig )*?). 

b) Die Genehmigung zur Kirchenrechnungsführung durch 
den Superintendenten 3)**). Wenn dieser Fall auch gesetzlich 
nicht vorgesehen ist, so ergibt er sich doch aus der persönlichen 
Beteiligung des Kommissars’), dessen Funktionen in so weit 
der Generalsuperintendent wahrnimmt ®). 


Die Ausführungsbestimmungen dazu sind jedoch dadurch nicht ohne 
weiteres hinfällig geworden; soweit das Regulativ sachlich nichts geän- 
dert hat, sind sie auch Ausführungsbestimmungen zum neueren Recht. 

8 1 Zf.9i.f. der Min.-Bek. vom 22. Oktober 1864. Diese 
Bestimmung ist durch das Regulativ vom 29. September 1888 — vgl. 
daselbst 8 12 — nicht aufgehoben, weil sie sich nicht auf die Zuständig- 
keit, sondern auf die Zusammensetzung der Kirchenkommission bezieht. 
Im übrigen würde auch ohne dies der Generalsuperintendent aus allge- 
meinen Gründen einzutreten haben. Vgl. oben S. 278 Anm. 1. 

R2) Eine entsprechende Vorschrift für die reformierte Kirche besteht 
nicht. Es dürfte aber analog dem Rechtszustand in der lutherischen 
Kirche zu entscheiden sein. 

3) Verbot für alle Pfarrgeistlichen in $ 23 der Konsistorialanweisung 
(Hannover) vom 26. Juli 1849. Zuständigkeit der Kirchenkommission 
gemäss $5 sub c des Regulativs. Für Stade, Aurich und Osnabrück be- 
steht ein solches Verbot nicht. 

R#, In der ref. Kirche besteht ein solches Verbot nicht, weshalb 
auch im Regulativ eine entsprechende Bestimmung fehlt. Vgl. $ 28 
K.-Gem.- u. Syn.-O. 

°) In erster Linie ist die Bestellung des Pfarrgeistlichen zum Kirchen- 
rechnungsführer eine Massregel der Geschäftsordnung des Kirchen- 
vorstandes und deren Verbot ebenso wie die Dispensation davon eine 
Geschäftsanweisung für die Kirchenvorstände. Da dies Verbot jedoch 
nicht so sehr im Interesse der Vorstände und der von ihnen geführten 
Verwaltung, die gerade durch das Gegenteil nur gewinnen könnte, als 
vielmehr im Interesse der Geistlichen selbst erlassen ist, so ist es — trotz 
seiner Stellung in einer Geschäftsanweisung für Kirchenvorstände — 
auch als an den Geistlichen selbst gerichtet anzusehen. Dieser kann sich 
aber vernünftigerweise von einem an ihn selbst gerichteten Verbot nicht 
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c) Die Entscheidung über die an den geistlichen Kom- 
missar als Superintendenten oder Pfarrgeistlichen zu ent- 
richtenden Gebühren sowie über den bei Gelegenheit von 
Haustrauungen u. s. w. zu gewährenden freien Transport !)*?). 
In diesem Fall tritt nicht etwa der Generalsuperintendent als 
geistlicher Kommissar ein, sondern die Kirchenkommission als 
solche wird unzuständig °)®*). Das Konsistorium entscheidet 
an ihrer Stelle. 


V. Der Landrat erwirbt das weltliche Kirchenkommis- 
sariat gleichfalls ohne weiteres mit seinem Hauptamt 5). Eine 


dispensieren. — Die Frage ist übrigens so gut wie rein theoretisch. 
Die mit Verwaltungsgeschäften schon reichlich belasteten Superinten- 
denten werden schwerlich daran denken, auch noch die Kirchenrechnung 
ihrer Gemeinde zu übernehmen und würden sich, selbst wenn sie sich 
irrtümlich für zuständig halten würden, den Dispens wohl niemals er- 
teilen. 

6) Vgl. oben S. 278 Anm. 1. 

1) 86 sub c des Regulativs. 

R?) Ebenda im ref. Regulativ. 

®) Durch das Regulativ ist den Kirchenkommissarien die Entscheidung 
über die erwähnten Gebühren nur mit Ausnahme derjenigen des geist- 
lichen Kommissars übertragen, woraus sich durch argumentum a contrario 
ergibt, dass die Entscheidung über die ausgenommenen Gebühren dem 
Konsistorium verblieben ist. — Die im Regulativ gemachte Ausnahme 
bezieht sich dem Wortlaut nach nur auf die an den geistlichen Kom- 
missar zu entrichtenden Gebühren, nicht auch auf die Gewährung freien 
Transports. Um die Zuständigkeitsverhältnisse jedoch nicht unnütz zu 
verwirren, wird man schon mit Rücksicht auf die Verbindung beider 
Fälle im Regulativ annehmen müssen, dass auch hinsichtlich des dem 
Superintendenten (als Pfarrgeistlichen) gebührenden freien Transports die 
Entscheidung dem Konsistorium zustehe. — Bei logischer Durchführung 
des Prinzips hätte auch in diesen Fällen der Generalsuperintendent in 
die Kirchenkommission eintreten müssen. Vgl. oben S. 278 Anm 1. 

R4, Ebenso. 

°) Siehe Erlass des Oberpräsidenten vom 12. Oktober 1888 an alle 
Landräte der Provinz: „Diese Regulative (sc. vom 29. September 1888 
für die evangelisch-lutherische und evangelisch-reformierte Landeskirche) 
enthalten über die Bildung der Kirchenkommissionen keine Bestimmung. 
Ich mache daher die Herren Landräte ergebenst darauf aufmerksam, 
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besondere Uebertragung des Kommissariats findet nicht statt. 
Darum ist jeder Landrat zunächst auch weltlicher Kirchen- 
kommissar. Gründe, welche ihn generell hievon ausschlössen, 
gibt es nicht. Lutherisches oder reformiertes Bekenntnis ist 
nicht erfordert !)??), Es kann das jedoch Anlass geben, dem 
bestreffenden Landrat bestimmte Funktionen zu entziehen. 
Bei tatsächlicher Behinderung °) des Landrats hat der Ver- 
treter in den landrätlichen Geschäften die Funktionen eines 
weltlichen Kirchenkommissars nur dann wahrzunehmen, wenn 
er ein evangelischer Assessor oder Referendar ist*)"5). Sonst 
sind alle nur vorbereitenden oder höhere Aufträge ledig- 
lich ausführenden Anordnungen oder Verfügungen durch 
den geistlichen Kirchenkommissar allein zu treffen. Alle ent- 
scheidenden Verfügungen sollen möglichst bis zum Fortfall der 


dass sie auf Grund der Kreisordnung für die Provinz Hannover mit allen 
seitherigen Rechten und Pflichten des Amtsbauptmanns auch alle Funk- 
tionen desselben als weltlicher Kirchenkommissar überkommen haben, 
ohne dass es dazu erst eines besonderen Auftrages der Kirchen- bezw. 
Staatsbehörden bedarf“. 

!) Der Schlusssatz des Ausschreibens des Kgl. Landeskonsistoriums 
vom 14. Juni 1892 betreffend die Stellvertretung der weltlichen Kirchen- 
kommissarien lautet freilich: „Falls durch eine Veränderung in der Be- 
setzung der genannten Landratsämter etwa wegen der Konfession des 
Amtsnachfolgers die Notwendigkeit einer abweichenden Regelung der 
Stellvertretung eintreten sollte, ... (ist) ... Anzeige zu machen“. — 
Dort ist aber eben nur von einer Aenderung der Vertretung infolge ab- 
weichender Konfession die Rede. Das Kommissariat selbst bleibt auch 
bei abweichender Konfession zunächst dem Landrat, 

R?) Debereinstimmend Ausschreiben des Konsistoriums Aurich vom 
11. Oktober 1892. Giese, Kirchengesetze 135 f. 

3) Der in der nächsten Anm. zitierte Erlass spricht ausdrücklich von 
den Fällen zeitlicher Behinderung. 

#) Gemeinschaftlicher Erlass des Ministers des Kultus und des Innern 
vom 8. Juni 1892; veröffentlicht durch Bekanntmachung des Kgl. Landes- 
konsistoriums vom 14. Juni 1892 (K.A.Bl. 58). 

R5) Der gleiche Erlass für die reformierte Kirche, bekanntgemacht 
durch Ausschreiben des Konsistoriums Aurich vom 22. Juni 1892 (Giese 
Kirchengesetze 135). 
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Behinderung des weltlichen Kommissars ausgesetzt werden. Für 
diejenigen Fälle, in denen dies die Eile der Sache nicht gestattet, 
wird dem Landrat ein benachbarter Landrat als Stellvertreter 
in den kirchenkommissarischen Geschäften bestellt. In der 
Praxis geschieht das jedoch nicht von Fall zu Fall, sondern 
es ist ein für allemal Vorsorge getroffen, indem schon im 
voraus eine Stellvertretungsliste )*?) aufgestellt ist, so dass 
es eintretenden Falls nur einer Anzeige an den Stellvertreter be- 
darf. Eventuell erfolgt die Ernennung eines interimistischen Ver- 
treters durch den Oberpräsidenten nach Anhörung des Konsi- 
storiums ?). Eine rechtliche Verhinderung des weltlichen Kom- 
missars ist nur in den allerseltensten Fällen denkbar *%). In den 
Gesetzen und Verordnungen ist dieser Möglichkeit überhaupt 
nicht gedacht. Ein Eintreten des Regierungspräsidenten in 
diesem Fall ist ausgeschlossen; denn dieser ist für den Land- 
rat als weltlichen Kirchenkommissar nicht Vorgesetzter, wie 
etwa der Generalsuperintendent für den Ephorus. Aber auch 
eine Vertretung durch einen benachbarten Landrat scheint nicht 
angängig, da diese Vertretungsbefugnis für die Fälle tatsäch- 
licher, nicht aber für die rechtlicher Behinderung angeordnet ist). 
Da somit eine Entscheidung der Kirchenkommission ausge- 
schlossen erscheint, devolviert die Sache ans Konsistorium. 


VI. Während nach dem Vorhergehenden eine — auch nur 
theoretische — dauernde Trennung der Funktionen des geist- 
lichen Kirchenkommissars von den sonstigen Amtsgeschäften 
des Superintendenten undenkbar ist, bildet eine solche Trennung 


') Bekanntgemacht ist lediglich die Liste für den Bezirk Aurich 
durch Konsistorialausschreiben vom 18. Juli 1895 (K.A.Bl. 70). 

R?) Bekanntgemacht durch das Ausschreiben des Konsistoriums Aurich 
vom 11. Oktober 1892 (Giese, Kirchengesetze 135). 

®) Siehe oben S. 281 Anm. 1. 

*) Interessenkollision würde z. B. vorliegen bei Entscheidungen über 
die durch den Landrat an seinen Pfarrgeistlichen zu entrichtenden Ge- 
bühren und über eine ihm zustehende Kirchstuhlberechtigung. 

5) Siehe oben S. 283 Anm. 3. 
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für das weltliche Kirchenkommissariat in seinen Beziehungen 
zum Landratsamt eine systematische Notwendigkeit. Auch der 
Landrat als solcher hat nämlich Amtsobliegenheiten, die, wenn 
sie auch nicht kirchlicher Natur sind, doch auf die Kirche Bezug 
haben, nämlich die Anordnung und Vollstreckung der zur 
Aufrechterhaltung der äusseren kirchlichen Ordnung erforder- 
lichen polizeilichen Vorschriften, kurz: die Kirchenpolizei. 
Dass diese, wie alle Polizei, für den Staat durch staatliche 
Beamte im staatlichen Interesse gehandhabt wird, bedarf keines 
Beweises. Ebenso, dass der Staat hier — im eigenen Interesse, 
das sich mit dem der Kirche deckt — seinen weltlichen 
Arm der Kirche leiht zu Schirm und Schutz. Das Bemerkens- 
werte aber ist, dass der Landrat in so weit eben nicht mehr als 
weltlicher Kirchenkommissar handelt, sondern nur kraft seines 
rechtlich davon zu trennenden staatlichen Amtes. Das 
Kirchenkommissariat, das doch so oft auch dogmatisch aus der 
Verpflichtung des Staates zur Hilfeleistung an die Kirche 
erklärt wird, bietet in seiner heutigen Gestalt!) nicht einmal 
Raum dafür. Die Verpflichtung zu Schutz und Schirm liegt 
dem Landrat neben dem weltlichen Kirchenkommissariat ob. 
Daran ändert es nichts, wenn die Landräte darauf hinge- 
wiesen sind ?), dass sie bei Handhabung der zur Aufrecht- 
erhaltung der äusseren kirchlichen Ordnung erforderlichen 
polizeilichen Vorschriften den kirchlichen Interessen die sorg- 


!) Anders natürlich, als die Kirchenkommission noch Staats- und 
Kirchenbehörde zugleich war, das weltliche Kommissariat also noch 
alle Obliegenheiten der Lokalobrigkeit auf kirchlichem Gebiet umfasste. 
So zählt die hannoversche Amtsordnung vom 18. April 1823 $ 72 Ziff. 7 
(Ebhardt II, 232) noch unter den Geschäften des weltlichen Kirchen- 
kommissariats die Kirchenpolizei mit auf. 

2) Durch gemeinschaftlichen Erlass der Minister des Innern und 
Kultus aus dem Jahre 1887. — Das genauere Datum dieses meines 
Wissens bisher ungedruckten Erlasses ist mir nicht bekannt. Ich ent- 
nehme ihn einem (gleichfalls ungedruckten) Ausschreiben des Konsi- 
storiums Stade vom 10. Dezember 1337, welches diesen Erlass zur Kenntnis 
der Superintendenten bringt. 
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fältigste Berücksichtigung zu gewähren haben, und dass es 
sich hiernach empfehlen wird, in Zweifelfällen zuvor mit dem 
zuständigen Superintendenten in Verbindung zu treten; denn, 
mögen die kirchlichen Interessen auch in noch so weitgehen- 
dem Masse berücksichtigt werden, es ist doch der Staat, der 
sie bei seiner staatlichen Tätigkeit in acht nimmt. 


VII. Der Patron gehört nicht zur Kirchenkommision. Bei 
der Visitation und der Introduktion hat er zwar ein Recht 
auf Anwesenheit!)*2), bei der Visitation kann er auch ver- 
langen, dass er mit seinen Bemerkungen zur kirchlichen Ver- 
mögensverwaltung gehört werde®°); aber ein Recht auf Teil- 
nahme an den Beschlüssen der Kirchenkommission hat er nicht. 
An der Aufsicht über die Tätigkeit der Kirchenvorstände 
vollends kann er schon deshalb keinen Teil haben, weil für 
die Wahrnehmung seiner Rechte bereits durch seine Beteiligung 
am Kirchenvorstand *)* 5) die nötigen Garantieen gegeben sind. 
Sobald er seine Interessen verletzt glaubt, mag er die Ent- 
scheidung der Kirchenregierung anrufen *®)®”); aber er kann 
nicht bei dieser Entscheidung mitwirken. 


1)$ 5 Ziff. 4 des Gesetzes vom 28. September 1891. 

R?2) S 5 Zifl. 4 des Gesetzes vom 8. August 1898: „Den Patronen 
steht das Ehrenrecht der Beteiligung an der Kirchenvisitation zu“. 

R3) Für die reformierte Kirche besteht eine entsprechende Vorschrift 
nicht. Es dürfte aber trotzdem, wo der Patron nicht schon als Gemeinde- 
glied das Recht der Anbringung von Ausstellungen hat — vgl. Aus- 
führungsbekanntmachung des Konsistoriums Aurich vom 8. August 1898 
sub 3b der Anlage. Giese, Kirchengesetze 204 — dem Patron das 
Recht der Vorbringung von Wünschen und Beschwerden nicht zu ver- 
sagen sein. Vgl. $ 9 des Gesetzes vom 8. August 1898. Giese, 
Kirchengesetze 202. 

#)$ 14 Abs. 1 K.-V.- und Syn.-O. 

R5) 8 7 K.-Gem,- und Syn.-O. 

6) 8 23 Abs. 2 K.-V.-G. vom 14. Oktober 1848 in Verbindung 
mit $ 35 Abs. 1 und 2 der K.-V.- und Syn.-O. vom 9. Oktober 1864. 

Rn) S 23 Abs. 2 K.-V.-G. vom 14. Oktober 1848 in Verbindung mit 

$$ 26, 81 der K.-Gem.- und Syn.-O. 


S=31u)> 
Die Organisation der Kirchenkommission. 


I. Die beiden Kirchenkommissarien sind rechtlich einander 
gleichgestellt. Kein Kommissar ist dem anderen vorgesetzt. 
Kein Kommissar ist befugt, die Kommission allein zu vertreten. 
Von diesem obersten Grundsatz bestehen zwar einzelne Aus- 
nahmen, die weiter unten ausgeführt sind; aber auch diese 
Ausnahmen sind in so fern unvollkommen, als wider seinen 
Willen kein Kommissar von der Erledigung einer einzelnen 
Angelegenheit ausgeschlossen werden kann. Wünscht ein Kom- 
missar an einem Amtsgeschäft teilzunehmen, mit dessen Er- 
ledigung der andere Kommissar, sei es vereinbarungsgemäss, 
sei es durch Anordnung des Konsistoriums, allein befasst ist, 
so kann ihm diese Mitwirkung nicht versagt werden ?)*3). 


II. Dritten Behörden treten die Kirchenkommissarien nur 
gemeinschaftlich gegenüber. Nur sie gemeinschaftlich können um 
Rechtshilfe ersucht werden *) und, wenn natürlich auch niemand 
die ersuchenden Behörden hindern kann, einen Wunsch über die 
Art und Weise der Erledigung des Ersuchens auszusprechen, 
so bleibt dieser Wunsch doch ebenso unverbindlich, wie wenn 
etwa bei einem Ersuchen ans Konsistorium der Wunsch aus- 


!) Siehe (ungedrucktes) Gutachten des Konsistorialsekretärs Schlegel 
über die Verwaltung des Kirchenkommissariats in Harburg d.d. 6. Juni 
1803. Acta generalia des Konsistoriums Hannover. K. 18/5. 

2) 8 10 Abs. 2 Satz 2 des Regulativs. 

R3) Ebenda im ref. Regulativ. 

+) In so weit kann den im Schreiben des Landeskonsistoriums vom 
26. Januar 1883 — K.A.Bl. 1889, 30 f. — ausgesprochenen Grund- 
sätzen nicht beigetreten werden. Es heisst dort: (Der Bezirkssynodal- 
ausschuss) „wird deshalb, wenn die betreffenden Personen ... nicht er- 
scheinen ..., deren Vernehmung durch den weltlichen Kirchenkommissar 
zu erwirken haben. Ebenso empfiehlt es sich, dass der Ausschuss .. 
eidliche Zeugenvernehmungen nicht selbst vornehme, sondern dieserhalb 
gleichfalls an den weltlichen Kirchenkommissar sich wende.“ — Das 
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gesprochen würde, es möge ein geistlicher Konsistorialrat mit 
der Erledigung betraut werden. 

Etwas anders liegt die Sache, wenn das Ersuchen vom 
Konsistorium ausgeht. Dieses ist die vorgesetzte Behörde der 
Kirchenkommission und deshalb auch befugt, über die Geschäfts- 
verteilung — wie generell, so auch für diesen einzelnen Fall 
— Bestimmung zu treffen. Aber man wird solche Bestimmung 
immer nur positiv dahin aufzufassen haben, dass ein Kommissar 
notwendigerweise bei der Erledigung mitwirken müsse, nicht aber, 
dass der andere von der Mitwirkung ausgeschlossen wäre. Das 
würde den Grundsatz der Gemeinschaftlichkeit aufheben, und 
zu dessen Aufhebung ist das Konsistorium schon deshalb nicht be- 
fugt, weil er im Regulativ, einem Ministerialerlass, festgelegt ist. 


Recht, den Superintendenten auf diese Weise von der Erledigung — 
wenigstens formell — auszuschliessen, hat die Bezirkssynode nicht. Ihr 
Ersuchen wird deshalb an beide Kirchenkommissarien zu richten sein. 
Ja, da die Synode als vorgesetzte Behörde nicht in Betracht kommt, 
ist ihr auch formell jeder Einfluss auf die Geschäftsverteilung unter 
den Kommissarien versagt. Wie und durch wen die Kirchenkommis- 
sion das an sie gerichtete Ersuchen ausführen will, geht nur sie an. — 

Praktisch ist dies allerdings von geringer Bedeutung. Der Super- 
intendent ist Vorsitzender der Bezirkssynode und ihres Ausschusses und 
wird daher wider seinen Willen bei der Erteilung der Kommission nie- 
mals übergangen werden. Auch werden die Kommissarien praktisch 
den Wünschen auf Erledigung soleher Vernehmungen durch den welt- 
lichen Kommissar entsprechen, wenn diese Wünsche auch rechtlich nur 
als unverbindliche Anregungen zu qualifizieren sind, denen nicht ent- 
sprochen zu werden braucht. — Vgl. auch Konsistorialausschreiben d. d. 
Hannover, den 10. Januar 1910. Darin ist den Kirchenvorständen zur 
Pflicht gemacht: „sobald Kali- und Oelgewinnungsunternehmer Verhand- 
lungen über Ausnutzung von Grundstücken der Feldmark anknüpfen, den 
Herrn weltlichen Kirchenkommissar vor dem Abschluss derartiger Ver- 
träge um Beratung anzugehen.“ — Es kann aber den Kirchenvorständen 
nicht zur Pflicht gemacht werden, sich mit einem Kommissar allein in 
Verbindung zu setzen, vielmehr tritt den Kirchenvorständen nur die Kirchen- 
kommission als solche gegenüber. Das Ausschreiben ist daher dahin zu 
verstehen, dass in solchen Fällen innerhalb der Kirchenkommission dem 
weltlichen Kommissar die Bearbeitung obliegen soll. 
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III. Jede Verfügung oder Erklärung der Kirchenkom- 
missarien gegenüber Dritten bedarf der Unterschrift beider 
Kommissarien. Dabei hat korrekterweise jeder Kommissar 
seinen Amtscharakter beizufügen, da Superintendent und Land- 
rat nur kraft ihres Hauptamtes, nicht aber für ihre Person 
Mitglieder der Kirchenkommission sind. Kraft Herkommens !) 
unterzeichnet der Superintendent zuerst, so dass also eine 
formell richtige Unterschrift zu lauten hat: 

Die Kirchenkommissarien: 


Der Superintendent: Der Landrat: 
N.N, NEN: 


Die Unterschrift eines Kommissars allein ist nicht ge- 
nügend?). Darum würde z. B. eine Unterschrift: „Im Auf- 


!) Siehe oben S. 219 ff. Anm. 2 — Konsistorialreskript (Hannover) 
vom 24. November 1681 (Ebhardt, Kirchengesetze I, 740 £f.); Regierungs- 
reskript vom 8. Dezember 1775 (Ebhardt, ebenda 741f.); etwas ab- 
weichend, aber in so weit obsolet: ein Konsistorialregulativ (Hannover) 
aus dem Jahre 1777 (zitiert bei Schlegel, Kirchenrecht II, 484 und 
Ebhardt 1]. c.); Konsistorilausschreiben (Hannover) vom 2. Mai 1854 
(Ebhardt, Kirchengesetze. Erste Folge. 40) und vom 19. November 1867 
(Ebhardt, ebenda. Zweite Folge. 112) — Konsistorialausschreiben 
(Aurich) vom 6. April 1854 (Ulrichs I, 311) und vom 15. Juni 1554 
(ebenda I, 318) — Konsistorialausschreiben (Stade) vom 12. Juni 1854 
(Rechtern 45 f.), wodurch aufgehoben $ 18 der Stader Instruktion für 
die Kirchenkommissarien vom 19. Oktober 1826 (Ruperti66, Ebhardt 
IV, 94), wonach der Rang des weltlichen Kommissars entschied. 

2) In einer (ungedruckten) Konsistorialverfügung an das Kgl. Amt 
Liebenburg vom 29. Mai 1854 (Acta generalia des Kgl. Konsistoriums 
zu Hannover K. 18/i) heisst es: „Es versteht sich von selbst, dass auch 
die Prediger den in Kirchenkommissariatsangelegenheiten vom Kgl. 
Amte einseitig in der vorgeschriebenen Form (sc. ‚von weltlichen Kirchen- 
kommissariats wegen: das Amt‘) an sie ergehenden Verfügungen unbedingt 
Folge zu leisten haben. Zwar werden regelmässig ... die Erlasse, nament- 
lich wenn sie Entscheidungen enthalten und erheblicher Natur sind, von 
beiden Kirchenkommissarien zu unterschreiben sein. Dem steht aber 
nicht entgegen, dass nicht auch zur Abkürzung des Geschäftsganges oder 
im beiderseitigen Einverständnis einzelne Erlasse von geringer Erheb- 


2388 E. Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. 


trage der Kirchenkommission: N. N., Superintendent“, oder: 
„Die Kirchenkommissarien: N. N., Superintendent, zugleich für 


lichkeit, Instruktionsverfügungen u. dergl. einseitig von dem geistlichen 
oder weltlichen Kirchenkommissar ergehen können, und keinesfalls haben 
sie die Befugnis, die Befolgung dieser Erlasse aus dem Grunde, weil 
sie nicht von beiden Kirchenkommissarien unterschrieben wurden, ab- 
zulehnen, indem vielmehr die Beurteilung der Notwendigkeit .eines ge- 
meinsamen Erlasses dem pflichtmässigen Ermessen des Expedienten nach 
der jedesmaligen Natur des Gegenstandes überlassen und derselbe wegen 
der einseitig von ihm ausgehenden Verfügungen nur seinem Conkom- 
missarius und Uns (sc. dem Konsistorium) verantwortlich bleibt.“ 

Es ist ziemlich müssig, zu untersuchen, ob diese Erwägungen dem 
damaligen Recht entsprachen. Dem heutigen Recht sind sie zuwider. 
Eine Vereinbarung der Kommissarien untereinander ist für Dritte ohne 
Bedeutung. Es kommt allein darauf an, ob die Verfügung (äusserlich) 
den gesetzlichen Anforderungen entspricht. Tut sie das nicht, trägt sie 
insbesondere — soweit vorgeschrieben — nicht die Unterschrift beider 
Kommissarien, so ist sie ungültig. Jeder, an den eine Verfügung der 
Kirchenkommission ergeht, hat das Recht, das nachzuprüfen. Ungültigen 
Verfügungen braucht er nicht nachzukommen. 

Es wäre also im vorliegenden Falle nach geltendem Recht zu 
untersuchen, ob eine „vorbereitende Massnahme“ vorliegt; denn das ist 
der einzige Fall, in dem beiderseitige Unterschrift nicht erforderlich ist. — 
Siehe unten im Text. — Diese Frage ist zu verneinen. Wenn auch im 
allgemeinen nur bei genauer Kenntnis der Sachlage in concreto darüber 
entschieden werden kann, ob eine Verfügung eine vorbereitende Mass- 
regel enthält oder nicht, so ist doch nach dem Sinn des Regulativs der 
Kreis der vorbereitenden Massregeln auf Angelegenheiten von geringerer 
Bedeutung zu beschränken. Schon mit Rücksicht auf die Möglichkeit 
einer eventuellen Beeidigung und Verhängung von Ordnungsstrafen ist 
aber eine Vorladung vor die Kirchenkommission nicht zu diesen wenig 
erheblichen Verfügungen zu zählen. 

Umgekehrt geht der obige Konsistorialerlass zu weit, wenn er der 
Form der Unterschrift wesentliche Bedeutung beimisst. Es soll zwar im 
allgemeinen in der Unterschrift zum Ausdruck gebracht werden, dass 
der Superintendent oder der Landrat in seiner Eigenschaft als Kirchen- 
kommissar handelt. Aber für die Gültigkeit einer einseitigen Verfügung, 
sofern sie nur eine vorbereitende Massnahme trifft, reicht es schon aus, 
wenn sich das nur in irgend einer Weise aus dem Inhalt der Verfü- 
gung ergibt. Unterzeichnen beide Kommissarien, so ist es für die Gültig- 
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den beurlaubten Landrat ...“ Ungültigkeit des betreffenden 
Rechtsaktes !) zur Folge haben. Freilich wird man auch 
hierin nicht zu weit gehen dürfen?). Einfache Verfügungen, 
die im Laufe des Geschäftsganges notwendig werden, wird 
auch ein Kommissar allein unterzeichnen können, wenn die 
Herbeiführung der Mitunterschrift des anderen Kommissars mit 
Schwierigkeiten und Umständlichkeiten verknüpft sein würde, 
welche der geringen Bedeutung der betreffenden Verfügung 
nicht entsprechen. In Zweifelsfällen jedoch ist immer die Mit- 
unterschrift des anderen Kommissars herbeizuführen. Allein- 
zeichnung hat stets die Ausnahme zu bilden. Entscheidende 


keit des Aktes überhaupt nicht erforderlich, zu erwähnen, dass die Ver- 
fügung von Kirchenkommissariats wegen ergeht. 

!) Der Text spricht natürlich nur von solchen Verfügungen, die 
einen rechtlichen Inhalt haben; denn nur bei ihnen kann man von einer 
juristischen Ungültigkeit reden. Andere im Geschäftsgang vorkommende 
Verfügungen, wie Aktenvermerke, Büroanweisungen, Vorlegeverfügungen 
brauchen nur dann gemeinsam erledigt zu werden, wenn ein vernünf- 
tiger Grund dazu vorhanden ist. 

?) Auch vom rein juristischen Standpunkt aus nicht. Der Grund- 
satz unbedingter Gemeinschaftlichkeit des Handelns ist im Regulativ 
{$ 10 Abs. 1 Satz 1) nur für entscheidende Verfügungen festgelegt. Eine 
strenge Wortinterpretation könnte daraus sogar entnehmen, dass für die 
nicht entscheidenden Verfügungen (und das ist die grosse Mehrzahl) eine 
Beteiligung beider Kommissare überhaupt nicht erforderlich sei. Es 
würde eine solche Annahme jedoch sachlich ebenso verfehlt sein wie ihr 
Gegenteil. Für die nicht entscheidenden Verfügungen besteht der Grund- 
satz der Gemeinschaftlichkeit auch, aber er ist in so weit eben nur ein 
aus dem Grundgedanken der Behörde als einer kollegialen abgeleitetes 
oberstes Prinzip, eine latente Regel, von der aus triftigen Gründen Aus- 
nahmen zulässig sind. Solche Ausnahmen sind auch im Regulativ (ganz 
aus dem gleichen Gesichtspunkt wie im Text) gemacht für vorbereitende 
Massregeln ($ 10 Abs. 2; siehe unten im Text, auch oben $. 287 Anm. 2). 
Ebenso ist in der Bekanntmachung des Landeskonsistoriums vom 14. Juni 
1892 (K.A.Bl, 58) nur für entscheidende Verfügungen der Grundsatz der 
Gemeinschaftlichkeit unbedingt aufrecht erhalten. Diese Ausnahmen 
reichen aber nicht aus, um den ihnen zu Grunde liegenden gesetzgeberi- 
schen Gedanken vollständig durchzuführen. Man wird deshalb für die 
Fälle des Textes analog zu entscheiden haben. — Uebrigens ist dies alles 
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Verfügungen insbesondere können nur im beiderseitigen Ein- 
verständnis abgegeben werden. 

Von der allgemeinen Regel machen eine Ausnahme „vor- 
bereitende Massregeln* )®2), für welche die Unterschrift eines 
Kommissars genügen soll. Hat beispielsweise ein Kirchenvor- 
stand einen Antrag auf Genehmigung eines von ihm gefassten 
Beschlusses eingereicht, und glaubt die Kirchenkommission 
(oder auch nur ein Kommissar), die Begründung dieses Antrages 
bilde keine genügende Unterlage für die Entscheidung, so wird 
sie ihn zur Ergänzung der tatsächlichen Angaben der Antrags- 
begründung auffordern. Solche Auskunftsersuchen bedürfen als 
vorbereitende Massregeln nur der Unterschrift eines Kommissars. 
Der Kirchenvorstand kann das Ersuchen nicht ablehnen mit 
der Begründung, es sei nicht in der richtigen Form gestellt. 

Das Ergebnis der Ausführungen ist in folgende vier Grund- 
sätze zusammenzufassen: 

1. Eine Verfügung der Kirchenkommission ist nur gültig, 
wenn beide Kommissarien sie unterzeichnet haben. 

2. Bei entscheidenden Verfügungen ist eine Ausnahme 
hiervon in allen Fällen unzulässig. 

3. Für vorbereitende Massregeln dagegen genügt stets 
die Unterschrift eines von beiden. 

4. In besonderen Fällen ist bei unwichtigen oder mit 
Rechtsnotwendigkeit vorzunehmenden Akten die Unterschrift 
eines Kommissars ausreichend. 


IV. Von dem Verhältnis der Kirchenkommission zu Dritten 
streng zu scheiden ist die lediglich interne Geschäftsverteilung 
unter den Kommissarien selbst. Bearbeitung einer Angelegen- 
heit, die sich daran anschliessende Beschlussfassung über sie 
und Unterzeichnung der sie betreffenden Schrifstücke ist etwas 
durchaus Verschiedenes. 


3n dem (formell nicht mehr gültigen) Ausschreiben des Konsistoriums 
Aurich vom 23. Januar 1851 (Ulrichs I, 249 f.) ausdrücklich anerkannt. 
') $ 10 Abs. 2 Satz 1 des Regulativs. 
R°) Ebenda im reformierten Regulativ. 
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Für die Beschlussfassung gilt gleichfalls als oberster Grund- 
satz, dass die Kirchenkommissarien nur im beiderseitigen Ein- 
verständnis handeln können‘)*?). Eine Ausnahme besteht 
dabei in so fern, als bei vorbereitenden Massnahmen jeder 
Kirchenkommissar für sich vorgehen kann, ohne verpflichtet 
zu sein, die Zustimmung seines Konkommissars einzuholen. 
Damit ist aber weder ausgeschlossen, dass er sich trotzdem 
in den Fällen, in denen es ihm zweckmässig erscheint, dieses 
Einverständnisses vergewissert, noch ist dadurch der Konkom- 
missar vollkommen ausgeschaltet. Wünscht er mitzuwirken, so 
muss diesem Verlangen entsprochen werden. Und widerspricht 
er einzelnen einseitig in Aussicht genommenen Verfügungen, 
so wird deren Ausführung dadurch unzulässig. Können die 
Kirchenkommissarien sich nicht einigen, so haben sie in 
der Sache selbst eine Entscheidung des Konsistoriums herbei- 
zuführen °)® ®), 

Von der Beschlussfassung ist rechtlich zu scheiden die 
ihr voraufgehende vorläufige Bearbeitung’). Für diese soll 
in erster Linie die freie Vereinbarung unter den Kommissarien 
entscheiden 6)*”), Eine solche Vereinbarung ist nicht zulässig 


ı) $ 10 Abs. 1 Satz 1 des Regulativs. 
R?) Ebenda im reformierten Regulativ. 
®) $ 10 Abs. 1 Satz 2 des Regulativs. 
Ri) Ebenda im reformierten Regulativ. 

5) Ausschreiben des Kgl. Konsistoriums Stade vom 1. Dezember 
1883: „Wir machen darauf aufmerksam, dass der $ 10 Absatz 3 des 
Regulativs (sc. vom 29. September 1888) mehrfach unrichtig verstanden 
ist. Derselbe spricht sich zwar darüber aus, welche Geschäfte beim 
Mangel besonderer Verständigung von dem einen oder dem anderen 
der beiden Herren Kirchenkommissarien zu bearbeiten sind, lässt 
aber den Grundsatz, dass, abgesehen von den Fällen des $ 10 Abs. 2 
bezw. $ 8, die Herren Kirchenkommissarien für die Folge in allen zu 
ihrem Geschäftskreis gehörigen Angelegenheiten gemeinschaftlich zu 
handeln und stets gemeinschaftlich an uns zu berichten haben, un- 
-berührt.“ 

°) 8 10 Abs. 3 Satz 1 des Regulativs. 

Rr) 8 10 Abs. 2 Satz 3 des reformierten Regulativs. 
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über die Unterschrift der Verfügungen‘). Ein Kommissar kann 
weder generell noch ad hoc sein Zeichnungsrecht auf den 
anderen übertragen. Eine solche Vereinbarung ist auch nicht 
zulässig hinsichtlich der Beschlussfassung über alle oder einzelne 
Geschäfte. Ein Kommissar kann nicht auf sein Mitwirkungs- 
recht verzichten. Bei der Vereinbarung über die vorläufige Be- 
arbeitung sind die Kommissarien nur in einem Punkte beschränkt: 
sofern das Konsistorium etwas Abweichendes anordnet. Ist eine 
Vereinbarung nicht getroffen oder nicht zu erreichen, so de- 
volviert die Sache nicht etwa ans Konsistorium, sondern es 
sind alle Angelegenheiten, welche Bildung und Zusammensetzung 
der Kirchenvorstände, deren auf Vermögenssachen bezügliche 
Tätigkeit und sonstige Vermögenssachen (mit Ausschluss jedoch 
dessen, was die Aufstellung der Melioramenten- und Teilungs- 
vergleiche angeht) betreffen, sowie die Disziplinarsachen und 
Wahlangelegenheiten der Regel nach zunächst vom weltlichen 
Kirchenkommissar zu bearbeiten. Die übrigen Geschäfte sind 
im internen Geschäftsgang vom geistlichen Kommissar zu er- 
ledigen, insbesondere auch die Melioramenten- und Teilungs- 
vergleiche ?)* 3). 


V. Besonderes ist bezüglich der Introduktion und Visitation 
zu bemerken. Bei letzterer sind dem geistlichen Kommissar 
durch eigenes Gesetz*)*°) einzelne Funktionen rein geist- 
licher Natur allein vorbehalten; ferner sind gewisse vorbereitende 
Massnahmen ihm allein zugewiesen. Diese gesetzlichen Be- 
stimmungen beziehen sich auf die interne wie externe Zustän- 
digkeit. Eine abweichende Vereinbarung der Kommissarien 
ist dort im allgemeinen unzulässig®). 


') Unrichtig daher die oben 8. 287 Anm. 2 angeführte Konsistorial- 
verfügung vom 29. Mai 1854. 
?) 8 10 Abs. 3 Satz 2 des Regulativs. 
R3) $ 10 Abs. 2 Satz 4 des reformierten Regulativs. 
#) Kirchengesetz vom 28. September 1891 (K.A.Bl. 73 ff.). 
Kirchengesetz vom 8. August 1898 (Giese, Kirchengesetze 201 ff.). 
Näheres unten in $ 35 (S. 359 £f.). 
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Ein Gleiches gilt für die Introduktion‘). Es ist das 
allerdings nicht besonders angeordnet, ergibt sich aber aus 
der Natur der Sache. Dass alles, was das rein geistliche 
Gebiet berührt, dem Superintendenten allein vorbehalten bleibt, 
ist selbstverständlich. Aber auch im übrigen liegt der Akt 
im wesentlichen in der Hand des geistlichen Kommissars, wie 
sich das schon aus der fakultativen Mitwirkung des Land- 
rats ergibt. 


832% 
Die Stellung der Kirchenkommission im Kirchenregiment. 


I. Die Kirchenkommission ist die unterste Instanz des 
landesherrlichen Kirchenregiments ?)* 3). Als solche ist sie Ver- 
waltungs-, aber auch entscheidende Behörde. 


II. Soweit es sich um ihre verwaltende Tätigkeit handelt, 
ist die Kirchenkommission von ihren Vorgesetzten, dem Konsi- 
storium und dessen übergeordneten Instanzen), vollständig 
abhängig. Das Konsistorium ist jederzeit in der Lage, die 
Kirchenkommission mit der Wahrnehmung auch solcher Ge- 
schäfte zu betrauen, für die ihr generell eine Kompetenz 
nicht übertragen ist’)*®%). Umgekehrt kann das Konsi- 
storium auch beschränkend in die Tätigkeit der Kirchen- 
kommission eingreifen )*®). Zu diesem Zwecke ist es be- 


!) Siehe unten in $ 36 (8. 370 ff.). 
2) $ 1 des Regulativs, siehe auch oben S. 272 Anm. 1. 
R3) $ 1 des ref. Regulativs. 

#) Die Generalsuperintendenten sind nicht Vorgesetzte der Kirchen- 
kommission, sondern nur der Superintendenten, allerdings auch in An- 
sehung der ihnen als geistlichen Kirchenkommissarien obliegenden Ver- 
pflichtungen. 

5) $ 2 des Regulativs. 

R6) Ebenda im reformierten Regulativ. 

')$ 11 Abs. 4 des Regulativs. 

RS) Ebenda im reformierten Regulativ. 
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fugt, einzelne Verfügungen oder Anordnungen, die im all- 
gemeinen den Kommissarien zukommen würden, selbst zu treffen, 
ja, es kann sogar an Stelle der Kommissarien dritte Personen 
mit der Wahrnehmung einzelner Funktionen beauftragen. 
Etwas von den allgemeinen Grundsätzen des Verwaltungs- 
rechts Abweichendes gilt hier nicht. Hier wie dort hat man 
Aufsichtsbeschwerde und Sachbeschwerde zu unterscheiden. 
Für die Aufsichtsbeschwerde gilt hier das Besondere, dass 
das Konsistorium dem weltlichen Kommissar wohl sachliche 
Anweisungen, aber nicht formelle Rügen erteilen kann). 
Ueber die Sachbeschwerde ist sogleich zu sprechen. 


III. Hinsichtlich des entscheidenden Teils ihrer Tätig- 
keit sind die Kirchenkommissarien nach allgemeinen Grund- 
sätzen wesentlich selbständiger und unabhängiger gestellt. 
Auf die Entscheidung selbst hat das Konsistorium keinen 
Einfluss. Aufsichtsbeschwerde ist nur aus formellen Gründen 
gestattet. Wegen unrichtiger Entscheidung in der Sache selbst 
findet nur mehr die an besondere Formen und Fristen ge- 
knüpfte Sachbeschwerde statt. Im Regulativ wird sie Be- 
rufung genannt. Für sie, wie für die Sachbeschwerde über- 
haupt, gilt Folgendes: 


IV. Eine allgemeine Berufungsfrist ist nicht vorgeschrieben; 
jedoch haben die Kirchenkommissarien, wenn sie es nach Lage 
der Sache für angemessen halten, eine Frist für die Berufung 
festzusetzen ?)®3), Sie haben dabei anzudrohen, dass nach ver- 


!) Damit ist nicht etwa die Aufsichtsbeschwerde über den welt- 
lichen Kirchenkommissar dem Konsistorium ganz entzogen. Die auf 
eine Aufsichtsbeschwerde hin ergehenden Verfügungen brauchen nicht 
immer disziplinären Charakter zu tragen. Ausserdem kann das Kon- 
sistorium nach freiem Ermessen, wenn eine sachliche Anordnung nicht 
ausreicht, die Akten dem Regierungspräsidenten zur eventuellen weiteren 
Veranlassung vorlegen. 

®) $ 11 Abs. 3 des Regulativs. 

R3) Ebenda im reformierten Regulativ. 
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geblichem Ablauf der Frist das Verfahren seinen Fortgang 
nehmen werde !)®?), Also die Frist ist keine Ausschlussfrist. 
Berufung kann noch jederzeit eingelegt werden, so lange noch 
ein Grund zur Beschwerde besteht; nur hemmt eine nach Ab- 
lauf der Berufungsfrist eingelegte Berufung nicht mehr das 
weitere Verfahren. Sie ermangelt des Suspensiveffekts. Ist 
dagegen entweder eine Berufungsfrist überhaupt nicht vorge- 
schrieben worden, oder wird die Berufung innerhalb der ge- 
setzten Frist eingelegt, so kann das Verfahren nur dann 
fortgesetzt werden, wenn es für den Berufenden unnachteilig 
ist oder aus dem Verzuge Gefahr droht ’)* ®), 

Die weitere Beschwerde geht an das Landeskonsisto- 
rium 5)® 6), 

V. Den Vorgesetzten tritt die Kirchenkommission als 
Behörde gegenüber. Alle Anordnungen sind daher an sie bzw. 
an beide Kommissarien zu richten. Verfügungen an einen 
Kommissar allein sind unzulässig. Die Kirchenregierung kann 
wohl einen Kirchenkommissar zur Erledigung einer bestimmten 
Angelegenheit verpflichten ?)®®), Sie kann auch den anderen 
Kommissar von einer Teilnahme dispensieren. Aber sie kann 
ihn nicht geradezu ausschliessen ®)* 10), 


VI. Von dem lediglich internen Verhältnis der Kirchen- 
kommissionen zum Konsistorium ist das Verhältnis nach 


') 8 11 Abs. 3 des Regulativs. 
R?2) Ebenda im reformierten Regulativ. 
3) 8 11 Abs. 2 des Regulativs. 
R4) Rbenda im reformierten Regulativ. 
5) Ministerialerlass vom 17. Februar 1886 $ 4 (K.A.Bl. 34). 
R®) Im reformierten Kirchenrecht gibt es keine weitere Beschwerde. 
?) Vgl. auch $ 8 Satz 2 des Regulativs.. — Ueber das Verhältnis 
dieser Bestimmung zu den Vorschriften des Gesetzes vom 283. Septem- 
ber 1891 vgl. unten 8. 359 Anm. 5. 
R®) Ebenda im reformierten Regulativ. — Für die Visitation auf- 
rechterhalten durch $3 Abs. 2 des Kirchengesetzes vom 8. August 1898. 
°) $ 10 Abs. 2 Satz 2 des Regulativs. 
R10) Ebenda im reformierten Regulativ. 
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aussen wohl zu unterscheiden. Für Dritte gelten allein die 
Vorschriften des Regulativs. Genehmigt also eine Kirchen- 
kommission den Beschluss eines Kirchenvorstandes innerhalb 
der Grenzen ihrer Zuständigkeit, so ist diese Genehmigung 
gültig, auch wenn das Konsistorium die Kirchenkommission 
entweder generell oder doch in diesem einzelnen Fall ange- 
wiesen hatte, die Genehmigung zu versagen. Die Anweisungen, 
welche das Konsistorium den Kirchenkommissarien erteilt, 
haben nur interne Verbindlichkeit; für Dritte sind sie ohne 
Bedeutung. 


VI. Ueber die disziplinäre Verantwortlichkeit wurde be- 
reits gesprochen. Nur darauf sei noch hingewiesen, dass die 
Kirchenkommissarien, soweit sie mit der kirchlichen Ver- 
mögensverwaltung zu tun haben, für etwaige Versäumnisse 
haften, wie Vormünder für ihre Geschäftsführung. Diese 
Haftpflicht ist in dem älteren Recht des öfteren festgelegt). 
Eine Abänderung dessen ist weder jemals ausdrücklich er- 
folgt, noch auch als im Wege der Gewohnheit geschehen 
anzusehen. 


'!) Verordnung vom 6. April 1752 (Willich II,278f.) und Aus- 
schreiben vom 14. Oktober 1779; besonders im Hinblick auf die welt- 
lichen Kirchenkommissarien: Verordnung vom 22. April 1784. — Diese 
Verordnungen haben nur Gültigkeit in Calenberg und Lüneburg; ob 
auch in den übrigen Landesteilen, ist müssig zu untersuchen; denn 
auch wenn eine formelle Gültigkeit nicht bestände, würde das Gleiche 
zu gelten haben. — Siehe Schlegel, Kirchenrecht II, 470 f. — Vgl. 
auch die Stader Instruktion für die Kirchenkommissarien vom 19. Okto- 
ber 1826 $ 16 Abs. 2a. E. (Ebhardt IV, 93 f.). 


297 


Die Zuständigkeit der Kirchenkommission. 


8 33. 
Die rechtlichen Grundlagen?!). 


I. Solange die Kirchenkommissarien als unselbständige 
Mandatare des Konsistoriums angesehen wurden, konnte es 
eine rechtliche Regelung ihrer Zuständigkeit nicht geben. Denn 
das hätte den Kommissarien ein Recht auf die Wahrnehmung 
gewisser kirchlicher Funktionen verliehen?) und damitdie Fiktion 
des Mandats beseitigt. Als man indessen immer mehr in der 
Kirchenkommission eine selbständige Behörde zu erblicken ge- 
wohnt wurde, musste dieses Fehlen genereller Kompetenzbe- 
stimmungen zu einem Zustande der Unsicherheit führen °). 
Dem abzuhelfen ergingen in den zwanziger Jahren des 19. Jahr- 
hunderts überall Instruktionen für die einzelnen Landesteile *), 


R') Das Folgende bezieht sich im wesentlichen auf die lutherische 
Kirche. Nach reformiertem Kirchenrecht ist die Sachlage für das 
geltende Recht die gleiche. Die sich aus dem früheren Recht ergebenden 
Zweifel fallen fort. 

?) Dass sie materiell ein Recht auf gewisse Amtsfunktionen hatten, 
ist im geschichtlichen Teil genugsam erörtert. Formell aber stand ihnen 
die Fiktion der commissio consistorii entgegen. 

®) Vgl. Ausschreiben des Konsistoriums Hannover vom 29. Dezember 
1823 Abs. 2 des Eingangs (Ebhardt IV, 46). 

4) „Vorschriften und Grundsätze, nach welchen sämtliche Kirchen- 
Kommissarien bei Verwaltung der Kirchen-, Kapellen- und Armen- 
Aerarien und der Abnahme der darüber geführten Rechnungen zu ver- 
fahren haben,“ publiziert mit Ausschreiben des Kgl. Konsistoriums 
Hannover vom 29. Dezember 1823 (Ebhardt IV, 47 ff); „Instruktion 
für die Kirchenkommissarien,“ publiziert durch Bekanntmachung des 
Kgl. Konsistoriums Stade vom 19. Oktober 1826 (Ebhardt IV, 70f., 
79 ff.); Ausschreiben des Kgl. evang. Konsistoriums Osnabrück vom 
11. Mai und 22. November 1821 (Ebhardt IV, 31f., 33 £.). 

Im Bezirk der Konsistorien zu Aurich und Otterndorf gab es da- 
mals noch keine Kirchenkommissionen. Für den Bezirk des (evangelischen) 
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die sich meist zugleich als Ausführungsbestimmungen zu der 
im selben Jahre erlassenen Amtsordnung darstellten; denn diese 
letztere war wegen der Beteiligung des Amts an der Kirchen- 
kommission auch für diese von Bedeutung. 

Bemerkenswert ist an diesen Instruktionen — abgesehen 
von der Beschränkung auf einzelne Konsistorialbezirke —, dass 
sie sich ihrem Titel entsprechend nur auf die Zuständigkeit, 
nicht aber auf die Zusammensetzung der Kirchenkommissionen 
bezogen; ferner, dass sie die Aufsicht über die Vermögens- 
verwaltung in den Vordergrund stellten und die Visitation und 
Introduktion ebenso wie die gerichtlichen Funktionen nur bei- 
läufig erwähnten. 


II. Das Kirchenvorstandsgesetz vom 14. Oktober 1848!) 
beschränkte sich darauf, die Rechte des Kirchenregiments 
gegenüber den neuen Selbstverwaltungsbehörden festzulegen ?), 
ohne innerhalb des Kirchenregiments eine Unterverteilung 
der Kompetenzen auf die einzelnen Behörden vorzunehmen. 
Es blieb dies den Ausführungsbestimmungen vorbehalten °), 
mit deren Erlass der Minister des Kultus beauftragt wurde. 
Ein Gleiches geschah durch die Kirchenvorstands- und 
Synodalordnung vom 9. Oktober 1864*). Die im Anschluss 


Konsistoriums zu Hildesheim siehe Reskript vom 14. Dezember 1815 
(Ebhardt IV, 28 £.. 

!) Dieses Gesetz wurde sowohl für die lutherischen als für die 
reformierten Kirchenvorstände erlassen. Während es aber für erstere 
durch die K.-V.- und Syn.-O. vom 9. Oktober 1864 aufgehoben wurde 
(vgl. Staatsgesetz vom 9. Oktober 1864 $ 2; jedoch auch $35 Abs. 1 der 
K.-V.- und Syn.-O. vom 9. Oktober 1864), ist für die reformierte Kirche 
das Gesetz von 1848 in Geltung geblieben, wenn auch mehrfach modi- 
fiziert durch die Vorschriften der K.-Gem.- und Syn.-O. vom 12. April 
1882 — vgl. SS 30, 49, 81 daselbst — und durch das Staatsgesetz vom 
6. August 1383. Giese, Kirchengesetze 114 ff. 

®) 88 18 £. K.-V.-G. Lohmann I, &2£. 

°) Bekanntmachung vom 14. Oktober 1848 (teilweise abgedruckt bei 
Lohmann I], 88 ff.). 

*) Art.2 Abs. 1 des (kirchlichen) Einführungsgesetzes. 
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hieran erlassene Ausführungsbekanntmachung !) teilte indessen 
alle Befugnisse, welche nicht höheren Instanzen vorbehalten 
waren, den Konsistorien zu, so dass dadurch zunächst der An- 
schein entstehen musste, als sei die Kirchenkommission nur eine 
unselbständige Behörde zur auftragsgemässen Wahrnehmung 
von Kompetenzen des Konsistoriums. Dieser Anschein wurde 
jedoch dadurch beseitigt, dass Zuständigkeitsabgrenzung gegen 
das Konsistorium durch Ministerialerlasse ?) erfolgte, sonst wäre 
ein Konsistorialerlass das Gegebene gewesen °). 


III. Die jetzige Grundlage der Zuständigkeit der Kirchen- 
kommission bildet das Regulativ vom 29. September 1888 )F 5), 
und zwar zum ersten Mal für den ganzen Umfang der Landes- 
kirche. 

Formell unterscheidet es sich von den früheren Bestim- 
mungen dadurch, dass es nicht wie jene mit königlicher Ge- 
nehmigung erlassen ist; und ferner, dass der Erlass nicht vom 
Kultusminister allein, sondern von ihm in Gemeinschaft mit 
dem Minister des Innern erging). 


!) Bekanntmachung des Kultusministeriums vom 20. Oktober 1864 
(Lohmann ], 91 ff.). 

?) Für den Bezirk Hannover unter dem 22. Oktober 1864 (Loh- 
mann I, 190 ff.); für Aurich unter dem 18. November 1864 (Ebenda 210 ff.). 

®) Allerdings erging zur Ausführung der vorgenannten Ministerial- 
bekanntmachung vom 22. Oktober 1864 eine Anweisung des Konsistoriums 
Hannover vom 8. November 1864 (Lohmann I, 202). 

2) KA .B121888, N, 

R5) Ref. Regulativ vom selben Tage. Kirchl. Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für die evangelisch-reformierte Kirche der Provinz Hannover 
I, 241 ff. Giese, Kirchengesetze 31 ff. 

6%) Während die Bekanntmachung vom 22. Oktober 1864 alles 
geltende Recht — soweit es nicht ausdrücklich geändert wurde — auf- 
recht erhielt, sind nach $ 12 des Regulativs von 1888 die in demselben 
enthaltenen Bestimmungen über die Zuständigkeit der Kirchenkommissarien 
an die Stelle aller früherer, denselben Gegenstand behandelnden Vor- 
schriften getreten und letztere damit aufgehoben. In Geltung geblieben 
sind demnach insbesondere auch die Vorschriften über die Zusammen- 
setzung der Kirchenkommission. 
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Es fragt sich also erstlich, ob nicht auch das Regulativ 
von 1888 königlicher Genehmigung bedurft hätte. Diese Frage 
ist zu verneinen. Die Bekanntmachung vom 22. Oktober 1864 
bedurfte nur deshalb königlicher Genehmigung !), weil sie den 
Konsistorien gewisse Funktionen entzog, die ihnen zuvor durch 
königliche Verordnung beigelegt waren ?). Für die Weiterüber- 
tragung dieser entzogenen Funktionen auf die Kirchenkommis- 
sionen aber war königliche Genehmigung nicht erforderlich °). 
Hierzu wäre an sich sogar schon ein Konsistorialerlass hin- 
reichend gewesen. Allerdings bestand hier die Sondervorschrift 
der Kirchenvorstands- und Synodalordnung von 1864, dass die 
Ausführungsbestimmungen durch den Kultusminister zu er- 
lassen seien®), und in so fern, als die Bekanntmachung sich in 
der Hauptsache mit der Kompetenzregelung für solche An- 
gelegenheiten befasste, welche dem Kirchenregiment durch die 
Kirchenvorstands- und Synodalordnung zugewiesen worden 
waren, musste sie allerdings vom Kultusminister erlassen werden. 
— Dieser letztere Gesichtspunkt trifft auch für das Regulativ 


!) Ebenso die Bekanntmachung vom 18. November 1864 für den 
Konsistorialbezirk Aurich (Lohmann I], 210 fi.). 

?) Vgl. den Eingang der Bekanntmachung (Lohmann IJ, 190). 

®) Ebensowenig umgekehrt für die Fortnahme von Kompetenzen der 
Kirchenkommissionen. Die hierzu erforderliche Form hat lediglich der 
Form der Uebertragung zu entsprechen, also genügt im allgemeinen 
Ministerialerlass. 

*) Art.2 des (kirchlichen) Einführungsgesetzes zur K.-V.- und Syn.-O. 
(Lohmann I, 10). — Die eigentliche Ausführungsverordnung des Kultus- 
ministeriums zur K.-V.- und Syn.-O. ist zwar die Bekanntmachung vom 
20. Oktober 1864 (Lohmann I], 91 ff.); das hindert aber nicht, dass auf 
Grund derselben Ermächtigung weitere Verordnungen ergehen konnten. 
Zu diesen gehört auch die das Recht der Kirchenkommission regelnde 
Bekanntmachung vom 22. Oktober 1864, welche sich von jener unter 
anderem auch dadurch unterscheidet, dass sie nur für den Bezirk des 
Konsistoriums Hannover galt, während die Bekanntmachung vom 20. Ok- 
tober 1864 den ganzen Umfang des Königreichs umfasste, also nur die 
überall gleichmässig vorhandenen Rechtsinstitute berücksichtigen konnte, 
zu denen die Kirchenkommission damals nicht gehörte. 
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von 1888 zu. Nicht aber der andere, dass dadurch den Kon- 
sistorien Kompetenzen entzogen wären, welche ihnen durch 
königliche Verordnung beigelegt waren. Ein ohne königliche 
Genehmigung ergehender Erlass war daher ausreichend. Das 
gilt auch für die Zukunft, sofern eben durch die Neuerungen 
die Kompetenzen der Konsistorien nicht angetastet werden. 
Es fragt sich ferner, warum beim Erlass des Regulativs von 
1883 der Minister des Innern zugezogen wurde. Da das Regu- 
lativ von 1888 sachlich nichts enthält, was — hinausgehend über 
den Inhalt der Bekanntmachung von 1864 — eine Zuständig- 
keit des Ministers des Innern hätte neu begründen können, 
auch das hannoversche Kultusministerium in dieser Hinsicht 
keine weitergehenden Kompetenzen hatte als der preussische 
Kultusminister !), so muss entweder 1864 die Zustimmung des 


') Nicht ganz fern liegt auch der Gedanke, die 1888 erfolgte Zu- 
ziehung des Ministers des Innern anzusehen als eine Folge des Kgl. 
(Kirchen-) Erlasses vom 13. April 1885, betreffend Umbildung der kirchen- 
regimentlichen Behörden der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz 
Hannover — Lohmann II, 22 ff. — und des entsprechenden Staats- 
gesetzes vom 6. Mai 1885, betreffend Aenderung der Kirchenverfassung 
der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Hannover. Lohmann 
II, 24 ff. — Hierdurch wurde nämlich den Konsistorien die Wahrnehmung 
rein staatlicher Rechte, soweit sie ihnen bisher obgelegen hatte, entzogen, 
und sie wurden infolgedessen rein kirchliche Behörden. Nach den Motiven 
zum Entwurf des Staatsgesetzes (Aktenst. des Hauses der Abg. 1885, 
No. 135; teilweise abgedruckt bei Lohmann II, 24) waren die hanno- 
verschen Konsistorien bis dahin infolge ihres gemischten Charakters in 
ihrem Zuständigkeitskreise „mit vollen Imperialbefugnissen ausgerüstet 
und die staatlichen Lokalgewalten ihnen darin subordiniert“. — So zuletzt: 
Hannoversche revidierte Amtsordnung vom 10. Mai 1859 (Hann. G.-S. 
1859, I, 483 ff.) 8 27 Ziff.5 und Kgl. Verordnung, betreffend die Amts- 
und Kreisverfassung in der Provinz Hannover vom 12. September 1867 
(Pr. G.-S. 1867, 1497). — Durch die neuen Gesetze, die am 1. Juli 1885, 
also gleichzeitig mit dem Gesetz über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 380. Juli 1883 und dem Zuständigkeitsgesetz vom 18. August 1883 
— vgl. $ 120 der Hann. Kreisordnung vom 6. Mai 1884 — in Kraft traten, 
sollte unter anderem die Subordination der weltlichen Lokalbehörden 
unter die Konsistorien beseitigt werden. Nimmt man nun an, dass die 
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Ministers des Innern unzulässigerweise unterblieben oder aber 
dessen Hinzuziehung 1888 ohne Rechtsnotwendigkeit erfolgt 


weltlichen Beamten, insbesondere die Landräte, hierdurch aus dem 
Kirchenregiment ausgeschieden seien, so kommt man zu der Feststellung, 
dass seither auch der Kultusminister, der hier heute nur als kirchliche 
Instanz in Betracht kommt (anders früher; vgl. $ 28 der zit. rev. Amts- 
ordnung von 1859), nicht mehr Vorgesetzter der Landräte ist, auch nicht 
in ihrer Eigenschaft als weltliche Kirchenkommissare. Hieraus hätte 
dann weiter zu folgen, dass zu Erlassen über die Amtsobliegenheiten der 
Kirchenkommissionen fortan nicht mehr der Kultusminister allein befugt 
wäre, sondern dass wegen der Beteiligung der Landräte nunmehr auch 
der Minister des Innern hinzuzuziehen sei. — Diese Deduktion aber wäre 
unrichtig: Wenn auch den „konsistorialen Behörden“ ($ 1 Abs. 2 des Staats- 
gesetzes vom 6. Mai 1885) ihre staatlichen Befugnisse entzogen wurden, so 
sind damit die weltlichen Mitglieder aus diesen Behörden nicht ausge- 
schieden. Für die weltlichen Mitglieder der Konsistorien wird dies niemand 
bezweifeln wollen. Es hat das aber auch für die weltlichen Mitglieder 
der Kirchenkommissionen, die Landräte, zu gelten. Die weltlichen Kir- 
chenkommissarien sind auch nach der Umgestaltung der Konsistorial- 
verfassung Funktionäre des Kirchenregiments geblieben und unterstehen 
als solche (sachlich, nicht auch persönlich) nur den kirchlichen Oberen, 
in diesem Falle dem Kultusminister. — Ebenso unrichtig wäre es, von dem 
828 der Hann. rev. Amtsordnung vom 10. Mai 1859 auszugehen, welcher 
bestimmte, dass die Beamten (abgesehen von den Disziplinarverhältnissen) 
in Kirchen- und Schulangelegenheiten (nur) dem Kultusminister unterstehen 
sollten, und anzunehmen, dass durch dessen Aufhebung nun auch die Land- 
räte vom Kultusminister unabhängig geworden wären. Die Neuregelung seit 
1. Juli 1885 betrifft nur die staatliche Organisation, und in so fern nach 
der Hann. Amtsordnung der Beamte auch bei Ausübung staatlicher Rechte 
gegenüber der Kirche vom Kultusminister ressortieren sollte, ist diese 
Abhängigkeit als gelöst zu betrachten. In Ausübung kirchlicher Rechte 
ist aber die Unterordnung unter die kirchlichen Instanzen niemals be- 
seitigt worden. Insbesondere hat die Neuregelung der achtziger Jahre 
die kirchliche Stellung des Landrats unberührt gelassen. Vgl. auch Loh- 
mann II, 25. Die Tatsache, dass der Minister des Innern stets da mit- 
zuwirken hat, wo den Landräten neue Geschäfte zugewiesen werden sollen 
(vgl. oben 8. 277 Anm. 1), ändert hieran nichts. Die persönliche Stellung 
des Landrats wird durch das Regulativ überhaupt nicht berührt. Er be- 
hält sein Kommissariat ganz wie früher. Nur dieses Kommissariat wird 
sachlich neu umgrenzt; und das ist ein Internum des Kirchenregiments, 
mit dessen Erledigung der Minister des Innern nichts zu tun hat. 
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sein. Das letzte ist der Fall. Das Regulativ von 1888 hätte gültig 
auch vom Minister des Kultus allein erlassen werden können. 
Aber superfluum non nocet; die Frage ist nur für die Zukunft 
von Bedeutung. Und da ist daran festzuhalten, dass es ferner- 
hin zum Erlass von Vorschriften über Zuständigkeiten und 
Geschäftsgang der Kirchenkommissionen der Zustimmung des 
Ministers des Innern nicht bedarf!). Wohl ist es ein auch im 
Kirchenrecht allgemein geltender Grundsatz, dass Anordnungen 
nur von derselben Stelle geändert oder beseitigt werden können, 
die sie erlassen hat. Dies trifit jedoch nur zu für Behörden, 
die im Verhältnis der Ueber- und Unterordnung zu einander 
stehen. Die Zuziehung sachlich unzuständiger Behörden bindet 
die zuständige Stelle für die Zukunft nicht ?). 


IV. Für eine Erweiterung des Geschäftskreises der Kirchen- 
kommission kommt ferner in Betracht die Delegation seitens 
des Konsistoriums, ein Gesichtspunkt, der ja ursprünglich über- 
haupt die theoretisch-dogmatische Grundlage des ganzen In- 
stituts bildete. Seit aber der Geschäftskreis der Kirchenkom- 
mission ein für allemal im Wege der Verordnung fixiert ist, 
nimmt die Delegation auch hier nur noch dieselbe Stelle ein 
wie im Verwaltungsrecht überhaupt. Das Konsistorium kann 
wie jede vorgesetzte Behörde an die ihr nachgeordneten In- 


’) Auch die Tatsache, dass der Allerh. Erlass vom 5. März 1890, 
betreffend die Errichtung von Kirchenkommissionen für die evang.- 
lutherischen und evang.-reformierten Kirchengemeinden der Niedergraf- 
schaft Lingen und des Herzogtums Arenberg-Meppen sowie des Landes 
Hadeln (K.A.Bl. 33 f.) an die Minister des Kultus und des Innern ge- 
meinschaftlich gerichtet und ihnen damit implicite die Ausführung des- 
selben aufgetragen hat, ändert daran — für diese Gebiete — nichts. 

?) Inzwischen ist indessen die Zuziehung des Ministers des Innern 
zu allen auf die Kirchenkommissionen sich beziehenden Anordnungen der 
Ministerialinstanz zur konstanten Uebung geworden — z. B. gemeinschaft- 
liche Erlasse vom 8. Juni 1892 (oben $. 281 Anm. 4); vom 28. März 1890 
(oben 8. 260 Anm. 5). — Es ist deshalb in folgendem aus Zweckmässig- 
keitsgründen auf diese Kompetenzfrage nicht weiter zurückgekommen, 
sondern einfach der geltenden Praxis Rechnung getragen worden, 
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stanzen der Kirchenkommission einzelne bestimmte Angelegen- 
heiten zur direkten Erledigung verweisen, aber die generelle 
Uebertragung eines Teils der eigenen Kompetenz auf die 
Kirchenkommission ist unzulässig. 

Das Nämliche gilt für eine Einschränkung der Kirchen- 
kommissionen in ihren Befugnissen !)* 2). Wohl kann das Kon- 
sistorium anordnen, dass vor Erledigung gewisser Angelegen- 
heiten Bericht zu erstatten oder gar nur mit seiner Ein- 
willigung zu entscheiden sei; nicht aber ist es zulässig, die 
Entscheidungsbefugnis den Kommissarien auch de jure zu 
nehmen und unmittelbar dem Konsistorium vorzubehalten. 
Ebensowenig dürfen einschränkende Massnahmen in so weit- 
gehendem Masse getroffen werden, dass dadurch die Kirchen- 
kommission überhaupt illusorisch gemacht würde. 

Abgesehen von diesen sich aus allgemeinen verwaltungs- 
rechtlichen Grundsätzen ergebenden Regeln besteht die Sonder- 
vorschrift, dass das Konsistorium den einzelnen Kommissaren 
die Ausübung bestimmter Funktionen auch generell unter- 
sagen°)**) und dieselben entweder selbst oder durch ad hoc 
ernannte Kommissare erledigen lassen kann. Unzulässig ist 
es dabei, das Regulativ überhaupt abzuändern, also insbesondere 
allen Kommissarien einzelne Befugnisse allgemein vorzuenthalten. 
Auch darf gegenüber einem einzelnen Kommissar von dieser 
Befugnis kein so weitgehender Gebrauch gemacht werden, dass 
dadurch seine Zuständigkeit ganz oder fast ganz erschöpft würde. 
Die Bestimmung hat nämlich nicht den Zweck, dem Konsi- 
storium die Möglichkeit zu geben, lästige Kommissare beiseite 
zu schieben, sondern es soll nur einen Kommissar von einzelnen 
Amtsverrichtungen ausschliessen können, wenn gerade für diese 
die Wahrnehmung durch eine bestimmte Person als untunlich 


!) Vgl. auch $ 2 des Regulativs, der sich indessen nur auf einzelne 
bestimmte Aufträge bezieht. 
R2) Ebenda im ref. Regulativ. 
®) $ 11 Abs. 4 des Regulativs. 
R4) Ebenda im ref. Regulativ. 
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erscheint. Dass der Kultusminister nicht nur generell, sondern 
auch ad hoc Ausnahmen vom Regulativ anordnen kann, ist 
selbstverständlich. 


8 34. 


Die Zuständigkeit der Kirchenkommissarien gegenüber 
den Kirchenvorständen und den Kirchengemeinden. 


I. Die Kirchenkommissarien sind die nächsten Vorgesetzten 
der Kirchenvorstände !) und Kirchengemeinden °)*°). Ihre Tätig- 
keit ist dabei dreierlei Art: vermittelnd und berichtend, beauf- 
sichtigend und anleitend, entscheidend und verfügend. 


II. Die Kirchenkommissarien vermitteln den Geschäfts- 
verkehr zwischen dem Konsistorium und den Kirchenvorständen) 


ı) Da die Geistlichen zugleich Vorsitzende der Kirchenvorstände 
sind ($ 52 K.-V.- und Syn.-O.), unterstehen sie in so fern gleichfalls 
den Kirchenkommissarien. In Superintendenturpfarren ist der Super- 
intendent einerseits Vorsitzender des Kirchenvorstandes, anderseits geist- 
licher Kirchenkommissar. Er ist also gewissermassen sein eigener Vor- 
gesetzter. 

2) $ 1 des Regulativs. 

R3) Ebenda im ref. Regulativ. 

*) Die Kirchenkommissarien sind nicht Vorgesetzte der Geistlichen 
und der niederen Kirchendiener. Deshalb haben diese ihre Eingaben 
— sofern der Geistliche nicht als Vorsitzender des Kirchenvorstandes 
handelt — nicht durch Vermittlung der Kirchenkommission, sondern 
lediglich der Superintendenten beim Konsistorium einzureichen. Es ist 
daher ein Irrtum, wenn es in dem Ausschreiben des Kgl. Konsistoriums 
Stade vom 21. Mai 1390 — gerichtet an die Kirchen-Provisoren-Kollegien 
des Landes Hadeln — heisst: „Nach $ 1 des erwähnten Regulativs 
{sc. vom 29. September 1388) sind die Kirchenkommissarien die nächsten 
kirchlichen Vorgesetzten der Kirchen-Provisoren-Kollegien und vermitteln 
nach $ 2 daselbst den Geschäftsverkehr zwischen uns und den Kirchen- 
Provisoren-Kollegien und Gemeinden. Deshalb sind für die Folge alle 
Berichte und Eingaben der Kirchen-Provisoren-Kollegien ebenso wie die 
der Herren Geistlichen und niederen Kirchendiener zwar unter unserer 
Adresse, nicht aber unmittelbar, sondern durch Vermittlung der Kirchen- 
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und Kirchengemeinden !)* ?). Insbesondere sind alle Eingaben 
der Kirchenvorstände an das Kirchenregiment den Kirchen- 
kommissarien einzureichen?). Richten sich diese Eingaben 
an höhere Behörden, so sind sie zwar an diese zu adressieren, 
aber auf dem Instanzenweg dahin zu senden. Die Kommis- 
sarien haben sich bei dieser Gelegenheit davon zu überzeugen, 
dass die eingereichten Anträge formell den Vorschriften ent- 
sprechen‘), und — wenn das nicht der Fall ist — die An- 
träge den Vorständen mit der Anheimgabe der Berichti- 
gung und Ergänzung zurückzureichen. Sie sind dafür ver- 
verantwortlich, dass dem Konsistorium nur formell richtige 
Anträge zugehen. Dieser Verantwortung sind sie nur dann 
enthoben, wenn der Kirchenvorstand bei seinem Antrage ver- 
harrt und Entscheidung des Konsistoriums verlangt’). In der 


kommissarien uns einzureichen.“ In der Praxis werden denn auch die 
Eingaben der Geistlichen durch Vermittlung nur der Superintendenten 
eingereicht. 

ı) 8 2 des Regulativs. 

R2) Ebenda im ref. Regulativ. 

3) Das gilt auch für Anträge an staatliche Behörden auf Erteilung 
staatlicher Genehmigung zu Kirchenvorstandsbeschlüssen. Die Kirchen- 
kommission gibt auch diese Anträge unter Beifügung einer berichtlichen 
Aeusserung an dasKonsistorium zu weiterer Veranlassung ab. — Ministerial- 
erlass vom 22. Juni 1885 Art. 2 (K.A.Bl. 1885/1886, 6 f.), wo eine Aus- 
nahme für den Fall gemacht ist, dass der Landrat zur Erteilung der 
staatlichen Genehmigung zuständig ist. In diesem Fall soll die Abgabe 
von der Kirchenkommission direkt an diesen erfolgen. Mir ist jedoch 
nicht bekannt, dass diese Möglichkeit jemals praktisch werden könnte. — 

*) Allgemeine Vorschriften über die Form der Anträge auf Ge- 
nehmigung von Kirchenvorstandsbeschlüssen siehe in den Ausschreiben 
der Konsistorien Hannover vom 24. Juli 1885 (K.A.Bl. 7), Aurich vom 
21. Dezember 1891 (K.A.Bl. 1892, 3) und Stade vom 10. November 1885 
(K.A.Bl. 12) und vom 23. Januar 1892 (K.A.Bl. 10). Siehe auch die 
unten 8. 307 Anm. 1 zitierten Ausschreiben. 

°) Wenn gelegentlich (z. B. Ausschreiben des Konsistoriums Aurich 
vom 21. Dezember 1891) angeordnet ist, dass die Kirchenkommissarien 
auch Anträge oder Unterlagen zu Anträgen ans Konsistorium als „un- 
zutreffend“ den Kirchenvorständen zurückgeben sollen, so ist das unrichtig, 
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Regel wird es ausserdem angemessen sein, Anträge an höhere 
Behörden — auch ohne besondere Aufforderung — mit einer 
gutachtlichen Aeusserung zu begleiten !)*?). Ferner haben die 
Kirchenkommissionen dem Konsistorium Auskunft zu erteilen, 
Gutachten zu erstatten, die angeordneten einmaligen oder 
periodisch wiederkehrenden Berichte einzusenden und auch 
unaufgefordert alle zu ihrer Kenntnis gelangenden Vorgänge 
innerhalb ihres Wirkungskreises anzuzeigen, welche für die 
dem Konsistorium zustehende Aufsicht und obere Leitung von 
Erheblichkeit sind °)*®). 


III. Da die Kirchenvorstände Selbstverwaltungsorgane sind, 
steht den Kirchenkommissarien als ihren Vorgesetzten — gerade 
wie dem Kirchenregiment überhaupt — normalerweise über 
sie nur die Aufsicht zu, und auch dies nur in so fern, als 
sie darauf zu achten haben, dass die Kirchenvorstände einer- 
seits die gesetzlich vorgeschriebenen Schranken ihrer Tätig- 
keit nicht überschreiten, anderseits innerhalb derselben die 
ihnen obliegenden Geschäfte pflichtmässig erledigen, ohne dass 
durch sie im einzelnen die Zweckmässigkeit der gefassten 
Beschlüsse geprüft werden könnte). 


wenn damit den Kirchenkommissarien mehr Befugnisse zugesprochen 
werden sollen, als im Text angegeben. Der Kirchenvorstand ist nicht 
gehindert, seinen Antrag unberichtigt zu erneuern. In dieser Erneuerung 
wäre eine Beschwerde ans Konsistorium zu sehen, und schon deshalb 
kann die Kirchenkommission die Weitergabe solcher erneuerter Anträge 
nicht verweigern; allerdings kann sie verlangen, dass der Kirchenvorstand 
über die Behebung der Beanstandung vorher formell Beschluss fasse. 

!) Dies ist allgemein vorgeschrieben bei Erwerb oder Veräusserung 
von Grundeigentum: Ausschreiben der Konsistoren Aurich vom 21. De- 
zember 1891 (K.A.Bl. 1892, 3 f.) und Stade vom 14. Juli 1886 (K.A.Bl. 76£.). 
— Für kirchliche Bausachen siehe Ausschreiben (Hannover) vom 24. April 
1894 (K.A.Bl. 46 £.) und 21. August 1894 (K.A.Bl. 86); umfassend: Be- 
kanntmachung (Hannover) vom 17. Dezember 1912 (K.A.Bl. 1913, 5 ff.). 

R2) Ebenso Konsistorialbekanntmachung vom 21. Dezember 1891. 
Giese 60. 

®) 8 2 des Regulativs. 

R4) Ebenda im ref. Regulativv. °) Schoen, Kirchenrecht 1, 292 £. 
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Hieraus ergibt sich für die Kirchenkommissarien eine 
Reihe von Rechten, deren einzelne Aufzählung wegen der 
Vielgestaltigkeit der praktischen Verhältnisse unmöglich ist. 
Das Regulativ hebt einige dieser Befugnisse hervor; aber die 
Aufzählung ist nur exemplifikativ; andere etwa nicht erwähnte 
Rechte, welche sich aus der allgemeinen Aufsichtsbefugnis er- 
geben, werden dadurch nicht ausgeschlossen. Im einzelnen 
spricht das Regulativ von folgenden Befugnissen der Kirchen- 
kommission : 

a)!)*?) Auskunft über die Angelegenheiten der Kirchen- 
gemeinden zu verlangen. Irgend eine Beschränkung hinsicht- 
lich der Gegenstände, auf welche sich die Auskunft zu beziehen 


!) Regulativ $ 4 sub b. — Die Rechtsgrundlage dieser Bestimmung 
ist in der Unterstellung der Kirchenvorstände unter die Oberaufsicht des 
Kirchenregiments zu suchen, welche die Pflicht zur Auskunftserteilung 
notwendig mit sich bringt. Eine ausdrückliche Vorschrift war deshalb 
überhaupt nicht erforderlich. — Nicht zutreffend dürfte es sein, wenn in 
Art. 3 Ziff. 1 des Erlasses des Kultusministers vom 22. Juni 1885 und in 
Art. 24 Ziff. 4 der Bekanntmachung vom 14. Oktober 1848 das Recht auf 
Auskunftserteilung als ein Ausfluss der dem Kirchenregiment gegenüber 
den Kirchenvorständen vorbehaltenen „oberen Leitung“ der Tätigkeit 
angesehen wird. — Vgl. darüber Lohmann I, 83 Anm. 4 Abs. 2 zu $ 18 
K.-V.-G. — Träfe das zu, so könnte wegen des auf Vermögensangelegen- 
heiten beschränkten Hinweises in $35 K.-V.- und Syn.-O. (in Verbindung 
mit $ 13 K.-V.-G.) Auskunft nur in Vermögensangelegenheiten verlangt 
werden. — Praktisch ist die ganze Frage von geringer Bedeutung, da 
einmal die Tätigkeit der Kirchenvorstände in erster Linie vermögens- 
rechtlicher Natur ist, ausserdem aber die Vorschrift des $ 4 sub b seither 
in vollem Umfange in Uebung gewesen und deshalb eventuell als im 
Wege der Gewohnheit gültig geworden anzusehen ist. 

R2) S 2 des Regulativs; $4 Ziff. 1 des Ministerialerlasses vom 10. Sep- 
tember 1885 (Giese, Kirchengesetze 129), wo die Auskunftsverpflichtung 
der Kirchenräte systematisch zutreffend auf die „den kirchlichen Obern 
zustehende Aufsicht“ zurückgeführt ist. Anderseits ist dort sogar die 
Beschränkung auf Vermögensangelegenheiten besonders erwähnt. Aber 
gerade wie in der lutherischen Kirche besteht diese Beschränkung nicht. 
Die Kirchenkommissarien sind Vorgesetzte nach jeder Richtung hin und 
können daher über alle Angelegenheiten Auskunft verlangen. 
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hat, besteht nicht; ebensowenig ist es erforderlich, dass der 
Zweck der Auskunftseinholung besonders angegeben werde. 
Aus Zweckmässigkeitsrücksichten wird dies freilich wohl stets 
geschehen. 

b)!)*?) Ungerechtfertigten Vornahmen der Kirchenvorstände 
die Anerkennung zu versagen und die Unterlassung pflicht- 
mässiger Vornahmen zu rügen. Unter „ungerechtfertigten Vor- 
nahmen“ sind hier lediglich gesetzwidrige Massnahmen zu ver- 
stehen. Ueber die Zweckmässigkeit der einzelnen Beschlüsse 
haben die Kirchenkommissarien nicht zu befinden. Wenn ferner 
in dem Regulativ gesagt ist, ungerechtfertigten Vornahmen sei 
„die Anerkennung zu versagen“, so gibt dieser Ausdruck eine 
unrichtige Vorstellung von den rechtlichen Verhältnissen. Ab- 
gesehen von bestimmten, an anderer Stelle des Regulativs 
hervorgehobenen Ausnahmen bedürfen die „Vornahmen“ der 
Kirchenvorstände gar nicht der „Anerkennung“ seitens des 
Kirchenregiments, und infolgedessen würde eine Versagung 
der Anerkennung als juristisch irrelevant anzusehen sein. Wohl 
aber sind die Kirchenkommissarien befugt, gesetzwidrige Be- 
schlüsse des Kirchenvorstandes zu kassieren ?), und sofern bereits 


!) Regulativ $ 4 sub d. Rechtsgrundlage wie oben S. 308 Anm. 1. 
R2) $ 4 sub d des Regulativs; $ 4 Ziff. 3 des Min.-Erl. vom 10. Sep- 
tember 1885 (Giese, Kirchengesetze 129). Sonst wie oben S. 308 Anm. R2. 
®) Theoretisch ist hier ein Unterschied zu machen zwischen Be- 
schlüssen, die äusserlich nicht einmal den Anforderungen entsprechen 
in so fern, als sie nach Form oder Inhalt gesetzwidrig sind, und solchen, 
die zwar formell korrekt sind, deren Zustandekommen aber mangel- 
haft war. 

In ersterem Fall sind die Beschlüsse eo ipso nichtig, und es bedarf 
einer weiteren Kassierung nicht. Juristisch sehr scharf und treffend ist 
dies hervorgehoben bei Schoen, Kirchenrecht I, 305 f. — Beispiele: 
Beschluss, alle Gemeindeglieder aufzufordern, statt beim eigenen, beim 
Nachbarpfarrer zur Kirche zu gehen; Beschluss einer einjährigen Vakanz 
nach dem Tode eines Pfarrers zwecks Heranziehung der Interkalarfrüchte 
zur Kirchenkasse. — In diesen Fällen liegt Nichtigkeit vor, weil der 
Kirchenvorstand zu derartigen Beschlüssen nicht befugt ist. — Wegen 
Formmangels nichtig wäre ein Beschluss, der nicht protokolliert wäre. 


310 E. Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. 


mit deren Ausführung begonnen ist, auch das bereits Geschehene 
rückgängig zu machen !). Bei der Rüge der Unterlassung pflicht- 
mässiger Vornahmen handelt es sich um die Versäumung von 
gesetzlichen Pflichten des Kirchenvorstandes. Dabei sind die 
Kommissarien aber keineswegs auf eine blosse Rüge beschränkt; 
sie können den Kirchenvorstand oder einzelne seiner Mitglieder 
durch Androhung und eventuell Festsetzung von Strafen zur 
Nachholung der Versäumten anhalten ?)* >). 

c)*)*5) Ueber Beschwerden, welche gegen die Kirchen- 


(Vgl. jedoch Ministerialbekanntmachung vom 5. November 1850 Art. 2; 
Ebhardt, Kirchengesetze. Erste Folge. 76). 

Ist nur das Zustandekommen des Beschlusses mangelhaft, dieser 
selbst aber äusserlich in Ordnung, so ist er an sich nicht unwirksam; er 
kann aber von jedem Beteiligten angefochten werden, sei es nun, dass 
dieser den Kirchenvorstand selbst zur Aufhebung des betreffenden Be- 
schlusses veranlasst, sei es, dass die Kirchenkommissarien (auf Anlass 
eines Dritten, aber juristisch angesehen doch von Amts wegen) einschreiten 
und den betreffenden Beschluss kassieren. — Beispiele sind Beschlüsse ohne 
die erforderliche Majorität oder in nicht richtig einberufenen Vorstands- 
sitzungen. Indiesen Fällen bleibt der Beschluss bis zu seiner Aufhebung gültig. 

Praktisch wird es sich jedoch für die Kirchenkommissarien empfehlen, 
in Fällen, in denen irgendwie ein Zweifel an der Nichtigkeit möglich ist, 
einzugreifen, insbesondere bei Kompetenzüberschreitungen. - Jedoch hat 
dann die ergehende Verfügung der Kirchenkommission nur deklaratorische 
Bedeutung. 

') Es dürfte dieses der häufigste Fall sein. Die ungerechtfertigten 
Vornahmen werden meist bei der Superrevision zu Tage kommen, also, 
wenn die dafür bestimmten Ausgaben bereits (gemacht und) in Rechnung 
gestellt worden sind. Dass an diesen Fall in erster Linie gedacht ist, 
ergibt sich aus Art. 24 Ziff. 8 der Bekanntmachung vom 14. Oktober 1848 
und erklärt den eigenartigen Wortlaut der Bestimmung: Das Versagen 
der Anerkennung ist nichts als die Beanstandung von Ausgabeposten. 

?) $ 9 des Regulativs. — Ueber ein eventuelles Recht zu selbst- 
ständigem Eingreifen siehe unten S. 356. 

R®) SS 3, 9 des Regulativs; $ 4 Ziff. 1 des Min.-Erl. vom 10. Sep- 
tember 1885. 
*) Regulativ $4 sub e. Rechtsgrundlage wie oben $. 308 Anm. 1. 
R5) $ 4 sub e des Regulativs; $4 Ziff. 2 des Min.-Erl. vom 10. Sep- 
tember 1885. Im übrigen vgl. oben S. 308 Anm. R2. 
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vorstände oder deren Beschlüsse erhoben werden, zu entscheiden. 
Diese Vorschrift hat keine selbständige Bedeutung. Da die 
Kirchenkommissarien bei Pflichtwidrigkeiten der Kirchenvor- 
steher und bei gesetzwidrigen Beschlüssen des Kirchenvorstandes 
jederzeit von Amts wegen eingreifen können, erscheint die 
Beschwerde hier nicht als Rechtsmittel, sondern als Anregung 
zum Einschreiten!). Solange die Kirchenvorstände in den ihnen 
gesetzlich gezogenen Schranken bleiben, ist eine (Sach-)Be- 
schwerde gegen ihre Massnahmen unzulässig. Es könnte also 
nur die Aufsichtsbeschwerde in Frage kommen. Aber die 
wäre auch ohne Erwähnung im Regulativ gegeben. 


IV. Dem Kirchenregiment steht aber gegenüber den 
Kirchenvorständen nicht nur ein allgemeines, auf dem Ver- 
hältnis der Ueber- und Unterordnung basierendes Aufsichts- 
recht zu, sondern auf Grund besonderer gesetzlicher Anordnung 
auch ein Recht auf die „obere Leitung“ der Tätigkeit der 
Kirchenvorstände?)*3). Freilich ist diese Leitung nur als „obere“ 


!) Der einzige Fall einer Beschwerde gegen Beschlüsse des Kirchen- 
vorstandes im streng juristischen Sinn ist die dem Patron in gewissen 
Fällen zustehende Einsprache gegen Beschlüsse des Kirchenvorstandes, 
durch die seine Rechte verletzt werden. Darüber ist aber besondere Be- 
stimmung an anderer Stelle getroffen. Vgl. unten S. 349 ff. 

?) 8 18 K.-V.-G. in Verbindung mit $ 35 K.-V.- u. Syn.-O. — 
Nach der Fassung dieser Bestimmungen wäre die obere Leitung der 
Kirchenregierung auf die Tätigkeit des Kirchenvorstandes in Vermögens- 
angelegenheiten beschränkt. Man wird sie aber auch für die sonstige 
Tätigkeit des Kirchenvorstandes anzunehmen haben. Dies ist auch 
der Standpunkt der Ausführungsbekanntmachung zur K.-V.- u. Syn.-O. 
vom 20. Oktober 1864 Art. 13. Vgl. auch $ 7 des Staatsgesetzes vom 
6. Mai 1885, wo es heisst: „Unbeschadet ... verbleibt den Kirchen- 
oberen das Recht der oberen Leitung der Kirchenvorstände auch in 
Betreff der vermögensrechtlichen Zuständigkeiten derselben“. Dieser $ 7 ist 
jedoch materiell ohne Bedeutung (siehe Lohmann II, 43, Bem. 1 zu 
‚diesem Paragraphen) und ist deshalb nicht als unbedingt beweiskräftig 
anzusehen. 

R3) 8 2 des Regulativs auf Grund des $ 18 des K.-V.-G. in Ver- 
bindung mit den $$ 30, 49, 85 der K.-Gem.- u. Syn.-O. — Bezüglich der 
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vorgeschrieben. Das Kirchenregiment ist nicht befugt, in die 
regelmässige Verwaltung des Vermögens einzugreifen, sondern 
es kann nur Anordnungen allgemeiner Natur erlassen !) *?). 
Hierhin gehört in erster Linie das Recht des Kirchenregiments, 
durch Aufstellung allgemeiner, im voraus zu gebender Normen 
die Kirchenvorstände zu zweckmässiger Wirksamkeit anzu- 
leiten®). Dieses Recht ist jedoch den Kirchenkommissarien 
nicht übertragen, sondern dem Konsistorium vorbehalten *) *°). 


Beschränkung dieser Rechte auf Vermögensangelegenheiten gilt dasselbe 
wie für die lutherische Kirche. 

) Lohmann I, 83, Bem. 4 zu $ 18 des K.-V.-G. 

R2) Vgl. auch $ 4 Ziff.-1 des Min.-Erl. vom 10. September 1885. 

3) Art. 13 der Min.-Bek. vom 20. Oktober 1864 in Verbindung mit 
$ 18 des K.-V.-G. und $ 35 der K.-V.- u. Syn.-O.; für vermögensrecht- 
liche Angelegenheiten wiederholt in Art. 3 Ziff. 1 des Min.-Erl. vom 
23. Juni 1885. — Auf Grund dieser Bestimmungen haben die Konsi- 
storien Anweisungen für die Kirchenvorstände erlassen. Siehe die Zu- 
sammenstellung bei Lohmann I, 90, Bem. 2 zu Art. 24 der Min.-Bek. 
vom 14. Oktober 1848. 

*) In Art. 13 der Min.-Bek. vom 20. Oktober 1864 ist „den Konsi- 
storien vorbehalten, die Kirchenvorstände wie für ihre vermögensrecht- 
liche Tätigkeit so auch für ihren übrigen Wirkungskreis durch all- 
gemeine Erlasse oder besondere Verfügung anzuleiten“. Da die in $ 4 
Abs. 1 des Regulativs geschehene Weiterübertragung an die Kirchen- 
kommissarien nur auf den Erlass besonderer Verfügungen zu beziehen 
sein dürfte, ist das Recht zur Anleitung durch allgemeine Erlasse den 
Konsistorien verblieben. — In $ 1 der Min.-Bek. vom 22. Oktober 1864 
sub 4 ist den Kirchenkommissarien das Recht zugewiesen, „die Kirchen- 
vorstände zu pflichtmässiger Tätigkeit anzuhalten“, daselbst i. f. aber 
hiervon ausdrücklich ausgenommen, „durch allgemeine im Voraus zu 
gebende Normen, die Tätigkeit der Vorstände zu regeln, die Anstellung 
eines besoldeten Rechnungsführers zu erfordern und die Erhebung eines 
Prozesses aufzugeben, bezw. einen Kirchenanwalt zu bestellen“. In 
das Regulativ ist diese Ausnahme nicht übergegangen. Der Vorder- 
satz ist ohne Einschränkung stehen geblieben. Man könnte daraus 
schliessen, dass nach dem Regulativ jene Spezialbefugnisse nicht mehr 
ausgenommen, also mit übertragen seien. Abgesehen von den prakti- 
schen Bedenken aber dürfte dem entgegenstehen, dass im $ 4 Abs. 2 
des Regulativs alle besonders bemerkenswerten Befugnisse der Kirchen- 
kommission aufgezählt sind, bei denen die oben genannten Angelegen- 
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Erstere sollen aber die Vorstände und deren Mitglieder zu 
pflichtmässiger Tätigkeit überhaupt anleiten !)*?). Hieraus er- 
geben sich im einzelnen folgende Rechte, welche gleichfalls 
nur exemplifikativ aufgezählt werden: 

a) durch Verfügungen allgemeinerer Natur, den einzelnen 
Kirchenvorstand zur Beseitigung im Geschäftsgange hervor- 
getretener Missstände anzuhalten. Die Grenze dieser Befugnis 
gegenüber dem Recht der Setzung allgemeiner Normen, welche 
dem Konsistorium vorbehalten ist, kann nicht scharf gezogen 
werden. Trotzdem ist sie vorhanden. Das Konsistorium erlässt 
in Ausübung seiner Befugnisse allgemeine, umfassende Anord- 
nungen, deren Beobachtung ein für allemal vorgeschrieben ist; 
die Kirchenkommissarien geben Direktiven für die Abstellung 
bestimmter Mängel in der Geschäftsführung eines einzelnen 
Kirchenvorstandes. Jedoch ist es, wo nicht besondere Vor- 
schriften bestehen?) **), der Kirchenkommission, wie der 


heiten infolge ihrer Wichtigkeit genannt sein würden, wenn ihre Ueber- 
tragung beabsichtigt wäre. 

R5) Diese in $ 4 Ziff. 1 des Min.-Erl. vom 10. September 1885 er- 
wähnte Befugnis ist durch $ 4 Abs. 1 des Regulativs den Kirchen- 
kommissarien nicht mit übertragen und daher gemäss $ 3 des zit. Min.-Erl. 
dem Konsistorium vorbehalten. 

)84 Abs. 1 des Regulativs; Art. 3 Ziff. 1 des Min.-Erl. vom 
22. Juni 1885; $ 18 des K.-V.-G. in Verbindung mit $ 35 der K.-V.- 
u. Syn.-O. — Auf das Recht der „oberen Leitung“ der Kirchenvermögens- 
verwaltung ist dies besonders zurückgeführt in Art. 24 Ziff. 1 der Be- 
kanntmachung vom 14. Oktober 1848. 

R2) 8 4 Abs. 1 des Regulativs; S 4 Ziff. 1 des Min.-Erl. vom 10. Sep- 
tember 1885 auf Grund des $ 18 des K.-V.-G. in Verbindung mit $$ 30, 
49, 85 der K.-Gem.- u. Syn.-O. vom 12. April 1882. 

®) Eine solche Sondervorschrift besteht nach S 6 des Staatsgesetzes 
vom 6. Mai 1885. Danach kann der Kirchenvorstand angehalten werden, 
rechtsbegründete Ansprüche des seiner Verwaltung unterliegenden Ver- 
mögens, insbesondere auch eine durck Pflichtwidrigkeit eines Vorstands- 
mitgliedes begründete Ersatzforderung, im Wege des Prozesses geltend 
zu machen. Zuständig ist das Konsistorium im Einverständnis mit der 
Staatsbehörde (Regierungspräsident). 
R4) Das Recht der Aufsichtsbehörden, den Kirchenvorstand zur 
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Kirchenregierung überhaupt, nicht gestattet, dem Kirchenvor- 
stand die Erledigung einer einzelnen Verwaltungshandlung in 
einem ganz bestimmten Sinne aufzugeben!. Es würde das 


Geltendmachung rechtsbegründeter Ansprüche anzuhalten, ist nirgends 
ausdrücklich aufgeführt. — Vgl. jedoch die Vorschriften über die Zwangs- 
etatisierung der den Pfarreingesessenen obliegenden Leistungen in Art. 24 
Abs. 1 des Staatsgesetzes vom 6. August 1883; Art. 3 Ziff. 6 der Allerh. 
Verordnung vom 25. Juli 1884. — Es ist jedoch als eine Pflicht ord- 
nungsmässiger Vermögensverwaltung anzusehen, dass rechtsbegründete 
Forderungen auch eingetrieben werden, und es erscheint daher — im Gegen- 
satz zur lutherischen Kirche — die Kirchenkommission zuständig, solche 
Geltendmachung vom Kirchenvorstand zu verlangen. — Eine Beteiligung 
staatlicher Behörden findet nicht statt. 

!) Beispiel: Ein Unternehmer beabsichtigt ein Kirchengrundstück 
zur Errichtung gewerblicher Anlagen zu erwerben. Der Kirchenvorstand 
lehnt das Angebot ohne Angabe von Gründen ab. Der Unternehmer 
wendet sich deshalb an die Aufsichtsbehörde mit der Bitte, dem Kirchen- 
vorstand den Verkauf des Kirchengrundstücks aufzugeben, da die Ab- 
lehnung des Antrages den Interessen des Kirchenvermögens zuwiderlaufe. 
Er weist zur Begründung seiner Eingabe nach: 1. dass das Grundstück 
bisher brach lag und der Kirchenkasse keinerlei Einnahmen brachte; 
2. dass das Grundstück nur für ihn — den Ankäufer — Wert habe, da 
es nur zu dem von ihm beabsichtigten Zweck benutzt werden könne, im 
übrigen aber — insbesondere zur Verpachtung — ungeeignet sei; 3. dass 
die Ablehnung des Kaufantrages deshalb offenbar nicht aus finanziellen 
Gründen erfolgt sei, sondern nur, weil man von der geplanten Anlage 
eine ungünstige Rückwirkung auf die Lasten der politischen Gemeinde 
befürchte und daher die ganze Sache zu hintertreiben suche. 

Diese — übrigens als Aufsichts- und nicht als Sachbeschwerde auf- 
zufassende — Eingabe könnte zu folgenden Verfügungen Anlass geben, 
die jedoch von Amts wegen und nicht auf Beschwerde zu erlassen wären: 
a) Das Konsistorium könnte alle Kirchenvorstände des Bezirks nochmals 
darauf hinweisen, dass bei allen Massnahmen betreffend das kirchliche 
Vermögen nur kirchliche Interessen, nicht aber auch solche der politi- 
schen Gemeinden zu berücksichtigen seien, und ferner, dass alle Beschlüsse 
über Kaufofferten bezüglich kirchlicher Grundstücke erst nach Einfordern 
eines amtlichen Gutachtens über den Wert des Grundstücks zu ent- 
scheiden seien, auch in das Protokoll eine ausführliche Begründung solcher 
Beschlüsse aufgenommen werden müsse. — Das wäre die Setzung einer 
allgemeinen Norm bezüglich des Geschäftsganges der Kirchenvorstände, 
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ein unzulässiger Eingriff in die Selbstverwaltung der Ge- 
meinden sein. 

b) !)*2) Die Berufung der Kirchenvorstände zu ausserordent- 
licher Sitzung zu verlangen. Mit dieser Befugnis untrennbar 
verbunden ist das Recht der Kommissarien, die Tagesordnung 
dieser Sitzung zu bestimmen oder doch die Besprechung und 
Beschlussfassung über bestimmte Gegenstände zu verlangen. 
Weigert sich der Vorsitzende des Vorstandes, diesem Ersuchen 
zu entsprechen, so ist die Kirchenkommission nicht auf An- 
drohung und Verhängung von Strafen zwecks Erzwingung 
ihrer Anordnungen beschränkt, sie kann vielmehr äussersten 
Falls dazu schreiten, die Mitglieder des Kirchenvorstandes selbst 


wie sie allein dem Konsistorium vorbehalten ist. b) Die Kirchenkom- 
mission könnte dem betreffenden Kirchenvorstand aufgeben, auf ange- 
messene Verwertung der zum Kirchenvermögen gehörenden, bisher ertrag- 
losen Grundstücke Bedacht zu nehmen und über die zur Erfüllung dieser 
Verfügung geschehenen Massnahmen — eventuell mit Begründung — zu 
berichten. — Das wäre eine allgemeine Verfügung zur Abstellung hervor- 
getretener Missstände. c) Ferner könnte die Kirchenkommission dem be- 
treffenden Kirchenvorstand aufgeben, über den betreffenden Antrag unter 
Berücksichtigung obiger Direktiven erneut Beschluss zu fassen und eine 
Abschrift des neuen Beschlusses nebst Begründung einzureichen. Ist das 
geschehen, so wird die Kommission nachprüfen müssen, ob diese Gründe 
sich — formell — auf kirchliche Interessen stützen. Ist das der Fall, 
so kann die Kommission nichts weiter tun, mögen die kirchlichen Gründe 
auch noch so fadenscheinig und umgekehrt die wahren Beweggründe 
auch noch so deutlich zwischen den Zeilen zu lesen sein. Entspricht der 
eingereichte Beschluss diesen Anforderungen nicht, so kann die Kommission 
mit den ihr zustehenden Zwangsmitteln auf einen — wenigstens äusser- 
lich — hinreichend begründeten Beschluss dringen. Das wäre eine be- 
sondere Verfügung, durch welche der Kirchenvorstand zu ordnungsmässiger 
Vermögensverwaltung angehalten würde. d) Keinesfalls aber kann die 
Kirchenkommission (oder das Konsistorium) schlechthin dem Kirchen- 
vorstand die Annahme des Kaufantrages aufgeben. 
1) 84 sub a des Regulativs; $ 26 Abs. 1 Satz 2 der K.-V.- und 

Syn.-O. 

R2) S 4 sub a des ref. Regulativs. Eine entsprechende besondere 
Bestimmung in der K.-Gem.- und Syn.-O. ist nicht vorhanden. 
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zu berufen !), eventuell auch selbst den Vorsitz in der Sitzung 
zu übernehmen. 

c)°)*3) Anfragen und Anträge der Kirchenvorstände zu 
bescheiden. 

Die Bescheidung von Anfragen hat den Charakter einer 
besonderen Befugnis nicht. Die Vorschrift hat in so weit nur 
den Zweck, den Kirchenvorständen die Möglichkeit zu geben, 
sich Rats zu holen. Sie werden davon Gebrauch machen, wenn 
sie fürchten, durch eine Beschlussfassung im einen oder anderen 
Sinne die Grenzen ihrer Zuständigkeit zu überschreiten und 
dadurch sich der Gefahr der Kassierung eines ihrer Beschlüsse 
auszusetzen. Freilich sind sie niemals zur Einholung eines 
Rates gezwungen*), Anderseits sind die Kirchenkommissarien 
rechtlich an die von ihnen erteilte Auskunft nicht gebun- 


!) Lohmann I, 35, Bem. 1 zu $ 26 der K.-V.- und Syn.-O. be- 
merkt, die Praxis habe es als zulässig anerkannt, dass sämtliche Mit- 
glieder des Kirchenvorstandes direkt durch die Kirchenkommissarien ge- 
laden werden. Das ginge in so fern über die Ausführungen des Textes 
hinaus, als dort eine an den Vorsitzenden des Vorstandes gerichtete frucht- 
lose Aufforderung zur Einberufung einer Sitzung zur Voraussetzung ge- 
macht ist. Sollte früher eine Praxis im Sinne der Angaben Lohmanns 
vorhanden gewesen sein, so ist sie als dem geltenden Recht nicht mehr 
entsprechend anzusehen, da das Regulativ sie nicht erwähnt und neben 
dem Regulativ auch ein etwaiges älteres Gewohnheitsrecht nicht bestehen 
geblieben ist. Vgl. $ 12 des Regulativs, der trotz des engeren Wortlauts 
auch auf gewohnheitliche Rechtsbildung zu beziehen ist. 


2) Regulativ $ 4 sub c. Einer besonderen Rechtsgrundlage für 
diese Bestimmung bedarf es nicht. Das Bescheiden von Anfragen ist für 
das Kirchenregiment überhaupt kein Recht, sondern eine Pflicht; für 
die Kirchenkommissarien besteht allerdings innerhalb des Kirchenregi- 
ments das Recht, dass diese Anfragen durch sie und nicht durch andere 
kirchenregimentliche Instanzen erledigt werden. Für dies letztere Recht 
aber bedarf es nicht eines Gesetzes, sondern das Regulativ an und für 
sich ist eine genügende Rechtsgrundlage dafür. 


R3) 8 4 sub c des ref. Regulativs. 


*) Vgl. jedoch Konsistorialanweisung vom 26. Juli 1849 (Hanno- 
ver) 8 2. 
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den), so dass sie sehr wohl in der Lage sind, ihren Standpunkt 
nachträglich zu ändern. Dass ein solches Verhalten inkorrekt 
sein und die Kommissarien im Falle eines Verschuldens diszipli- 
närem Eingreifen, eventuell sogar rechtlicher Verantwortung, 
aussetzen würde, ändert hieran nichts. Die Angelegenheiten, 
auf welche sich diese Anfragen beziehen, sind nicht begrenzt; 
insbesondere können die Kommissarien auch über Fragen Aus- 
kunft erteilen, die sich auf Gegenstände konsistorialer Zustän- 
digkeit beziehen ?). In solchen Fällen wird es sich zwar für 
sie empfehlen, sich zuvor des Einverständnisses des Kon- 
sistoriums zu vergewissern. Jedoch besteht eine Pflicht in 
dieser Richtung nicht. Es handelt sich um eine reine Er- 
messensfrage. 

Wenn ferner das Regulativ den Kommissarien das Recht 
gibt, Anträge des Kirchenvorstandes zu bescheiden, so fehlt 
auch dieser Vorschrift jede rechtliche Bedeutung. Dort, wo 
für die Entscheidung über einen gestellten Antrag nicht die 
Kirchenkommissarien, sondern eine andere kirchenregimentliche 


!) Das Gegenteil würde dazu führen, dass die vom Gesetz als nach- 
träglich vorgesehene Erteilung der kirchenregimentlichen Genehmigung 
durch eine Anfrage des Kirchenvorstandes in eine vorherige Zustimmung 
verwandelt würde. Da der Kirchenvorstand auch nicht gezwungen werden 
könnte, den Gegenstand der Anfrage unmittelbar nach deren Beant- 
wortung zu erledigen, so würde er sich sogar allerhand Genehmigungen 
auf Vorrat erteilen lassen können. 

?) Früher waren die Kirchenkommissarien bei der Auskunftserteilung 
auf Angelegenheiten ihrer Zuständigkeit beschränkt. — $1 Ziff. 4 sub c 
der Min.-Bek. vom 22. Oktober 1864. — Der dort vorhandene Zusatz: 
„sofern dadurch nicht einer zur Zuständigkeit der Oberbehörde ge- 
hörenden Entscheidung vorgegriffen wird“, ist im Regulativ fortgefallen. 
Für die Entscheidung von Anträgen des Kirchenvorstandes war er über- 
flüssig — siehe unten im folgenden Text —, für die Beantwortung von 
Anfragen in dieser ausnahmslosen Form unzweckmässig. Man denke 
an Fälle, in denen das Konsistorium gleichgeartete Fälle kurz vorher 
mehrfach im selben Sinne entschieden hat. Warum sollten da die 
Kirchenkommissarien nicht von sich aus eine Antwort im Sinne der 
ständigen Praxis des Konsistoriums erteilen können ? 
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Instanz zuständig ist, behält es bei dieser Zuständigkeit sein 
Bewenden. Wo anderseits die Entscheidung den Kommissarien 
übertragen ist, da bildet eben jene spezielle Vorschrift, welche 
ihnen die Zuständigkeit überträgt, die Grundlage ihrer Kom- 
petenz. Ebensowenig endlich kann es der Sinn der Bestim- 
mung sein, dass die Kirchenkommissarien im Zweifel zur Ent- 
scheidung über Anträge der Kirchenvorstände befugt seien; 
denn die Rechte des Kirchenregiments werden mangels be- 
sonderer Bestimmung von den Konsistorien wahrgenommen, 
und diesen ist deshalb auch die Entscheidung über solche An- 
träge vorbehalten, die nicht ausdrücklich der Zuständigkeit 
anderer Behörden zugewiesen sind. 

V. Weder zur Aufsicht noch zur oberen Leitung der den 
Kirchenvorständen obliegenden kirchlichen Vermögensverwal- 
tung zu rechnen ist der Fall, dass gewisse Beschlüsse der 
Kirchenvorstände zu ihrer Gültigkeit der Zustimmung des 
Kirchenregiments bedürfen. Die Erteilung dieser Zustimmung 
ist innerhalb gewisser Grenzen den Kommissarien vorbehalten. 
Es sind das folgende Fälle: 

a)!)*?) Die Gestattung einer Ausnahme von der Regel 
unentgeltlicher °) Verwaltung des Vorsteheramtes, Hiervon 


ı) $5 sub a des Regulativs auf Grund des $ 18 der K.-V.- und 
Syn.-O. Vgl. Art. 2 der Konsistorialanweisung vom 8. November 1864 
(Hannover). 

R?®) In der reformierten Kirche ist über die Entgeltlichkeit des Kirchen- 
vorsteheramts nichts bestimmt. Indessen kann es keinem Zweifel unter- 
liegen, dass es sich auch hier um ein unbesoldetes Ehrenamt handelt. 
Ausnahmen hiervon sind — soweit nicht etwa ein abweichendes Ge- 
wohnheitsrecht besteht — nirgends vorgesehen, und deshalb auch in so 
weit eine Zuständigkeit der Kirchenkommission, wie der Kirchenregierung 
überhaupt, nicht vorhanden. — Vgl. Giese, Kirchengesetze 19, Bem. 41 
zu $ 4 der K.-Gem.- und Syn.-O. 

°») Die Unentgeltlichkeit wird dadurch nicht aufgehoben, dass einem 
Kirchenvorsteher bare Auslagen ersetzt werden. (Lohmann I], 29, 
Bem. 2 zu $ 18 der K.-V.- und Syn.-O.). Zehrungskosten sind jedoch 
im allgemeinen als bare Auslagen nicht anzusehen. Siehe Ausschreiben 
des Konsistoriums Stade vom 1. Dezember 1888: „Wir finden Ver- 
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zu unterscheiden ist der Fall der Anstellung eines besoldeten 
Rechnungsführers. Der Rechnungsführer ist nicht notwendig 
Mitglied des Kirchenvorstandes, und selbst wenn er es ist, wird 
durch eine Vergütung für die Rechnungsführung die Unent- 
geltlichkeit der Versehung des Vorsteheramtes nicht berührt. 

b)!)®?) Die Aufnahme eines Darlehns im Betrage von 


anlassung, nachdem in $ 5 a des Regulativs (sc. vom 29. September 
1888) für die Folge allgemein den Herren Kirchenkomissarien die Be- 
fugnis eingeräumt worden ist, eine Ausnahme von der Regel unentgelt- 
licher Verwaltung des Kirchenvorsteheramts ($ 18 der K.-V.- und Syn.-O.) 
zu gestatten, im Interesse einer möglichst gleichmässigen Praxis zu- 
nächst auf die Instruktion des Kgl. Konsistoriums zu Stade vom 8. No- 
vember 1884 (Rechtern 117) bezw. auf die Anweisung des Kgl. Konsi- 
storiums zu Hannover vom selben Tage Art. 2 und die Entscheidung 
desselben vom 8. Februar 1877 (Boeckler VI, 110) hinzuweisen. Hier- 
nach ist, abgesehen von der im allgemeinen selten vorkommenden als 
solche darzulegenden und in $ 18 der K.-V.- und Syn.-O. vorgesehenen 
besonders zeitraubenden Mühewaltung und von solchen durch die Aus- 
übung des Vorsteheramtes ausschliesslich erwachsenen als notwendig nach- 
gewiesenen Auslagen, zu welchen u. a. Zehrungskosten regelmässig nicht 
zu rechnen sind, da sie auch sonst aufgewendet werden müssen, von den 
Kirchenvorstebern eine Entschädigung nicht zu beanspruchen. Nur bei 
möglichst strenger Durchführung der oben erwähnten Grundsätze kann 
die Gefahr vermieden werden, die Kirchenaerare mit Ausgaben zu be- 
lasten, welche dem lediglich im wahren kirchlichen Interesse aufgestellten 
Grundsatze, dass das Kirchenvorsteheramt als ein unentgeltliches Ehren- 
amt angesehen und behandelt werden soll, widersprechen“. 

Die hier ausgesprochenen Grundsätze haben, als der Natur der 
Sache entsprechend, überall bei Bewilligung von Vergütungen an die 
Kirchenvorsteher Anwendung zu finden. 

') 85 sub b des Regulativs,. — Die Rechte des Kirchenregiments 
ergeben sich aus $ 19 Ziff. 1 des K.-V.-G. und $ 35 der K.-V.- und 
Syn.-O.; vgl. auch Art. 1 Ziff. 1 des Min.-Erl. vom 22. Juni 1885; die 
Zuständigkeit innerhalb des Kirchenregiments aus der Verordnung vom 
17. Februar 1886, 88 3 Ziff. 1,2 Ziff. 1,4 Abs. 2. Für die staatliche Ge- 
nehmigung ist massgebend 8 3 Ziff. 3 des Staatsgesetzes vom 6. Mai 1885. 
Die zuständigen Staatsbehörden sind bestimmt durch die Kgl. Verord- 
nung vom 24. Juni 1885 Art. 3, 6 Abs. 1 und 2. — Es ergibt sich da- 
nach a) Darlehen zu vorübergehender Aushilfe unter 300 Mark, die aus 
den laufenden Einnahmen derselben Voranschlagsperiode zurückerstattet 
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mehr als 300, aber nicht über 3000 Mark, wenn dasselbe bloss 
zu vorübergehender Aushilfe dient und aus den laufenden 
Einnahmen derselben Voranschlagsperiode zurückerstattet 
werden kann. 

c)!)®2) Die Verwendung kirchlicher Einkünfte zu anderen 
kirchlichen Zwecken als den bestimmungsgemässen innerhalb 
der Gemeinde selbst, und zwar bei einmaligen Bewilligungen, 
sofern der Betrag für denselben Zweck die Summe von 60 Mark 
nicht übersteigt, bei fortdauernden Bewilligungen, sofern solche 
für Kirchen- und Schuldiener oder deren Hinterbliebene er- 
folgen, auch deren Betrag für denselben Zweck die Summe 
von 30 Mark im Jahre nicht übersteigt ’)*). 


werden können, bedürfen überhaupt keiner Genehmigung; b) ebensolche 
Darlehen über 300 Mark bedürfen nur kirchlicher Genehmigung. (Kirchen- 
kommission bis 3000 Mark, sonst Konsistorium); c) dauernde Anleihen 
unter 300 Mark bedürfen nur der Genehmigung des Staates (Regierungs- 
präsident); d) alle übrigen Anleihen bedürfen der Genehmigung des 
Regierungspräsidenten und des Konsistoriums (Lohmann I], 34). — 
Der Fall, dass neben der Kirchenkommission noch die Genehmigung einer 
staatlichen Behörde erforderlich wäre, tritt also nicht ein. 


R2) In der reformierten Kirche besteht eine Zuständigkeit der 
Kirchenkommission in so weit überhaupt nicht. Eine Genehmigung (durch 
das Konsistorium) bedürfen nur Anleihen, die nicht bloss zu vorüber- 
gehender Aushilfe dienen und (nicht) aus den laufenden Einnahmen der- 
selben Voranschlagsperiode erstattet werden sollen; $ 1, 3 des Min.-Erl. 
vom 10. September 1885. Anleihen unter 300 Mark bedürfen kirchen- 
oberlicher Genehmigung überhaupt nicht. Der dem Wortlaut nach weiter 
gehende Ministerialerlass vom 10. September 1885 ermangelt in so weit 
der gesetzlichen Grundlage. Siehe $ 19 Ziff. 1 K.-V.-G. i. Vbdg. mit 
$ 30 K.-Gem.- und Syn.-O. — Staatliche Genehmigung wie in der luthe- 
rischen Kirche: Staatsgesetz vom 6. August 1883 Art. 21 Ziff. 3; Allerh. 
Verordnung vom 25. Juli 1884, Art. III Ziff. 6. 


') 85 sub c des Regulativs auf Grund $ 19 Ziff. 3 des K.-V.-G. 
in Verbindung mit $ 35 der K.-V.- und Syn.-O. — Vgl. auch Art. 1 Ziff. 3 
des Min.-Erl. vom 22. Juni 1885. 
R?2)S 19 Ziff. 3 K.-V.-G. in Vbdg. mit $ 30 K.-Gem.- u. Syn.-O.; 
85 sub a des Regulativs. 
?) Kirchlich: Nach $ 19 Ziff. 3 des K.-V.-G. in Verbindung 
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Diese Vorschrift hat in mehrerer Hinsicht zu Zweifeln 
Anlass gegeben. Zu ihrer Anwendung sind folgende Voraus- 
setzungen erforderlich: | 

1. Es muss sich um die Verwendung kirchlicher „Ein- 


mit $ 35 der K.-V, und Syn.-O. bedürfen die Kirchenvorstände der Ge- 
nehmigung, „wenn der Ertrag eines Vermögensteils zu anderen (kirch- 
lichen) Zwecken, als für welche er bisher bestimmt war, verwandt werden 
soll“. Demgegenüber sind die Rechte der Kirchenkommissarien in dop- 
pelter Weise beschränkt: Erstlich durch die Höchstgrenze der Beträge; 
zweitens durch die Beschränkung auf Bewilligungen für kirchliche Zwecke 
in der Gemeinde selbst. Sollen die bewilligten Beträge ausserhalb der 
(semeinde angelegt werden, so bedarf es der Genehmigung des Konsi- 
storiums. Ministerialerlass vom 17. Februar 1886 $ 2 Zift. 3. — Beschwerde 
dagegen an das Landeskonsistorium. Ebenda $ 4 Abs. 2. 


Staatlich: Nach $ 3 Ziff. 9 des Staatsgesetzes vom 6. Mai 1885 
bedürfen die Kirchenvorstände nur der Genehmigung „bei einer Ver: 
wendung des kirchlichen Vermögens zu anderen als den bestimmungs- 
mässigen Zwecken, soweit sie nicht kirchliche, wohltätige oder Schul- 
zwecke innerhalb der Gemeinde selbst betrifft“. Vgl. auch die Ausnahme 
ebenda a. E. — Zuständig ist der Regierungspräsident. Verordnung vom 
24. Juni 1885 Art. 3. — Beschwerdeinstanz der Oberpräsident. Weitere 
Beschwerde findet nicht statt. Ebenda Art. 6, Abs. 1 und 2. — Indessen 
dürften diese Bestimmungen ihrem Wortlaut entsprechend nur auf die 
Verwendung der Substanz, nicht auch auf deren Erträgnisse zu beziehen 
sein, und es besteht deshalb in den Fällen des Regulativs eine staatliche 
Genehmigungspflicht überhaupt nicht. — Ein Vergleich der kirchlichen 
und staatlichen Vorschriften zeigt, dass die Beschlüsse, die nach 
Kirchenrecht der Genehmigung der Kirchenkommission bedürfen, nach 
Staatsrecht nicht genehmigungspflichtig sind. 

Im einzelnen vgl. die eingehende Zusammenstellung bei Loh- 
mann II, 37 f.. Bem. 17 zu $ 3 des Ges. vom 6. Mai 1885. 


R4) Kirchlich: Im allgemeinen wie in der lutherischen Kirche. 
Soweit die Kirchenkommissarien nicht zuständig sind, genehmigt das 
Konsistorium (Min.-Erl. vom 10. September 1885 $ 3). Beschwerde da- 
gegen gibt es nicht. 


Staatlich: Genehmigungspflichtig sind alle Bewilligungen von 
Kirchengeldern zu nicht bestimmungsmässigen Zwecken; nicht aber die 
bestimmungswidrige Verwendung von Einkünften. (Ges. v. 6. Aug. 1883 
Art. 21 Ziff. 8 und dazu die Bem. bei Giese, Kirchengesetze 121; auch 
Bem. 3 (4) zu $ 34 Ziff.2 Abs. 1 K.-Gem.- u. Syn.-O., ebenda 62 £.). 
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künfte“ handeln). Darunter sind nicht nur die Erträgnisse 
des kirchlichen Vermögens?) und etwaige an die Kirche zu 
zahlende Abgaben und Gebühren, sondern alle kirchlichen 
Einnahmen, insbesondere auch Kirchensteuern zu verstehen. 
Kirchliche Stiftungen, von denen lediglich die Zinsen oder 
jeweilen ein bestimmter Kapitalanteil für die (kirchlichen) Stif- 
tungszwecke verwandt werden sollen, gelten nur in Ansehung 
dieser Zinsen und Kapitalanteile als Einkünfte. Soll auch über 
das Kapital verfügt, also auch dieses nicht bestimmungsgemäss 
verwandt werden, so sind die Kommissarien nicht zuständig?)**). 
Das Gleiche gilt, wenn die Einkünfte dauernd für andere 
Zwecke festgelegt werden sollen’). 

2. Die Verwendung muss zu anderen als den bestim- 
mungsmässigen Zwecken geschehen. Diese bestimmungsmäs- 
sigen Zwecke der kirchlichen Einkünfte aber bestehen in der 
Bestreitung des Aufwandes für den Gottesdienst und in der 


') Es soll damit verhindert werden, dass auf Grund dieser Vor- 
schrift über die Substanz des Kirchenvermögens verfügt werde. Dazu 
bedarf es kirchlich Allerhöchster oder ministerieller Genehmigung (Mini- 
sterialerlass vom 26. Januar 1887; K.A.Bl. 9). Die staatlichen Vor- 
schriften siehe oben S. 320 f. Anm. 1. Vgl. Lohmann I, 84, Abs. 3 der 
Bem. zu $ 19 Ziff. 3 des K.-V.-G. 

”) In 8$ 19 Ziff. 3 des K.-V.-Ges. ist zwar nur von dem „Ertrag 
eines Vermögensteils“ die Rede, und das Regulativ kann als Min.-Erl. 
diese gesetzliche Vorschrift weder ausdehnen noch authentisch interpre- 
tieren. Trotzdem ist die Ausdehnung auf alle kirchliche Einnahmen, 
soweit sie nicht eben aus einmaligen Zuwendungen bestehen, eine prak- 
tische Notwendigkeit. 

®) Vgl. Min.-Erl. vom 26. Januar 1887 (K.A.Bl. 9). Es bedarf in 
diesem Falle Allerhöchster bezw. ministerieller Genehmigung. Nehmen 
bei Stiftungen die Beträge, welche eine nichtbestimmungsgemässe Ver- 
wendung finden sollen, den Ertrag der Stiftung ganz oder doch zum 
grössten Teil in Anspruch, so liegt gleichzeitig eine Aufhebung oder 
wesentliche Aenderung der Stiftung selbst vor. Auch dazu bedarf es 
Allerhöchster oder doch ministerieller Genehmigung. 

R4) Treffend Giese, Kirchengesetze 62 f., Bem. 3(4) zu $ 34 Ziff, 2 
Abs. 1 K.-Gem.- u. Syn.-O. 
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Beschaffung der Kosten, welche die Verwaltung und Erhaltung 
des Kirchenvermögens erfordert; ausserdem aber in der Ent- 
richtung der sonst kraft Gesetzes, Herkommens oder beson- 
derer kirchenobrigkeitlicher Anordnung zu zahlenden Beiträge 
und Abgaben!); bei Stiftungen in dem besonderen Stiftungs- 
zweck. Hat eine Ausgabe kraft Rechtsnotwendigkeit zu er- 
folgen, so bedarf der Kirchenvorstand einer obrigkeitlichen 
Zustimmung überhaupt nicht. 

3. Die Verwendung muss zu kirchlichen Zwecken erfolgen. 
Es ist dazu nicht erforderlich, dass eine kirchliche Anstalt oder 
Einrichtung bedacht werde; es genügt, wenn die Zuwendung 
in der Absicht geschieht, dadurch einen kirchlichen Zweck zu 
fördern ?)* 3). — Ausgaben zu ausserkirchlichen Zwecken sind 
überhaupt unzulässig. Ein dahingehender Beschluss des Kir- 
chenvorstandes wäre — auch wenn er die Genehmigung des 
Kirchenregiments erhalten sollte — ipso jure nichtig ')" >). 

4. Die Verwendung muss innerhalb der Gemeinde selbst 
geschehen, d.h. sie muss der Gemeinde als solcher oder einem 
ihrer Mitglieder zugute kommen. Ist dies nicht der Fall, so 
ist Genehmigung des Konsistoriums erforderlich. 


') Näheres Lohmann II, 37 f., Bem. 17 zu $3 des Gesetzes vom 
6. Mai 1885. 

?) Min.-Erl. vom 26. Januar 1887. Ebenso Lohmann, 11, 38, letzter 
Absatz der Bem. 17 ad $ 3 des Staatsgesetzes vom 6. Mai 1885. 

R 3) Min.-Erl. vom 26. Januar 1887 sub 3. 

‘) Immerhin wird man einen Dispens unter dem Gesichtspunkt einer 
lex specialis, quae derogat legi generali, für zulässig erachten müssen, 
ebenso einen hierauf gerichteten Antrag des Kirchenvorstandes, der 
dann eben nicht in Ausübung der Vermögensverwaltung gestellt würde, 
sondern lediglich auf Grund der allen kirchlichen Instanzen zustehenden 
Befugnis, Eingaben an das Kirchenregiment zu richten. — Ob für die 
Erteilung des Dispenses eine Ministerialverfügung oder auch ein Aller- 
höchster Erlass ausreichend ist, es nicht vielmehr eines Kirchengesetzes 
bedarf, ist zweifelhaft. In ersterem Sinne: Ministerialerlass vom 26. Ja- 
nuar 1887 i.f. Siehe auch Lohmann |, 84, Abs. 2 der Bem. zu $ 19 
Ziff. 3 K.-V.-G. 

R5) Wie in der lutherischen Kirche. 
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Sind diese vier Erfordernisse erfüllt, so hat man, wie an- 
gegeben, zwischen einmaligen und fortlaufenden Bewilligungen 
zu unterscheiden. Hierbei ist zu bemerken, dass eine fort- 
laufende Bewilligung nicht schon dann vorliegt, wenn die 
betreffende Ausgabe zu mehreren Terminen erfolgen soll, welche 
sich über mehr als eine Voranschlagsperiode erstrecken; viel- 
mehr muss es sich um eine rechtliche Verpflichtung zur Fort- 
entrichtung der Einzelzahlungen handeln. Ist dies nicht der 
Fall, so liegt lediglich eine mehrfache Einzelbewilligung vor, 
die für jede Voranschlagsperiode durch die Kirchenkommis- 
sarıen neu zu genehmigen ist. 

d)')® 2) Mehr als 300 Mark °)*t) kostende bauliche Besse- 
rungen, sofern die Kosten des einzelnen Baues 3000 Mark 
nicht übersteigen?)*‘). Handelt es sich um einen Neubau oder 


') 8 5 sub d des Regulativs auf Grund $ 19 Ziff. 4 K.-V.-G. in 
Vbdg. mit $ 35 K.-V.- und Syn.-O. — Vgl. auch Art. 5 Ziff. 3 des 
Min.-Erl. vom 22. Juni 1885. 

R>2)S 19 Ziff. 4 K.-V.-G. in Vbdg. mit $ 30 K.-Gem.- u. Syn.-O.; 
Min.-Erl. vom 10. September 1885 $ 1 Ziff. 6; Regulativ $ 5 sub b. 

») Wie die Zeiten sich ändern! Im 18. Jahrhundert konnten die 
Kirchen-Juraten nur dann frei verfügen, wenn die „zu verbauende 
Summe“ bis zu 24 Märiengroschen betrug. — Calenberger Monitum 
generale CXLIX vom 27. August 1727 (CC Cp.1c.1 No XVLH, 476). 
Heute kann man dafür noch nicht eine Wand tünchen lassen. — Die 
daselbst weiter gegebenen Bestimmungen über „importante“ Bauten 
bezog man auf solche, die mehr als 10 Taler kosteten. Schlegel, 
Kirchenrecht IV, 46f. Danach gäbe es heute nur noch importante 
Bauten. 

R4) In der reformierten Kirche beträgt diese Grenze überall 500 
statt 300 Mark. — Vgl. jedoch $ 34 Ziff. 5 K.-Gem.- und Syn.-O. 

») Kirchlich bedürfen nach $ 19 Ziff. 4 K.-V.-G. in Vbdg. mit 
$ 35 K.-V.- und Syn.-O. die Kirchenvorstände der Genehmigung zu einem 
Neubau stets und zu einer baulichen Besserung, wenn sie mehr als 
100 Taler kostet. Hiervon ist die Erteilung der Genehmigung zur Er- 
richtung neuer für den Gottesdienst bestimmter Gebäude dem Kultus- 
minister vorbehalten. Min.-Erl. vom 17. Februar 1886 $ 1 Ziff. 2. — 
Die Ausführung anderer Neubauten oder einer mehr als 3000 Mark‘ 
kostenden baulichen Verbesserung ist vom Konsistorium zu genehmigen. 
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Anbau, oder übersteigen die Kosten der (einzelnen) baulichen 
Besserung den Betrag von 3000 Mark, so ist die Genehmigung 
des Konsistoriums einzuholen. Wann ein Neu- oder Anbau vor- 
liegt, und wann es sich lediglich um eine bauliche Besserung 


Ebenda $ 2 Ziff. 4. — Im übrigen sind die Kirchenkommissarien zu- 
ständig. 

Staatlich: Nach $ 3 Ziff. 6 des Staatsgesetzes vom 6. Mai 1885 
bedarf nur die Errichtung neuer, für den Gottesdienst, die Geistlichen 
oder andere Kirchendiener bestimmter Gebäude staatlicher Genehmi- 
gung. Bezüglich der für den Gottesdienst bestimmten Neubauten ist 
sie vom Kultusminister zu erteilen (Verordnung vom 24. Juni 1885, 
Art. 1 Ziff. 3) im übrigen vom Regierungspräsidenten. (Ebenda Art. 3.) 
Beschwerde geht in letzterem Fall an den Öberpräsidenten, dessen 
Entscheidung endgültig ist. (Ebenda Art. 6 Abs. 1u.2.) In den Fällen, 
in denen nach Kirchenrecht die Genehmigung von den Kirchenkommis- 
sarien zu erteilen ist, bedarf es also staatlicher Genehmigung nicht. 
Vel. Konsist.-Anw. vom 8. November 1864 (Hannover) Art. 8 Abs. 2. 

R6) Kirchlich bedürfen die Kirchenvorstände der Genehmigung 
bei allen Neubauten und bei den mehr als 500 Mark kostenden ban- 
lichen Besserungen. $ 1 Ziff. 6 des Min.-Erl. vom 10. September 18835. 
In dem die Rechtsgrundlage zu diesem Erlass bildenden $ 19 Ziff. 4 K.-V.-G. 
(vel. 8 30 K.-Gem.- u. Syn.-O.) ist die Genehmigungspflicht sogar bis herab 
zu 300 Mark festgesetzt. Für Reparaturen von 300—500 Mark hat das 
Kirchenregiment jedoch von dieser Befugnis keinen Gebrauch gemacht. 
Die Genehmigung wird bei Neubauten gottesdienstlicher Gebäude er- 
teilt durch den Kultusminister — ebenda $2 Ziff.2. — Bei allen 
sonstigen Neubauten und bei baulichen Besserungen, deren Kosten mehr 
als 3000 Mark betragen, durch das Konsistorium — ebenda $ 3 —, bei 
baulichen Besserungen, die über 500 Mark aber nicht mehr als 3000 Mark 
kosten durch die Kirchenkommission — $ 5 sub b des Regulativs. — 
Im übrigen bedarf es einer Genehmigung nicht. — Die Gemeindever- 
tretung wirkt mit bei Neubauten oder baulichen Besserungen, die mehr 
als 200 Mark kosten. $ 34 Zifl.5 K.-Gem.- und Syn.-O. 

Staatlich bedürfen bauliche Besserungen überhaupt keiner Ge- 
nehmigung. Vgl. Giese, 120, Bem. ad Art. 21 Ziff. 5 des Staats- 
gesetzes vom 6. August 1883. — Neubauten sind stets zu genehmigen. — 
Art. 21 Ziff. 5 des Gesetzes vom 6. August 1883. — Zuständig ist der 
Regierungspräsident. Verordnung vom 25. Juli 1884 Art. 3 Ziff. 6; für 
die Genehmigung des Neubaues gottesdienstlicher Gebäude der Kultus- 
minister. Ebenda I Zif. 3. 
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handelt, ist Tatfrage!)*?). Bauliche Besserungen im Werte von 
unter 300 Mark") bedürfen einer Genehmigung des Kirchen- 
regiments überhaupt nicht. Massgebend ist der Kostenvoran- 
schlag‘)*°). Wird demselben zuwider die Summe von 300 Mark 
überschritten, so ist die nachträgliche Genehmigung der Kirchen- 
kommissarien bezw. bei Kosten von mehr als 3000 Mark des 
Konsistoriums einzuholen. Wird diese verweigert, so haftet 
das Kirchenvermögen nur für die Bereicherung; im übrigen 
haften die Besteller dem Unternehmer persönlich. Ist der Be- 
trag aus der Kirchenkasse bereits bezahlt, so sind diejenigen 


' Bei Bauten im Inneren von Kirchen und Kapellen und, wo es 
sonst nach dem Erachten eines der Kommissarien zur sicheren Beurteilung 
des Gutachtens eines Bausachverständigen bedarf, sollen die Kommis- 
sarien mit dem Konsistorialbaumeister bezw. demjenigen Baubeamten, den 
das Konsistorium zu diesem Behuf bezeichnen wird, ins Benehmen treten. 
Finden die Kommissarien Bedenken, dem Gutachten des Bauverständigen 
gemäss zu entscheiden, so ist die Bestimmung des Konsistoriums zu er- 
wirken. — $ 5 sub d des Regulativs. — Diese Vorschrift ist jedoch nur 
instruktionell. Eine von den Kirchenkommissarien ohne Einholung eines 
solchen Gutachtens erteilte Genehmigung würde sie zwar disziplinär 
verantwortlich (und eventuell schadensersatzpflichtig) machen; aber die 
Genehmigung selbst wäre nicht ungültig. Darum ist es auch nicht 
unbedingt erforderlich, wenn auch im Interesse der Klarheit sehr 
wünschenswert, im Genehmigungsbeschluss das vorher eingeholte Gut- 
achten zu erwähnen. — Die Heranziehung eines weiteren Bauverstän- 
digen kann nicht durch die Kirchenkommission, sondern nur durch das 
Konsistorium geschehen, da sie logischerweise nur deshalb erfolgen 
kaun, weil „die Kommissarien Bedenken finden, dem Gutachten des 
(ersten) Bauverständigen gemäss zu entscheiden.“ — Eingehende Be- 
stimmungen über die Form der Anträge beim Konsistorium, die Zu- 
ziehung der Bauverständigen, die Aufstellung des Kostenvoranschlages 
und die Ueberwachung der Bauausführung durch den Kirchenvorstand 
in der Bekanntmachung des Konsistoriums Hannover vom 17. Dezem- 
ber 1912. (K.A.Bl. 1913, 5 ft.). 

%?), Ebenso in der reformierten Kirche. — 8% 5 sub b des Regulativs. 
R>) 500 Mark. 

*) Konst.-Anw. vom 8. November 1864 Art. 8, 
R5), Vol. 8 34 Ziff. 5 der K.-Gem.- und Syn.-O. 
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Kirchenvorstandsmitglieder, welche die Auszahlung veranlasst 
haben, der Kirchenkasse zum Ersatz verpflichtet. 

e)!)*2) Die Gestattung einer Ausnahme von der Regel, 
dass der Prediger die Führung der Kirchenrechnungen nicht 
übernehmen darf. 

f)3)*4) Die Annahme von Schenkungen, Erbschaften oder 
Vermächtnissen, mit welchen Verpflichtungen verbunden sind, 
deren Uebernahme den Kirchenvorständen nicht zusteht. Bedarf 
die Annahme nach den staatlichen Vorschriften der Genehmigung 
staatlicher Behörden )*®), so fällt die Zuständigkeit der Kirchen- 
kommission fort‘), und das Konsistorium tritt an ihre Stelle®). 
Das Eintreten staatlicher Behörden kann aus einem doppelten 
(Gesichtspunkt erfolgen. Auf Grund des staatlichen Aufsichts- 
rechts über die Verwaltung des Kirchenvermögens und nach 


)S$ 5 sub e des Regulativs. — In der K.-V.- und Syn.-O. ist ein 
Verbot dieses Inhalts nicht enthalten; es handelt sich vielmehr um den 
Dispens von der (noch gültigen) Vorschrift des $ 23 der Konsist.-Anw. 
vom 26. Juli 1849 (Hannover). Vgl. oben S. 279 Anm. 3. 

R?2, Für die reformierte Kirche besteht eine entsprechende Vor- 
schrift nicht. — Vgl. $ 28 der K.-Gem.- und Syn.-O. 

®) 8 5 sub f des Regulativs. 

R4) S 5 sub e des Regulativs. 

») Das Regulativ führt die Gesetze vom 23. Februar 1870 (an 
dessen Stelle inzwischen das preussische Ausführungsgesetz zum B.G.B. 
vom 20. September 1899 Art. 6 getreten ist — ebenda Art. 89 Ziff. 26) 
und vom 6. Mai 1885 (vgl. unten S. 323 Anm. 1) einzeln auf. Das sind alle 
bestehenden Vorschriften, welche eine staatliche Genehmigung anordnen. 

R 6) Ebenso; nur tritt an Stelle des Gesetzes vom 6. Mai 1885, das 
nur für die lutherische Kirche gilt, das Gesetz vom 6. August 1883; 
vgl. auch Art. 22 dieses Gesetzes. 

’) Es findet also auch hier neben der staatlichen Genehmigung 
eine solche durch die Kirchenkommission nicht statt. 

®) Es kommt nicht etwa, wie man nach dem Wortlaut des Regu- 
lativs annehmen könnte, die kirchliche Genehmigungspflicht überhaupt 
in Fortfall. Abgesehen von allem anderen ergibt sich das daraus, dass 
das Regulativ schon seinem Zwecke nach über die Genehmigungspflicht 
der Beschlüsse der Kirchenvorstände durch das Kirchenregiment weder 
etwas bestimmen wollte, noch bestimmen konnte, 
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den Vorschriften über die Beschränkung des Erwerbs der toten 
Hand. In ersterer Hinsicht kommt in Betracht die Bestim- 
mung, wonach der Erwerb von Grundeigentum im Werte von 
mehr als 5000 Mark durch die Kirche staatlicher Genehmigung 
bedarf )* 2), in letzterer Hinsicht die Vorschrift, dass Vermögens- 
zuwendungen an juristische Personen im Werte von mehr als 
5000 Mark staatliche Genehmigung erfordern’). 

Die Grundsätze kirchlicher und staatlicher Genehmigungs- 
pflicht sind hiernach durchaus verschieden. Für den Staat ent- 


') Staatsgesetz vom 6.-Mai 1885 $ 3 Ziff. 1, modifiziert durch Art. 7 
& 1 des preussischen Ausführungsgesetzes zum B.G.B. vom 20. Septem- 
ber 1899. Zuständig bis einschliesslich 100000 Mark der Regierungs- 
präsident; darüber hinaus der Kultusminister. Verordnung vom 24. Juni 
1885 Art. 1 Ziff. 1 und Art. 3 und vom 30. Januar 1893 Art. I Ziff. 1. 
— Ist bereits auf Grund der Amortisationsgesetze (siehe unten Anm. 3) 
staatliche Genehmigung erforderlich, so bedarf es dieser Genehmigung 
nicht mehr. Art. 7 $ 3 des Gesetzes vom 20. September 1889. 

R?2) Staatsgesetz vom 6. August 1883 Art. 21 Ziff. 1. — Zuständig 
ist bis einschliesslich 100000 Mark der Regierungspräsident. — Aller- 
höchste Verordnung vom 25. Juli 1885 Art. 3 Zifi. 6 und vom 30. Ja- 
nuar 1893 Art. 1 Ziff. 1. — darüber hinaus der Kultusminister. — Aller- 
höchste Verordnung vom 25. Juli 1885 Art. 1 Ziff. 1. — Im übrigen 
sind auch hier Art. 7 SS 1 und 3 des preussischen Ausführungsgesetzes 
vom 20. September 1399 zu berücksichtigen. (Siehe die vorige Anm.). 

?) Das Regulativ führt hier auch das Staatsgesetz vom 23. Fe- 
bruar 1870 an. Dies Zitat war in so fern unvollständig, als in einzelnen 
Landesteilen nach S 4 desselben (Gesetzes die Bestimmungen älterer 
Gesetze in Kraft geblieben waren, von denen für die hannoversche 
Landeskirche insbesondere die Vorschriften des A.L.R. Teil II Tit. 11 
SS 194 und 197 und Anhang $ 125 in Betracht kamen. Vgl. Ministerial- 
bekanntmachung betreffend den Geschäftskreis der Kirchenkommis- 
sarien im Bezirk des Konsistoriums Aurich vom 18. November 1864 
$ı1 Afl. 8 — An die Stelle dieser Vorschriften ist das preussische 
Ausführungsgesetz zum B.G.B. vom 20. September 1899 (siehe auch Ein- 
führungsgesetz zum B.G.B. Art. 86) getreten, wonach (Art. 6) alle un- 
entgeltlichen Zuwendungen an juristische Personen der Genehmigung 
des. Königs oder einer von ihm bestimmten Behörde bedürfen. — Siehe 
Schoen, Kirchenrecht I, 181, Anm. 1, auch I, 275. 
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scheidet Art- und Wert der Zuwendung. Für die kirchliche 
(Grenehmigung ist beides ohne Belang. Grundsätzlich bedürfen 
die Kirchenvorstände zur Annahme von Schenkungen u. s. w. 
überhaupt nicht der Genehmigung des Kirchenregiments. Nur 
dort, wo an die Schenkung Verpflichtungen geknüpft sind, 
deren Uebernahme dem Kirchenvorstand nicht zusteht, ist 
eine Beteiligung des Kirchenregiments vorgeschrieben. Streng 
genommen ist es also gar nicht die Annahme der Schenkung, 
welche kirchlicherseits genehmigt wird), sondern die Ein- 
gehung der Verpflichtung, die in der Annahme enthalten ist. 
In welchen Fällen der Kirchenvorstand die Genehmigung zu 
solcher Verpflichtung einholen muss, sagt das Regulativ nicht. 
Das geltende Recht bleibt unberührt. Danach ist besonders 
hervorzuheben, dass der Kirchenvorstand die Gemeinde 
gegenüber Dritten nur hinsichtlich der Vermögensverwaltung 
vertritt )*°), so dass er überall dort, wo die einzugehende 
Verpflichtung darüber hinausgeht, für sich nicht handeln 
kann. 

Da ein Vorbehalt in dieser Hinsicht nicht gemacht ist, 
wären die Kirchenkommissarien nach dem Wortlaut des Re- 
gulativs zur Genehmigung jeder Verpflichtung auf dem Ge- 


!; Darum ist auch dem Kirchenregiment nirgends in der K.-V.- 
und Syn.-O. bzw. dem K.-V.-Ges. das Recht vorbehalten, die Annahme 
von Schenkungen etc. zu genehmigen. Dem $ 5 sub f des Regulativs 
entspricht eben nur das Recht des Kirchenregiments, überall da ergänzend 
einzugreifen, wo die Kirchenvorstände für sich allein nicht handeln 
können. 

?)S 18 K.-V.-G. in Verbindung mit $ 35 K.-V-. und Syn.-O. — 
Die $ 33, 36°—40 K.-V.- und Syn.-O. begründen eine Befugnis zur Ver- 
tretung der Gemeinde im juristischen Sinne nicht. 

R3) Etwas weiter geht die Vertretungsbefugnis der Kirchenräte in 
der reformierten Kirche, wenn anderseits auch durch die Gemeinde- 
vertretung vielfach beschränkt. Trotzdem ist auch hier ein Fall nicht 
denkbar, wo der Kirchenrat die Gemeinde anders als auf vermögens- 
rechtlichem Wege verpflichten könnte. Vgl. auch Art. 2 des Staats- 
gesetzes vom 6. August 1883. 
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biete des Vermögensrechts berechtigt. Das dürfte jedoch zu 
weit gehen. Man wird anzunehmen haben, dass es bei solchen 
Verpflichtungen, hinsichtlich deren sonst die Genehmigung des 
Konsistoriums oder höherer Instanzen ausdrücklich angeordnet 
ist, auch in diesen Fällen bei deren Zuständigkeit verbleiben 
soll. Nur dort, wo bisher keine besondere Anordnung getroffen 
worden war, ist die Kirchenkommission zuständig. 

g)')*?) Die Bestätigung der Pfarr-, Pfarrwittums-, Meliora- 
menten- und Teilungsvergleiche und die Feststellung des sich 
ergebenden Ueberschusses an Vakanzgeldern, jedoch mit der 
Massgabe, dass dem Konsistorium die Feststellung der Remune- 
ration für Wahrnehmung der Dienstgeschäfte in der Vakanz- 
zeit) und die Genehmigung zur Verwendung des Ueberschusses, 
soweit diese bisher vorbehalten waren t), verbleiben. 

Eine allgemeine Bestätigungspflicht für die genannten Ver- 
gleiche wird hierdurch nicht eingeführt. Dort, wo herkömm- 
lich eine Bestätigung nicht erfolgt’), bedarf es deren auch in 
Zukunft nicht. Ueber die bei Aufstellung der Vergleiche zu 
beobachtenden Regeln bestehen eingehende Verordnungen ®), 


')$ 6 sub a des Regulativs. 

KR?) Ebenda im reformierten Regulativ. 

») Die allgemeinen Grundsätze für die Bemessung der an den 
vikariierenden Geistlichen zu zahlenden Vergütung finden sich in dem 
Ausschreiben des Konsistoriums Hannover vom 8. März 1883 sub 1 bis 5. — 
Die Akzidentien kommen dabei der Vakanzenkasse zu. — Ebenda sub 6. 

#4) Eine Aufzählung der Einzelbestimmungen ist hier unmöglich. — 
Im allgemeinen ist zu sagen: Die Genehmigung der Vergütung für 
die vikarischen Dienstleistungen ist überall dem Konsistorium vorbehalten. 
Für die Verwendung der Vakanzüberschüsse besteht gleichfalls wohl 
durchweg Genehmigungspflicht. Eine Ausnahme besteht nur für die 
Pfarrwittümer, wo die Genehmigung der Kirchenkommissarien genügt. 

?) Die Materie ist innerhalb der Provinz noch heute partikular- 
rechtlich geregelt. Eine Zusammenstellung der betreffenden Bestim- 
mungen bei Lohmann, Il, 214 f., Bem. 7 zu Art. 2 des Kirehen- 
vesetzes vom 2. Februar 1876. 

°) Eine Zusammenstellung bei Lohmann II, 214, Bem. 7 zu Art. 2 
des Kirchengesetzes vom 2. Februar 1876. 
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die gleichfalls noch partikularrechtlich bestehen geblieben sind. 
Die in diesen Vorschriften enthaltenen Zuständigkeitsbestim- 
mungen sind dagegen durch das Regulativ ($ 12) aufgehoben. 
Dort, wo überhaupt eine Genehmigung erfolgt, geschieht sie 
durch die Kirchenkommissarien !), 

VI. Letztens ist die Tätigkeit der Kirchenkommission an- 
ordnend und entscheidend: 

1.?) Unter den Kompetenzen dieser Kategorie heben sich 
als ein zusammengehöriger Teil diejenigen heraus, welche auf 
die Aufsicht über die gesetzmässige Bildung und das vollstän- 
dige Bestehen des Kirchenvorstandes Bezug haben. Ich stelle 
sie hier einheitlich zusammen, da sich auf diese Weise der 
Anteil der Kirchenkommissarien am klarsten entnehmen lässt: 

a) Alle sechs Jahre scheiden die gewählten?)®*) Kirchen- 
vorsteher aus ihrem Amt aus’)*‘), und es hat eine Neuwahl 


!) Früher waren fast überall die Superintendenten allein zuständig. 
Aus Zweckmässigkeitsrücksichten hat sich jedoch gewohnheitsmässig 
eine Mitwirkung des weltlichen Kommissars herausgebildet. Schlegel, 
Kirchenrecht II, 468; vgl. auch Konsist.-Anw. vom 8. November 1864 
Art. 10. Diese ursprüngliche Alleinberechtigung des Superintendenten 
findet heute ihren Ausdruck in der Bestimmung des $ 10 Abs. 3 des 
Regulativs, wo noch abweichend von der Behandlung der übrigen Ver- 
mögenssachen die Bearbeitung dessen, was die Aufstellung der Meli- 
oramenten- und Teilungsvergleiche angeht, zunächst durch den geist- 
lichen Kommissar zu erfolgen hat. 

2) Zu allem Folgenden sind zu vergleichen die vortrefflichen Aus- 
führungen bei Baustaedt I, 27 fl. 

®) Da das Gesetz auch den vom Patron ernannten Kirchenvorsteher 
als von ihm gewählt bezeichnet ($ 14 Abs. 1 K.-V.- und Syn.-O.), 
ist hier für diesen eine Ausnahme zu machen. Seine Amtsdauer be- 
stimmt der Patron (l.c. $ 23 Abs. 4). — Ueberhaupt beziehen sich die 
Ausführungen des Textes nicht auf den Vertreter des Patrons. 

Ri) Die Kirchengemeinde- und Synodalordnung sieht auch einen 
Kirchenältesten vor, den der Patron als seinen Vertreter „ernennt“. 
— 8 7 ebenda. — Von diesem ist hier überall nicht die Rede. 

5) Alle drei Jahre die Hälfte. $ 23 K.-V.- und Syn.-O. 

Re) Ebenso, jedoch mit der Modifikation, dass dort, wo eine längere 

Amtsdauer der Kirchenältesten hergebracht ist, durch Beschluss der 
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stattzufinden. Diese ist von dem alten Kirchenvorstand anzu- 
ordnen und zu leiten!) ?). Unterbleibt die zeitige Anberaumung 
einer Neuwahl, so haben die Kirchenkommissarien den Kirchen- 
vorstand dazu anzuhalten®)® *). Die bisherigen Vorsteher bleiben 
bis zur Einführung der neuen an ihre Stelle tretenden im Amt, 
auch über die Dauer von sechs Jahren hinaus)". Sollte 


sich die Neuwahl über Gebühr verzögern, so sind die Kom- 
missarien befugt, von sich aus die Neuwahl anzuordnen und 
eventuell zu leiten °) #8), — Bleibt ein zweimaliger Wahltermin 
ergebnislos ®)* 1%), so erfolgt die Ernennung neuer Kirchenvor- 
steher durch die Bezirkssynode!!) bezw. deren Ausschuss?) * 1°), 


Gemeindevertretung die Amtsdauer auf 12 Jahre festgesetzt werden kann, 
in welchem Fall die Hälfte jedesmal von 6 zu 6 Jahren ausscheidet. — 
$ 45 der K.-Gem.- und Syn.-O. 

228: JELNcH 

R?2) Die Kirchengemeinde- und Synodalordnung überlässt nur die 
„Anordnung“ der Wahl dem Kirchenrat ($ 39), während sie deren Lei- 
tung, freilich mit einigen Modifikationen (vel. unten S. 335 Anm. R4), dessen 
Vorsitzendem allein zuweist ($ 41). 

») 83 Satz 1 des Regulativs. — Die Befugnis des Kirchenregiments 
ergibt sich aus dem Recht der Oberaufsicht über die Kirchenvorstände. 

R:), Ebenda im reformierten Regulativ. 

>) $ 23 Abs. 1 der K.-V.- und Syn.-O. 

R°) S 45 Abs. 1 Satz 2 der K.-Gem.- und Syn.-O. 

?) Die Leitung der Vorsteherwahl durch den Kirchenvorstand ist 
nur als Regel vorgeschrieben. $ 9 K.-V.- und Syn.-O. 

R8) Ein Gleiches hat für die reformierte Kirche zu gelten, trotz- 
dem nach dem Wortlaut der Vorschrift die Anordnung und Leitung 
der Wahl dem Kirchenrat und dessen Vorsitzendem ausnahmslos zu- 
gewiesen ist. SS 39, 41 K.-Gem.- und Syn.-O. 

°) Das ist der Fall, wenn entweder Wahlberechtigte im Termin 
nicht erschienen sind (ein einziger genügt) oder die Erschienenen die 
Vornahme der Wahl verweigert haben oder Nichtwählbare gewählt sind. 
S 22 der K.-V.- und Syn.-O. 

R 10), Ebenso: $ 44 der K.-Gem.- und Syn.-O. 

11) S$ 22 und 51 Ziff. 4 K.-V.- und Syn.-O. 

2 HBIAZUREA TEE 

R12) Nach $ 44 der K.-Gem.- und Syn.-O. steht das Ernennungsrecht 
dem Vorstand der Bezirkssynode zu. 
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Wird das Amt eines Kirchenvorstehers während der Amts- 
dauer [durch Tod, Entlassung?) "?) oder Niederlegung°) " *)] be- 
endet, oder scheidet ein Gewählter vor seiner Einführung aus 
[durch Ungültigkeitserklärung der Wahl vor der Einführung)" ®) 
oder durch Ablehnung der Wahl Y)"®)°)], so tritt ohne weiteres 
der nächste !0) im selben Turnus gewählte !!) Stellvertreter 
ein?1?), wovon neuerdings nicht einmal mehr besondere An- 
zeige zu erstatten ist?!3). Sind keine Stellvertreter mehr 
vorhanden, so erfolgt Neuwahl. 

b) Die Neuwahl beginnt mit der Festsetzung und Ver- 
kündung des Wahltermins'*+)®15) und der öffentlichen Aus- 


24 der K.-V.- und Syn.-O. 

46 Abs.2 der K.-Gem.- und Syn.-O. 
19 der K.-V.- und Syn.-O. 

43 der K.-Gem.- und Syn.-O. 

») Das kann sein wegen Ungültigkeit des Wahlaktes und wegen 
mangelnder Wählbarkeit. Ist die Einführung erfolgt, so kann die 
Ungültigkeit des Wahlaktes überhaupt nicht mehr geltend gemacht 
werden. Die mangelnde Wählbarkeit führt zur Entlassung. S 24 Ziff. 1 
der K.-V.- und Syn.-O. 

R6) Ebenso (K.-Gem.- und Syn.-O. $S 46 Abs. 2 Ziff. ]). 


ie! 
RUN UN 


Y2 


)S 19 K.-V.- und Spn.-O, 
RS) $S 43 K.-Gem.- und Syn.-O. 


°) Diese beiden letzten Fälle besonders hervorgehoben: 3 17 Abs. 2 
K.-V.- und Syn.-O. 

10%) Die Reihenfolge des Eintritts bestimmt sich nach der Stimmen- 
zahl. S 17 K-V.- und Syn.-O, 

'!) Konsistorialausschreiben (Hannover) vom 20. Februar 1873 und 
vom 16. Dezember 1879 (Ebhardt-Boeckler VI, 82£.). 


R12) Von vornherein werden Stellvertreter nicht gewählt. Ist das 
Amt eines Kirchenältesten ausser der Zeit erledigt, so wählt die Ge- 
meindevertretung für die Restzeit einen Ersatzmann. 8 46 K.-Gem.- und 
Syn.-O, 

R13) Konsistorialerlass vom 12. April 1882 Art. 6 Abs. 1 und 2 
(Giese, Kirchengesetze 79); auch Bekanntmachung vom 31. August 1893 
ebenda. 

19) 85 K.-V.- und Syn.-O. 
R15) 88 39 f. K.-Gem.- und Syn.-O. 
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legung der Wählerlisten durch den Kirchenvorstand)"?). 
Ueber Einwendungen und Erinnerungen hiergegen, insbeson- 
dere gegen geschehene oder verweigerte Aufnahme in die 
Wählerlisten entscheidet der Kirchenvorstand®)®*). Beschwer- 
den gegen dessen Entscheidungen sind unzulässig’)"‘). Vor 


) $ 11 K.-V.- und Syn.-O. 
R2, 8 39 K.-Gem.- und Syn.-O. 
®, Die Entscheidung über das Wahlrecht für die anstehende Wahl, 
wie sie das Gesetz in $ 12 dem Kirchenvorstand vorbehalten hat, ist nichts 
anderes als die Entscheidung über die Aufnahme in die Wählerlisten 
und damit (abgesehen von der unbedeutenden Besonderheit des $ 11 
Abs. 2 K.-V.- und Syn.-O.) über die Zulassung zur Wahl. Darum können 
Einwendungen, über die der Kirchenvorstand entscheiden soll, frühestens 
mit Beginn der öffentlichen Auslegung der Listen, spätestens am Tage 
vor der Wahl erhoben werden. — Vgl. Schoen, Kirchenrecht I, 323 
Anm. 4, dessen Ausführungen sich zwar auf das gegen den Beschluss 
des Kirchenvorstandes (nach anderen Rechten) zulässige Rechtsmittel be- 
ziehen, aber ebenso auch für den angefochtenen Beschluss selbst zu- 
treffen. 
R4) So ausdrücklich bestimmt in $ 39 Abs. 3 K.-Gem.- und Syn.-O. 
’) Das Gesetz bestimmt darüber nichts, woraus an sich schon die 
Unzulässigkeit der Beschwerde herzuleiten wäre, denn Beschwerden gegen 
Beschlüsse der Selbstverwaltungsorgane, die formell in den Grenzen der 
Zuständigkeit ergehen, sind nur in den durch das Gesetz besonders vor- 
behaltenen Fällen mit Rechtsmitteln anfechtbar. — Aber abgesehen davon 
verbietet schon der vorläufige Charakter dieser Massnahmen die Zu- 
lässigkeit der Beschwerde. Hätte man auch für die anstehende Wahl 
eine Entscheidung der übergeordneten Behörden zulassen wollen, so hätte 
man es dort, wo es sich um die anstehende Wahl handelt, bei der 
für die Regel vorgesehenen Zuständigkeit der Kirchenregierung (Kir- 
chenkommission) bewenden lassen können. Ja, es wäre zweckwidrig 
gewesen, gerade für den Fall, der eine besonders schleunige Erledigung 
erfordert, in dem Kirchenvorstand noch eine besondere weitere Instanz 
den schon vorhandenen voranzustellen. — Da ausserdem durch die Be- 
schwerde, wenn sie zulässig wäre, die Wahl selbst nicht hinausgeschoben 
würde, nachträglich erfolgende Feststellungen, soweit sie sich auf die 
Wahlberechtigung beziehen, aber das Wahlresultat nicht mehr ändern 
können, würde die (formelle) Wirksamkeit der Beschwerde von einem 
Zufall, nämlich davon abhängen, ob die Entscheidung der Beschwerde- 
instanz noch vor dem Wahltermin in die Hände des Vorstandes gelangt. 
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der Beschlussfassung des Kirchenvorstandes aber darf die Wahl 
nicht vorgenommen werden !)*?). 

c) Der Wahlakt selbst erfolgt unter Leitung des Kirchen- 
vorstandes®)® #), Es entscheidet absolute Stimmenmehrheit, even- 


Es bliebe auch zweifelhaft, wer über den „Rekurs“ zu entscheiden 
hätte, wenn die Wahlberechtigung wegen gegebenen Aergernisses be- 
mängelt würde. Die Kirchenregierung nicht; denn die gesetzgeberi- 
schen Gründe, welche dazu geführt haben, ihr die Entscheidung über 
gegebenes Aergernis zu entziehen und der Bezirkssynode zu übertragen, 
liegen hier in gleicher Weise vor. Die Bezirkssynode nicht; denn sie ist 
weder für den Kirchenvorstand eine vorgesetzte Instanz — trotz $ 51 
Ziff. 5 K.-V.- und Syn.-O.; vgl. $ 1 des Regulativs —, noch ist sie 
überhaupt an dem kirchenregimentlichen Instanzenzug beteiligt. Ohne 
besondere Vorschrift kann sie also zur Entscheidung über Beschwerden 
gegen Beschlüsse des Kirchenvorstandes nicht als zuständig angesehen 
werden. — Immerhin bleibt die ganze Frage zweifelhaft. Lohmann 
I, 23 Bem. 2 ad $ 12 K.-V.- und Syn.-O. hält einen Rekurs ohne Suspensiv- 
effekt für zulässig. Eine Begründung gibt er nicht. Auch sagt er nicht, 
wer für die Entscheidung über den Rekurs zuständig sein soll. Nach 
Schoen, Kirchenrecht I, 345 hat es für die anstehende Wahl bei dem 
Beschluss des Kirchenvorstandes sein Bewenden. Er stimmt also mit 
dem Text überein (vgl. jedoch die einschränkungslose Bemerkung ebenda 
I, 323 Anm. 4). Nicht ganz klar, aber wohl an Lohmann anschliessend 
Baustaedt 28. 

R6) Demjenigen, der durch Nichtaufnahme in die Wählerliste vom 
Wahlrecht ausgeschlossen werden soll, steht binnen zwei Wochen die 
Berufung an den Vorstand der Bezirkssynode zu. Die anstehende Wahl 
wird durch diese Einlegung der Berufung nicht gehemmt ($ 39 Abs. 3 
K.-Gem.- und Syn.-O.). Hieraus ergibt sich, dass gegen Entscheidungen 
des Kirchenvorstandes, die über andere Einwendungen gegen die 
Richtigkeit der Wählerlisten befinden, kein Rechtsmittel zulässig ist, 
gerade wie der Text es für die lutherische Kirche ganz allgemein an- 
nimmt. 

)$ 11 K.-V.- und Syn.-O. 
R?) Arg. e contrario aus $ 39 Abs. 3 Satz 3 K.-Gem.- und Syn.-O. 
») $ 9 ebenda. 

R4) Die Leitung hat der Vorsitzende des Kirchenrats, welchem die 
übrigen Mitglieder des Kirchenrats und erforderlichenfalls einige von 
diesem zu bezeichnende Gemeindeglieder als Wahlvorstand zur Seite 
stehen. $ 41 K.-Gem.- und Syn.-O. 
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tuell ist eine Stichwahl anzuordnen })"?). Im übrigen ist über 
den Wahlmodus nichts vorgeschrieben ®)"*). Jeder Wähler kann 
selbst bestimmen, ob er schriftlich oder zu Protokoll seine Stimme 
abgeben will, auch ein Beschluss des Kirchenvorstandes über 
die Form der Stimmabgabe würde ihn nicht binden können. 
d) Einwendungen gegen die Gültigkeit einer Wahl können 
dreierlei Art sein: 
aa) Es wird der Wahlmodus beanstandet. Dabei wäre 
insbesondere zu prüfen: 
ob die Wahl ordnungsmässig angekündigt ist’)* ©), 
ob die Wählerlisten vorschriftsmässig ausgelegt sind ’)*®), 
ob allen in die Wählerlisten eingetragenen?) 1°) Wahl- 
berechtigten !!)®12) Gelegenheit zur Abgabe ihrer 
Stimme gegeben wurde, 
ob das Wahlergebnis einwandsfrei festgestellt ist, 
ob vor dem Beginn der Wahlhandlung über etwa vor- 


)s$5 K.-V.- und Syn.-O. 
R2) & 41 Abs. 3 K.-Gem.- und Syn.-O. 
®) Sogar eine Wahl durch Akklamation wäre zulässig. Lohmann 
I, 14f. Bem.3 ad $ 5 K.-V.- und Syn.-O. Zum Folgenden siehe auch 
Ausschreiben (Hannover) vom 30. November 1865 (Ebhardt-Boeckler 
(VI, 90). 
R4, Einige zwingende Vorschriften über das Wahlverfahren bestehen 
in der reformierten Kirche. Siehe $ 41 Abs. 3 K.-Gem.- und Syn.-O. 
53) 85 K.-V. und Syn.-O. 
R6) S 40 K.-Gem.- und Syn.-O. 
”) 811 K.-V.- und Syn.-O.; vgl. dazu auch Lohmann I, 22 Bem.1 
ad Abs. 1und 2 des $ 11. 
RS) $ 39 K.-Gem.- und Syn.-O. 
®) Vgl. jedoch $ 11 Abs. 2 K.-V. und Syn.-O. 
R 0) Hiervon besteht eine Ausnahme nach reformiertem Kirchenrecht 
nicht. Vgl. Konsistorialerlass vom 25. Februar 1886 Art. 1. 
1!) Nur die persönlich Erschienenen können an der Wahl teilnehmen. 
Ausmärker können durch einen Bevollmächtigten aus der Zahl der Wahl- 
berechtigten stimmen. $ 7 K.-V.- und Syn.-O. 


R 12) Gemäss $ 41 Abs. 2 Satz 1 K.-Gem.- und Syn.-O. sind nur die 
persönlich erschienenen Wähler wahlberechtigt. 
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gebrachte Einwendungen und Erinnerungen formell 
entschieden ist!) 2). 

Die Nichtbeobachtung dieser Grundsätze macht jedoch die 
geschehene Wahl nur dann ungültig, wenn sie möglicherweise 
auf das Endergebnis von Einfluss war°)*®), 

Einwendungen gegen die Gültigkeit der Wahl können nur 
von Gemeindegliedern und den Pfarrgeistlichen erhoben wer- 
den®)*®). Sie sind bis zum Ablauf der Woche vorzubringen, 
in der die letzte (zweite) Verkündigung des Wahlresultats statt- 
gefunden hat ’)*”), und können mangels besonderer gesetzlicher 
Vorschrift gültig sowohl beim Kirchenvorstand wie bei der 
Kirchenkommission angebracht werden. 

Die Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl steht 
den Kirchenkommissaren zu°®)"°). Bis zu deren Entscheidung 


 $ 11 K.-V.- und Syn.-O. Näheres Lohmann I, 22 Bem, 2 zu 
$ 11 Abs. 1 und 2 K.-V.- und Syn.-O. 

R2) Ss 39 Abs. 3 K.-Gem.- und Syn.-O. — Entsprechend den Bestim- 
mungen in $ 41 K.-Gem.- und Syn.-O. kommt weiter in Betracht die 
Frage, ob die Wahl durch Stimmzettel vorgenommen ist, bezw. die 
mündliche Wahl zu Protokoll nicht trotz Widerspruchs von mindestens 
zehn Wählern stattgefunden hat. — Mündliche Wahlen, die nicht zu 
Protokoll erfolgen, wie durch Handaufheben, Aufstehen und Sitzenbleiben, 
Akklamation sind unzulässig. 

®) Das ist stets anzunehmen, wenn die Verkündigung der Wahl oder 
die Auslegung der Wählerlisten nicht ordnungsmässig geschehen ist. 

R4) Ausser den in der letzten Anmerkung angegebenen Fällen ist die 
Wahl stets dann ungültig, wenn sie nicht schriftlich oder trotz gültigen Wider- 
spruchs mündlich (zu Protokoll) erfolgte. Siehe Anm. R1 zu dieser Seite. 

>) $ 15 K.-V.- und Spn.-O. 

Re) 8 49 Abs. 2 K.-Gem.- und Syn.-O. — Dort ist zwar der Geist- 
lichen nicht gedacht; aber es unterliegt keinem Zweifel, dass sie nicht 
ausgeschlossen sein sollen. 

R?) 8 42 Abs. 3 Satz 2 K.-Gem.- und Syn.-O. 

®) Die Kirchenregierung entscheidet nur, wenn Zweifel bestehen. 

Ist die Wahl nach einhelliger Meinung des Vorstandes ungültig, so 

kann er von sich aus eine Neuwahl anordnen. Ein blosser Mehrheits- 

beschluss genügt indessen hierzu nicht. — $ 3 des Regulativs auf Grund 

8 21 K.-V.- und Syn.-O. — Anders in der ref. Kirche. Siehe folgende Anm. 

R9) Ueber die Gültigkeit entscheidet zunächst der Kirchenrat; auf 
Martens, Die hannoversche Kirchenkommission. . 22 
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ist die Einführung des beanstandeten Kirchenvorstehers aus- 
zusetzen !) *?). 

bb) Die Gültigkeit der Wahl wird beanstandet, weil 
Unberechtigte an der Wahl teilgenommen oder Berechtigte 
davon ausgeschlossen sind®)**). Solche Einwendungen können 
jedoch zur Kassierung der Wahl nicht führen’)*‘), da durch 


Berufung — binnen zwei Wochen seit Zustellung der Entscheidung — 
der Vorstand der Bezirkssynode. — Das Kirchenregiment ist hier also 


überhaupt nicht beteiligt. $ 42 K.-Gem.- und Syn.-O. 

'), 815 Abs. 2 K.-V.- und Syn.-O. — Sollte trotzdem die Einführung 
versehentlich erfolgt sein, so kann sie nicht wieder rückgängig gemacht 
werden. Das Verfahren über die Gültigkeit der Wahl wäre demnach 
in diesem Falle als gegenstandslos einzustellen. 

R?2) Bin Gleiches ist für die ref. Kirche anzunehmen, trotzdem eine 
entsprechende ausdrückliche Bestimmung nicht besteht. 

3) Die Bedingungen des aktiven Wahlrechts in $ 10 K.-V.- und 
Syn.-O.; vgl. auch $ 11 Abs. 2 daselbst. 

Rt) 8 36 K.-Gem.- und Syn.-O. 

5) Zustimmend Lohmann I, 22 f., Bem. 2 zu $12 K.-V.- und Syn.-O.; 
a. M. Schoen, Kirchenrecht I, 323 Anm. 3 unter irrtümlicher Bezug- 
nahme auf Lohmann II, 304 Bem. 2 zu $8 des Trauungsgesetzes vom 
6. Juli 1876, wo nur die Rede davon ist, dass Einsprache erhoben werden 
kann gegen eine Wahl, die auf eine wegen gegebenen Aergernisses nicht 
wählbare Person gefallen ist. (So auch unten der Text.) Der Fall, dass 
eine Vorsteherwahl kassiert werden könnte, weil solche, die wegen ge- 
gebenen Aergernisses vom Wahlrecht ausgeschlossen sind, daran teil- 
genommen hätten, ist dort gar nicht erwähnt, vielmehr an obengenannter 
Stelle als sedes materiae durch Lohmann ausdrücklich im entgegen- 
gesetzten Sinne entschieden. Die Richtigkeit der Ansicht des Textes 
ergibt sich aus Folgendem: Das Gesetz trennt die Einwendungen gegen 
die Gültigkeit der Wahl (= Wahlaktes; $$ 15 Abs. 2, 21 K.-V.- und Syn.-O.) 
von den Zweifeln über die Wahlberechtigung ($ 12). Die Einführung 
der Kirchenvorsteher wird nur aufgeschoben durch Einwendungen der 
ersteren Art ($ 15 Abs. 2). Zweifel in letzterer Hinsicht würden die Ein- 
führung — mangels entsprechender Vorschrift — nicht hindern. Der 
einmal geschehenen Einführung aber hätte eine Entlassung zu entsprechen, 
die jedoch in $ 24 K.-V.- und Syn.-O. nur wegen mangelnder Wählbar- 
keit des Gewählten vorgesehen ist. — Der Fall der nachträglichen Un- 
gültigkeitserklärung des Wahlaktes kann nicht zur späteren Entlassung 
führen, weil solche — nur vor der Einführung zulässigen — Einwendungen 
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die Entscheidung des Kirchenvorstandes, welche auch still- 


schon die Einführung hindern (impedimentum impediens, non dirimens); 
die Ungültigkeitserklärung wegen Beteiligung Unberechtigter nicht, weil 
die Entscheidung des Kirchenvorstandes vor der Wahl gültig bleibt. — 
Diese verschiedene Behandlung hat praktisch ihre guten Gründe: Kirchen- 
vorsteher, die nicht wählbar sind, müssen als ungeeignet stets entlassen 
werden können, das ergibt sich von selbst. Im übrigen aber ist es 
wünschenswert, dass die Fragen über die Gültigkeit zur Bestellung 
zum Kirchenvorsteher möglichst vor der Einführung entschieden werden. 
Deshalb ist angeordnet, dass durch Einwendungen gegen die Gültig- 
keit des Wahlaktes die Einführung des neuen Vorstehers hinausgescho- 
ben wird. — Bei der Entscheidung über die Wahlberechtigung indessen 
wird das Verfahren — besonders bei Zweifeln wegen gegebenen Aerger- 
nisses — oft langwierig sein. Dadurch würde aber nicht nur die Ein- 
führung ungebührlich verzögert, sondern auch die Amtsdauer des Vor- 
gängers verlängert, was vermieden werden soll. 

Nicht konsequent scheint mir Lohmann zu sein, wenn er trotz 
seiner (mit dem Text übereinstimmenden) Meinung von der Unanfechtbar- 
keit der Wahl wegen der Teilnahme Unberechtigter einen Rekurs ohne 
Suspensiveffekt gegen die Entscheidung des Kirchenvorstandes über die 
Wahlberechtigung für die anstehende Wahl zulässt. Gerade wie der 
Kirchenvorstand selbst würde doch logischerweise auch die Beschwerde- 
instanz nur über das Wahlrecht für die anstehende Wahl zu entscheiden 
haben. Da aber die Gültigkeit dieser Wahl auch nach Lohmann 
durch die nachträgliche Entscheidung der Rekursinstanz, wenigstens wenn 
sie erst nach der Wahl erginge, nicht berührt würde, so hätte die 
Entscheidung für diesen Fall überhaupt keine praktische Bedeutung. 
Es ist deshalb mit dem Text anzunehmen, dass die Kirchenregierung 
(Kirchenkommission) niemals in der zweiten, sondern immer nur in 
der ersten Instanz mit der Entscheidung über die Wahlberechtigung 
befasst werden kann, dann aber über diese letztere schlechthin und 
nicht nur im Hinblick auf eine bestimmte Wahl zu entscheiden hat. — 
Vgl. oben 8. 335 Ann. 1. 

R6) Im wesentlichen dieselben Gründe treffen auch für die reformierte 
Kirche zu. — Nach $ 42 K.-Gem.- und Syn.-O. prüft der Kirchenrat zu- 
nächst von Amts wegen die formelle Gültigkeit der Wahl; hierzu wird 
nach $ 44 auch die Frage der Wählbarkeit des Gewählten gerechnet 
werden müssen. Eine erneute Prüfung des Wahlrechts der Wähler kann 
aber schon deshalb nicht dazu gehören, weil alle Einwendungen dagegen 
schon vor der Wahl anzubringen und vom Kirchenrat schon vorher zu 
entscheiden waren. Eine nochmalige Entscheidung derselben Behörde 
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schweigend durch Aufnahme oder Nichtaufnahme in die Wähler- 
listen erfolgen kann, die Berechtigung für die anstehende Wahl 
bereits formell unanfechtbar!)® 2) entschieden ist. — Wohl aber 
ist es zulässig, eine Entscheidung über die Wahlberechtigung 
eines Gemeindegliedes unabhängig von der Anfechtung der 
letzten Wahl herbeizuführen. Hierfür sind die Kirchenkom- 
missarien zuständig?)®*). Nur dann, wenn Ausschluss vom 
Wahlrecht wegen gegebenen Aergernisses geltend gemacht 
wird, hat die Bezirkssynode°) zu entscheiden ®)*”). An eine 
etwa früher ergangene (vorläufige) Entscheidung des Kirchen- 
vorstandes (für die anstehende Wahl) ist weder die Kirchen- 
kommission noch die Bezirkssynode gebunden. Haben diese 
aber bereits selbst einmal in der Sache erkannt, so ist eine 
neue (materielle) Entscheidung nur in so weit zulässig, als 
neue Gründe vorgebracht werden. 

cc) Einwendungen gegen die Wählbarbeit eines Kirchen- 
vorstehers können sich entweder gründen auf den Mangel der 
aktiven Wahlberechtigung, welche zu den Voraussetzungen der 
Wählbarkeit gehört, oder auf das Fehlen sonstiger Voraus- 
setzungen. Das Gesetz macht diesen Unterschied nicht, son- 


über dieselbe Sache aber ist undenkbar, wenn, wie hier, neue Einwen- 
dungen nicht mehr vorgebracht werden können. — Ein Entscheidungs- 
recht einer anderen Behörde über die Gültigkeit der Wahl (in erster 
Instanz) ist nicht vorgesehen. 

!) Siehe oben 8. 334 Anm. 5. 

R°®) Für die reformierte Kirche gilt hier die oben $. 334 Anm. R6 
erwähnte Modifikation. Eine Anfechtung der Wahl findet jedoch auch 
hier wegen mangelnder Wahlberechtigung niemals statt. Die ausdrück- 
liche Bestimmung, dass die Anfechtung der Wählerlisten die Vornahme 
der Wahl nicht hindere, scheint das zu bestätigen. 

°») $ 3 des Regulativs auf Grund $ 12 K.-V.- und Syn.-O. 
Rt) Die Kirchenregierung ist unbeteiligt. Siehe oben S.337 f. Anm. R9, 
?) Bezw. der Bezirkssynodalausschuss. $ 53 Ziff. 4 K.-V.- und 
Syn.-O. 
6) 8 51 Ziff. 3 K.-V.- und Syn.-O. 

®%?) In der reformierten Kirche ist der Ausschuss der Bezirkssynode 

ohnehin für alle diese Fälle zuständig. 
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dern erklärt schlechthin die Bezirkssynode!) zur Entscheidung 
über die Wählbarkeit für zuständig ?)*®). Es ist jedoch nicht 
anzunehmen, dass dadurch die Entscheidung über die aktive 
Wahlberechtigung für diesen Fall der Kirchenregierung ge- 
nommen und der Bezirkssynode beigelegt werden soll*), und 
deshalb daran festzuhalten, dass die Kirchenregierung auch 
dann zuständig bleibt, wenn die Wahlberechtigung nur als 
Grundlage der Wählbarkeit bestritten wird. Wird einem Ge- 
wählten die Wählbarkeit abgesprochen, so ist die Wahl für 
ungültig zu erklären und der betreffende Kirchenvorsteher, 
wenn er schon in sein Amt eingeführt war, daraus zu ent- 
lassen’), und zwar durch die Bezirkssynode®°). 

Auch in diesem Falle ist dem Kirchenvorstand die vor- 
läufige Entscheidung vorbehalten Y*R °). Diese Entscheidung hat 
zur Folge, dass bis zu einer eventuellen anderweitigen Ent- 
scheidung der gewählte und eingeführte Kirchenvorsteher be- 
rechtist und verpflichtet ist, sein Amt auszuüben, und dass 
durch die nachträgliche Aberkennung der Wählbarkeit seine 
bisherigen Amtshandlungen nicht etwa ungültig werden. 


!) Bezw. den Bezirkssynodalausschuss. $ 53 Ziff. 4 K.-V.- und Syn.-O. 

»,8 51 Afl.3 K.-V.- und Syn.-O. 

R3) In der ref. Kirche ist die Rechtslage einfach, da über Wahl- 
berechtigung sowohl wie über Wählbarkeit der Kirchenrat unter even- 
tueller Berufung an den Vorstand der Bezirkssynode entscheidet. 

*) Zustimmend Lohmann I, 31, Bem. 4d zu S 21 K.-V.- und 
Syn.-O.; siehe auch die dort angeführten Belegstellen aus den Verhand- 
lungen der Vorsynode. 

>) $ 24 Ziff. 1 K.-V.- und Syn.-O. 

°%,s 51 Zf.5 K.-V.- und Syn.-O. — Eventuell durch den Bezirks- 
synodalausschuss: $ 53 Ziff. 4. 

?) Das ergibt sich aus dem im $ 51 enthaltenen Hinweis auf den 
Schlusssatz des S 12 K.-V.- und Syn.-O. Die ungenaue Fassung des 
$ 12 selbst liesse eher das Gegenteil vermuten. 

R®) In der reformierten Kirche entscheidet stets der Kirchenrat 
mit eventueller Berufung an den Vorstand der Bezirkssynode. Spätere 
Feststellung der Nichtwählbarkeit führt zur Entlassung, wie in analoger 


oO? 


Anwendung des $46 Abs. 2 Ziff. 1 K.-Gem.- und Syn.-O. anzunehmen ist. 
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dd) Ist die Wahl?)F ?) gültig erfolgt®?), so hat der Gewählte 
das Amt zu übernehmen®)®°). Weigert er sich dessen, oder 
legt er es wieder nieder, so hat der Kirchenvorstand über die 
Berechtigung hierüber zu beschliessen ®), Entstehen Zweifel, 
so steht die Entscheidung hierüber den Kirchenkommissarien 
ZILL N); 

ee) Hervorgehoben zu werden verdient noch, dass die 
Kirchenkommissarien die Erhebung von Einwendungen ab- 
warten müssen, ehe sie eingreifen können. Unzulässig würde 
es beispielsweise sein, wenn sie allen ihnen unterstehenden 
Vorständen ein für allemal vorschreiben wollten, dass nach 
jeder Kirchenvorsteherwahl alle darauf bezüglichen Akten, ins- 
besondere die Wahlprotokolle, zur Nachprüfung der Ordnungs- 
mässigkeit des Verfahrens einzureichen seien”). Es muss viel- 


!) Auch die durch den Patron erfolgende Ernennung eines Kirchen- 
vorstehers bezeichnet das Gesetz als Wahl. Auf diesen den Patron ver- 
tretenden Kirchenvorsteher finden jedoch die Vorschriften über Annahme, 
Ablehnung und Niederlegung des Vorsteheramtes keine Anwendung. — 
& 19 Abs. 2 K.-V.- und Syn.-O. — Eine Zuständigkeit der Kirchenkom- 
mission besteht daher in dieser Hinsicht nicht. 

R2) Ebenso ohne spezielle Gesetzesvorschrift in der reformierten 
Kirche. 

R3) Die formelle Gültigkeit der Wahl ist nach Beendigung der Wahl- 
handlung durch den Kirchenrat ausdrücklich festzustellen. $ 42 K.-Gem.- 
und Syn.-O. 

4) 8 19 K.-V.- und Syn.-O. 

R5) 8 45 K.-Gem.- und Syn.-O. 

%) Im Gesetz ist das zwar nicht ausdrücklich hervorgehoben; ea 
ergibt sich aber aus der Sachlage von selbst. 

”) S 3 des Regulativs auf Grund $ 21 K.-V. und Syn.-O. Die bei 
Lohmann I, 31, Bem. 4a ad $ 21 K.-V. und Syn.-O. aufgeführten Zu- 
ständigkeitsbestimmungen sind sämtlich (formell) nicht mehr in Kraft; 
materiell hat sich jedoch seither nichts geändert. 

R®) Es entscheidet in erster Instanz — also gerade, wenn Zweifel 
entstehen — der Kirchenrat, in zweiter der Vorstand der Bezirkssynode. 
$ 43 Abs. 2 K.-Gem.- und Syn.-O. 

°) Vgl.Ministerialbekanntmachung für den Konsistorialbezirk Aurich 
vom 18. November 1864, $ 1 Ziff. 2i £. 
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mehr jedesmal, wenn eine Nachprüfung angeordnet wird, ein 
bestimmtes Bedenken gegen die Ordnungsmässigkeit der Wahl 
bestehen. Dabei festgestellte Mängel würden aber im allgemeinen 
nur Anlass geben können, durch entsprechende Verfügungen auf 
künftige Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften zu dringen. 

Aber das kann nicht genügen '). An sich wird die Kirchen- 
kommission zwar nicht befugt sein, von Amts wegen etwaige 
Mängel des Wahlverfahrens zu rügen; bei Festsetzung des 
Wahlmodus ist der Kirchenvorstand fast unbeschränkt, und 
die Nichterhebung von Einwendungen zeigt gerade, dass er 
diese Freiheit nicht missbraucht hat. Wo aber das öffentliche 
Interesse verletzt wird, kann sie trotzdem einschreiten. Man 
kann nicht annehmen, dass die Kirchenregierung einem rechts- 
widrigen Verhalten der Kirchenvorstände mit gebundenen Hän- 
den zusehen müsste. Zur Farce darf die Wahl nicht werden. 
Eine Wahl muss es bleiben. Und wo das einmal nicht der Fall 
gewesen sein sollte, braucht sie sich nicht mit Vorschriften 
über künftiges Wohlverhalten zu begnügen, sondern kann die 
Wahl einfach von Amts wegen kassieren. — Wenn angeblich 


!) Anders die Literatur im Anschluss an Lohmann Bem. 1 zu 
S$ 12 K.-V.- u. Syn.-O. (IT, 22) und gelegentlich auch die Praxis. Danach 
hätte die Kirchenregierung in den Fällen des Textes stets zu warten, bis 
ein Berechtigter sie anruft. Abgesehen von Vorbeugungsmassregeln wäre 
sie gegen begangene Rechtswidrigkeiten machtlos. Sie wäre nichts als 
Zuschauer. — Solange aber die Kirche noch nicht zu einem Konglomerat 
autonomer Gemeinden geworden ist, solange hat jene das Recht und die 
Pflicht, sobald das im öffentlichen Interesse der Kirche, die ihrer Obhut 
anvertraut ist, geboten erscheint, gegen Rechtswidrigkeiten einzuschreiten. 
Kirchliche Organe insbesondere, die den gesetzlichen Anforderungen nicht 
entsprechen, braucht sie nicht zu dulden. — Wenn man eine positive 
Rechtsgrundlage dazu für erforderlich hält, so mag man jene in der Auf- 
sicht über die Kirchenvorstände finden. Aber auch der Wortlaut der 
Spezialbestimmungen reicht aus, Nirgends ist vorgeschrieben, dass die 
im $ 21 genannten Zweifel nicht auch bei der Kirchenregierung ent- 
standen sein könnten. „Gültig erhobene Zweifel“ ist überhaupt ein Un- 
ding. Die in $ 15 genannten Einwendungen bilden ihnen gegenüber 
einen engeren Begriff. 
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der Kirchenvorstand Wahlberechtigte von den Wählerlisten 
ausgeschlossen oder Nichtwahlberechtigte in die Listen auf- 
nommen haben sollte, so kann es schon aus sachlichen Gründen 
nicht möglich sein, die Wahl überhaupt zu kassieren. — Unbe- 
dingt notwendig ist ein Einschreiten, auch von Amts wegen, nur 
in dem dritten möglichen Fall, dass Bedenken gegen die Wähl- 
barkeit eines Kirchenvorstehers bestehen. Hier liegt es im In- 
teresse der kirchlichen Allgemeinheit, dass gegen die gesetzlichen 
Vorschriften nicht verstossen wird. Darum werden zunächst Er- 
mittelungen darüber anzustellen sein, ob die Zweifel hinreichend 
begründet sind, und wenn das der Fall ist, eine Entscheidung 
der Bezirkssynode oder ihres Ausschusses herbeigeführt werden 
müssen? !). 

2. Ausserdem sind den Kirchenkommissarien Entschei- 
dungsbefugnisse in einer Anzahl anderer Angelegenheiten von 
geringerer Bedeutung vorbehalten. Dahin gehören: 

a)?)*3) Die Entscheidung von Streitigkeiten, die sich bei 
Abschluss der Pfarr-, Pfarrwittums-, Melioramenten- und Tei- 
lungsvergleiche ergeben, aber nur soweit nicht die Kirchen- 
vorstände selbst zuständig sind und in diesen Sachen von Kirchen- 
regiments wegen überhaupt zu entscheiden ist. 

b)*)®°) Die Anordnung wegen Verteilung und Bewein- 
kaufung der Kirchenstände und die Entscheidung der sich 
daraus ergebenden Streitigkeiten. 

Eine einheitliche Regelung des Kirchstuhlwesens für die 
ganze Landeskirche ist nicht erfolgt. Es gelten also noch die 
älteren partikularrechtlichen Bestimmungen, eventuell gemeines 


®%) Wie das Vorhergehende zeigt, sind dem Kirchenregiment in dem 
Wahlverfahren überhaupt keine Entscheidungen zugewiesen. Seine Be- 
fugnisse beschränken sich deshalb auf das Aufsichtsrecht im allge- 
meinen, woraus sich jedoch auch hier die oben ausgeführten Befugnisse 
ergeben, allerdings mit dem Unterschied, dass die Kirchenregierung sich an 
den Vorstand der Bezirkssynode wegen der Abhilfemassnahmen zu wenden 
hat. Für die Kirchenkommissarien entsprechend $ 3 des Regulativs. 
?)$ 6 sub a des Regulativv. NR?) Ebenda im ref. Regulativ. 
*) $6 sub b und ce des Regulativs. R 5) Ebenda im ref. Regulativ. 
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Kirchenstuhlrecht ). Nach diesen ist es insbesondere zu be- 
urteilen, in wie weit die Kirchenvorstände bei Verteilung und 
Beweinkaufung der Kirchenstände selbständig vorgehen können. 
Das Regulativ bestimmt über die Berechtigung des Kirchen- 
regiments in dieser Hinsicht nichts. Es ordnet nur an, dass 
dort, wo Rechte der Kirchenregierung bestehen, diese durch 
die Kirchenkommission wahrzunehmen sind ?)*). Nicht bezieht 
sich diese Vorschrift auf die erbliche Vergabung der Kır- 
chenstände®). Dafür bleibt es bei den bisherigen Vorschriften 
auch hinsichtlich der Zuständigkeit, die mangels einer Ueber- 
tragung an die Kirchenkommission durchweg den Konsistorien 
vorbehalten bleibt °). 


') Abgesehen von den Zuständigkeitsbestimmungen ist noch zutreffend 
die Darstellung bei Schlegel, Kirchenrecht I, 180 ff. 454 f. Eine Zu- 
sammenstellung der wichtigsten Bestimmungen bei Baustaedt1,109 #.; 
auch Lohmann II, 34, Bem. 8 zu $3 des Ges. vom 6. Mai 1885, wo 
jedoch überall die wichtigen, zum Teil noch gültigen Calenberger monita 
generalia COX—CXV vom 26. August 1727 (CCCp.Ic.INo. XVH, 468 f.) 
hinzuzufügen sind. S. a. Bek. (Hannover) vom 6. Dezember 1892 (K.A.Bl. 
100 £.) u. v. 24. Juli 1894 (K.A.Bl. 77 £.), (Aurich) v. 26. Juli 1894 (K.A.Bl. 
79 f.), (Stade) v. 14. August 1894 (K.A.Bl. 87 £.). 

”) Siehe den Zusatz zu $ 6 des Regulativs. 

R3) Ebenda im ref. Regulativ. 

*) Es fällt dieser Fall nämlich nicht unter den Wortlaut des $ 6 
sub b und c des Regulativs. — Weinkauf ist der Erwerb auf Zeit im 
Gegensatz zum Verkauf schlechthin (sc. auf Erben und Erbnehmer). Vgl. 
z. B. die Gegenüberstellung im Kirchenrechnungsmodell als Anlage zu 
den Calenberger monita generalia vom 27. August 1727 (l. c. 540 ff.). 

?) Calenberger monita generalia CXIV (l. cc. 469). — Wie der Text: 
Lohmann II, 34, Bem. 8zu $ 3 des Staatsgesetzes vom 6. Mai 1885. Die 
rechtliche Natur des Kirchstuhlrechts überhaupt wie der erblichen Be- 
rechtigung insbesondere ist sehr bestritten. — Siehe Schoen, Kirchen- 
recht II, 482 ff., daselbst in Anm. 1 reichhaltige Literaturangaben. — Hier 
kann nicht weiter darauf eingegangen werden. Das Erfordernis kirchen- 
regimentlicher Genehmigung und die Zuständigkeit des Konsistoriums zu 
deren Erteilung wird durch die Streitfrage nicht berührt. — Wohl aber 
ist das Erfordernis staatlicher Genehmigung davon abhängig, ob „der 
Verkauf von Kirchenstühlen zum dauernden sogenannten Privateigentum“ 


% 
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Die Entscheidung von Streitigkeiten hinsichtlich der Ver- 
teilung und Beweinkaufung steht auch dort, wo deren Anord- 
nung dem Kirchenvorstand allein obliegt, dem Kirchenregiment 
zu; freilich mit dem Unterschied, dass in letzterem Fall die 
Kirchenkommissarien Beschwerdeinstanz bilden, während sie 
dort, wo sie selbst die Anordnung zu treffen haben, natur- 
gemäss in erster Instanz entscheiden. 

c)!)® 2) Die Entscheidung von Streitigkeiten über Benutzung 
der im Gebrauch befindlichen kirchlichen Begräbnisplätze. Ent- 
scheidend für die Anwendbarkeit dieser Bestimmung ist das 
Eigentum an den Friedhöfen. Nur solche, die im Eigentum 
der Kirche stehen, kommen hier in Betracht?). Die Kirchen- 
kommissarien haben an der Aufstellung der Vorschriften über 
die Benutzung keinen Anteil; ebensowenig an der auf Grund 
dieser Vorschrift geschehenden Zuteilung von Begräbnisplätzen. 
Ihnen ist lediglich übertragen die Entscheidung von Streitig- 
keiten, die sich aus der Benutzung ergeben. Von wem die 
dabei zur Anwendung kommenden Vorschriften erlassen sind, 
ist unwesentlich, es sei denn, dass staatliche Normen verletzt 
wären. — Durch die Entscheidung des Kirchenregiments wird 
der für diese Fälle zugelassene Rechtsweg nicht ausgeschlossen. 


unter den „Begriff der dinglichen Belastung“ zu rechnen ist oder nicht 
($ 3 Ziff. 1 des Staatsgesetzes vom 6. Mai 1885). So Lohmann l.c. — 
Siehe auch Baustaedt I], 114. 

!S 6 sub ce des Regulativs. — In den gesetzlichen Vorschriften 
insbesondere in der K.-V.- und Syn.-O. sind dem Kirchenregiment in 
Ansehung der kirchlichen Begräbnisplätze keine Befugnisse vorbehalten. 
Trotzdem ist der Kirchenvorstand in dieser Hinsicht vom Kirchen- 
regiment abhängig, da ihm nur die Vermögensverwaltung in der Ge- 
meinde übertragen ist, die Erledigung der Friedhofsangelegenheiten 
aber darin nicht aufgeht; neben den finanziellen Interessen sind dabei 
auch kirchliche und polizeiliche massgebend. (Vel. Konsistorial-Bekannt- 
machung d.d. Hannover, 12. November 1891. K.A.Bl. 91). Die Zu- 
ständigkeit des Kirchenregiments ist deshalb auch niemals angezweifelt 
worden. — Lohmann HU, 36 Bem. 15 zu $ 3 des Staatsgesetzes vom 
6. Mai 1885. 8 6 sub c des Regulativs. 

R2) S 6 sub ce des Regulativs. 3) Baustaedt I, 144. 


Kirchenstühle; Beoräbnisplätze. £ 
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d)t)®?) Die Entscheidung über die an Kirchenkassen oder 
Pfarrgeistliche (mit Ausnahme des geistlichen Kommissars 
selbst) oder an sonstige Parochialkirchendiener zu entrichten- 
den Gebühren sowie über die Verpflichtung, dem Pastor bei 
Haustrauungen oder bei anderen Amtshandlungen, welche ausser- 
halb der Kirche geschehen, freien Transport zu gewähren. — 
Dass der geistliche Kommissar in solchen Fällen nicht tätig 
sein kann, in denen er selbst beteiligt ist, ergibt sich von selbst, 
weshalb die in dieser Hinsicht gemachte Ausnahme nicht nur — 
wie es nach dem Wortlaut den Anschein haben könnte — auf 
die Entscheidung über die Gebühren, sondern auch auf die Ge- 
währung freien Transports Anwendung zu finden hat. Soweit 
danach eine Zuständigkeit der Kirchenkommission nicht be- 


gründet ist, entscheidet das Konsistorium ?). — Die Bestim- 
mung bezieht sich nicht auf Abgaben und Steuern, sondern 
nur auf Gebühren im eigentlichen Sinn *). — Von den Ge- 


bühren sind in erster Linie zu erwähnen die Stolgebühren, die 
jedoch in den letzten Jahrzehnten zum grössten Teil durch 
(Gesetz aufgehoben sind’) ®). Auch die Gebühren für Kirchen- 
stände und Begräbnisplätze gehören hierher. 


:) 8 6 sub e des Regulativs. 
R?, Hbenda im reformierten Regulativ. °) Vgl. oben S. 280 Anm. 2. 
*) Das unterscheidende Merkmal liegt darin, dass die Gebühren 
Gegenwerte für besondere Dienstleistungen sind, während Steuern und 
Abgaben ganz allgemein auf Grund der Zugehörigkeit zur Kirche oder 
sonstiger dauernder Rechtsverhältnisse bezahlt werden. Der Entrich- 
tung von Steuern und Abgaben kann sich kein Angehöriger der Kirche 
entziehen, wohl aber der Zahlung von Gebühren, indem er näm- 
lich gebührenpflichtige Amtshandlungen und Dienstleistungen nicht in 
Anspruch nimmt. Schoen, Kirchenrecht II, 555. — Die Kirchen- 
kommission ist also beispielsweise nicht zuständig über die Zehnten und 
herkömmliche Abgaben, wie das Vierzeitenopfer, den Hausgroschen u. dgl. 
>) So die Trauungsgebühren durch Kirchengesetz vom 16. Juni 1875 
S$ 1 — vorbehaltlich besonderer Bestimmung für die Haustrauung $ 2 
ebenda —; Taufgebühren durch Kirchengesetz vom 18. Juni 1892. Siehe 
auch Ulrich Stutz, Art.: Stolgebühren in Hauck-Herzogs Real- 
enzyklopädie°, XIX, 73. 
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Die Frage, ob und unter welchen Bedingungen eine Haus- 
trauung zulässig, und ob der Geistliche zu ihrer Vornahme 
(bei Erfüllung der vorgeschriebenen Bedingungen) verpflichtet 
ist, richtet sich noch heute nach Partikularrecht!). Dort, wo 
es zur Haustrauung nach diesen Vorschriften kirchenobrigkeit- 
licher Genehmigung bedarf, ist diese von dem Superintendenten 
(allein) zu erteilen?). Die Vornahme anderer Amtshandlungen 
ausserhalb der Kirche ist an höhere Genehmigung nicht ge- 
knüpft?). Wenn auch der Geistliche von der Regel, dass die 
kirchlichen Amtshandlungen im allgemeinen in der Kirche 
stattfinden sollen, nicht ohne triftigen Grund abweichen darf, 
so ist die Entscheidung darüber doch in sein pflichtgemässes 
Ermessen gestellt. Unzulässig ist es, die Vornahme von Amts- 
handlungen von der vorherigen Zahlung oder Zusicherung be- 
sonderer Gebühren oder anderer Leistungen abhängig zu machen. 
Die Gebührenforderung kann nur auf besondere Vorschrift, Ge- 
wohnheit oder (in deren Ermangelung) Angemessenheit gestützt 


R 6) Siehe die Zusammenstellung der Gesetze bei Giese, Kirchen- 
gesetze 192 f. 

') Eine übersichtliche Darstellung bei Lohmann, II, 139 £.; 
Bem. 1 zu 5 2 des Kirchengesetzes vom 16. Juni 1875. — Ein Ge- 
wohnheitsrecht, welches über den Rahmen der bestehenden Vorschriften 
hinaus die Verpflichtung des Geistlichen zur Haustrauung einführen 
würde, ist unbeachtlich, da es ihm nach heutiger Auffassung an dem 
für das kirchliche Gewohnheitsrecht erforderlichen Kriterium der Ratio- 
nabilität gebricht. — Es wird das praktisch beispielsweise für die Ver- 
pflichtung der Geistlichen des Landes Hadeln zur Vornahme der Haus- 
trauung. Nach der Hadelnschen Kirchenordnung findet die Trauung 
in der Kirche statt; Ausnahmen davon sind zwar nicht ausdrücklich 
vorgesehen, aber doch auch nicht als geradezu ausgeschlossen anzu- 
nehmen. Gewohnheitsmässig hat dort aber die Trauung in verschiedenen 
Gemeinden ausschliesslich im Hause stattgefunden. Solche ausnahms- 
lose Verpflichtung des Pfarrers zur Vornahme der Haustrauung aber 
kann Gewohnheitsrecht nicht werden. Ohne besondere Gründe kann 
niemand eine Haustrauung verlangen. 

?) Min.-Bekanntmachung vom 22. Oktober 1864 $ 4, Ziff. 4. 

®) Schlegel, Kirchenrecht III, 73 ff. 
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werden. Eine Berufung auf vertragliche Vereinbarung der 
Gebühr ist unzulässig. 

Der Kirchenkommission gebührt nur die Entscheidung von 
Streitigkeiten über die Gebühren. An deren Festsetzung ist 
sie in keiner Weise beteiligt’). 

e)?)*®) Die Entscheidung über den Einspruch des Patrons 
gegen einen die Vermögensverwaltung betreffenden Beschluss 
des Kirchenvorstandes, durch den der Patron seine Interessen 
für verletzt erachtet. — Die kirchlichen Gesetze sprechen in 
diesem Fall davon, dass durch den Einspruch die Entscheidung 
an die Vorgesetzten des Kirchenvorstandes gebracht werde !), 
bezw. dass an der Stelle der Kirchenvorstände deren Vor- 
gesetzte zu entscheiden hätten). Diese Konstruktion ist zwar 
juristisch denkbar ®), hier aber ebensowenig zutreffend, wie 


') Soweit den Kirchenvorständen das Recht zusteht, die Höhe der 
Gebühren durch Beschluss festzusetzen, bedürfen sie der Genehmigung 
des Konsistoriums. Die früher (Art. 1 der Bekanntmachung vom 11. Au- 
gust 1875) in dieser Hinsicht bestehende Zuständigkeit der Kirchen- 
kommissarien ist durch Nichterwähnung im Regulativ aufgehoben. 

2) Regulativ $ 4 sub f. — Die rechtliche Grundlage bildet $ 23 
K.-V.-Ges. in Verbindung mit $ 35 K.-V.- und Syn.-O. 

R>3) S 4 sub f des Regulativs; S 23 K.-V.-Ges. in Verbindung mit 
S 26 K.-Gem.- und Syn.-O. 

%) So das K.-V.-Ges. in $ 23 Abs. 3. 

®) So das Regulativ in $ 4 sub e. 

°) Das Verwaltungsrecht kennt einen äusserlich ähnlichen Fall, den 
man juristisch so zu konstruieren pflegt: Bei verschiedenen kollegialen 
Behörden steht dem überstimmten Vorsitzenden das Recht zu, den Be- 
schluss zu suspendieren und eine Entscheidung der vorgesetzten Behörde 
herbeizuführen. Der Tatbestand des Textes ist aber hiervon wesentlich 
verschieden. Der Patron braucht gar nicht überstimmt zu sein, z. B. 
weil er (oder sein Vertreter) abwesend war. Ausserdem erfolgt der Ein- 
spruch des Patrons nicht im Interesse einer zweckmässigen Beschluss- 
fassung überhaupt, also nicht im allgemein kirchlichen Interesse, son- 
dern nur um eigene Interessen zu wahren, welche im Einzelfall von 
jenen sehr wohl verschieden sein können. Von diesem Standpunkt aus 
erscheint es als eine unbegründete Einschränkung der Rechte des Patrons, 
dass er das Recht der Einsprache nach $ 35 Abs. 2 K.-V.- und Syn.-O, 
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wenn man ännehmen wollte, durch die Berufung eines vom 
Schöffengericht Verurteilten werde das Amtsgericht unzu- 
ständig und das Landgericht trete an seine Stelle Es ist 
vielmehr davon auszugehen, dass dem Recht des Patrons, das 
Pfarrgut zu verlehnen, und seiner Pflicht (unter bestimmten 
Voraussetzungen), zum Kirchengut beizutragen, notwendig auch 
die Möglichkeit entsprechen muss, nachteilige Vertügungen über 
das geistliche Gut zu verhindern. Die Beteiligung des Pa- 
trons — oder seines Vertreters — am Kirchenvorstand hat 
man als einen genügenden Schutz nicht angesehen, sondern 
ihm ausserdem noch das Recht gegeben, sich über die be- 
treffenden Massnahmen des Kirchenvorstandes bei dessen Vor- 
gesetzten zu beschweren!). Diese Beschwerde bringt aber die 
Sache nicht etwa zur freien Entscheidung der Beschwerde- 
instanz, sondern diese hat nach allgemeinen Grundsätzen 
lediglich darüber zu entscheiden, ob durch den angefochtenen 
Beschluss die berechtigten Interessen des Beschwerdeführers 
verletzt werden?).. Zu diesem Zweck ist allerdings auch 


nur dann persönlich ausüben darf, wenn er in den Kirchenvorstand 
eingetreten ist, im übrigen aber seinen Vertreter im Vorstand damit be- 
auftragen muss. Der Rechtslage würde es entsprechen, wenn der Patron 
— ohne Rücksicht auf die Bestellung eines Vertreters im Kirchenvor- 
stand — das Recht persönlicher Einsprache in allen Fällen hätte. 

!) A.M. Schoen, Kirchenrecht I, 275, nach dessen Ausführungen 
die Kirchenkommissarien erstinstanzlich an Stelle der Kirchenvorstände 
zu entscheiden hätten. 

?) Dies kommt zum Ausdruck durch die Wendung im $ 23 l.c., 
dass die Patrone Einspruch einlegen können gegen „Verfügungen, durch 
welche sie ihre Interessen für verletzt erachten“. Beschwerdegrund ist 
also Verletzung der Interessen des Patrons. Liegt eine solche Verletzung 
nach Ansicht der zuständigen Kirchenkommission nicht vor, so ist die 
Beschwerde zu verwerfen, mag die getroffene Massnahme auch sonst 
noch so unzweckmässig sein. 

Beispiel: Einer Patronatkirche wird ein Bild vermacht, mit der 
Auflage, es in der Kirche an bestimmter Stelle aufzuhängen. Das Bild 
verunziert die Kirche. Der wenig kunstverständige Kirchenvorstand 
vermag das nicht einzusehen und beschliesst die Annahme des Vermächt- 
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die Zweckmässigkeit der getroffenen Anordnungen zu über- 
prüfen. 

VI1:)*®2), Besondere Fälle liegen vor, wenn der Kirchen- 
vorstand in Ausnahmefällen selbst zu einer gültigen Entschei- 
dung nicht kommen kann und deshalb das Kirchenregiment 
an seiner Statt Bestimmung zu treffen hat. Dann sind die 
Kirchenkommissarien zuständig, wenn 


nisses, Gegen diesen Beschluss erhebt der Patron Einspruch bei den 
Kirchenkommissarien mit der Begründung, er habe ein Interesse daran, 
seine Patronatkirche nicht verunziert zu sehen. Er bittet, den Beschluss 
aufzuheben und das Vermächtnis auszuschlagen. — Dieser Einspruch 
wäre selbst dann zurückzuweisen, wenn auch nach Ansicht der Kirchen- 
kommission das Bild keine Zierde der Kirche bilden würde. Als Ge- 
meindeglied hat zwar der Patron ein Interesse an der Ausschmückung 
der Kirche, aber als solches hat er kein Einspruchsrecht. In seiner 
Eigenschaft als Patron dagegen hat er rechtlich mit der inneren Aus- 


gestaltung des Kirchengebäudes — abgesehen von den hier nicht in 
Betracht kommenden Kosten — gar nichts zu tun. Sein — inhaltlich 
zutreffender — Einspruch ist also mangels eines rechtlich relevanten 
Beschwerdegrundes zu verwerfen. — Zu dem gleichen Ergebnis kommt 


man, wenn man davon ausgeht, dass dem Patron das Beschwerderecht 
nur in Vermögensangelegenheiten zusteht. Die Annahme eines Ver- 
mächtnisses ist nun zwar eine Vermögenssache; man wird aber weiter 
verlangen müssen, dass der Beschwerdegrund sich auf vermögensrecht- 
lichem Gebiet bewege. Eine Verletzung der Vermögensinteressen des 
Patrons ist hier indessen nicht behauptet, und auch aus diesem Grunde 
wäre die Beschwerde zu verwerfen. 
') $4 sub f des Regulativs. Rechtsgrundlage: $ 28 K.-V.- und Syn.-O. 
R2) 8 4 sub f des Regulativs. Die Rechtsgrundlage fehlt. In 8 12 
K.-Gem.- und Syn.-O. ist ein entsprechender Vorbehalt zu Gunsten des 
Kirchenregiments nicht gemacht. Wenn der Kirchenrat indessen keinen 
“ gültigen Beschluss fassen kann (siehe S. 352 Anm. R4), so muss es einen 
Ausweg geben. Im allgemeinen dürfte es in diesem Falle für ihn das 
Gebotene sein, die Sache der Gemeindevertretung zu unterbreiten — 
vel. $S$ 35, 32 K.-Gem.- und Syn.-O. —; diese aber kann stets ent- 
scheiden, da für sie weder unbedingt eine bestimmte Anzahl Anwesender 
vorgeschrieben, noch zu gültigen Beschlüssen absolute Majorität erfor- 
derlich ist. $33 K.-Gem.- und Syn.-O. Es wird also nur dort zu einer 
Entscheidung des Kirchenregiments (Kirchenkommissarien) kommen, wo 
eine Gemeindevertretung nicht besteht. Vgl. 831 K.-Gem.- und Syn.-O. 
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a) wegen persönlicher Beteiligung von Vorstandsmitglie- 
dern!)®?) die zur Fassung eines gültigen Beschlusses erforder- 
liche?)* +) Hälfte®) unbeteiligter Mitglieder nicht mehr vorhan- 
den ist, 

b)® ®) die erforderliche Stimmenmehrheit auch in erneuerter 
Beratung”) nicht zu erreichen ist ®)*). 

Zu allen Beschlüssen des Kirchenvorstandes ist absolute 
Mehrheit erforderlich!®)® 11), Ist diese Mehrheit auf einen An- 


)8 28 Abs. 3 K.-V.- und Syn.-O. 

R2) 8 12 Abs.2 Satz 4 K.-Gem.- und Syn.-O. 

3) Diese Fassung ist_mindestens ungenau, denn zu gültigen Be- 
schlüssen muss mehr als die Hälfte gegenwärtig sein, wiein $ 28 Abs. 1 
besonders vorgeschrieben. 

K4) Ebenso nach $ 12 Abs. 2 Satz 1 K.-Gem.- und Syn.-O. 

5) 8 28 Abs. 1 Satz 2 K.-V.- und Syn.-O. — Ausreichend ist die 
Hälfte der tatsächlich vorhandenen Kirchenvorsteher, nicht der bestim- 
mungsmässig zu wählenden. — Lohmann I, 36; Bem. 2 ad $ 28 
Abs. 1. — Trotz des anscheinend entgegenstehenden Wortlautes ist an- 
zunehmen, dass diejenigen, welche erklären, sich der Stimme enthalten 
zu wollen, der Zahl der beschliessenden Mitglieder zugerechnet werden. — 
Beispiel: Bestimmungsmässig sollen vorhanden sein 10 Vorsteher, tat- 
sächlich sind es 8 Um gültige Beschlüsse fassen zu können, müssen 
also (mehr als die Hälfte) 5 an der Abstimmung teilnehmen, Die ab- 
solute Mehrheit beträgt dann 3. 

R 6) Diese Möglichkeit besteht in der reformierten Kirche nicht, da 
zu den Beschlüssen des Kirchenrates absolute Mehrheit nicht erforder- 
derlich ist. $ 12 Abs. 2 Satz 2 K.-Gem.- und Syn.-O. 

”) Wenn es auch nicht unbedingt vorgeschrieben ist, so dürfte es 
doch zweckmäßig sein, zu dieser erneuerten Beratung auch eine neue 
Sitzung mit entsprechender Tagesordnung einzuberufen. 

°) Mit Rücksicht auf eine bei Rechtern 118£. mitgeteilte Ministerial- 
entscheidung (Ausschreiben des Konsistoriums Stade vom 14. Mai 1873) ist 
hier noch ein weiterer Fall anzuführen: wenn die Zahl der weltlichen 
Mitglieder des Kirchenvorstandes unter 4 herabgesunken ist und er aus 
diesem Grunde keine gültigen Beschlüsse fassen kann (angeblich herzu- 
leiten aus SS 2, 28 Abs. 2 K.-V.- u. Syn.-O.). 

R®) Ebenso in der ref. Kirche. $ 6 K.-Gem.- u. Syn.-O, 

'% $ 28 Abs. 1 K.-V.- und Syn.-O. 

RN) Siehe Anm. R6 zu dieser Seite. 
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trag nicht zu vereinigen, so gilt derselbe im allgemeinen als 
abgelehnt. Einer Entscheidung höherer Instanzen bedarf es 
nicht. Es kann jedoch der Fall eintreten, dass eine positive 
Entscheidung im einen oder anderen Sinne wünschenswert oder 
gar erforderlich ist. Im letzteren Falle muss die Angelegen- 
heit der Kirchenregierung — hier vertreten durch die Kirchen- 
kommissarien — vorgelegt werden, im ersteren Fall kann das 
geschehen‘). Es bedarf dann eben eines weiteren (mit abso- 
luter Mehrheit gefassten) Beschlusses, eine Entscheidung der 
Kirchenregierung zu erwirken. 

Nicht hiermit zu verwechseln ist der andere Fall, dass 
ein Beschluss des Kirchenvorstandes nicht zustande kommt, 
weil nicht die Hälfte der Kirchenvorsteher zur Abstimmung 
erschienen ist. Für diesen Fall ist ein Eingreifen der Kirchen- 
regierung nicht vorgesehen. Vielmehr ist dann eben eine neue 
Sitzung anzuberaumen und die Vollzähligkeit des Erscheinens 
eventuell durch Ordnungsstrafen zu erzwingen. 

In beiden Fällen haben die Kirchenkommissarien nur dann 
zu entscheiden, wenn nicht der Beschluss der Genehmigung 
einer höheren Instanz bedurft hätte. Dann ist nämlich die 
für die Genehmigung zuständige Behörde auch für den Be- 
schluss selbst zuständig ?)* °). 


VIII4)*®5), In Disziplinarsachen oder in solchen Sachen, 
bei welchen es sich um die Gültigkeit oder um die Bestäti- 
gung kirchlicher Wahlen handelt, haben die Kirchenkom- 
missarien nach näherer Anordnung des Konsistoriums die 
erforderlichen Ermittlungen anzustellen bezw. die ihnen auf- 
getragene Voruntersuchung zu führen und zu diesem Behuf 


828 Abs. 2 1.c. 

$ 4 sub f. i. f. des Regulativs. 
Ebenda im reformierten Regulativ. 
S 

E 


u 0} 


7 des Regulativs. 
benda im reformierten Regulativ. 
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eidliche und uneidliche Vernehmungen vorzunehmen!) ?). Ausser- 


!) In einer Verfügung des Kgl. Konsistoriums zu Hannover an den 
Amtmann zu Stolzenau d.d. 23. Februar 1860 (Acta gen. des Kgl. Kon- 
sistoriums zu Hannover, K. 18i) heisst es: „Wir erwidern auf die be- 
richtliche Anfrage, dass die Befugnis der weltlichen Kirchenkommissarien 
zur Vornahme von Beeidigungen in kirchlichen Verwaltungssachen ebenso 
unzweifelhaft ist als sie den Kel. Aemtern in andern Verwaltungs- 
sachen zusteht“. — Siehe auch Ministerialerlass vom 27. September 1873 
(Ebhardt-Boeckler VI, 64). — Selbst wenn es richtig sein sollte, 
dass nach damaligem Gewohnheitsrecht der weltliche Kirchenkommissar 
die Befugnis gehabt hätte, von sich aus einseitig Beeidigungen in Diszi- 
plinarsachen zu beschliessen und vorzunehmen, so wird man ihm dieses 
Recht fernerhin nicht mehr zusprechen können. Seitdem Staats- und 
Kirchenregiment auch in der Praxis getrennt sind (1885), ist der Land- 
rat als solcher nur noch Staatsbehörde, kann also in Kirchensachen nichts 
anordnen. Das kann er vielmehr nur in seiner Eigenschaft als welt- 
licher Kirchenkommissar; aber in so weit ist eran die Mitwirkung seines 
geistlichen Konkommissars gebunden. Eine Ausnahme von dem Grund- 
satze der Gemeinschaftlichkeit des Handelns der Kommissarien besteht 
in diesem Punkte nicht. — Wohl aber enthalten die obengenannten 
Erlasse in so weit noch geltendes Recht, als darin den Kirchenkommis- 
sarien gemeinsam das Recht der Eidesabnahme zugesprochen ist. Durch 
gemeinsame Verfügung können sie auch heute noch Zeugen und Sach- 
verständige laden (siehe oben S. 287 f. Anm. 2) und eventuell deren Be- 
eidigung durch gemeinsamen Beschluss anordnen. Es bestehen auch 
keine Bedenken, dass die Ausführung dieser Beschlüsse, insbesondere 
die Wahrnehmung der Termine, von der Kirchenkommission als solcher 
einem der beiden Kommissarien aufgetragen wird. Aber ein solcher 
Auftrag ist nicht etwa als stillschweigend erteilt anzusehen. Er ist viel- 
mehr stets gemeinsam zu fassen und aktenkundig zu machen. Ohne 
solchen besonderen Auftrag ist ein Kommissar allein nicht als „eine 
zur Abnahme von Eiden zuständige Behörde“ (vgl. $$ 153 ff Str.G.B.) 
anzusehen. — Vom Konsistorium oder von anderen Behörden können solche 
Aufträge unmittelbar an einen der Kommissarien nicht erteilt werden (dar- 
über oben S. 285f. Anm. 4). Dass es zweckmässig sein wird, den weltlichen 
Kommissar mit der Erledigung solcher Aufträge zu betrauen, bedarf 
keiner weiteren Ausführung. Theoretisch aber ist zwischen den Komis- 
sarien kein Unterschied in der Rechtsstellung zu machen. Es kann auch 
der geistliche Kommissar kraft Auftrages Beeidigungen vornehmen. 

?) Für die von den Kirchenkommissarien etwa angeordneten Be- 
eidigungen gelten die gleichen Grundsätze, wie sie von dem Kgl. Landes- 


Zwangsmassregeln gegen Kirchenvorstände. 355 


dem haben sie dahingehenden Ersuchen der Bezirkssynode oder 
ihres Ausschusses zu entsprechen. Sie sind in so weit nicht 
etwa der Bezirkssynode oder ihrem Ausschuss unterstellt. 
Sie stehen ihnen vielmehr als ersuchte Behörde selbständig 
gegenüber !). Sie haben deshalb die formelle Richtigkeit des 
Ersuchens sowie die Statthaftigkeit der beantragten Vornahme 
zu prüfen. Haben sie Bedenken, so müssen sie die Angelegen- 
heit dem Konsistorium als ihrer vorgesetzten Behörde zur Ent- 
scheidung unterbreiten. 

IX. Die Kirchenkommissarien sind befugt, den innerhalb 
ihrer Zuständigkeit erlassenen Verfügungen durch angemessene 
Mittel Nachdruck und Ausführung zu geben, namentlich zu 
diesem Zweck innerhalb der gesetzlichen Grenzen Exekutiv- 
strafen anzudrohen und im Falle der Nichtbefolgung der 
Anordnungen zu verhängen, sowie deren Vollstreckung herbei- 
zuführen ?)?®). Als solehe Mittel führt die Kirchenvorstands- 
synodalordnung an): Erinnerungen, Weisungen und, in Ver- 
mögensangelegenheiten, Geldbussen’). Die Verhängung dieser 
letzteren kann nur geschehen nach vorheriger Androhung. Die 
Vollstreckung geschieht durch Ersuchen der Staatsbehörde. 

Da der Pfarrer als solcher Vorsitzender des Kirchenvor- 
standes ist, macht er sich durch Vernachlässigung seiner Pflichten 


konsistorium im Schreiben vom 26. Januar 1883 (K.A.Bl. 1889, 30 f.) 
für die von kirchlichen Behörden anzuordnenden Beeidigungen überhaupt 
aufgestellt sind: die Abnahme von Eiden soll auf die Fälle beschränkt 
werden, in denen sie sich als zwingende Notwendigkeit erweist. 

!) Siehe oben 8. 285 f. Anm. 4. 

2) $ 9 des Regulativs. 

R3) Ebenda im reformierten Regulativ. 

*) Eine Zusammenstellung der den Kirchenregimentsbehörden 
gegenüber den Kirchenvorständen zustehenden Zwangsmittel ist aus 
Anlass eines praktischen Falles gegeben im Min.-Erl. vom 21. Februar 
1891 (KA.BI.7 £.). 

°) Eine disziplinäre Gewalt über die Kirchenvorsteher steht der 
Kirchenkommission nicht zu, sondern ist der Bezirkssynode vorbehalten. 
$ 51 Zift.5 K.-V.- und Syn.-O. — Darum kann die Kirchenkommission 
den einzelnen Kirchenvorstehern formelle Verweise nicht erteilen. 
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als Vorstandsvorsitzender zugleich als Pfarrer disziplinär ver- 
antwortlich!). Damit sind die Kirchenkommissarien jedoch nicht 
befasst, da sie dem Pfarrgeistlichen als solchem gegenüber keine 
vorgesetzte Instanz bilden. 

Daneben aber ist es nicht ausgeschlossen, dass die Kom- 
missarien selbständig eingreifen, soweit der Fall es zulässt?). 


'\ Vgl. Min.-Erl. vom 21. Februar 1891 i. f. 

?) Lohmann, Bem. I zu Art. 24 der Bekanntmachung vom 
14. Oktober 1848 (I, 89) weicht von den Ausführungen des Textes in 
doppelter Hinsicht ab: 

Er meint, die Kirchenkommissarien hätten das Recht, bei dauern- 
der Renitenz des Kirchenvorstandes besondere Kommissarien zur Er- 
ledigung der fraglichen Angelegenheit zu bestellen. Das dürfte zu weit 
gehen. Soll der Kirchenvorstand einmal ausgeschaltet werden, so liegt 
das weitere Verfahren notwendig in den Händen der Kirchenkommissa- 
rien; das Recht, ihre Befugnisse Dritten zu subdelegieren, also eine Art 
Nebenkirchenvorstand mit beschränkten Befugnissen zu bestellen, haben 
sie nicht. Wohl aber haben sie in diesem, wie in allen übrigen Fällen, 
das Recht, sich der unselbständigen Hilfe Dritter zu bedienen. 

Ein Beispiel mag das erläutern: Eine Kirche ist baufällig. Dem 
Kirchenvorstand wird aufgegeben, den baulichen Zustand durch einen 
Bausachverständigen untersuchen und die nach dessen Gutachten er- 
forderlichen Besserungen ausführen zu lassen. Der Kirchenvorstand er- 
widert, dass die Kirche nicht baufällig sei und deshalb sowohl die Bei- 
ziehung eines Sachverständigen, wie überhaupt die Vornahme von 
Reparaturen abgelehnt werde. — Von der Möglichkeit eines Beschwerde- 
verfahrens mag hier einmal abgesehen werden. — In diesem Fall kann 
die Kirchenkommission selbst einen Bausachverständigen mit der Unter- 
suchung der Angelegenheit beauftragen. Auf Grund von dessen Gut- 
achten wird sie dann die Vornahme von bestimmten Reparaturen — 
unter Beobachtung aller für den Kirchenvorstand in solchen Fällen be- 
stehender Vorschriften — durch Beschluss anordnen und zur Ausführung 
bringen lassen. — Unzulässig aber würde es sein, etwa den Kreis- 
sekretär zu beauftragen, alles zur Restaurierung der Kirche Erforder- 
liche an Stelle des Kirchenvorstandes in die Wege zu leiten, und 
ihn dabei nur in so weit an die Einholung einer Genehmigung zu binden, 
als auch der Kirchenvorstand der Genehmigung der kirchlichen Vorge- 
setzten bedarf. Es ist vielmehr überall da, wo normalerweise ein Be- 
schluss des Kirchenvorstandes erforderlich wäre, auch ein Beschluss der 
Kirchenkommission selbst nötig. 
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Ganz unabhängig hiervon ist die Frage einer eventuellen 
Haftpflicht der Kirchenvorsteher für einen durch nachlässige 
Geschäftsführung entstandenen Schaden ')*?). Die Verfügungen 
und Straffestsetzungen der Kirchenkommission haben immer 
nur Präventivcharakter. Ist der Schaden einmal entstanden, 
so liegt das weitere Verfahren beim Konsistorium als kirch- 
licher und dem Regierungspräsidenten als staatlicher Aufsichts- 
instanz ®)*R#). 


Den hiernach allein zulässigen Fall eines selbständigen Eingreifens 
der Kommission erwähnt Lohmann überhaupt nicht, indem er nur 
von der Beauftragung eines Dritten an Stelle des Kirchenvorstandes 
spricht. Es ist jedoch nach dem Zusammenhang nicht anzunehmen, dass 
er obige Möglichkeit überhaupt hat ausschliessen wollen. 

Ferner führt Lohmann (l.c.) aus, dass die Kirchenkommission 
an Stelle der Fortsetzung des Strafverfahrens selbständig Verfügung 
treffen könne. Auch dem ist nicht beizutreten. Da die Androhung und 
Festsetzung von Geldstrafen durch die Kirchenkommission nicht dis- 
ziplinären Charakter hat, sondern nur zur sachlichen Durchführung der 
getroffenen Anordnung führen soll, ist es zwar richtig, dass nach der 
Natur der Sache die Festsetzung von Strafen nicht mehr geschehen 
kann, wenn die betreffende Angelegenheit auf irgend eine Weise 
erledigt ist. Wohl aber ist es möglich, dass die Kirchenkommission 
zwar selbst eingreift, gleichzeitig aber fortfährt, den Kirchenvorstand 
zur Uebernahme des eingeleiteten Verfahrens durch ÖOrdnungsstrafen 
anzuhalten. Der oben angeführte Fall der Verweigerung einer bauliehen 
Besserung mag auch hier als Beispiel dienen, 

Ein selbständiges Eingreifen an Stelle des Kirchenvorstandes ist 
der Kirchenregierung (Konsistorium) besonders vorbehalten in Art. 24 
Ziff. 10 der Ministerialbekanntmachung vom 13. Oktober 1848 (siehe dazu 
die Bemerkung bei Lohmann I, 89). Vgl. auch $6 des Staatsgesetzes 
vom 6. Mai 1885. 

!) Die Kirchenvorsteher haften der Kirchengemeinde wie die Vor- 
münder ihren Mündeln. $ 35 Abs. 3 K.-V.- und Syn.-O. 

R2) S 22 K.-V.G. Sachlich übereinstimmend, aber unter Berufung 
auf S 623 TI. II Tit. 11 A.L.R.: Giese 36 Bem. 4 zu $25 K.-Gem.- u. 
Syn.-O. 

°) 8 6 des Staatsgesetzes vom 6. Mai 1885. 

R®) Eine Spezialbestimmung fehlt. Siehe Schoen, Kirchenrecht 
II, 462 Anm. 2, 468. 
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Die Visitation. 


I. Das Recht der Kirchenvisitation ist enthalten in dem 
Kirchengesetz vom 28. September 1891 !)*?) und den seither 
ergangenen Ausführungsbestimmungen dazu)" ®). Alle früheren 
Vorschriften über die Gegenstände, die im Gesetz ihre Rege- 
lung gefunden haben, sind dadurch beseitigt°)*°). Mangels 
eines besonderen Vorbehalts sind auch partikuläre Besonder- 
heiten nirgends bestehen geblieben‘). Nicht ohne weiteres 
ausser Kraft getreten sind die speziellen Vorschriften, welche 
auf Einzelheiten des Visitationsherganges Bezug haben, und 
die sich demnach als Ausführungsbestimmungen zum früheren 


)KrA.Bl. 1891, 73 8. 

R?2) Kirchengesetz vom 8. August 1893, K.-Ges.- und Vdg.-Bl. II, 

831 fl. Giese, Kirchengesetze 201 ff. 

®) Grundlegend ist die Ausführungsbekanntmachung des Landes- 
konsistoriums vom 18. Mai 1892 (K.A.Bl. 45 ff.) — vorbehalten in $ 12 
des zitierten Gesetzes — mit ausführlicher Anleitung zur Visitation. 
Modifikationen besonders durch Ausschreiben des Landeskonsistoriums 
vom 20. Februar 1903 (ungedruckt; Aktenzeichen No. 682). Kleinere 
Aenderungen bezw. Ergänzungen durch Bekanntmachung des Landes- 
konsistoriums vom 22. April 1901 (K.A.Bl. 21) und vom 24. Mai 1910 
(R.A.Bl. 42). 

R4) Bekanntmachungen des Konsistoriums Aurich vom 31. Juli 1899, 
vom 15. Mai 1901 und vom 6. April 1906 (K.-Ges.- und Vdg-Bl. II, 403 ff.; 
III, 43; III, 383). 

°)S$ 11 des zit. Ges. — Namentlich sind auch aufgehoben die 
Vorschriften des Regulativs über die Kirchenvisitationen. Diese Auf- 
hebung ist jedoch nur formell. Materiell ist nur einiges wenige in 
Bezug auf die Geschäftsverteilung unter den Kommissarien neu be- 
stimmt. 

Re) S 9 des K.-Ges. vom 8. August 1898. — In Ansehung der Ver- 
pflichtung zur Tragung der Visitationskosten bleibt das bestehende Recht 
in Geltung. Ebenda $ 8. — Siehe ferner ebenda $3 Abs. 2 und darüber 
unten S. 359 Anm. RA. 

?) Siehe jedoch $ 5 Ziff. 1 und $ 10 des zit. Ges. 
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Recht darstellen. Soweit die rechtlichen Verhältnisse, zu deren 
näherer Regelung sie erlassen wurden, auch nach dem Gesetz 
von 1891 materiell fortbestehen, sind diese Vorschriften auch 
noch ferner zu beachten. 


II. Die Kirchenvisitation ist eine Amtsobliegenheit der 
Kirchenkommissarien, nicht der Superintendenten allein !)*?), 
Der weltliche Kommissar ist zwar im allgemeinen zur Teil- 
nahme an der Kirchenvisitation nicht verpflichtet )*%), sondern 
nur dann, wenn das Konsistorium es besonders anordnet ®)* ©); 


') In$ 3 des zit. Ges. heisst es zwar im Anfang: „Die Visitation 
wird vorgenommen durch den zuständigen Superintendenten“. Dagegen 
ebenda i. f.: „Der weltliche Kirchenkommissarius ist berechtigt, an den 
innerhalb seines Amtsbezirks stattfindenden Kirchenvisitationen als Visi- 
tator Anteil zu nehmen“. Dementsprechend nimmt Schoen, Kirchen- 
recht I, 276 an, die Visitation sei eine Amtsobliegenheit des Superinten- 
denten allein, die jedoch durch Verfügung des Konsistoriums (des In- 
halts nämlich, dass der weltliche Kommissar an der Visitation Teil zu 
nehmen habe) im einzelnen Falle „ausnahmsweise“ zu einem Geschäft 
der Kirchenkommission gemacht werden könne. — Konsequenterweise 
hätte als weiterer Ausnahmefall hier derjenige angeführt werden müssen, 
dass der weltliche Kommissar aus eigener Entschliessung an der Visitation 
teilnimmt, denn dann ist er genau so gut gleichberechtigter Mit- 
visitator, wie wenn diese Teilnahme auf Anordnung des Konsistoriums 
geschieht. 2 

R2) Ebenso $3 Abs. 1 und $ 5 Zift. 6 des K.-Ges, vom 8. August 1898. 

278 3 Satz 3’L.c. 

R4, Nach $ 3 Abs. 2 1.c. bleiben hinsichtlich der Zuständigkeit des 
weltlichen Kommissars die bisherigen Bestimmungen bestehen. Dazu ge- 
hört insbesondere $ 8 des Regulativs. 

5) Die betreffende Bestimmung in $ S des Regulativs ist zwar 
durch das Kirchengesetz vom 28. September 1891 aufgehoben und eine 
neue entsprechende Vorschrift in diesem Gesetze nicht enthalten. Trotz- 
dem ist die ganz allgemeine Bestimmung des Regulativs aufrecht 
erhalten geblieben, wonach einerseits die Kirchenkommission Aufträge 
des Konsistoriums auszuführen hat ($ 2 des Regulativs) und anderseits 
das Konsistorium befugt ist, über die Verteilung der Geschäfte unter 
den Kommissarien Anordnung zu treffen. ($ 10 Abs. 3 des Regu- 
lativs). 

R6) Siehe oben Anm. R4. 
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aber er hat das uneingeschränkte Recht der Teilnahme!) * ?), 
Macht er von diesem Rechte Gebrauch, so ist er gleichberech- 
tigter Mitvisitator, und zwar in Rücksicht aller Gegenstände der 
Visitation. Entsteht zwischen ihm und dem Superintendenten 
eine Meinungsverschiedenheit, so entscheidet das Konsistorium 
als übergeordnete Behörde. Zwar hat der Superintendent 
äusserlich einzelne Vorrechte, doch beziehen sich diese ledig- 
lich auf die Geschäftsverteilung unter den Kommissarien und 
geben dem Superintendenten Dritten gegenüber keine bevor- 
rechtete Stellung. — Aber auch wenn der weltliche Kom- 
missar am Termin nicht teilnimmt, kann er darum doch 
nicht gänzlich ausser Betracht bleiben. Da er nicht generell, 
sondern nur im Hinblick auf eine bestimmte anstehende Visi- 
tation erklären kann, dass er nicht teilnehmen wolle, so ist 
auf alle Fälle vor Einreichung der Terminsvorschläge seine 
Zustimmung einzuholen. Auch wird man ihm selbst dann, wenn 
er etwa früher eine entgegengesetzte Erklärung abgegeben 
haben sollte, immer noch das Recht beilegen müssen, nach- 
träglich sich noch an dem Verfahren zu beteiligen. 

Der Landrat als weltlicher Kirchenkommissar ist also 
gleichberechtigter — wenn auch nicht gleichverpflichteter — 
Kirchenvisitator. 


Ill. Die Kirchenvisitationen finden in jedem sechsten Ka- 
lenderjahre statt ?)* *), so dass also zwischen je zweien von ihnen 
immer mehr als fünf und weniger als sechs Jahre liegen. Durch 
Verfügung des Konsistoriums unter Genehmigung des Landes- 
konsistoriums kann indessen die Visitation verschoben wer- 
den ?)*6). Soll innerhalb der fünf Jahre noch eine weitere 


3 8. 8atzlö.li.c, 

8 des Regulativs, siehe oben S. 380 Anm. R>. 
2 des zit. Gesetzes. 

2 Satz 1 des K.-Ges. vom 8. August 1898. 

2 Satz 3 des K.-Ges. vom 28. September 1891. 
2 Satz 3 des K.-Ges. vom 8. August 1898. 
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Visitation stattfinden, so hat das Konsistorium eine ausser- 
ordentliche Kirchenvisitation anzuordnen !)*?), worüber unten 
des Näheren gesprochen ist. 

Der Visitationstermin innerhalb des Kalenderjahres wird 
durch den Superintendenten — im Einverständnis mit dem welt- 
lichen Kirchenkommissar?) ®*) — bei dem Konsistorium in Vor- 
schlag gebracht und dann von diesem mit Genehmigung des 
Landeskonsistoriums durch Verfügung an den Superintendenten 
festgesetzt?)*). Bei seinem Vorschlage ist der Superintendent 
— abgesehen von dem Einverständnis seines Konkommissars — 
nur an die Vorschrift gebunden, dass die Kirchenvisitation auf 
einen Sonntag und in Verbindung mit einem vollständigen 
(rottesdienste anberaumt werden soll?)®®). Abhaltung an einem 
Wochentag kann das Konsistorium auf Antrag eines Kirchen- 
vorstandes nur dort bewilligen, wo es hergebracht ist ?)* 19), 
Eine Rücksicht auf den Zeitpunkt der letzten Kirchenvisita- 
tion braucht bei Festsetzung des neuen Teermins innerhalb des 
Kalenderjahres nicht genommen zu werden. 


')8 6 des K.-Ges. vom 28. September 1891. 

R2) 86 des K.-Ges. vom 8. August 1898. 

3») Dies ist ausdrücklich angeordnet durch die Bekanntmachung des 
Landeskonsistoriums vom 22. April 1901. — Kommt eine Verständigung 
nicht zustande, so entscheidet auf den Bericht des geistlichen und nach 
Anhörung des weltlichen Kommissars das Konsistorium. 

R4, Konsist.-Bek. vom 31. Juli 1899 (Art. 3) u. v. 15. Mai 1901. 

’) Bek. des Landes-Konsist. vom 22. April 1901. — Bei der Anzeige 
an die Beteiligten ist der Visitationstermin als von den beiden Kirchen- 
kommissarien ausgewählt zu bezeichnen. Ebenda. 

R®) Konsist.-Bek. vom 15. Mai 1901. 

?) 8 5, Ziff. 1 des Gesetzes vom 28. September 1891. 

R8) „Soweit es tunlich und angebracht ist“. $5 Ziff. 2 des Gesetzes 
vom 8. August 1898. 

85 Ziff. 1 des Gesetzes vom 28. September 1891. 

R 10, Trotzdem eine solche Beschränkung nicht besteht, ist die Ver- 
legung auf einen Wochentag (jedesmal) ausdrücklich und unter An- 
gabe der Gründe zu beantragen. — Konsist.-Bek. vom 31. Juli 1899 
Art. si. f. 
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Soll nach geschehener Verfügung des Konsistoriums der 
Visitationstermin nachträglich geändert werden, so ist eine 
neue Entscheidung des Konsistoriums herbeizuführen !)* 2). 

Spätestens 6 Wochen vor der Visitation macht der Super- 
intendent Anzeige") vom Termin t)" 5) an den Pfarrer und durch 
ihn an den Kirchenvorstand der zu visitierenden Gemeinde. 
(rleichzeitig beauftragt er den Geistlichen, den Visitationstermin 
am Sonntag vorher von der Kanzel zu verkünden, die Gemeinde 
zu fleissigem Kirchenbesuche am Visitationstage aufzufordern 
und ihr zu eröffnen, dass es jedem (konfirmierten) ©)? 7) Ge- 


'!) Art. 2 Satz 2 der Konsist.-Bek. vom 18. Mai 1892. 
R2) Art.2 Satz 2 der Bekanntmachung vom 31. Juli 1899. 
"R3) Konsist.-Bek. vom 31. Juli 1899, Anl. A, sub 2. 
*) Siehe oben S. 361 Anm. 5. 


R5) Konsist.-Bek. vom 15. Mai 1901. — Nach der Konsist.-Bek. vom 
81. Juli 1899, Anl. A, sub 3a ist die Aufforderung an den weltlichen 
Kommissar zur Erklärung über seine Teilnahme zwar als gleichzeitig 
mit der Terminsanzeige an den Pfarrer der zu visitierenden Gemeinde 
vorgesehen. Da jedoch dieser letzteren bereits die Mitteilung über die 
Teilnahme des weltlichen Kommissars beizufügen ist, so ist es erforder- 
lich, dass der Superintendent sich schon vorher darüber durch eine An- 
frage vergewissert. Die Vorschrift der Bekanntmachung vom 31. Juli 1399, 
Anl. A, sub 3a ist in so weit als durch Bekanntmachung vom 15. Mai 1901 
aufgehoben anzusehen. 


©) Das Gesetz spricht von „jedem Gemeindegliede“ schlechthin. Es 
ist aber selbstverständlich, dass unmündige Personen nicht zugelassen 
werden können. Die kirchliche Mündigkeit beginnt mit der Konfirmation. 
Es wird hier also bei der Abkündigung zweckmässig nur von „konfir- 
mierten Gemeindegliedern“ gesprochen werden. Anderseits genügt aber 
die Zugehörigkeit zur Gemeinde. Nicht erforderlich ist der Besitz 
kirchlicher Rechte (Wahlrecht). — Vgl. für einen analogen Fall die 
Vorschriften der Bekanntmachung des Landes-Konsist. vom 21. Septem- 
ber 1874, Art. 13. 
R?) Auch im Gesetz vom 8. August 1898 $ 5 sub 3 und in der 
Konsist.-Bek. vom 31. Juli 1899, Anl. A, sub 3 b fehlt das Wort „kon- 


firmiertes“ Gemeindeglied. Darüber gilt dasselbe wie in der lutherischen 
Kirche. 
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meindegliede freistehe, den Visitatoren Wünsche und Be- 
schwerden vorzutragen !)*?). Wenn der weltliche Kommissar 
an der Visitation teilnehmen will, so ist eine entsprechende Be- 
nachrichtigung der Terminsanzeige beizufügen ?) ®*). Des wei- 
teren sind der Anzeige anzuschliessen die Visitationsfragen ’)" ®), 
deren schriftliche Beantwortung als Vorbereitung zum Visitations- 
termin das Gesetz vorschreibt )*®). Hiervon sind die an den 
Kirchenvorstand gerichteten Fragen nicht auszuschliessen’) * 19), 
Es ist Sache des Geistlichen, sie an diesen weiter zu geben 
und für ihre rechtzeitige Erledigung Sorge zu tragen. Ausser- 
dem hat der Superintendent darauf hinzuweisen, dass die 
Fragen binnen 4 Wochen nach Empfang erledigt zurückzu- 
reichen sind. 

Ist eine Patronatskirche zu visitieren, so erfolgt Anzeige 
auch an den Patron bezw., wenn er einen Vertreter für die 
Wahrnehmung seiner kirchlichen Interessen bestellt hat, an 
diesen. Ihr ist die Bemerkung hinzuzufügen, dass dem Patron 
bezw. dem Vertreter eine Teilnahme an der Visitation frei- 
stehe. 

Sind die Visitationsfragen beantwortet eingegangen, so 
nimmt der Superintendent davon Kenntnis und übersendet die 
auf die kirchliche Vermögensverwaltung bezüglichen Fragen 
98—114 mit den Antworten ohne Monita dem weltlichen Kon- 

') S$ 5, Ziff. 3 des Gesetzes vom 23. September 1891. 

R 2) Konsist.-Bek. vom 31. Juli 1899, Anl. A, sub 3b. 

!) Bek. des Landes-Konsist. vom 22. April 1901. 

R 4) Konsist.-Bek. vom 15. Mai 1901. 

5) Angegeben in der Bek. v. 18, Mai 1892, Anl. B. 

R6) Angegeben in der Konsist.-Bek. vom 31. Juli 1399, Anl. B, 

785 Ziff. 2 des Gesetzes vom 28. September 1891. 

RS) 85 Ziff. 2 des Gesetzes vom 8. August 1898. 

») Soweit die Fragen auf solche Gegenstände Bezug haben, die 
dem Geschäftskreise der Kirchenvorstände angehören, erfolgt die Be- 
antwortung durch diese. — $ 5 Ziff. 2 des Gesetzes vom 28. Septem- 


ber 1891. 
R 10) Ebenso nach $ 5, Ziff. 2 des Gesetzes vom 8. August 1898. 
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kommissarius®!), aber nur weun dieser im Visitationstermine 
erscheinen will. 


IV. Die Visitation erstreckt sich auf alle kirchlichen An- 
gelegenheiten der Gemeinde, insbesondere die Verwaltung des 
Pfarramtes — bei Superintendenturpfarren auch auf die Ver- 
waltung des Aufsichtsamts?)®°) —, die kirchliche Leitung des 
Religionsunterrichts in den Volksschulen, die Amtsführung der 
niederen Kirchendiener, den kirchlichen und sittlichen Zustand 
der Gemeinde und die Wirksamkeit des Kirchenvorstandes; 
und endlich den Bestand und die Verwaltung des kirchlichen 
Vermögens *) #5), 


V. Am Tage der Visitation wird mit dem Visitations- 
gottesdienst begonnen. Er ist stets ein Hauptgottesdienst®) * 9), 
in dem der Pfarrgeistliche, oder wenn mehrere vorhanden sind, 
der zuvor vom Superintendenten dazu bestimmte Geistliche die 
Predigt zu halten hat. Das Konzept dieser Predigt ist abzu- 
liefern und später vom Superintendenten den Visitationsakten 
beizufügen. Nach der Predigt des Geistlichen hat auch der 
Superintendent eine Ansprache zu halten. 

Während des Gottesdienstes ist der Gemeinde anzuzeigen, 
wann und wo etwaige Beschwerden gegen die Verwaltung des 
Pfarramtes oder die Dienstführung anderer Gemeindeorgane 
anzubringen sind, auch dass zur Vorbringung solcher Be- 


R3) Nur die Fragen ad V des Verzeichnisses betreffend Bestand und 
Verwaltung des kirchlichen Vermögens und nur dann, wenn der welt- 
liche Kommissar seine Teilnahme erklärt hat. Konsist.-Bek. vom 31. Juli 
1899, Anl. A, sub 2 ı. £. 

?) Hierüber besondere Visitationsfragen: Bek. v. 18. Mai 1892, Anl. ©. 

%3) Hierüber besondere Visitationsfragen: Bek. v. 31. Juli 1899, Anl. €. 

*) 8 4 sub a bis f des Gesetzes vom 28. September 1891. 

R5) „Die Aufsicht über die kirchlichen Vermögensverhältnisse und 
ihre Verwaltung steht erst in zweiter Linie“. Konsist.-Bek. vom 31. Juli 
1899, Anl. A, sub 1. 

6) $ 5, Ziff. 1 des Gesetzes vom 28. September 1891. 

R?) Ebenda sub 5. 
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schwerden jedes konfirmierte Gemeindeglied werde zugelassen 
werden !)*® 2), 

Nach gehaltenem Gottesdienst hat der Superintendent 
zunächst mit dem Geistlichen und den sonst an der Visitation 
teilnehmenden Personen zu verhandeln, auch etwaige Wünsche 
und Beschwerden der Gemeindeglieder entgegenzunehmen °)* ?). 
Sodann erfolgt, wenn der weltliche Kommissar teilnimmt, unter 
dessen Leitung die Revision der Geschäftsführung des Kirchen- 
vorstandes ’)" ®); insbesondere hat der Rechnungsführer Rech- 
nung zu tun und den Kassenbestand zu belegen. Finden sich 
dabei Mängel, so ist der Tatbestand in den Visitationsbericht 
aufzunehmen") und weitere Verfügung des Konsistoriums ab- 
zuwarten. 

Ausserdem hat eine Katechisation stattzufinden, welche 
gleichfalls vom Pfarrgeistlichen, eventuell von einem durch den 
Superintendenten zuvor bestimmten Geistlichen der Pfarre ab- 
zuhalten ist. Im Anschluss daran hat sich der Superintendent 
selbst von den Kenntnissen der Konfirmanden durch eine kurze 
Prüfung zu überzeugen ®)*?). 


') Dies ist zwar ausdrücklich nur für die Abkündigung des Visi- 
tationstermins, nicht aber auch für den Visitationsgottesdienst selbst 
vorgeschrieben. Es dürfte ein solcher erneuter Hinweis aber nichts- 
destoweniger zweckentsprechend sein. Vgl. auch Bekanntmachung vom 
18. Mai 1392, Anlage A, Ziff. 6. 

R?2) Wie in der lutherischen Kirche. Vgl. Bekanntmachung vom 
31. Juli 1899, Anlage A, Ziff. 6. 

®») L.c. sub 6 und 8. 

R4) L.c. sub 7 und 8. Etwas abweichend von der lutherischen 
Kirche, aber wohl mehr in der Form als in der Sache. 

ab el 

R®) L. c. sub 12. 

R?) Nimmt der weltliche Kommissar teil, so soll ein besonderes 
Registratum durch ihn erfolgen. Ist der geistliche Visitator allein, so 
hat dies nur dann zu geschehen, wenn wesentliche Mängel vorgefunden 
werden, für die sich im Bericht keine geeignete Stelle findet. 

el>e. sobE 10. 

B>) 7, c. sub 11. 
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Den Schluss der Visitation bildet eine eingehende, ver- 
trauliche Besprechung des Superintendenten — ohne Zuziehung 
des weltlichen Kommissars — mit dem Pfarrer über dessen 
Amtsführung im allgemeinen und die besonderen aus dem 
gegenwärtigen Stande des kirchlichen und sittlichen Lebens 
der (emeinde sich ergebenden Aufgaben !)"*?). 


vVI. Nimmt der weltliche Kommissar an der Visitation 
teil, so steht ihm das Recht der aktiven Teilnahme an allen 
Visitationshandlungen — abgesehen von den rein kirchlichen 
Verrichtungen — zu°)"*). In der Kirche gebührt ihm dort, 
wo es üblich ist, ein besonderer Platz. 


VU. Ueber die Visitation ist von dem Superintendenten 
ein Bericht an den Generalsuperintendenten einzusenden. Darin 
ist über die Vornahme und das Resultat eines jeden Visitations- 
aktes zu berichten. Die Hauptgliederung dieses Berichtes soll 
den Hauptgegenständen der Visitation analog sein. Es ist 
jedoch verschiedentlich noch nach Erlass des (sesetzes die 
Aufnahme einzelner Punkte in den Visitationsbericht an- 
geordnet’). Diese sind auch dann zu erwähnen, wenn daran 


. sub 15. 
as Recht derLeitung steht ihm nur hinsichtlich der kirchlichen 
Vermögensangelegenheiten zu. (L.c. sub 12.) 
R4) Ebenso (L. c. sub 12). 
°) Hier sind folgende Punkte zu nennen: I. Ordnung des Gottes- 


dienstes (Bek. des Landes-Konsist. vom 27. Februar 1891 sub 4 — K.A.Bl. 


8 f.). Darnach ist für Abhilfemassregeln der Superintendent zuständig. 
Aufgehoben ist die weitergehende Ziffer 5 der Bek. des Landes-Konsist. 
vom 29. Juni 1889 (K.A.Bl. 45 ff.). Es ist also im allgemeinen nicht ein 
gesonderter Bericht zu erstatten, sondern nur ein entsprechender Vermerk 
in den Visitationsbericht aufzunehmen. — II. Ordnung der Taufe und Kon- 
firmation. — Bek. des Landes-Konsist. vom 31. Mai 1895 Ziff. 7. — 
Danach ist nur dann zu berichten, wenn sich Mängel gefunden haben; 
und zwar in einem besonderen Bericht. Für Abhilfemassnahmen ist das 
Konsistorium zuständige. Es wird sich immerhin empfehlen, im Bericht 
zu erwähnen, dass auch die Tauf- und Konfirmationsordnung beachtet 
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Ausstellungen nicht zu machen waren. Sollten Mängel sich 
herausgestellt haben, so hat der Bericht sich auch darüber zu 
äussern, was die Kommissarien zur Abstellung dieser Mängel 
im Visitationstermin angeordnet haben, bezw. warum eine solche 
Anordnung als untunlich unterlassen wurde. Liegt ein Fall 
der Zuständigkeit höherer Instanzen vor, so ist in dem Bericht 
stets eine gutachtliche Aeusserung über die etwa zu treffenden 
Massregeln einzusetzen. Beizufügen sind das Konzept der 
Predigt des visitierten Geistlichen und die beantworteten Visi- 
tationsfragen. Der Bericht ist vom Superintendenten abzu- 
fassen. Hat der weltliche Kommissar sich an der Visitation 
beteiligt, so geht der auf die Vermögensangelegenheiten be- 
zügliche Teil des Berichts von beiden Kommissarien aus. Es 
kann auch die Ausarbeitung eines Teils des Berichts dem welt- 
lichen Kommissar überlassen werden, insoweit er sich auf die 
vermögensrechtlichen Verhältnisse bezieht. Sind die Kommis- 
sarien über einen Punkt verschiedener Meinung, so kann jeder 
Kommissar verlangen, dass seine Ansicht mit Begründung in 
den Bericht aufgenommen werde. 

Aufden Bericht ergeht seitens des Generalsuperintendenten !) 


wurde. — III. Seelsorge betreffend gemischte Ehen. — Bek. d. Landes-Konsist. 
vom 28. Januar 1892 sub III. — Danach ist stets im Visitationsbericht 
zu bemerken, dass die über die gemischten Ehen nach dieser Bekannt- 
machung zu führende Tabelle im Termin vorgelegt und die betreffenden 
Verhältnisse mit dem Pastor besprochen wurden. — IV. Vollständig- 
keit und angemessene Aufbewahrung des „Kirchlichen Amtsblatts“, — 
Bek. des Landes-Konsist. vom 17. Oktober 1885 (K.A.Bl. 1885/86, 1f.). — 
Danach ist stets ein Vermerk darüber in den Bericht aufzunehmen. 
Sind Mängel vorhanden, so ist ausserdem noch ein besonderer Bericht 
zu erstatten. 

') Soweit der Visitationsbescheid sich auf solche Angelegenheiten 
bezieht, die nicht zur Zuständigkeit des Generalsuperintendenten, sondern 
zu der des Konsistoriums gehören, ist für das weitere Verfahren nur das 
letztere zuständig. Eine Verschiebung der Zuständigkeit tritt durch die 
Tatsache, dass die betreffende Angelegenheit auf der Visitation zur Sprache 
gebracht und in den darüber ergehenden Bericht aufgenommen ist, in 
keiner Weise ein. 
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der Visitationsbescheid )®?). Inwieweit davon dem Geist- 
lichen und dem Kirchenvorstande der visitierten Gemeinde 
Kenntnis zu geben ist, bleibt dem Ermessen des Superinten- 
denten überlassen. 


VIII. In Superintendenturpfarren tritt bezüglich der Visita- 
tion — auch soweit sie den Kirchenvorstand betrifitt — der 
G&eneralsuperintendent an die Stelle des Superintendenten. Im 
wesentlichen gelten die gleichen Vorschriften’)**). _ 


IX 5)®6), Ausser den ordentlichen sind durch das Kirchen- 
gesetz vom 28. September 1891 noch ausserordentliche Visi- 
tationen vorgesehen. Sie werden von der Kirchenregierung 
entweder für eine einzelne Gemeinde oder für einen ganzen 
Aufsichtsbezirk besonders angeordnet, und zwar sind dafür die 
Konsistorien zuständig. Die Kirchenkommissarien von sich 
aus können eine ausserordentliche Visitation nicht abhalten. 

Zuständig für die Vornahme ausserordentlicher Visita- 


!) Dieser Bescheid ist vom Generalsuperintendenten an den geist- 
lichen Kommissar allein zu richten, denn nur dieser ist ihm unter- 
stellt. Die Pflicht des Superintendenten, seinem Konkommissar von 
diesem Bescheide Mitteilung zu machen, wird hierdurch natürlich nicht 
berührt. 

R2) Art. 6 der Bekanntmachung vom 31. Juli 1398 in der Fassung 
der Bek. vom 6. April 1906 Ziff. IIL. 

®) In denjenigen Gemeinden, in denen ein Generalsuperintendent 
ein Pfarramt verwaltet, erstreckt sich die Visitation auf dessen Amts- 
verwaltung nur dann, wenn dieses vom Landeskonsistorium ausdrücklich 
für den einzelnen Fall verfügt wird. (K.-Ges. vom 28. September 1891 
$ 8). Anstatt des Visitationsberichts nimmt der Generalsuperintendent, 
wenn er selbst visitiert, nur ein Registratum auf, welches kurz in der 
für die Visitationsberichte vorgeschriebenen Reihenfolge das angibt, was 
sonst der Bericht des geistlichen Visitators enthalten soll. 

R4) Ebenso: $ 4 sub f des Gesetzes vom 8. August 1898; Art. 5 der 
Bekanntmachung vom 31. Juli 1889 in der Fassung der Bek. vom 
6. April 1906 Art. II. 

5) $ 6 des Kirchengesetzes vom 28. September 1891. 

Re) S 6 des Gesetzes vom 8. August 1898. 
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tionen sind gleichfalls die Kirchenkommissarien !)E?). Es ist 
jedoch der Kirchenregierung unbenommen, an Stelle oder neben 
ihnen andere Bevollmächtigte zu ernennen. 

(regenstand und Umfang der ausserordentlichen Kirchen- 
visitationen bestimmt die Kirchenregierung. Mangels aus- 
drücklicher Anordnung werden jedoch die Vorschriften über 


die ordentlichen Kirchenvisitationen analoge Anwendung zu 
finden haben. 


8,36. 
Die Introduktion. 


I. An der Bestellung der Geistlichen zum Pfarramt sind 
die Kirchenkommissarien als solche nicht beteiligt. Soweit die 
Besetzung dem Kirchenregiment obliegt, ist das Konsistorium 
zuständig. Soweit die Gemeinde den Pfarrer zu wählen hat, 
erfolgt die Wahl unter Leitung eines „Wahlleiters“, den das 
Konsistorium für jede Wahl besonders ernennt. Gewöhnlich 
wird der Superintendent dazu ausersehen. Ist die Bestellung 
des Geistlichen — eventuell nach vorheriger Wahl der Gemeinde 
oder auf Präsentation des Patrons — durch das Konsistorium 
erfolgt, so verfügt es dessen Einführung. 


II. Die geschichtliche Entwicklung hat gezeigt, wie all- 
mählich die Introduktion zu einem Geschäfte der Kirchenkom- 
mission geworden ist. Es bezogen sich die dortigen Ausführungen 
aber lediglich auf Calenberg. Aehnlich ist es anscheinend in 


!) Es heisst zwar in $ 6 des Kirchengesetzes vom 28. September 1891. 
„Solche (sc. ausserordentlichen) Visitationen geschehen durch den Super- 
intendenten“. Das entspricht aber dem Wortlaut des $ 3, wo gleichfalls 
zunächst von dem Superintendenten die Rede ist, nachher aber trotzdem 
der weltliche Kommissar auch als Visitator bezeichnet wird. — Die Be- 
rechtigung des weltlichen Kommissars, auch an den ausserordentlichen 
Visitationen teilzunehmen, ergibt sich aus der allgemeinen Fassung des 
$ 3 Abs. 3 des zit. Gesetzes. 

R?2) Ebenso. $ 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 8. August 1898. 
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Lüneburg gewesen!). In den übrigen Provinzen gehörte die 
Introduktion zu den Prärogativen des Superintendenten allein. 
Die weltliche Obrigkeit hatte aktiv nichts damit zu tun. So 
war es jedenfalls in Bremen-Verden, im Bezirk des Konsi- 
storiums Osnabrück, in Ostfriesland und im Lande Hadeln. 
Wenn auch hier heute die Introduktion der Kirchenkommission 
obliegt, so rührt das daher, dass ihr bei Einführung in diesen 
Gebieten mit den sonstigen Funktionen auch die Vornahme 
der Introduktion übertragen wurde. Ob diese Uebertragung 
zweckentsprechend gewesen ist, darüber ist es müssig, heute 
noch Betrachtungen anzustellen. Jedenfalls kommt heute über- 
all in der Landeskirche die Introduktion beiden Kommissarien 
(kraft des ihnen vom Konsistorium zu erteilenden Einweisungs- 
befehls) zu. Heute kann der weltliche Kirchenkommissar eine 
Teilnahme am Introduktionstermin verlangen. 


Ill. Was den Introduktionsakt betrifft, so ist lediglich die 
Ordnung des Introduktionsgottesdienstes vorgeschrieben. Ueber 
die Art der Beteiligung des weltlichen Kommissars an der 
Introduktion ist nichts bestimmt. Tatsächlich ist seit dem 
Verschwinden der formellen Einweisung in die Temporalia für 
eine aktive Teilnahme seinerseits kaum noch Raum geblieben. 
Mancherorts verliest er während des Gottesdienstes die Ein- 
weisungsurkunde. Sonst liegen alle Einweisungshandlungen dem 
Superintendenten ob, der auch den Termin zur Einweisung 
festsetzt. 


Ser 
Die rechtliche Natur der Kirchenkommission. 


I. Die Frage nach der rechtlichen Natur der Kirchen- 
kommission kann erst beantwortet werden auf Grund genauer 


) In Anschluss an die Lüneburger Kirchenordnung von 1643 
cap. II$19. Schlegel, Kirchenrecht II, 320. — Vgl. auch den Dannen- 
berger Landtagsabschied vom 28. April 1682 und darüber oben S. 219 ff. 
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Kenntnis der positiv-rechtlichen Gestaltung. Darum ist sie 
erst am Schluss der ganzen Abhandlung aufgeworfen. Es 
konnte das ohne Nachteil geschehen, da das Vorhergehende 
nicht so sehr der Darlegung juristischer Konstruktionen als 
vielmehr der einfachen Auseinanderlegung der bestehenden 
Bestimmungen gewidmet war. 


II. Die Kirchenkommission ist eine Behörde des Kirchen- 
regiments!). Das ergibt sich einmal aus ihrer Unterordnung 
unter die rein kirchlichen Konsistorien und ihrer Ueberordnung 
über die Kirchenvorstände. Das ergibt sich aber ferner aus 
ihrer Zuständigkeit, insbesondere für die rein geistlichen Akte 
der Visitation und Introduktion. 


III. Die Kirchenkommission ist nicht gleichzeitig eine 
staatliche Behörde. Aus ihrer Zuständigkeit lässt sich das 
nicht dartun, denn, wenn es sich dabei auch um kirchliche 
Angelegenheiten handelt, so wäre es doch (theoretisch) 
denkbar, dass durch die Kirchenkommission (oder wenigstens 
durch den weltlichen Kommissar) in Ansehung dieser Ange- 
legenheiten zugleich staatliche Rechte wahrgenommen werden 
sollten. Dass der Kirchenkommission staatlicher Charakter 
nicht zukommt, folgt indessen daraus, dass sie als solche in 
keinerlei rechtlichen Beziehungen zur Staatsobrigkeit steht. 
Sie hat nicht das Recht, Berichte und Anträge an staatliche 
Behörden zu richten. Amtlich hat sie nur mit dem Konsi- 
storium als vorgesetzter Behörde zu tun. Umgekehrt steht 
auch den staatlichen Regierungsbehörden nicht die Befugnis 
zu, die Kirchenkommission bei ihrer Tätigkeit in irgend einer 
Weise mit Anweisungen zu versehen. 


Anm. 2 a.E. Etwas abweichend die Auffassung Schlegels, Kirchen- 
recht II, 323 f.). 

!) Der (ungedruckte) Bericht des Hannoverschen Konsistoriums an 
das Kgl. Ministerium vom 10. Januar 1854 (Acta Generalia des Kgl. 
Konsistoriums zu Hannover K. 18 i) sagt dementsprechend: „Es ist ein 
spezifisch kirchliches Organ. Es ist die helfende Hand des Kirchen- 
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IV. Des weiteren ist es aber unzulässig, die Kirchen- 
kommission zu zerreissen, indem man den geistlichen Kom- 
missar, den Superintendenten, als Vertreter kirchlicher, den 
weltlichen Kommissar aber als Vertreter staatlicher Inter- 
essen hinstellt. Schon daraus, dass die Kommissarien zu- 
sammenarbeiten, ohne dass dem einen vor dem anderen ein 
nennenswerter Vorzug eingeräumt wäre, ist herzuleiten, dass 
beide bei Ausübung ihrer Funktionen nicht von fundamental 
verschiedenen Interessen geleitet werden können. Um so mehr, 
als die Bearbeitung einzelner Geschäfte durch einen Kom- 
missar allein ausdrücklich vorgesehen, auch unter bestimmten 
Voraussetzungen die Vertretung des einen durch den andern 
möglich ist. Auch ist nicht zu übersehen, dass die Mitwirkung 
des Landrats als weltlichen Kirchenkommissars eine etwa er- 
forderliche Zustimmung staatlicher Behörden nicht ersetzt. 
Und wenn auch Beschlüsse der Kirchenvorstände, die der Ge- 
nehmigung der staatlichen und kirchlichen Aufsichtsbehörde 
bedürfen, beiden Kirchenkommissarien zur Herbeiführung beider 
Genehmigungen einzureichen sind, so richtet sich der von ihnen 
zu erstattende Bericht nur an das Konsistorium, welches ihn 
eventuell seinerseits dem Regierungspräsidenten weiter reicht. 
Dass etwa der Landrat an diesen letzteren direkt berichtete, 
wäre in seiner Eigenschaft als weltlicher Kirchenkommissar 
undenkbar; ebenso wie, dass er etwa in seinem Bericht ans 
Konsistorium, im Gegensatz zu seinem geistlichen Konkommis- 
sarius, nicht die kirchlichen, sondern die staatlichen Gesichts- 
punkte hervorhöbe. 


V. Trotzdem ist nicht zu verkennen, dass die Kirchen- 
kommission als eine vollständige Behörde nicht angesehen 
werden kann. Sie hat keinen örtlich einheitlich gebildeten 
Bezirk. Der Superintendent wie der Landrat sind nur Kom- 


regiments“. Und weiter: „Diese Gehilfen sind ... nichts mehr als das, 
was von vornherein die Superintendenten selbst waren und sind“ (besser 
wohl: „nach den Kirchenordnungen hätten sein sollen“). 
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missare für den Bezirk ihres Hauptamtes. Sie werden örtlich 
als Kommissare nur zuständig, weil sie auch in ihrem Haupt- 
amt zuständig sind. 


VI. Ebenso ist das Kirchenkommissariat kein Amt. Das 
geistliche Kommissariat geht im Ephoralamt auf. Und wenn 
auch das weltliche Kommissariat kein Teil des Landrats ist, 
sondern eine kirchliche Funktion, so kommt man doch niemals 
um die Tatsache herum, dass der Landrat auch das Kirchen- 
kommissariat nur als staatlicher Beamter versieht. Das ist 
ein Widerspruch. Aber dieser Widerspruch liegt in den Dingen 
selbst. Man könnte ihn nur beseitigen, indem man entweder 
das Kommissariat als staatliche Funktion ansähe oder aber 
den Landrat in so weit als eine kirchliche Instanz. Wie oben 
gezeigt, würde das eine so unrichtig sein wie das andere. Und 
so unlogisch das auch scheinen mag: rechtssystematisch bestände 
kein Hindernis, statt vom geistlichen und weltlichen vom kirch- 
lichen und staatlichen Kirchenkommissariat zu sprechen. 


VII. Will man trotz dieser nicht zu beseitigenden Wider- 
sprüche für die Kirchenkommission einen Platz im Rechts- 
system suchen, so mag man Folgendes erwägen: 

Das Hauptcharakteristikum einer Behörde ist ihre Selb- 
ständigkeit gegenüber ihren Trägern. Die Behörde ist nicht 
mit ihnen identisch; sie ist ein Drittes. Ihre Mitglieder han- 
deln nicht als Vertreter der Behörde, sondern die Behörde selbst 
ist es, die durch ihre Mitglieder handelt. So ist es auch bei 
der Kirchenkommission. Nicht die beiden Kommissarien han- 
deln neben einander, als einzelne, sondern gemeinschaftlich, 
als eins. Sie haben rechtlich nicht zwei Willen, sondern 
nur einen. Die den Kirchenkommissarien zugewiesenen Kompe- 
tenzen kommen zwar zwei verschiedenen Personen zu, aber 
ihnen beiden als Einheit gedacht. In diesem Sinne ist die 
Kirchenkommission eine Behörde, und es kann ihr nur eine 
Bezeichnung gerecht werden, welche diese Einheit des Wollens 
und des Handelns auch zum Ausdruck bringt. Darum ist es 
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nicht angemessen, sie als „die Kirchenkommissarien“ zu be- 


zeichnen, man wird vielmehr der Rechtslage nur gerecht, wenn 
man von einer Kirchenkommission, von einem Kirchenkommis- 


sariat spricht. Das rechtfertigt auch den Titel dieses Buches. 

Die Unvollkommenheiten, die der Kirchenkommission als 
Behörde anhaften, liegen nicht in ihrer Stellung zu Dritten 
oder zum Kirchenregiment, sondern allein in ihrer Organisation. 
Da aber diese eben nur ein Internum bildet, so wird die 
Behördenqualität dadurch nicht berührt. 

Aber auch diese Unvollkommenheiten mag man nicht 
überschätzen. Was die Verbindung des geistlichen Kommis- 
sariats mit dem Superintendentenamt anbetrifit, so ist es im 
Verwaltungsrecht durchaus nichts Seltenes, dass mit einem 
Amt gewisse Funktionen unlösbar verknüpft sind, ohne doch 
auch äusserlich in ihm aufzugehen. Man denke vielleicht an 
die Stellung des Superintendenten als Vorsitzenden der Be- 
zirkssynode. Und wenn man auch für die Stellung des 
Landrats in der Kirchenkommission schwerlich ein passendes 
Analogon wird finden können!), so mag man doch der Fälle 
provisorischer Versehung von Verwaltungsstellen sich erinnern, 
bei denen dem Versehenden wohl das Recht und die Pflicht 
zukommt, alles das wahrzunehmen, was der betreffenden Stelle 
an Funktionen zugewiesen ist, bei denen ihm aber doch die 
persönliche Stellung fehlt, die dem Inhaber an sich zukäme?). 
Es läge dann in dem weltlichen Kirchenkommissariat nichts 
anderes Seltsames als die Tatsache, dass dies Provisorium eben ein 
Definitivum ist, ein Widerspruch in sich selbst, völliger dogmati- 
scher Erfassung spottend, nur historisch erklärbar als Rest ver- 
gangenen Rechts, keine Konstruktion der Systematik, sondern 
ein Gebilde der Geschichte, nicht geschaffen, sondern geworden. 


‘) Der König als Landesbischof ist Organ des Kirchenregiments. 
Dem entspricht in unterster Instanz aber die Kirchenkommission, nicht 
ein Kommissariat allein. 
?) So fehlt im vorliegenden Fall dem Landrat der Charakter eines 
kirchlichen Beamten, trotzdem er kirchliche Funktionen ausübt. 
IE ER 
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38, 50. 

Franz von Waldeck, Bischof von 
Minden I, 38; 50. 

Friedrich Ulrich, Herzog von Wolfen- 
büttel (1613—1634) I, 117 ff., 
153 ,2193 05,210: 

Friedrich von Hohenzollern, Bischof 
von Halberstadt (1550-1552) 
1830: 


G. 


Gartow, Pfarre II, 264°. 

Geheimer Rat; fürstliche Ratsstube 
I, 87, 99', 161 £.2, 172, 239, 
— dessen Entwicklung I, 175. 

Gehrendorf, Pfarre I, 83°. 

Geistliche Gerichtsbarkeit I, 62, 64, 
78, 108, 127, 144, 148, 158 ff., 
161, 165, 176. 179. 2,190 9272 
226 1.2, 2n8:ulbral, 


Register. 


Geistliche Güter, s. a. u. Pfarrgut 
DenteoBe Les ır 18 105:11,0128, 
BT, 142,8, 148650151 0 10, 
180 f., 194, 196?, 206, 213, 233, 
II, 349 f.; — in Patronatspfarren 
16339818. ,14AI HI170/8.,0186, 
195; — in Württemberg I, 131 £., 
152. 

Gelliehausen, Pfarre I, 101°. 

Gemeinschaftliches Oberamt in 
Württemberg I, 3; I, 263 . 

Generalissimus Superintendens I, 
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Wolfenbüttel-I, 39, 87, 97 ?, 111#f., 
153:11.,.172. 


K. 


Kanzlei — in Calenberg I, 30 £., 87; 
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Katechismus, katholischer, Hein- 
richs des Jüngeren I, 60. 
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— Verbindung mit dem Landrats- 
amt II, 273 #.; — Vertretung II, 
277 2,1281. 

Kirchenkommissarien, Kirchenkom- 
missariat, Kirchenkommission — 
Auskunftsersuchen an dieKirchen- 
vorstände II, 308; Aufsicht über 
die Kirchenvorstände II, 307 ff.; 
— Befugnisse im allgemeinen I, 4 
— Benennung ], 4', 222 £.!, 4', 
225, 2418., 2431; II, 2631; — 
Einschreiten von Amts wegen 
Il, 342 ff.; — als entscheidende 
Behörde II, 294; — als kirch- 
liche und nicht staatliche Behörde 
I, 4; — Genehmigung von Kir- 
vorstandsbeschlüssen II, 318 £.; 
— Geschäftsordnung II, 285 ff. 
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— Organisation 11, 285ff.; — 
rechtliche Grundlagen II, 263 ff. ; 
— rechtliche Natur II, 370 ff.; 
— Rechtshilfe II, 285; — Unter- 
schrift, Form der II, 287; — Ver- 
fügungen andieKirchenvorstände, 
deren Zulässigkeit 11, 313; — Ver- 
mittlung des Geschäftsverkehrs 
zwischen Konsistorium und Kir- 
chenvorständen II, 305; — als 
verwaltende Behörde II, 293; 
— als Vorgesetzte der Kirchen- 
vorstände II, 305 *; — Zusammen- 
setzung 11,271. ; — Zuständigkeit 
im einzelnenI1,305ff.;—Zuständig- 
keit, deren rechtliche Grundlagen 
II, 297 #£.; — Zwangsmassregeln 
gegen Kirchenvorstände II, 315; 
355 fi.; — Territoriale Ausbrei- 
tung: Allgemeines I, 258 ff.; — in 
Arenberg-Meppen II, 2761; — 
in Braunschweig - Wolfenbüttel 
I, 196°; — in Bremen-Verden 
I, 259; — in Hadeln II, 276'; 
— in Lingen Il, 276 !; — in Lüne- 
burg I,259; — in Osnabrück 1,259; 
— ın Ostfriesland I, 260; — städ- 
tische Kirchenkommissionen II, 
264°. 

Kirchenordnung, Calenberger von 
154281#83.1.,2106 2,110 72121; 
— Lüneburger von 1643 I, 259; 
Sächsische von 1580 I, 122 £.°; 
237; — Wolfenbüttler von 1569 
I, 111, 120 #.; Wolfenbüttler, 
von 1615 I, 120?; — Wolfen- 
büttler von 17091,120; — Würt- 
tembergische von 1559 I, 111%, 
124.3.1,.12951184.8:°, 237. 

Kirchenpolizei I, 146; II, 273, 
283. 

Kirchenprovisoren I, 254; LI, 
305 *. 

Kirchenrat, s. u. Kirchenvorstand. 

Kirchenrechnung — Abnahme der 
2,.1177..107°,1512.166.8.,0171, 
TEE En 1960512 10210. 12.072263, 
228, 250 f.; öffentliche Auslegung 
I, 253; — in Patronatspfarren 
I, 186, 189. 

Kirchenrechnungsführung II, 279, 
319; 327. 

Kirchenregiment, Landesherrliches, 


11681,,,88,09333 99... 104; 
— verreformatorisches 39 f.; — 
städtisches I, 6. 

Kirchenstände II, 344. 

Kirchensteuern II, 347. 

Kirchenverordnung und Kirchen- 
gesetz II, 266 !. 

Kirchenvorstand — Annahme von 
Erbschaften II, 327; — Anträge 
an das Kirchenregiment II, 306; 
— Aufnahme von Darlehen IL,319; 
— Aufsicht über Bildung und Be- 
stehen II, 331; — Aufsicht über 
gesetzmässige Tätigkeit II, 309; 
— Berufung zu ausserordentlicher 
Sitzung II, 315; Beschwerde gegen 
seine Beschlüsse II, 334, 349 ff. ; 
— Ersatzpflicht II, 327; — ge- 
nehmigungspflichtige Beschlüsse 
II, 318 £.; — obere Leitung seiner 
Tätigkeit II, 311 ff.; — Prozesse 
des KV 11,313 ?; — bestimmungs- 
widrige Verwendung kirchlicher 
Einkünfte II, 320; — Vorsitzen- 
der des KV II, 305 !, 356. 

Kirchenvorsteher, Kirchenjuraten, 
Alterleute, Altaristen, Aelteste 
I, 151, 166, 187, 254; II, 318; — 
Dauer des KVAmtes II, 331; — 
VorzeitigeBeendigung 11,333,342; 
— Unentgeltliche Versehung II, 
318; Kirchenvorsteherwahlen: An- 
ordnung der KVW II, 332; — 
Ausschluss vom Wahlrecht wegen 
gegebenen Aergernisses II, 334; 
340 ; — Beanstandung der Gültig- 
keit II, 336 fi.; — Ersatzmann, 
Stellvertreter II, 332; 333; — 
Leitung der Wahl II, 332, 335; 
— Wählbarkeit II, 333°, 340, 
— Wiählerlisten, Auslegung und 
Einwendung gegen ihre Richtig- 
heit 334 ff.; — Wahlmodus II, 
336 f. 

Kirchenzucht I, 101, 123, 127, 146, 
179, 

Klosterreform des 15. Jahrhunderts 
I, 42. 

Kneitlingen, Pfarre I, 65 '. 

Köchingen, Pfarre I, 70'. 

Koldingen, Amt I, 68°. 

Kommissar des Erzbischofs von 
Mainz zu Göttingen I, 47, 53 £,, 
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71°; — des Bischofs von Hildes- 
heim zu Steuerwald I, 45. 
Kommission als Grundlage des Kir- 
chenkommissariats I, 128, 164, 
179, 214, 219 6.2, 243. 
Konfirmation der Geistlichen I, 88; 
931, 102, 185. 
Königslutter, Pfarre I, 73°. 
Konsistorien, Entwicklung der K. 
I, 121, 153, 240; — als geistliche 
Gerichtshöfe I, 232; — Besetzung 
1,2121 
Kremlingen, Pfarre I, 80°, 
186 !. 
Kriminalgerichtsbarkeit, Geistliche 
I, 122, 144, 147, 216°. 
Kultusminister als Instanz des 
Kirchenregiments I, 241, 248, 
II, 276°, 298 f., 305. 


1705% 


L. 


Laienbelehnungen I, 72, 
170. 

Landesherrliches Kirchenregiment, 
s. u. Kirchenregiment. 

LandeshoheitinKirchensachen 1, 40, 
42, 173. 

Landeskonsistorium 
1,213:.1022(21) 5241: 

Landessuperintendenten in Calen- 
berg I, 90. 

Landgerichte I, 31. 

Landrenteien I, 27, 312. 

Landtage zu Gandersheim (1601) 


151, 


in Hannover 


1,.1417,21212, 0402914781083 
172, 175 2, 188 ff.; — zu Hanno- 
ver (1639) I, 138 !; — zu Scharn- 


becksLH15.R>. 
Langenholzen, Pfarre I, 76. 
Lauenau, Amt I, 86 2. 
Lauenburg, Herzogtum I, 14!. 
Lauenstein, Amt I, 68?, 92, 96, 


100, 101£., 104, 107 !;— Pfarre 
DR1LO0T% 

Lauingen, Pfarre Lets 

Lehen, geistliche BE, 64,5103.1.% 


— säkularisierte L. I, 67%; — 
LBrief 1,68, 104£.?; ;L@eld 1, "644; 
-- LHerren, geistliche Is 675; 
— LHerren, adlige I], 675; _ 
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— LRevers I, 68; — LUeber- 
tragung I, 67; — LWare I], 64, 
68. 


Lenthe, Pfarre I, 73°. 

Lichtenberg, Gericht E 00 

Liebenberg, Gericht 1, 6g®. 

Liebenburg, Amt 1, 65!, 71%, 73?, 
751,761, 78£2, 

Liedingen, Pfarre I, 70. 

Limmer, Pfarre I, 104°. 

Lindau, Amt I, 14! 

Linden, Pfarre I, 104 !. 

Lingen, Niedergrafschaft I, 14'; 
11979765 

Lobke, Gr., Pfarre I, 64 £.°, 
13 2201045 

Loceum, Kloster I, 150°. 

Lockstedt, Pfarre I, 83 £.°. 

Lühnde, Pfarre I, 73£.°, 773; — 
Archidiakonat I], 73 £.°. 

Lüneburg, Fürstentum I, 15, 259. 

Lutter am Barenberge, Pfarre I, 
20% 


66 \, 


M. 


Mackendorf, Pfarre I, 83. 
Magdeburg, Erzbistum I, 
201. 
Mahner, Pfarre, Gr. I, 71%. 
Mainz, Erzbistum I, 39, 53, 56£.°, 
628,169 1 176 
Mandelsloh, Kanonikat I, 66. 
Marienau, Pfarre I, 100 !. 
Mariensee, Kloster I, 431. 
ne kt Kloster I, 104 £.?. 
Markoldendorf, Archidiakon zu 


Ma 


I, ..97.%;,—' Pfarre Teanez 
180 £.?; — Superintendentur zu 
ua 
Meienkot, Pfarre 1, 83 £.?. 
Melioramentenvergleiche I166, 
II, 279, 292, 330 f., 344. 
Meppen, Amt I, 14. 
Mercenar I, 56 £.?, 65 £.°, 675,68 ££., 


134,,,79.65,.80,,103218% 
Merklin, Balthasar, Bischof von 
Hildesheim I, 35. 
Merseburg, Bistum I, 201. 
Michaelis St., Kloster zu Hildes- 
heim I, 682; 13.60 
Militärgemeinden 126 
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Minden, Bistum 1, 37 £., 51, 54%, 
735; — Domkapitel I, 65'!; — 
vorreformatorisches Kirchenregi- 
ment I, 47 f. 

Minister des Innern I, 248; II, 276, 
299: 

Monita generalia vom 27. August 
a Er 

Münden-I, 80, 90,96, 97 8,173 >; 
— Geheimer Rat zu I, 87, 99'; 
— Kanzlei zu I, 91, 97!, 108; 
— Superintendentur zu I, 91, 
96, 97, 108, 207°. 

Münder, Pastor zu I, 95; — Pfarre 
I, 65°; — weltl. Kirchenkom- 
missar zu I, 219£.?. 

Münstersche Absplissen I, 14. 

Munzel, Gr. Pfarre I, 73°. 


N. 


Nebenerwerb der 
69. 

Neindorf, Pfarre I, 72!. 

Neuhaus a. O., Kreis I, 14. 

Neustadt, Amt I, 104. 

Neustadt a. Rbge., I, 30, 77 ?. 

Niedersächsisch konföderierte Ge- 

meinden I], 5. 

Niederstöcken, Pfarre I, 66'. 

Nominationsrecht I, 170 £.?. 

Nordassel, Pfarre I, 70. 

Nörten, Propstei I, 47. 

Northeim, Stadt I, 103°. 


Geistlichen I, 


v. 


Oberg, Pfarre I, 1862. 

Oberkonsistorium, sächsisches (1580) 
1:237.2. 

Oberpräsident II, 277. 

Oldendorf, Pfarre I, 101°. 

Opfermann I, 77. 

Ordination I, 88, 93 £.?, 96, 102, 
104 f.?, 139, 176. 

ÖOrdnungsstrafen II, 287 £.?. 

Organisationsgewalt in hannover- 
schen Landeskirchen II, 266 ft. 

Orthodoxie I, 204; — Zeitalter der 
15 £.?-(13). 


Sl 


Osnabrück I, 14!, 201, 259. 

Osterode, Pfarre I, 54. 

Ostfriesland I, 14 !, 15 ff.? (19), 254°, 
260. 

Othfresen, Pfarre I, 65. 

Otto cocles I, 47°. 

Otto III. v. Schaumburg, post. Bi- 
schof von Minden I, 35. 


IR 


Patrimonialgerichte I, 184 £.?. 

Patron. TI, 107,2103, 21482 1522140. 
178, 184, 210, 231, 283» 15811, 
331, 349 £.; — als Mitglied der 
Kirchenkommission I, 4; II, 264', 
284; — freies Besetzungsrecht 
der P. I, 93, 170; — Präsenta- 
tionsrecht der P. I, 93, 148, 170, 
184, 188, 256. 

Patronat, adliges 1, 73, 79 £., 93 £., 
168, 184 ff., 189; — geistliches 
I, 73, 795 — landesherrliches 
I, 92, 102; — P. im Verhältnis 
zur Gerichtsherrlichkeit I, 79, 


82. 

Pattensen I, 30, 31, 87, 93 £.?, 97; 
— Archidiakonat I, 64°, 65'; 
— Pfarre I, 65°, 95; — Super- 
intendentur I, 88°. 

Personalgemeinden I, 6. 

Pfarrbesetzung I, 64 ff., 73, 98, 
102, 108, 1222°138,.155, 157, 170, 
176, 216, 256. 

— exspektanzen I, 66, 66°, 151. 

— gutI, 70, 92 4, 165, 194., s. a. u. 
Geistliche Güter. 

— verlehnung I, 73 £., 79, 104 £.?, 
122, 170; — Form der I, 68, 
s. a. u. Lehen. 

— versehung I, 69 £.°. 

— wittum II, 330. 

— — svergleiche II, 345. 

Philipp, Sohn Heinrichs des Jün- 
geren I, 38. 

Polizeistaat I, 203. 

Poppenburg, Amt I, 96. 

Präsentation I, 82, 88£.%, 170 £.?, 
184, s. a. u. Patron. 

Prezelle, Pfarre II, 264°. 

Probepredigt I, 104 £.?. 
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Prüfung der Kandidaten I, 122, 
156, 156% 


0. 


Quedlinburg, Vertrag zu (1523) 1,35, 
38. 


R. 


Ratzeburg I, 201. 

Realinvestitur I, 76, 104 £.?. 

Rechtshilfe II, 285. 

Rector 1, 56 £.°. 

Reform in Calenberg I, 113. 

Reformation, Wirkung auf die ka- 
tholische Kirchenregierung I. 51, 
58. 

— sjubelfest I, 15 f.? (17). 

1 syisitationen Piano 22,050 
166 £.}. 

Regulativ vom 29. September 1888, 
Zuständigkeit zum Erlass II, 299. 

Reservat I, 69. 

Reservatrechte I, 121, 155. 

Ressortteilung I, 207 £.!. 

Restitutionsedikt I, 119. 

Restorf, Gemeinde II, 264°. 

Rodewald, Amt I, 661; — Pfarre 
I, 104. 

Rottorf, Piarre I, 73°, 802. 


S. 


Sachbeschwerde, s. u. Berufung. 

Sachsen, Kircheninspektion in I], 3; 
11, 263°. 

Säkularisation I, 79, 131. 

Salsdorf, Pfarre I, 83°. 

Salzdahlum, Gericht I, 66!, 702. 

Salzhemmendorf, Pfarre I, 102°. 

Sarstedt, Pfarre I, 73 £.?. 

Sattler, Basilius I, 15 ff.? (18), 153 £.*, 
175, 205. 

Scharnebeck, Landtag zu I, 15£.? 
(16). 

Schaumburg-Lippe II, 263%. 

Schenkungen, Annahme von II, 327. 

Schladen, Gericht I, 65°, 83 £.?; 
— Pfarre I, 83 £.”. 
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SchmalkaldenerVisitation in Wolfen- 
büttel I, 44°. 

Schmalkaldischer Bund I, 28, 39, 
50, 52. 

Schöppenstedt, Gericht I, 69 !. 

Schösser I, 2331, 2351, 

Schulenrode, Pfarre I, 73°, 80. 

Schutz- und Schirmpflicht der welt- 
lichen Obrigkeit, s. u. Bracchium 
saeculare. 

Seelze, Pfarre I, 104. 

Seesen, Amt I, 73°. 

Selbstverwaltung I, 238, 249, 253, 
258; IL, 298, 334°. 

Siersse, Pfarre I, 66', 70. 

Sigismund vonHohenzollern, Bischof 
. Halberstadt (1557—1566) 
‚36. 

Spezialsuperintendenten I, 123, 
126. 

Spiegelberg, Grafschaft I, 104. 

Springe, Amt I, 67. 

Städtisches Kirchenregiment I, 6. 
Städte, kirchlich selbständige St. 
Hannovers I, 4, 5£. 
Staufenburg, Amt I, 54. 
Stederdorf, Pfarre I, 99. 
Steinbrück, Gericht I, 

Br 

Steinwedel, Pfarre I, 73 £.°. 

Stellvertretungsliste II, 277 !. 

Steuern, katholische, vom Klerus 
1,159 

Stiftungen I, 106°; II, 322. 

Stolgebühren II, 280, 347 ff. 

Streithorstsche Partei I, 118. 

Subjektivismus I, 15 £.? (17). 

Sühneverfahren in Eheprozessen 
I, 146, 161. 

Sülte, Kloster zur I, 73 £.°, 104 '; 
— Propst zur 1, 64°, 66!, 73£.®, 
104 \. 

Summarischer Begriff (K.-O. von 
1559) 1, 1302715 1% 

Superintendentenamt I, 124!, 232; 
II, 279; — in Städten I, 96. 

Superintendentur zu Calenbergl,92; 
— Holzminden I, 169!; — Mark- 
oldendorf I, 97 3; — Münden I, 90, 
96, 97, 108; — Pattensen I, 88°, 
95; — Wunstorf I, 90. 

Superintendenturpfarren I, 126°, 
160 20, 10a 
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Superintendenturverfassung in Ca- 
lenberg I, 88. 

Superrevision der Kirchenrechnung 
I, 123, 168, 252, 253. 

Suspension vom Amte I, 122, 
216°. 

Synodalbeschlüsse I, 91. 

Synodalstatuten, Hildesheimer, von 
BR#1540 1,45 L... 

Synoden I, 92; — zu Hannover (1555) 
I, 98; — Münden (1545) I, 97; 
— (1547 u. 1549) I, 98; — Pat- 
tensen (1544) I, 97; — Diözesan- 
synode zu Hildesheim I, 61°. 

Synodus.I, 1227, 154 £.%. 


ik 


Teilungsvergleiche II, 279, 292, 330, 
331, 344. 

Thüringische Staaten I, 3; II, 263 *. 

Transport, freier, zu Amtshandlun- 
gen ausserhalb der Kirche II, 280, 
347. 

Trauungsgebühren II, 347°. 

Trebel, Pfarre II, 264°. 


U. 


Unentgeltlichkeit des Kirchenvor- 
steheramtes II, 318, 318®?, 

Unterschrift der Kirchenkommissare 
1172827. 

Urlaub II, 2772. 

Uslar, Stadt I, 93. 


V. 


Vakanzgelder II, 330. 

Valentin von Tetleben, Bischof 
von Hildesheim I, 85 £f., 45 !, 56, 
RE 

Vallstedt, Pfarre I, 70. 

Velpke, Gemeinde I, 83°. 

Veltheim, Gr., Pfarre I, 80%. 

Verantwortlichkeit, Disziplinäre II, 
296. 

Veräusserungsverbot Heinrichs des 
Jüngeren (1529) I, 63°. 

Verden I, 14'!, 201, 259. 


Verfassung von 1833 I, 15 ff.? (21); 
— von 1848 ebenda. 

Vergütung an vicariierende Geist- 
liche II, 330, 330 °. 

Verkauf von Pfarren I, 67. 

Vermächtnisse, Annahme von II, 
327. 

Vermahnung I, 89 £. 

Vermögensrecht, kirchliches I, 233; 
— -verwaltung, kirchliche I, 214, 
254; Il, 327, 349. 

Verus pastor I, 69, 70. 

Vicarius perpetuus I, 56 £.°. 

Visitation I, 89, 99 1, 100, 127,141 ff., 
148, 166 fi., 181, 196, 206, 
2108, 2198. 224%.) 2497251; 
II, 264, 284, 292, 358 ff.; — der 
Patronatspfarren I, 149, 152, 192; 
— der Superintendenturpfarren 
I, 126°, 166 f.!; IL, 368; — von 
1564 in Halberstadt I, 51f.; — 
katholische von 1539 I, 612, 62', 
El a 
621; — von 1561 I, 61°; — 
— Schmalkaldener in Wolfen- 
büttel von 1542 I, 44°; — vor- 
reformatorische von 21559, 
60 

Visitationsbericht I, 144; II, 368°. 

Visitatoren I, 241. 

Vokation I, 104 f.?, 133°, 140, 
156, 196 £.?, 256. 

Völksen, Pfarre I, 66°. 

Vollstreckung der Urteile I, 129. 

Vorreformatorisches landesherr- 
liches Kirchenregiment 1, 39 if. 

Vorreformatorische Zeit, Geschicht- 
liches 25 ff. 

Vorsfelde, Pfarre I, 80 f.*. 


W. 


Wahle, Pfarre I, 69 !, 70. 

Walbeck, Pfarre I, 52°. 

Wallensen, Archidiakonat I, 102°; 
— Pfarre I, 682, 104', 1072. 

Warle, Pfarre I, 73. 

Watenstaedt, Archidiakonat I], 
475, 

Wätzum, Kaplanei I, 104 '. 

Wende, Pfarre I, 101°. 

Wehre, Pfarre I, 67°. 
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Westerhof, Gericht I, 73?, 82 £.', 
187.2: 

Westfälischer Friede I, 201. 

Wetteborn, Pfarre I, 65'. 

Wiedelah, Gericht I, 67°; — Pfarre 
1417023 

Wierthe, Pfarre I, 70!. 

Wilhelm der Jüngere, Herzog von 
Calenberg-Wolfenbüttel (1482 bis 
1495) I, 25. 

Wilhelm IV., König von Hannover 
und England (1830—1837) I, 240. 

Wilkenburg, Pfarre I, 73 £.°. 

Wintzenburg, Amt I, 65, 761. 
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Woldenberg, Gericht I, 65, 68°, 
ER 

Wolfenbüttel, Halbgericht I, 66 ', 
69%, 701; — Herzogtum I, 15. 

Wrisbergholzen, Pfarre I, 81 '. 

Wunstorf I, 62%, 90. 

Württemberg I, 3, 131; II, 263%. 


2. 


Zeugenvernehmungen I, 128, 158 ?, 
164. 
Zivilgerichtsbarkeit I, 144, 147. 
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